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JLIas Publikum erhält in dieser z\v;eyten 
und der folgenden AbtheUung meines Systems 
der angewandten allgemeinen Staatslehre , 
womit das Ganze geschlossen ist , die 
gesammte Staatsverwaltungslehre. Ihr 
Gebieth ist so viel umfassend, und dessen 
befriedigende Entschöpfung erheischt der 
Kenntnisse so viel - und mancherley , des 
Scharfsinnes , des Uberbliks und strenger 
Konsequenz eine so grofse Gabe, dafs nur 
Jemand , der entweder, diese Bedingungen 
nicht kennte , oder in einem hohen Mafse 
Egoist wäre, ohne Schüchternheit die 
Hand an dieses Werk zu legen vermöchte. In 
dieser meiner Bemerkung wird das Publikum 
zugleich das Bekenntnifs eigener Schüchtern- 
heit, mit welcher ich diese Arbeit dem Drucke 
übergebe, aber^uch einigen Grund zu der 
, Voraussetzung finden , dafs ich mir alle Mühe 
gegeben habe , um jenen Eiedingungen zu 
entsprechen , und dafs ich ohne dieses Be- 
wußtseyn nie gewagt haben würde, mit dieser 
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Arbeit hervorzutreten. Ob , unii wie weit es 
meiner ernsten Anstrengung gelungen sey , 
die Schwierigkeiten der Aufgabe zu besiegen, 
und der \Y4Ssei)schafbe^iuan reellep Vorschub 
zu leisten ? können natürlich nur andere Sach- 
verständige entscheiden T 

Jeder meiner Vorgänger in diesem (Je- 
biethe der Vl^issenschaft hat sich seinen eige- 
nen G^ng gewählt, so auch ich; dafs ich die 
allgemeinen Maximen aller Staatsverwaltung 
vorausstellte , diesen die allgemeinen Grund- 
sätze für Gesezgebur^g überhaupt folgen liefs, 
sodann den generellen Normen der Organi- 
sation des Ganzen der Staatsverwaltung (der 
organischen Gesezgebung) einen eigenen 
Abschnitt Avidmete, und nun di^ einzelnen 
Zweige der Staatsverwaltung in eben so vielen, 
ihnen gewidmeten, besonderen Abschnitten 
behandelte , rechtfertigt sich , wie ich glaube, 
durch die Natur der Sache, und, den Zwek 
der Staatsverwaltungslehre. Eben diesem 
Zwecke der Staatsverwaltungslehre konnte 
aber, nach meiner Überzeugung, kaum auf 
eine schiklichere , und dem Bedürfhisse des 
Theoretikers , wie des praktischen Staatsman- 
nes mehr genügende, Weise entsprochen- 
werden, ^Is dadurch, dafs in Ansehung eines 
jeden einzelnen Zweigs der Staatsverwaltung 
vorerst die Prinzipien des , ihm entsprechen- 
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den , Zweigs der Gesezgebung , und sodann 
die Prinzipien seinerOrganisation und Instruk- 
tion selbst erörtert wurden. — Warum ich 
übrigens die Verwaltung des Staats so theilte, 
wie sie getheilt ist, und war am ich 4ie> durch 
diese Theilung entstandenen , Zweige in der- 
jenigen Ordnung behandelte , welche die 
Inhaltsanzeige schon zu erkennen gibt, dafür 
jfinden sich die Gründe in dem Werke selbst, 

Dafs bey Behandlung der Staatsverwal- 
tung überhaupt , und jedes einzelnen Zweigs 
derselben Insbesondere, der, voraus als alleir^ 
gültig dargestellte , Zwek des Staats unverrükt 
von mir im Auge behalten wurde, bedarf 
wohl eben so wenig einer Rechtfertigung , als 
dip ungeschmükte , jedoch gewifs nicht unbe- 
scheidene, Freymüthigkeit meiner Sprache 
einer Entschuldigung bedürfen kann ; denn 
ersteres war unerlafsliche Bedingung des An- 
$pruchs der Konsequenz, und leztere gebührt 
in diesem Gebiethe der Wissenschaft mehr, 
als in jedem anderen, der Wahrheit, weil 
hier unter jedem Zwange leztere selbst noth- 
wendig niitleiden müfste. 

Literatur anzufuliren , habe ich blofs 
darum unterlassen , weil mein unmittelbarer 
Vorgänger in Bearbeitung der Staatslehre , 
Herr K. H, L. Pölitz, diesem Bedürfnisse 
bereits vollständig Genüge geleistet hat, und 
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VI 

ich bemerke dieses ausdrüklich deswegen, 
damit weder Publikum noch Schriftsteller 
insbesondere glauben können, als .habe ich 
den Wertli vorausgegangener Arbeiten in 
diesem Fache mifskannt. 

Dafs die Staats Verwaltungslehre in zwey 
.Abtheilungen erscheint, hat allein seinen 
Grund in der Hüksicht auf die äufsere Bequem-» 
lichkeit der Lesen 

Die Verwaltung der Staaten , soviel dazu 
durch die Theorie mitgewirkt werden kann , 
verbessern zu helfen , ist das höchste Ziel 
dieser Arbeit, und willkommen sey niir jede 
Kritik, welche sie aus diesem Gesichtspunkte 
gründlich prüfen wird. 
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Inhalts anzeige der z wey ten 
Abtheilung. 



Einleitung zur Staatsverwaltungslehre. 
Begriff — Zmek — allgemeine Grundregeln der Siaati- 
vervTaltang ; Begriindung ihr«i Äbtbeilnng in 
Ttrtcliiedene Zweige, und Ueitimmung der lez- 
ter«n, $. Sa^ — 36a. 
Erster Abschuitt. Von der Geteigebung iiber- 
liiiipt. 
Begriff — NothwandigLsii der Geiezgtbung, Allgemeine 
Bedingungen ein«r iweltmUfsigen GeieEgebung in 
AnsehunE; ihrer Materie und Form. Ab(uiungs-und 
Einrübrungian der GeieUe. Zvreige der Getezge- 
bung. i. 3fi3 — 389. 
Zweyter Abschnitt. Von der organiacbenGc- 
.•.gebung. 
Kothwendigleit — Begriff — Zwek — allgemeine Prin> 
lipe — Hauptbestandtfieile der organiichen Geieige- 
bung, j. 390 — 4»7. 
Dritter Abschnitt. Von der Civil- (oder Privat- 
retcbi»-) Geaazgebung undCivitiecbt »pfleg«, 
'fite! r. Von der Civilgeiezf^ebung. 

Notbvrendigkeir — Begrüß — Zwek der CirilgeMige^ 
biing. Allgemeine Principe — Umfang uad Orente— 
Hauf robjckie derielben, (.416 — 438. 
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Titel II. Von der Civilrechtspflege. 

Nothwendigkeit — Begriff — Z wck und Sphäre der Civil- 
rechtspflege. Allgemeine Anforderungen an dieselbe* 
Prinzipien der Organisation und Instruktion der 
Civilrechtspflege, $. 433 — 454- 
Vierter Abschnitt« Von der Strafgesezgebung 
und Strafrechtspflege, 
Titel I« Von der Strafge^esgebung, 

Begriff — Noth wendigkeit — Zwek und Sphäre der Straf«^ 
gesezgebung, Hauptprinzipien in Ansehung ihrer 
Form und Materie. $.46 5--^ 481« 
Titel IL Von der Strafrechtspflege» 

Nothwendigkeit — Begriff — Zwek und Sph'ire der Straf« 
rechtspflege, Hauptanforderungen an dieselbe. Orga» 
nisation und Instruktion der Strafrechtsp£e<;e« 
,$♦ 482 — 611. 
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Begriff — Zwek — allgemeine Griind* 
regeln der Staatsverwaltung» Begründung 
ihrer Abtheilung in verschiedene 
Zweige, und Bestimmung der lez^eren. 

§. 329. 

V V ie das Chaos der regellosen Koexistenz der 
Menschen in ihrem Urzustände geregelt, oder 
die Verwirrung einer, .4er Auflösung eines Staats 
gefolgten, Anarchie wieder geordnet werden 
xaüsse, um die ge&ezlose Willkühr der Menschen 
auf einen« dem Willen der Natur zusagenden » 
Allen gleichen , Gebrauch vernünftiger Freyheit 
zu beacbränkeo? In .welcher bestimmten Art 
und Weise das Prinzip einer rechtlichen Koexi* 
stenzordnung der Menschen, damit seine Aus* 
sierußg dem Zwecke dieser Ordnung stats ent* 
sprechen müsse, zu personifiziren? In welcher 
Form der Staat zu realisiren # oder nach welchen 
Gesezen der bestehende Staat zu reformiren sey» 
damit er stäts die> zur ununterbrochenen Errei» 
4:hüng ^ein^a Zweks erforderliche Qualifikation 
<habe, und sein wahres, nur auf dieser Qtiali« 
iikationr ber übendes ji. Wohl gesichert-werde ? -^ 



zu erörtern » war das Geschäft der , in der ersten 
Abtheilung aufgestellten 9 Staatsverfassungs- 
lehre. Dort wurden die wesentlichen formellen 
Bedingungen jener Sicherung aufgesucht, die 
Mittel zur Bewerkstelligung dieser Bedingungen 
bestimmt f und die praktische Brauch " und Aus- 
führbarkeit jener Mittel nachgewiesen. Die 
Au%abe der Staatsver£assungslehre ist vollständig 
gelöst»: ^emi es nns gelungen ist die Überzeu- 
gung bewirkt zu haben, dafs die»' von uns als 
zwekmäfsig deduzirte , und als ausführbar 
bewährte» Verfassung des Staats, dessen beste 
Verwaltui;ig not h wendig zur Folge haben 
müsse f denn kaum kann es ein gültigeres and 
untrüglicheres Kennzeichen der vollendeten 
■Zwekmäfsigkeit einer Verfassung des Staats 
geben, als die in ihr liegende Bürgschaft 
«einer zweki;näfs]gsten Verwaltung, weil Begrün- 
dung und Sicherung der letzteren das höcliste 
Ziel der Verfassnng ist« • 

§. 330, 
Abstrahirt man nun aber von der ä u fs e r e n 
Konstruktion des Vereins einer, einen Staat, 
bildenden , Menschenmenge , sieht man hinweg 
von der Form, in weldier der Staat und seine 
höchste Gewalt realisirt seyn und wirken soll, 
und fafst dagegen das Materielle^ Was? Art 
und Mittel ins Aug, Wie und Wodurch 
dieses vom Staate und durch die Thätigkeit seiner 
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Macht prodn^irt werden ^olle find feofane? so 
hat man das reine Objekt der Staatsverwal? 
tnng. — Diese bezeichnet den ganzen Vmiang 
der Wirksamkeit des Staats, den Inbegriff seiner 
Thätjgkeit , das Totale seiner Lebensfunktionen , 
lind es bedarf kaum einer Erinnerung , da£s der 
Zwek der Staatsverwaltung kein anderer seyn 
könne, als der Zwek des Staats selbst; denn, 
den Staat verwalten, heilst la nicht« anders, 
als, den Zwek des Staats erstreben« den Staat 
auf der Bahn zu seinem Ziele fähren. ■=— r Dib 
Aufgajbe der Staatsverwaltungslehre iimfafst so- 
nach die Zeichnung der Thätigkeit. des Staats 
in ihrem ganzen Umfange, die Bestimniung aller 
der Mittel, welche zur Erreichung d^ Staats« 
a^weks in Wirksamkeit gesetzt w^rdeii jPfttU^eii« 

§, 331, . ; 

Grofs ist der Umfang der Thatigkeit > welche 
zur Erreichung des Staatsz^eks erheischt wird. 
MaBoichfaltig sind die Mittel , von deren , gleich-» 
;ceitiger oder successiver^ Wirksamkeit das 
l>ezielte Produkt des Staats nur erwartet werden 
kann ; und soll bey aller Geschäftigkeit das eigent^ 
lich^ Ziel nicht dennoch verfehlt werden, $Q 
mufs in jener Thatigkeit die strengste Kon se- 
inem; ,, im Gebrauche jener Mittel durchgängige 
2wekmäfsigkeit und Harmonie herrschen ; For** 
derungen § welche die Gewähre ihrej Gültigkeit 
in dei; N^tur . der Sache selbst uiit ^iob füJ»reiif 
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demnanli Iceiner Begründung bewürfen können.— 
Soll nun die Staatsverwaltung diesen unerlnfs« 
liehen Anforderungen an sie genügen , fo müssen 
ihr zur u na bweicli liehen Richtschnur ihres gan* 
Ben Verfahrens diejenigen Maximen dienen, 
durch deren Befolgung die Zwehmäfsiglceit ihre* 
Streben«, der Einklang aller ihrer Operaiioneo 
schlechthin bedingt ist, und die sich eben darum 
als die QDentbehrlichste Grundlage aller ihrer 
Äufserungwi bewähren. Von der Aufstellung 
dieser Maximen mufs demnach auch die Staats» 
Verwaltungslehre notbwendig ausgehen, weil 
vor Berichtigung derselben auch nicht ein Schritt 
in das Detail der Verwaltung mit Sicherheit 
gewagt werden konnte, weilohne solcheGrund« 
regeln das ganze Lehr • und Kunstgebäude alter 
festen Basis, aller bestimmten Kriterien oderBe- 
Brtheitung seinerTauglichkeit ermangeln würde, 
§. 332. 
DieStaateverwaUnngumfafst in einem, 
eben so einfachen als richtig bezeichnendem. 
Ausdrucke den ganzen Gesch^ftsumFnng der 
Staatsgewalt} diese aber bezeichnet nichu 
mehr und nichts weniger als, den Inbegriff der 
Behigniise und Verbindlichkeiten, die Mittil 
Eur Erreichung des Staat^zweks zn 
wählen, aufzubietben , und in Vollz.ug zu brin- 
gen; Becht und PAicht, den Zwek des Staats 
zu realUiren, AUe£ demnach, vra« geschehen 



miifs f clamit der Zwek dei« Staat.«! erreicht tverde, 
liegt im Umfange der Staat5?vei"waltung;. alles 
andere hingegen , was diesem Zwecke fremd 
ist, liegt aufser ihrem G^biethe; zu allem dem> 
•wodurch die Erreichung des Staatszweks bedingt 
ist« hat die Staatsgewalt das Recht zn zwingen; 
über jene Grenze hinaus gibt es für sie kein Recht 
zum Zwange, folglich auch für die Unterthanen 
keine Pflicht zu gehorchen. — Aus diesen unbe- 
streitbaren Prämissen fliefst als erst^ Regie» 
rungsmaxime der Saz; das einzige Ziel 
aller Funktionen der Staasgewalt ist— • 
der Zwek des Staats; sie erfüllt ihre Bestim- 
; mung in dem Mafse, in welchem sie die Errei- 
chung des Staatszweks bewirkt ; sie überschreitet 
ihre Grenze und entartet,* !$obald sie ihrer Thä- 
tigkeit defm wahf^en Staat^wecke heterogene 
Objekte sezt. 

r 

Anmerkung, Eanm'soQte man es für nothig halten y 
nnr noch zu erinnern,' dafs der ZweV des Staats das 
einzige Ziel alles Strebens der Suatsverwaltting sey ; 
und dennoch dürfte es^ schwer werden, tmter det 

' Menge g^bener Staaten auch nur wenige aufzuAnden, 
in deren Verwaltung eine ausnahmlose Richtung auf— 
ich will nicht sag^n, den wahren — sondern nur 
auf irgend einen Staatf zwek » in deren Kegierungf» 
akten , wenn man sie unter den INtafsstab eines bestimni* 
ten Staatszweks 9 welcher es auch immer stjt stellt, 
nicht die yieiniltigsten Beyspiele der aoutTerbaritcn 
Widersprüche wahrnehmbar wHren! f rejUchist dieio 









ErsfJlieiiiRngiefar eJiklarbtrlteyderVortmiatniiiii dafi 
Doch jcEt tiuien<I«n von Stuubaunten jeder Klu» 
,Zw*k und Wejen d» Su»tM vttllig unbelManle Dings 
•ay<;ii; aber bey ebao dieser Vor4UMeUung dürrt* 
wolil «uch der Wuufcb niclit in Teraigen leyn , dir* 
ticli die Regenten dit kteine Aalgabe gefillen lutea 
' - ' mficbten , um tiber der lliiire jede) TeTtxniinliuigi- 
Malt Ton StuttbeRoiten den Z'vrek dei Stut*, »U den 
iinm«ndelbai«n I>iutcm (lir die Balin der Stuuver- 
' . Y[«Jtung) mir gtüDzeiidea Zügen eingribau cn lawea^ 
iuaif ia dieaen Zügen da* erste Geiei der Stattiver- 
waltpiig «liti «nichiiulicl] gegenvrlnig ley , und damit 
die wenigen Unmrirjiieteren den Seiteniprilngen ihrer, 
mit der Tendenz des Suit« minder Tertrauien i Kol> 
lege» durch Hinweiaung tat j«pe ZUgs WfÜg lu 
Iwgegnen rernilelueo, 

5. 333, 
Unmittelbare Folgerungen aas jener 
ersten Regierungsmaxime sind: 1) der einzig 
gültige Mafsstab jeder, von der Staatsgewalt oder 
im Namen derselben ?u treffenden, Verfügung 
oder Veranstaltung ist ihrey den Zwek des 
Staats befördernde oder behindernde, 
Wirkung, und sie kann onr im ersten Falle zu- 
lässig seyn , mufs hingegen im Zweyten Falle 
«chlechthin verworfen werden. 3) Widersprüche 
in der Verwaltung des Staats können nur dadurch 
verhütet werden, dafs sie sich in allen ihren 
Zweigen, ohne Ausnahme keinen Akt erlaubt, 
der nicht durch vorgängige Pfüfung nach dem 



eben bettimmteti MafssUbe die Sanktion seiner 
Zutässigkeit , erhalten hätte. 5) Nur d^attf 
■wenn -alle Bedingungen der Erreichung de» 
Staatssweksi' und zwar in der ert'orderlicheD 
Art, Ausdehnung und Dauer, in Wirksam- 
keit gesetzt. sind, entflicht die Staatsgewalt 
ihrem Berufe, und ist sie über Tadel und Ver- 
antwortlichkeit erhnben. 4)JfedeVer\vendongder 
Staasmacht, — die lediglich realisirt ist als Mit- 
tel für den Verein igungszwek der Gesatmntheit 
der StaatGglieder , nnd nur um der lezteren wil- 
len besteht — fdir Zwecke , die aufser dem Ziele 
des Staats liegen , z.B. für blofs persönliche oder 
Familienprivdtzwecke der Inhaber der Staats- 
gewalt ist Mifsbrauch der lezteren * Despotis- 
mus; sie- ifit überdiels Betrüg des Volks', wenn 
das Wohl des Staats zum Vorwande gebrancht 
wird, und Ungereimtheit, wenn sie von 'der 
Voraussetzung ausgebt, dals di^ Unterthanen 
nur nm der Herrscher willen vorhanden , daß 
die Staaten disponibles F.igenthum ihrer Macht' 
Verwalter seye^i. 5) Für Befehle und Anord- 
nungen , welche den Zwek des Staats nicht beförr 
dero, wohl gar dessen Erreichung behindern, 
existirt keine Verbindlichkeit der Unterthanen, 
zu gehorchen; äenn Befehle und Anordnungen 
jener Art sind- nicht Ausflüsse der Staatsgewalt, 
als solcher, sondern'ernes blofsen PriVatwillens, 
und VntertbQq«« bindet, iä.s solche« nur di« 
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Pflicht, ihr« Hancllunven für den Zwek de» 
Staats benimmeD zu la.<:sen. 
§. 334. 

Der Zwek des Staats ist — Geltung, Sieber' 
heit de.-! Rechte aller seiner Glieder : das Kecht 
eines jeden ist geltend* gesichert, wenn er to 
frey seyn kann * als e« ihm die Natur in seinem 
Zui^ammenseyn mit anderen freyen Wesen sn 
vergönnen Willens ist> wenn jederim Gebrauche 
seiner Freyheit auf die Bedingung beschränkt 
ist> unter welcher alle gleich Frey seyn können. 
Zu einer weiteren Beschrünkung über diese 
Bedingung hinaus exif tirt in der Regel durchaus 
kein Grund; jede weitere Beschränkung der 
Freyheit ist vielmehr selbst Reicbsverletzung, 
«omit Vereitlung des Staatszweke. — • Hierauf 
fitüzt sich dies weyte Regierangsmaxime: 
durch dieThätigkeitder Sit Amtsgewalt 
mufs zwar die (aufser dem Staate zügellose) 
Willkü Kr der Bürger beschränkt, aber 
«ie darf nicht mehr beschränkt werden, ' 
als es notbwendig ist« damit sie alle 
gleich frey, in ihrenRechten gesichert 
seyeo. 

§. 535. 

Folgesätze hiervon sind : 1) Eive Staatsver- 
waltung, welche auf den Karakter der Zwek- 
niäfsigkeit Anspruch macht , darf sich nie eine 
MaTsregel erlauben, wodurch die Frejrheit»- 
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Sphäre cler Staatsbürger im Geliraache ihres per- 
sönlichen oäer Sacheneigenthum? mehr beengt 
■würde , als es clas allgemeine Hechtsgesez io 
AnAvenduDg auf sie gebiethet. 2) Diejenige 
Staatsverwahuog ist die vollkommenste, durch 
welche die nSchste Erreichung des Staatszweks 
mit der möglichst geringen ^eschränkuug der 
Staatsbürger im Gebrauche und Genüsse ihres 
persönlichen und Sacheneigenthums bewirkt 
wird, in welcher stSts ein richtiges Verhältnils 
der geforderten Opfer zu dem eigentlichenBedürf» 
nisse desStaatü statt findet ; denn da ist die Absicht 
des Gesammtwillens erreicht, welcher nor wollen 
bann, dafs geradeso viel, nicht mehr und nicht 
-■weniger, ah derFreyheit und dem Eigentham«- 
aller Einzelnen gefordert werde, als zur Errei- 
chung des gedachten Zweks noihwendig erfor- 
derlich ist. 3) Die Staatsverwaltung ist utti so 
«chlecbter und verächtlicher , je weniger sie sich 
scheut, die Freyheit der Staatsglieder über die 
'Gebühre zu beschränken , und letztere als Ma- 
schinen,' als blofse Mittel zu Iremden Zwecken 
zo behandeln ; denn in einem solchen Staat^ 
sehen die Menschen nicht nur den Zwek ihre» 
Vereins gänzlich verfehlt, sondern sich Kelbst 
in eine noch schlimmere Lage versetzt, als in 
welcher sie sich aufser allem Staate befänden, 
. weil hier ihre Rechte methodisch und nach Re- 
geln verUl« werden. 4) Wenn die Menschen, 
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bereit, einet reehtsgeuiSsjien Besclitünkung 
ihrer Freyheil: sicli zu ffigen , einer solchen me- 
thodifcben Vernichtiinp ihres wesentlichsten 
Karaktera Widerstand entgegensetzen , so bedie- 
nen sie sich nur des, durch das Bechtsgesez, 
ihnen gestatteten ZwdngsrechtSi und eine solche 
Handlung , welche so unstreitig die Sanktion des 
Bechtf^geftezes für sich hat , mit dem Naraeo 
eines Verbrechens stempeln zu wollen , ■wäre 
nicht nur widersinnig, eondern selbst Verbre- 
chen gegen die Gesetze der Natur, 
§. 336. 
Durch die Macht de* Staats soll dieFreyheit 
«Her Staat5glieder, -welche sich in ihrem zügel- 
losen Gebrauche gegeDseitig aufheben würdet 
soweit beschränkt werden , dafs sie sich gegen- 
seitig vertrage ; somit ihr allseitiger Ge- 
brauch möglich sey ; in Ansehung der Freyheit 
aber , und der auf ihr beruhenden Bechtsfiihig- 
keit ist zwischen Menschen und Menschen kein 
Unterschied; denn, wie sie Einem zuktimmt« 
kömmt sie Allen zu , und wie sie AUen zu- 
kömmt* kömmt sie jedem Einen zu. Da nun 
(das Becht in der Einschränkung der Freyheit 
Aller auf die Bedingmig ihrer gegenseitigen Ver- 
träglichkeit besteht, dl» Subjekte aber in Anse- 
hung der Freyheit, als, der Basis des Bechts, 
einander gleich sind« so mufs auch das, was 
ausderFreyheitfolgt, und umibr«r selbst willien 
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»eyn soll , nämlich die Einschränkung derseU 
bea auF die angezeigte Bedingung , in Allen 
nnd für Alle gleich seyn; denn das BedingliB 
geht nicht weiter, als seine Bedingung , di« 
Folge nicht weiter als ihr Grund, nnd as Väist 
eich kein Grund gedenken , warum in der Regel 
die Freyheic des ^nen mehr beschcäukt werden 
dürfte» als die des Anderen. 
§. 557. : 
Die ■ Gemeinschaft oder Koexistenz diec 
Menschen ist ein Zustand der Wiikung und Ge- 
genwirkung; und die rechtliche Koexistenz 
derselben ist ein Zustand einer , Auf dicr Bediiv 
gung derFreyheit Aller beschrankten^ Wirkung 
und Gegenwirktiiig. Da sich «her ätle Menschen 
an Freyheit gleich sind, so kann der Zustan(^ 
■welcher um der Freyheit willen seyn soll, auch 
nicht auf andere , als , Allen gleiche , Bedin* 
-gungen gegründetwerden ; mithin kann im bür- 
gerlichen Zustande die WiUkühr in der Wir- 
kung und Gegenwirkung nur naoh dem Gesetze 
der Gleichheit eingeschränkt werden. So 
wenig also auch die, von der Natur selbst gestif- ' 
tete, Ungleichheit der^Rechte in Ansehung 
ihrer Objekte und ihres materiellen Um- 
-fanges im Staate aufgehoben .wenden kann, und 
'darf, so gewifs mufs dagegeo'.die , von der Na- 
tur selbst — dadurch, dafs sie alle Mensehen 
«U gleich- freye^ W«sen. schuf — gewollt«* 
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Gleichheit der Rechte ihrer Fot*m aach, 
im Staate und durch den Staat gebandhabt wer- 
den , und die streogste Beachtung der f o r- 
malen Kecbtsgieichbeit Aller ist di&mnach un- 
erlafslicbe Bedingung einer, ihrem Zwecke ge- 
nügenden , Staatsverwaltung. — Hierdurch 
):ecbtferiigt sich, als dritte. Begierungs- 
maxime, die Nothwendigkeit » alle 
Staatsglied er (sp lange sie durch Verbrechen 
ihre Freyheit nicht verwirkt habfln) iii Anse- 
hung der Beschränkung ihrer Frey^ 
heic vollkommen gleich zu halten 
und zu behandeln. 

§. 538. 
Korrolarien , hiervon sind : 1) Was irgend 
Einer im Staate thuen» wekhen Gebrauch er 
iron seinem persönlichen oder Sachene]|i:eii- 
thume machen darf» dasselbe Inufs auch unter 
gleichen Umständen jedem Anderen ^u thuen» 
denselben Gebrauch mufs ihm von seinem £L- 
genthume zu machen gestattet seyn» 2) Was 
um der Möglichkeit der Freyheit AUer willen 
überhaupt unterbleiben mufs f darf keinem 
Einzelnen verstattet werden ; was irgend an 
einem Staatsgliede strafbar ist,, mufs es an Allen 
seyn. 3) Wozu irgend ein Glied des Staats yx>u 
einem anderen rechtlich gezwungen werden 
darf, eben dazu mufs dasselbe ' unter gleichen 
Bedingungen und YerhäUnisseri jedes andexe 
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ebenüdls i;wi»gen dürfen. 4): Welches Recht 
irgend Jemand itn Staate erwarben kann, vaaü 
unter gleichen Voraiissetsungen fiir jeden And«^ 
reu erwerblich seyn, und durchgängige Gleicl» 
beit des Reohtsanspruch« statt finden. 5) 
Z>ar«h Gestattung oder Duldung von, die for- 
male Rechtsgleichheit verletzenden, Vorrecht 
ten und Privilegien für einzelne Personen oder 
Stünde im Staate, seit sich die Staatsverwal- 
tung mit ihrem Zwecke , und folglich mit sicfc 
selbst in Widerspruch * welcher weder durch 
vermeintliche Privat vortheite der Ge^valt$- 
inhaber , noch durch daa Alter jener Mif*- 
bräuche gehoben zu werden vermag. 6) Dl« 
Verstattung der Vererbung solcher Vor» 
rechte (deren Name schon ihre Widerreclitlich- 
keit ausdrükt) und, Privilegien ist ein erhöh- 
ter Milsbraoch der Staatsgewalt, welcher übet 
kurz oder lang auf die ' Inhaber der letzteres 
verdierbUch zurükwirken mufs , so gewifs d\6 
Natur am Ende unausbleiblich ihre Rechte be- 
hauptet. 7) Aus blofser Gnade ertheilt« 
Steuerbefreyuiigen oder Srleichterungen für 
einzelne Personen oder Klassen sind ein unver- 
antwortlicher Raub an dem Eigenthume derje- 
nigen, welchen der, durch jene, die formal« 
Rechtsgleichheit verletzenden , Begtinstigungei^ 
veranlaf'fte Steuerausfall zur Last kömmt. 8) 
Alle, eine Ungleichheit de4 Rechts seiner Form 
) 
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nach stSpuIireti^en , die Gleichheit des'Becht»- 

«Qspruchä unter den Slaatjgliedern auOtebenden, 
Verträge sind, so alt sie auch immer seyn mö* 
gen, durchaus unverbindlich > weil ein* das 
Recht verletzender , Vertrag in »einem Ur- 
fipronge nichtig, und diese Nichtigkeit dmrcb 
keine Dauer des Unrechts beUbir ist. 

s- 339. 

Der Staat ist nothwendiges . Mittel zur 
Rechtskraft des Naturrechts * unumgänglicbe 
Bedingung, unter welcher den Aussjfriichen des 
natürlichen Menschen- und GeselbchaftsrechtSi 
zwar nicht er^t Gültigkeit, aber Geltung und 
Bestand , Leben und Wirklichkeit verschaft 
werden können 1 und eben diese Geltung und 
Wirklichkeit des Hechts ist des Staats einzig 
wahrer Zwek. Darum wurde die Rechtsange» 
messenheit als die positive Redingung, und 
die, die Geltung des Rechts befördernde, Wir- 
kang als der positive Mafsst^b der Zulässig- 
keit jedes Mittels aufgestellt, dessen sich die 
Staatsgewalt , aU solche * bedieneit dürfe. — ^ 
(n.wieferpe nun abqr derSta»t, als eine Meng« 
vernü.nfciger Wesen, und die. Staatsge- 
walt, als deren Repräsäntant, entschieden nicht 
sninder unter der Verbindlichkeit des. Sitten- 
gesetzes, als unter dei: Verbindlichkeit des 
Bechtsgesetzes, tteht, insoferne ist es für sich 
klar, dafs, wenn gleich die Realisirung des 
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Sittetigesetzes im Zwecke des Staats nicht be<* 
griffen ist, dennoch die Staatsgewalt bey allen 
ihren Funktionen das Sittengesez insoweit be* 
rüksichtigen müsse > dafs sie wenigstens niöhts 
gegen das leztere unternehme, dafs ihr Ver* 
fahren den Geboten der Moral nicht wider-, 
spreche , weil der vernünftige Gesammtwille 
unmöglich irgend ein Mittel zur Geltung des 
Rechts wollen kann , welches der Sanktion de$ 
Sittengesetzes ermangelte« 

§* 340. 

Das Sittengesez bildet sonach eine tioth^ 
Mrendige Schranke, eine Umzäumung für die 
Wirksamkeit der Staatsgewalt > welche von der 
lezteren, ohne sich des Karakters der Vernunft- 
gemäfsheit zu entäufsern > nie übersprungen wer«* 
den kann und darf; die Forderungen des Sitten- 
gesetzes bilden sonach den unumgänglichen 
negativen Mafsstab der Zulässigkeit jedes 
Mittels, dessen sich die Staatsgewalt zur Errei* 
chung ihres Zweks bedienen will; und hierdurch 
techtferügt sich , als vierte Regierungs- 
maxime, der Grundsaz: dafs die Staats- 
gewalt unter keinerley Umständen 
oder Verhältnissen so etwas statuiren 
oder unternehmen dürfe, was den Ge- 
boten d er Sittenlehre zuwider wäre, 
. weil auch sie, als Staatsgewalt, vondemZwang« 

B e h T Suatikunst 11. Abih« 2 
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an die Gebote der Moral unerlafslich gebunden 
sind 9 eben so auch Aggregate vernünftiger In- 
dividuen 9 die vermittelst ihrer Verbindung zu 
einem gemeinsamen Zwecke Eine Person ^ > 

einen Staat» ausmachen 9 in ihrer Wechselwir- 
kung mit anderen Aggregaten gleicher Natur 
nothwendig der Verbindlichkeit des Sittenge« 
setzes unterliegen 9 von welcher sie durch kei-* 
nen» wenn auch noch so grofsen , materiellen 
Yortheil entbunden werden können. 

Anmerkung« Wohl kennt man die* Gründe 9 welch« 
gewisse Menschen ziir Beschönigung der Uusittlichkeit 
in der Politik aufzustellen , die sittenlose Dreistigkeit 
hatten* Allein ihre Schwache und Blöfse ist längst 
aufgedekty und eine Politik jener Art trägt mit Recht 
die tiefste Verachtung und den Fluch des edleren Theil« 
der Menschheit« Warum hUUt man denn immer di« 
unmoralischen Auswüchse der Politik in ein tiefe» 
Dunkel 9 und legt sie nur in geheimen Artikeln 
nieder ? Warum scheut man sich > damit nnmittel* 
har ans Licht zu treten , wenn man wirklich dazu be« 
fugt zu seyn glaubt ? Ist nicht eben diese Lichtscheu« 
der sprechendste Be^^iß» dafs jene trügerischen und 
ewig betrogenen » Staatskünstler die Unhaltbarksil 
ihrer sophistischen Beschönigungen aelbst fühlen 1 — » 
Es ist» sollte man denken^ endlich einmal Zeit , sid^ 
von der SLlaverey des bisherigen Irrthums in der Po- 
litik zu entfesseln y auch in, den Staatsverhaiidlungea 
der Sünde sicif 2u schämen » die Unverlezlichkeit 
des Sittengeset'xes auch in der Wechselwirkung de» 
Staaten öff^^ntjich antuerkennon and geitctnd zu machen^ 
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und 80 die Politik wieder zur Würde einer, der US« 
hieren Bestiroinung vernünftiger Wesen eattpreclien* 
den 9 Kunft zu erheben. 

§. 342. 

In ^en bisher aufgestellten vier Regierungs- 
maximen sind die allgemeinen Bedin« 
gungen niedergelegt, an welche die Staats- 
verwaltung unter allen Umständen und Verhält- 
nissen in der Auswahl der Mittel zur Erreichung 
des Staatszweks ohne Ausnahme schlechterdings 
gebunden ist > und deren Vernachlärsigung noth- 
wendig ein Austritt aus dem rechten Gleise der 
Staatsverwaltung , ein unverkennbarer Mifs- 
brauch der Staatsgewalt seyn würde. Inso* 
ferne nun aber blofs die Richtung und 
Grenze der Thätigkeit der Staatsgewalt im 
allgemeinen ge:;^eicluiet ist, leitet der natüiiiche 
Gang der Untersuchung zunächst auf Bestim- 
mung des positiven Gehalts 9 und zwar zuför- 
derst der allgemeinen Qualitäten dieses 
Gehalts jener Thätigkeit. — Bey diesem Begin- 
nen kömmt vor allem die allgemeine Regel der 
Klugheit zur Sprache , welche — in ihrer An- 
wendung auf den Staat, als R^gierungsmaxime 
ausgedrükt — aus den zu Gebothe stehenden, 
diejenigen Mittel zu wählen gebiethet , die, 
unter stäter Berüksichtigung ihrer voraus be- 
stimmten allgemeinen Bedingungen, den Staats- 
, zwek möglichst leicht, sicher imd voll- 
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( 

Ständig zu realisiren, nnfcr den gegebenen 
Uinständen die tauglichsten und.geschik« 
t esten sind» 

§* 545. 

Der Zwek der Staatsverwaltung ist, die 
Freyheit der Menschen, welche in ihrer Ver- 
einigung den Staat bilden, auf die Bedingung 
ihrer Verträglichkeit im allseitigen Gebrauche 
ÄU beschränken, und, wie sich von selbst ver- 
steht, den Staat selbst, als die Anstalt für diesen 
Zwek, in seiner Integrität zu behaupten. Als 
die natürlichste und unerlafslichste Bedingung 
der Erreichbarkeit jenes Zweks dringt sich un-. 
mittelbar auf: — die Zeichnung der Sphäre, 
worauf jeder seine Freyheit um jener Verträg- 
lichkeit willen zu beschränken habe , die Noi>^ 
mirung der, auf die Möglichkeit der Freyheit 
Aller einAiefsenden , Handlungsweise der Staats-^ 
glieder. Diese Normirung findet ihren ein- 
zigen und untrüglichen Kompafs in dem all- 
gemeinen, überall anwendbaren ,' Hechts- 
ges^tze. Fragt man aber nach den taugUch- 
$ten MittJdln, jenen No^oien unausbleiblichen 
Effekt zu verschaffe?» , so kann die gewünschte 
Auskunft unstreitig nur gefunden werden auf 
dem Wege einer stäten Küksicht auf die 
menschliche Natur überhaupt , und die 
Individualitilt der gegebenen Subjekte 
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insbesondere, ^o wie anf die wirklichen und 
möglichen Hindernisse .und positiven 
Bedingungen des bezielten Effekts« 

§. 344, 
Die drey Hauptgattungen der gefbr* 
derten, jenen Rüksichten entsprechenden, Mit- 
tel sind: 1) ein gründlicher Unterricht der Staats- 
glieder überZwek, Noth wendigkeit und Nutzen 
des Staats; 2) eine/ dem Kulturgrade der 
Staatsglieder angemessene, überzeugende fieleh« 
rung der Staatsglieder über Zwek, Nothwendi^« 
keit und Nutzen ^der einzelnen« von der 
Staatsgewalt ausgehenden , Verfügungen und 
Anstalten; und S) wo diese nicht zureicht^ 
verhaltnifsmfäsiger Zwang. — ^ Diese 
Angabe und die« in ihr ausgedrükte, Stufen- 
folge ist das Resultat der Überzeugung, dafs es 
widersinnig sey, die Übereinstimmung freyer 
Wesen zum Erstreben eines Zieb zu erwarten, 
dessen Vorstellung ihnen fremd geblieben ist« 
dafs hingegen , nach dem Zeugnisse aller Erfah- 
rung und M^nschenketintnifs , wo nicht alte 
Menschen , doch wenigstens der gröfsere Theil 
derselben solchen Bestimmungen sich willig 
füge, von deren Noth wendigkeit und Nutzen 
für sie selbst ihnen befriedigende Überzeugung 
geworden ist, dafs es die Würde der mensch" 
liehen Natur erbeische, auf den Menschen vor 
allem durch Vernunft »u wirken 1 und auf diesem 
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"Wege Vonirtheile und Irrthümer zu zerstreneiit 
Leidenschaft und bösen Willen zu fesseln ; dafs 
endlich der Zwang nur erst dann .und da noth* 
^wendig, und mit Sicherheit des Erfolgs anwend- 
bar sey» wann und wo die Sinnlichkeit über die 
Vernunft noch das Übergewicht behauptet. 

^^nmerkun^. Stellt man nnter den Mafsstab dieser^ 

cLoch wohl unleugbar richtigen , Bemerkungen die 

Verwaltung so mancher wirklichen Staaten , so mufs 

man über die gewöhuHdie Yerfahrangsart derselben, 
«^ und die , in ihr zux Regel gewordene Mirahandlung 

des Menschengeschlechta von gerechtem Unwillen er« 

griffen werden« Befehlen— Drohen— u 

Strafen — diefs sind die, beynahe aus schlief sen- ' t 

den, Kunstgriffe der, so hoch gerühmten^ Scaatspraxis, 

wodurch Menschen ^ nicht viel besser, als Thiere, ^^ 1 

dressirt werden , eo Itnge wenigstens, als nicht y i 

Gefahr <7on Anfsen den Verlust des Thronet droht* 
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Bedarf es da noch einer Fragen Warum der Zwek det ^ 1 

■ 'i 
Staaten so selten erreicht werde ? Warum allenthalben ] 

^fUr die Tendenz der Regierungen der Geneigtheit s6 1 

^enig , der Schwierigkeiten und Hindernisse so j 

tele zu linden seyen? — Wer Menschen nicht • . | 

enschlich zu behandeln versteht, der wird mit 

ihnen nie zum Ziele kommen» im Gegentbeile libi^v 

kurz oder lang die traurigsten Folgen ihrer widernt-» | 

tUrlichen Behandlung jiuf sich unvcroieidlich %uruk^ 

^ew^lzt sehen« 

§• 345. 

V 

Zwangsmittel sind für vernünftige^ von 
der Natur frey geschaffen«^ Wesen eben dasji _^^^ 
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was angreifencle Arzneymittel filr den Körper 
sind. Sie können, ohne die möglichste BahuC- 
eamkeit angewendet, sehr leicht zu Gift wer- 
den; denn die ununterbrochene Erfahrung lehrt, 
dafs unnöthig angewendeter» oder auch nur be- 
drohter, Zwang, statt Willfährigkeit, nur Er- 
bitterung und, Widerfpenstigkeit erzeuge; durch 
Zwang allein kann daher allenFalls endlich vom 
Herrscher Unterwürfigkeit, nie aber wahre Folg- 
samkeit bewirkt werden; jener sezt vielmehr 
Staatsgewalt und Unterthanen in eine Art von 
Kriegszustand gegen einander, der nothwendig 
zu einem unübersteiglichen Hindernisse jeder 
harmonischen Wirksamkeit werden mufs; denn 
Widerspenstigkeit macht eine Erhöhung des 
Zwangs nothwendig, und diese wird eine ge- 
steigerte Bitterkeit« und, langsameroder schnei* 
1er zum Ausbruche reifenden , Mifsmuth zur 
Folge haben, Da'gegen bürgt die Natur des * 
Menschen und Erfahrung dafür, dafs selbst die 
foheste Menschenklasäe endlich von der Kraft 
der Vernunft ergriffen, der edlere Trieb'in ihr 
belebt) und für die Einwirkung besserer Motive 
empfanglich werden müsse , dafs bey weitem in 
den meisten Fällen durch gründliche Betehrung,- 
wenn man sich niu: zur Fassungskraft der zu 
bestimmenden herunterzustimmen, die Mühe 
gfbep will.) flller Zwang entbehrlich gemacht, 
und cio€ füf das gan^e Strebei» deF Regierung 
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Aufserst Cürderliche » willfährige Stimmang be« 
wirkt zu werden vermöge« 

§. 346. 
Diesem Reflexionen führen utimittelbar zu 
dein Resultate : dafs die Verwaltung eineSjStaatSf 
der es darum zu thuen ist, den ihr vorgestek* 
ten Zwek auf eine, der Würde der Mensch- 
heit entsprechende, und ihre eigene Bahn er* 
leichternde , Art zu realisiren , sich es zur un- 
abweichlichen Maxime machen müsse : die Wirk- 
samkeit aller ihrer Verfügungen und Veranstal- 
tungen vorzüglich auf eine, dem Kulturgrade 
des Volks angemessene, Belehrung über die Grün- 
de derselben zu bauen , Zwangsmittel aber nur 
da und solange anzuwenden, wo und insoferne 
jene unentbehrlich sind, weil die Gründe jener 
Verfügungen noch nicht als hinlängliche Motive 
der Befolgung derselben wirken, jedoch jene 
immer Anx in solchen Modifikationen eintreten 
zu lassen , bey welchen die allmähliche Ein- 
Schiebung und Anwendung edlerer Motive nicht 
gehindert wird; endlich die Anwendung der 
Zwangsmittel, nach dem Ve^rhältnisse, in wels- 
chem sich die Wirksamkeit anderer Motive er- 
giebt, als unnöthig und selbst zwekwidrig zu 
vermindern , und so sich nach und nach der 
piöglicbsten Entbehrlichkeit demselben zu nähern. 

^nmeirkmig. Es gibt kein sichereres Mittel, den Ge« 
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gen der SuatfgeYralt WillHUirigleit tu Streiten 9 tJm 
Bevnrkung der £üiticht ibrer Zweknuäfsigkeit uimA 
ihres Nutzens. Der TemUnfdge» gutdenkendc Bär* 
^tx wird ficli um so lieber liigen» und selbst den ro- 
hen und mifs vergnügten Theil ^rd die Ansicht des 
Kutzens sur Folgsamkeit bestimmen; Alle werden eich 
durch die , in jener Verfahrungstrt ausgedrückte Ach« 
tung vor ihrer Urtbeilsßlhigkeit geehrt 9 und fainwie* 
derum £ur Achtung der Kegierung gezwungen fühleB« 
Jenes Mittel vvird daher den Zwang in einem hohen 
Grade entbehrlich machen » sobald nur die VerfUgun« 
gen und Veranstaltungen wirklich dem Zwecke des 
Staats entsprechen* Und sollte jenes Mittel nicht un« 
gleich leichter und der Menschheit würdiger seyu^ 
I als thierischer Zwang? 

§. 347. 

Eine Regierung wird mit nm so viel weniger 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben , wird den 
ihr vorgestektfen Zwek um so sicherer und voll- 
ständiger erreichen, je mehr sie das Vertrauen 
und die Zuneigung ihrer Untergebenen be- 
sizt; denn sie wird unter dieser Voraussetzung 
allenthalben aufrichtige Bereitwilligkeit zur Mit- 
wirkung finden^ im entgegengesezten Falle im 
stäten Ringen mit dem Argwohne , dem Wider- 
w^illen und der Widerspenstigkeit, den befsten 
Theil ihrer Kraft unnüz verloren sehen. Es 
ist aber eines der bekanntesten Resultate der 
Menschenkenntnifs , dafs man , um das Zutrauen, 
die Zuneigung und Willfährigkeit der Menschen 
zu gewinnen, sie durchaus wahr^ offen und 
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svitrauensroll beliAn<}eIii müsse. Nichts 
lähmt die Wirksamkeit einer Staatsverwaltung 
schneller und'^ mächtiger, als der Verdacht o^er 
gar die Überzeugung ihrer Unredlichkeit. Hat 
man auch nur einmal entdekt , dafs sie, um 
ihre wirklichen , dem Staatszwecke fremden , 
Zwecke zu verbergen , falsche Absichten vorge- 
spiegelt, Gründe erdichtet habe, und die 
Entdeckung erfolgt unvermeidlich — dann ist 
Vertrauen, Achtung, Wirksamkeit unwieder- 
bringlich dahin. Alle ihre Mafsregeln werden 
dann für ähnliche Kunstgriffe der Täuschung 
gehalten, gegen die man auf seiner Hut ist« 
•wohl gar sich zur Wehre sezt. — Heimlich* 
keit und Verschlossenheit setzen nothwendig 
Mifstrauen voraus gegen diejenigen, gegen wel- 
che jene gerichtet sind , haben aber auch noth- 
wendig auf Seite der lezteren Entfernung , Mifs- 
• trauen, ''und selbst gerechten Argwohn und Un- 
willen zur Folge, wenn ^hs Geschäft oder der 
Gegenstand des Interesses gemeinschaftlich ist. 

§• 348. 
Je weniger die Richtigkeit dieser Bemer- 
kungen geläugnet werden kann , desto deutlicher 
mufs die Nothwendigkeit einleuchten, die Beob- 
achtung strienger Wahrheit, und ver- 
trauensvoller Offenheit in allen Funk» 
tionen der Staatsverwaltung unter die ersten und 
vve^entUchsten Regierungsrnwimen %vl ;z<ähleii« 
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Ihre BefoIgQttg i^t tmerlafsHches Mittel zum 
Zwecke f und die Pflicht ihrer Befolgung unmit- 
telbarer AusAufs der Natur der Staatsverwaltung, 
welche nur einen Zwek , den von allen gewollten 
Zwek des Staats kennen soll, und welche nicht 
etwa nur privative Angelegenheit des Gewalt» 
Inhabers» sondern im eigentlichsten Verstände 
gemeinschaftliche Angelegenheit aller Staatsglie« 
der ist» um die sich jedes derselben bekümmern 
soll, und um so gewisser bekümmern darf, ye 
weniger dem ^Vollmachtgeber die Einsicht in 
die Geschäftsführung seines Bevollmächtigten 
aus irgend einem Grunde verweigert werden 
kann. Eine Regierung» welche durchaus rieh* 
tige Grundsätze befolgt, und sich ihrer reinen 
Absicht bewufst ist, kann unmöglich zureichende 
Gründe einer Täuschung oder Verhehlüng der 
leztern haben, und die Vernachläfsigung jener 
Maximen sezt nothwendig falsche Zwedke, oder « 
wenigstens eine Furcht voraus, die einer Regie- 
rung durchaus fremd seyn mufs» wenn sie nicht 
selbst ihre eigene Schwäche fühlt , deren unz wey ' 
deutiges Bekenntnifs jene Furcht ist^ 

Anmerkung. Die Gründe , womit man die Geheimnifs- 

kr'ameiey selbst in der inneren Staatsverwaltung zu 

\ rechtfertigen sucht, * mögen zum Theil wahr seyn; 

aber gerade, in'wrieferne sie wahr sind, sind sie doch 
selbst, bey genauer Prüfung ihrer Quellen, nur Pro- 
dukt« dcir faktisch vorausgegangenen |Ieii|kU(Jik^it| 
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und ihres natttrlicHen Einflusses auf die Denkart und 
das Benehmen der Staatsglieder« Man verstopfe nur 
diese Quelle, man setze , mit Beobachtung richtig 
berechneter Stufen • allmählich Offenheit an die Stelle 
jener Heimlichkeit 9 und die Gründe derlezteren wer- 
den mit der yeranderten Denk- und Hamllungsweic« 
der Staatsglieder in Ansehung dieses Punkts rein hin- 
wegfallen« — ^Regierungen » welche fähig sind» sich 
unredliche und zwekwidrige Handlungen zu erlauben» 
deren Maximen und Vorbereitungen , im Falle sie laut 
wurden 9 das Entgegenstreben Aller zur unmittelbaren 
Folge haben mUfsten, werden -und müssen freylich , 
jener Wahrheiten ungeachtet > auf der Maxime der 
Verstellung und Heimlichkeit beharren ; aber die hier 
deduzirten Regierungsmaximen sind auch nur auf^ 
Regierungen berechnet j welche den festen Willen und 
die Fähigkeit besitzen , den Staat nur nach gerechten 
und dem Staatszwecke entsprechenden Prinzipien zu 
Terwalten, und für solche Regierungen mufs die 
Maxime der Wahrheit und OfTenheit von entschie- 
denem Nutzen seyn, (m. s. die jjen 3oo — - 3oö.) 

Immerhin kann die Offenheit oder Verschlossen- 
heit der Piegierungen den Völkern zu einem ziemlich 

) - 1 

sicheren Mafsstabe des guten oder bösei^ Bewufst« 
seyns der ersteren dienen. 

§. 349. 

Soll indessen jene Wahrheit und Offenheit 
in der Staatsverwaltung gegen möglichen Mifs- 
brauch von Seite der StaatsgÜeder gesichert 
seyn, so müssen sie mit hohem Ernst und 
selbst mit Streng e> zugleich aber auch mit 
ausnahmloser Unpartheylichkeit in Durchfuhr 
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rung der Verfügungen und Veranstaltungen der 
Staatsgewalt. gepaart werden. Unter jenem Ernst 
und Strenge verstehe ich die würdevolle Haltung 
eines festen und unwandelbaren Willens, und 
einer zureichenden Kraft, welche jeden Versuch 
der List, des bösen Willens oder der Leiden- 
schaft, die Verfügungen der Regierung zu 
umgehen, oder unbefolgt zu lassen, oder gar 
denselben zu widerstreben , unwiderstehlich 
niederzuschlagen , ununterbrochen zur Thätig*- 
keit bereit ist , erforderlichen Falls mit Schnei« 
ligkeit und Energie handelt; und unter jener 
Unpartheylichkeit, die ausnähmlose Vollziehung 
der Gesetze, mit Entfernung aller, auf Kosten 
der Gerechtigkeit schonenden Rüksicht auf 
Konvenienz, auf Stand und Rang, auf Familien- 
verbindungen und Reich thum. Mangel jenes 
Ernstes und jener Strenge dürfte leicht eine Art 
von Nachläfsigkeit und Leichtsinn, wo nicht 
gar Widersezlichkeit erzeugen und nähren, und 
den Gesetzen das nöthige Ansehen entziehen; 
Mangel jener Unpartheylichkeit aber würde ge- 
wifs die, von jeder Verlet^sung der formalen 
Rechtsgleichheit unzertrennliche , Erbitterung 
der Zurükgesezten zur Folge haben. Man 
denke sich hingegen 'eine Regierung, welche 
anständigen Ernst , zwekmäfsige Strenge und 
unerschütterliche Unpartheylichkeit mit durch- 
gängiger Wahrheit und Offenheit zu vereinigen 
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verstellt « und man wird einä ungetheilte Achtung 
vor den Gesetzen , und ein inniges Vertrauen 
auf die Verwalter äes Staats au£ Seite der Staate 
glieder ^ als deren unausbleibliche Folgen unmög* 
lieh mifskennen können. ^ 

§. 550. 
Es gab eine Zeit — die Kindheitsepoche 
der Menschheit 9 in welcher die Sinnlichkeit 
das entschiedenste Übergewicht behauptete -** 
wo der glänzende äufsere Pomp , welcher einen 
Befehlshaber umgab, allerdings für sich allein 
zureichte, die staunende Menge mit einem 
Schauder der Ehrfurcht zu erfüllen , und seinen 
Bef elUen beynahe unbedingten Gehorsam zu \^er* 
scliaffen. In jener Zeit war also dieser äufsere 
Pomp ein sicheres und unentbehrliches Mittel, 
einer wirksamen Staatsverwaltung. Allein jene 
Epoche ist nun zui^ gröfsten Theile vorüber, 
und in gleichem Mafse ist der Nimbus, welcher 
das Fürstenhaupt umgab , verschwunden , die 
blinde Verehrung der äufseren Fürsten» 
gröfse vertilgt. Der äufsere Prunk wird zwar 
noch einen Augenblik bewundert, aber sein 
Eindruk ist eben so kurz> ab oberflächlich; er 
gleicht einer Vogelscheuche , die einige Minuten 
schrekt, aber bald selbw^t zum Ruhepunkte derer 
dient, die sie verjagen sollte. Nicht selten spottet 
der Pöbel , der sich eben vor der Pracht seine^i 
Herrschers bis zur Erde beugte, sobald dej: 
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Fronkzug aus seinen Augen ist, der Gebehrdeii 
und Befehle desselben. Kaum i<t der Blik an 
den Sternen und Bändern der glänzenden Equi* 
page , den goldenen Garden t Pagen und Höf- 
lingen gesättigte sm trifft die innere Reflexion 
die innere Würde des Menschen» das 
eigentliche Verdienst desFürsten^ und 
je weiter diese hinter der Gröfse des Glanzes 
znrük befunden werden» desto ihehr wird 
lezterer mit lächelnder Mietie bekrittelt. Das 
Auge der meisten Beobachter unterscheidet auch 
im Purpur sehr scharf die kraft • und verdienst« 
lose Marionette » von dem selbstständigen » ver- 
dienstvollen , und nur dadurch ach tungs würdigen 
Manne , und erstere wird um so bitterer getadelt» 
je mehr wesentliche Gröfse je;&t von den 
Fürsten gefordert wird. 

§. 351. 
Bey diesen Bemerkungen , deren Wahrheit 
leugnen zu wollen , sehr vergeblich seyn würde^ 
kann unmöglich die Überzeugung entgehen ^ dafs 
jenes» auf das Kindesalter der Kultur berechnete» 
Mittel > der Staatsgewalt Achtung zu verschaf- 
fen» jezt, wo man in der Kenntnifs und Schäz« 
sung dessen, wa$ die wahre Regentengröfse 
ausmacht» so sehr fortgeschritten ist » der Staats* 
gewalt eben so wenig mehr wahrhaft nüzlich 
seyn könne, als es ihrer würdig ist» dafs sie 
vielmehr, wo es an den wesentlichen 
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Bedingungen der Achtung gebricht, jezt durch 
eben das zum Spott werde , wodurch sie sich 
sonst ein unbegränztes Ansehen zu sichern ver* 
mochte. Entschieden ist es» dafs auf Seite der 
Staatsglieder diejenige hohe Achtung, welche 
zur zwekförderlichen Wirksamkeit der Gewalts-» 
Inhaber durchaus unentbehrlich ist^ nur erzeugt 
und genährt werden könne durch wahre Sittlich« 
keit, Karakter* und Geistesgröfse , und eben so 
unermüdete , als geschikte , Selbst regierung 
der Fürsten , dafs unter diesen Voraussetzungen 
eine prunklose , aber durch edlen Geschmak sich 
auszeichnende, Umgebung derselben einen un« 
gleich wirksameren und bleibenderen Eindruk 
mache , dafs auf Seite der Staatsglieder diejenige 
Zuneigung und Liebe zu ihren Fürsten , welche 
deren Wirksamkeit einen so unghublichen 
Schwung gibt, wahrlich nicht durch ein abstofsen« 
des, hQchtrabendes und vornehmstolzes ißeneh- 
men, sondern nur durch Herablassung, Leutselig« 
und Menschenfreundlichkeit erworben werden 
könne, dafs es endlich kaum etwas gebe, was 
in seiner Vernachläfsigung nachtheiliger ^ und in 
seinem unudterbrochenen Gebrauche für den 
Zwek der Staatsverwaltung vortheilhafter wirkt, 
als ausnahmlose Befolgung und Heilighaltung der 
öffentlichen Verfügungen und Veranstaltungen 
vom Regenten selbst. — Die , hieraus von selbst 
sich ergebenden, Maximen für die Subjekte 

Bftht aiaatskunst« 11« Abth 3 
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der höchsten Staatt^gewaltf Vielehe für ihren 
wahren Beraf, Sinn und Gefühl haben > brauchen 
wohl nicht besonders au5gedrükt zu werden t 
gleichwie die Zwekmäfsig» und Nothwendigkeit» 
sie zu adoptiren und zu befolgen, keiner weiteren 
Begründung bedürfen kann ; denn sie sind aus 
der Natur des Menschen gegriffen, und durch 
das Für und Wider in der Erfahrung mehr 
als zureichend erprobt. 

Anmerkung« Reflektirt man atif die schonen » 

"WohlthUtigen und g r o fs e n Wirkungen » in 

welchen sich die, selbst beym Mangel so mancher 

anderer Bedingungen , blofd durch ein leutselige e, 

mensehenfreundlichea Benehmeii eines Regent 

■ 

ten gegen alle Klassen, seiner Untetthanen ihm ge« 
woniieney Liebe seines Volks unter allen Verhält- 
nissen , besonders aber in Fällen der Noth und 
Gefahr aufsern y und denkt man sich dagegen di« 
Bitterkeit des Gefühls» welche die Beobachtung einer» 
durch ein kaltes und abstofsendes Benehmen des 
Regenten unvermeidJich erzeugten, Gleichgültigkeic 
des Volks gegen ihn erwecken mUfste , so könnte matt 
es beynahc unbegreiflich finden, wie dennoch sg( 
mancher Regent jeQes so leichte, so n'acürliphe 
und mens chliche Mittel , sich die Liebe seines 
Volks zusichern, vernachräfsigen könne« wenn nicht 
d^r Geist, oder vie mehr die Verkehrtheit, in der 
solche Prinzen erzogen sind, den Schlüssel zur £nt- 
räthselung dieser Erscheinung darböihe. Durch diese 
Erzieh ungsweifse wird gewöhnlich das rein mensch* 
liehe au jenen Prifu^u so gewaltsam getödeC, .dafs 
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Sufserst selten ein Funke davon ü])ri^ bleibt , welcher 

durch das Produkt der Kuast hindurch zu schlafen 

vermöchte. Hier i6t also der Siz des Übels, un4 

hier mufs vor allem geholfen werden. — Noch 

unbegreiflicher ist es y wie man je die £ r h a b' e n -» 

heic der Gewaltsinhaber-— von welchen die 

Gesetze selbst ausgehen f oder welche über dereu 

•usna^ilöse Erfüllung zu wachen bestimmmt sind — «^ 

über die Gesetze habe vertheidigen können / 

Alle Gesetze müssen doch wohl als Resultate der 

Vernunft > und ajs wesentliche Bedingungen der Er-« 

reichung des Staatszweks vorausgesezt werden; die 

Gewaltsinhaber von der Verbindlir.likeit der Gesetze 

dispensiren, heifst also» sie von den Forderungen 

der Vernunft und der Ernsichbarkeit' des Staatszweks 

eximiren» d. h, ihnen den Widerspruch mit ihrei' 

eigenen Natur und Bestimmung gestatten* Erwä^^t 

mau überdiefs^ wie sehr die Gesetze y durch^ihr^ 

Veruachläfsigung von Seite derer , von welcher sie 

Achtung und Wirksamkeit erhalten sollen » wie sie 

von ihnen ihr Dasein erhielten , in den Augen des 

Volks an Ansehen und Wirksamkeit verlieren ^ wiö 

sehr sie hingegen durch das Beispiel ihret strengen 

Beobachtung von Seite derer, die man itbe<r «lieji 

Zwatig erhaben glaubt » an Achtung und Nachdruk 

gewinnen müssen f so wird über die Wahrheit de« 

am Ende des $. aufgestellten Sat7.es > auch nicht der 

mindeste Zweifel mehr übrig bleiben können. Frey« 

lieh kann die höchste Gewalt Gesetze modifiziren » 

und ganz aufheben» W(inn sie uuzwekmäfsig 

geworden sind; allein von diesem Augenblicke an; 

sind sie keine Gesetze mehr» weil ihnen die Bediu* 

guug fehlt» Gesetzte. seyn zu können« 
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§. 352. 
Als eine weitere, eben so entschieclene als 
unerlafsllche y Bedingring der Zwekm^fdigkeit 
der Staatsverwaltung dringt sich die Maxime auf: 
in der Verwaltungsart des Staats — gleich weit 
entfernt von der Anhänglichkeit an das Alte, 
als solches, wie von der Vorliebe für dasN e ue, 
als solches — stäts den Geist und die Bedürfnisse 
der Zeit , die Kultur des Volks zu berüksichtigen, 
und lezterer, statt sie zu heihmen, vielnrtehr, 
gleich einem zuverläfsigen und vorsichtigen 
Wegweifser, um einen Schritt voranzugehen* — 
So manche Formen und Verhältnisse, Gesetze 
und Anstalten, welche in ihrer Entstehung sehr 
zwekmäfsig gewesen seyn mögen > können jezt, 
bey gänzlich veränderten Bedingungen, gan% 
unzwekmäfsig , ja hinderlich seyn. Sie demim- 
geachtet, blos um der sogenannten Ehrwürdig- 
keit ihres Alters willen , unangetastet bestehen 
zu lassen , würde nicht minder ungereimt seyn, 
als eine hundertjährige Kleid^rtracht nicht able- 
gen zu wollen; jede, blofs im Gefühle gegrün- 
dete, Verehrung > die nicht ebenmäfsig durch 
die Einsicht unterstüzt wird, bleibt Vorur- 
theil, und kann für Vernünftige nie zu einem 
zureichenden Bestimmungsgrunde werden. We- 
der das Alter der Verwaltungsformen^und Maxi- 
men ^.noch die in ihnen liegende Begünstigung 
der Privat zwecke der Herrscher « sondern 




AftcAi^^Mtf^ll 



1 



- 57 . i 

allein ihre Tauglichkeit und Wirtsamkeit zur 

Erreichung des Staatszweks, darf als einzig 

gültiger Mafsstab der Beurtheilung ihres Werths 

angelegt werden, und halten sie diese Probe 

nicht aus , so ist ihre Beybehaltung sträflicher , 

Mil^brauch der Staatsgl^walt. Was aber dem 

acht verstandenen Geiste und Bedürfnisse der 

Zeit widerstrebt, kann jezt unmöglich mehr ein ' 

förderliches Mittel zur Erreichung des Staats« 

zweks seyn ; das Bestehen auf demselben ist ein 

vcrgebHthes Attentat -gegen die Tendenz der 

Natur/ welches diese sichert und nur desto 

schmerzlicher für den Frevler, niederschlagen 

•wird , je länger er ihr zu widerstehen die unkluge / ' 

Kühnheit hatte. Eine^ d^r Kulturstufe des Volks 

XI ichi anpassende, Staatsverwaltung ist ein, für 

den herangewachsenen Körper zu eng gewor- ' 

denes Kleid, welches dieser unausbleiblich ge** 

waltsam sprengen wird, 

Anniörkung. Wenn es ofFeflbar nicht geleugnet wer- 
den kann , daft der Geiflt der gegenwärtigen Zeit , 
der gegenwirtige Grad der Kaltur und Aufklärung 
der meisten europäiscben Völker Über Menschen- und 
Bürgerrechte Uut^r , als jemals , strenge , von egoi^ 
stiscUen Privatabsicht^n der Herrscher reine, Kon- 
sequenz, Walirhcit u*d Offenheit der Staatsverwal- 
tung, Entfernung ^er knechtiiichen Behandlung , 
Wiederherstellung eiier gesezmäfsigen Freyheit und 

4 

formalen Rechtsgleicibeit in, jeder Hinsicht fordern, ^ 
so dürfte' eben hioin ein neuer Grund und ein neuer • 
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Beweis fiir* die Zweiem jtfAigleit nnd Noth wendigkeit 
der Adoptiriing der, bisher toh mir aufgestellten Ke- 
aierung<m<)xiinen nicht Yerkannt werden können. Nur 
da I ^vo man d^s Streben dss Zeitgeistes hemmen 
will 9 droht er mit Zerstörung ; wo man fein Streben 
unterstüzty und mit Klugheit zu leiten versteht^ ver« 
fprieht er für die Regenten^ wie für die Völker die 
herrlichsten Früchte» 

§. 553. 
Aber auch der Vorzug des Neuen, blofs 
weil es neu ist, derblinde Glaube an die erhöhte 
Zwekmäfsigkeit aller neueren Verwaltungftformen 
und Maximen, blofs weil sie die neueren- sitid^ 
würde nicht minder tadelnswerth und ungereimt * 
seyn; denn, wenn gleich die Verehrung des 
Neunen, als solchen, in dem sichern Fortschrei»' 
^ ten der menschlichen Kultur doch noch einen 

' VVahrscheinlichfceits - und Rechtfertigungsgrund 

für sich hat, dem die Anhänger des Alten nicht 
nur keinen ähnlichen eötgegensfellen können, 
sondern der auch vielmehr gerade wider sie ist, 
so ist doch auch nicht zu leugnen , dafs so manche 
der neueren Verwaltungsforraen und Maximen 
nur gar zu oft in egoistischen Erweiterungsplänen 
ihren Grund haben , oder aus gelehrter Halbheit 
und Verschrobenheit geftossen sind, dafs also ein 
blindes Nachahmen derselben nur auf den ent- 
I geo^engesexten Abweg tihren müsse, -^ Die 

achte Staatskunst wird alscstäts zwischen beyden 
die Mittelstrafse ixx halt^ti, bemuht seyn, d^s 
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ist: sie wircJ , eingedenk ihrer Bestimmung, 
das Alte beybehalten , oder das Nene vorziehen, 
je nachdem jenes« oder dieses auf dem Prüfstein 
der Sittlichkeit, der Gerechtigkeit und Klugheit 
die Probehält, oder als unsittlich, ungerechtund 
unzwekmäfsifir befunden wird. Sie wird nicht 
umwälzen, was noch einer, dem Zwecke ent- 
sprechenden. Beform fähfg ist; aber sie wird 
auch nie vergessen, dafs die Unterlassung nöthiger 
Reformen, der zurrechten Zeit bewirkten Ver- 
bindung des Neuen mit dem Alten, oder auch 
der , unumgänglich nothwendigen gänzlichen 
Umwälzung , über kurz oder lang den Einsturz 
zur unvermeidlichen Folge haben werde. 

§. 554. 
Man kann nicht leugnen ^ dafs in vielen 
Staaten die bestehenden Civil- Straf- Pölizey- und 
Finanzgesetze, die vorhandene Anstalten für die 
Rechtspflege, für die Bildung, für die privat* 
und öffentliche, innere und äufsere Sicherheit t 
ihrem Zwecke bey weitem noch nicht vollständig 
entsprechen; man stellt diefs auch gar nicht in 
Abrede , man erken^it die Gerechtigkeit der For- 
derung , in der Verbesserung aller jener Versval« 
tungszweige fortzuschreiten , und ist sogar auch 
nicht abgeneigt, die Hand ans VTerk zu legen. 
Allein man zittert vor den Schwierigkeiten , auf 
die man bey diesem Beginnen zu stofsen glaubt, 
die man für beynahe unüberwindlich hält, und 
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läfst in diesem schwankenden Zustande eine 
Periode um die andere ungenüzt verstreichen, 
schleppt sich auch die Maschine indessen noch so 
mühselig fort« wenn sie nur nicht ganz zerfällt. — 
Nichts ziemt aber einer Regierung, welche auf 
Würde und Achtung Anspruch macht, wetiiger, 
als eine solche Furcht; denn sie beurkundet noth» 
wendig Mangel an Einsicht und Entschlossenheit« 
also — Schwäche; und jedes Symptom der 
Schwäche raubt noth wendig die Achtung. Eine 
Hegierung, welche, mit dem festen Bewufstseyn 
ihrer Bestimmung, den nötbigen Umfang derje« 
nigen Kenntnisse besizt, wodurch einezwekmäs* 
sige Staatsverwaltung bedingt ist, kann nie in Ver^ 
[ legenheit kommen , die richtigen > und durch die 

\ voraus bestimmten Bedingungen karaktefisirten 

Mittel jeder Art zu ihrem Zwecke unter allen 

Umständen zu finden, und ihr kann nie der 

V Muth fehlen , die Schwierigkeiten der Ausfüh- 

' l^ung, •— die sich selten bey ihrer genauen 

Betrachtung so grofs finden , als sie in der Ent«^ 
/ fernung zu seyn schienen — zu besiegen , weil 

sie sich durch ihre Bestimmung berechtigt weifs, 
jedes Opfer, sey es an Arbeit oder Eig^ntbum, 
zu fordern, welches einmal unerläfsLiches 
Mittel zu ^em, von Allen gewollten,#Z^ *cke 
ist, Sie wird die Unerlafslichkeit dei. geforder» 
\ V ten Opfer einleuchtend darstellen ^ und dann» im 

(Hfiüile ihrer Pflicht u»d itoe^ Rechts , de^^^e« 
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Grenzen sie nie zu überschreiten wagt, mit 
Ernst und Nachdruk darauf bestehen, dafs sie 
geleistet werden. Sie selbst wirdkeine Anstren- 
gung und kein Opfer scheuen, welches etwa 
von ihrer Seite erforderlich seyrj könnte, und 
darin Allen mit ihrem ermunternden Beyspiele 
vorausgehen. Sie wird nie etwas ohne vorher 
reif durchdachten und sorgfältig geprüften Plan 
beginnen, dann aber auch beharrlich auf dem 
betretenen Wege fortschreiten. Versuche, deren 
Erfolg auch nicht sogleich der Erwartung ent- 
spricht, werden sie nicht ermüden, und Schwie- 
rigkeiten, die meistens nur in der vorausgegan« 
genen Letargie ihren Grund haben, werden J sie 
nicht zurükschrecken , vielmehr anfeuern, in 
dem Ganzen einen f mit ihrem Streben harmo- 
nischen, Schwung anzuregen. So wird sie mit 
starkem und entschlossenem Schritte ihrem Ziele 
entgegen gehen, und nie etwas durch den Staats- 
zwek gefordertes aufgeben , weil sich Hinder- 
nisse zeigen; denn einer Regierung, welche 
Hindernisse fürchtet, werden sicher nur. desto 
mehr Hindernisse entgegen gesezt. ' 

AnnieTkuni;. In vielen Staaten in man von der Va» 
richiiglHti !■ B, Aee bcstelieniieo logeDaiinreii Steuar- 
fulset bis zur Evidetiz ill>erze^gt, und wenn man 
demungeaditet zur Aiifliebung der im Gebrauche jene« 
SteneifufEai liegenden Maaae von Ungerechtigkeiten 
keiac ^mutten bemerkt^ (o ka«a diete Untl^äiigkcit 
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nar ant der Furclit vor den Schwierigkeiten in Cmi« 
lun!^ und Durchführung eines gerechten Steiierfufset 
befriedigend erkJ'irt werden. In welchem Lichte 
müssen solche Regierungen ihren Untergebenen er- 
scheinen 7 ' 

§. 355. 

Eine Staatsgewalt — vrelche ihre ganze 
Thätigkeit ausschliefNend auf Erreichung des 
Staatszweks richtet , und diesen durch die pas- 
sendsten Mittel zu erreichen strebt , welche die 
Freyheit der Einzelnen nicht mehr beengt, als 
es um der Freyheit Aller willen nothwendig ist^ 
und in dieser Beschränkung Alle verhältnifsmäs- 
sig gleich behandelt, welche sich nie etwas ge- 
gen die Forderungen des Sitten gesetzes erlaubt, 
und die Befolgung ihrer Gesetze durch eine pas- 
sende Belehrung über die Nothwendigkeit und 
den Nutzen derselben zu bewirken sucht, ehe 
sie zum Zwange ihre Zuflucht nimmt» welche 
überall redlich und Vertrauensvoll, aber auch 
mit Ernst, Strenge und Unpartb^iligkeit» zu 
Werke geht, die Achtung, derer sie bedarf, 
auf wesentlichen inneren Werth und pünktliche 
Selbstbefolgung der Gesetze zu gründen sich be- 
strebt, welche ohne Vorliebe für das Alte oder 
Neue, mit dem Geiste und Bedürfnisse der Zeit 
gleichen Schritt hält , und der Kultur des Volks 
%\xt Stütze dient, endlich die Schwierigkeiten 
und Hindernisse, welche Trägheit, Unverstand 
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oder bo5er Wille ihr entgegensetzen , mit männ- 
licher Entschlossenheit zu besiegen trachtet, — • 
kann für den vernünftigen Theil der Staatsglie- / 

der kaum irgend etwas zu wünschen übrig las- * i 

sexi; denn eine, von jenen bisher aufgestell- 
ten Regiemngsmaximen durchgängig geleitete 
Staatsverwaltung müfste ihren Zwek um so voll- 
ständiger erreichen , je gewisser in diesen Ma- 
ximen die generellen Bedingungen der Er- 
reichbarkeit des Staatszweks" entschöpft sind. 
Mehr aber , als dafs der Staatszwek realisirt 

werde, kann vernünftiger Weise von der Staats- ^ 1 

gewalt nicht gefordert werden. 



Anmerkung. Im $, Si5 (m« f« die erste AbthHlung ) 
wurde die grundgesez liehe Normirung der 
Gewaluübung postulirL Vielleicht dürfte die Auf- 
nahme der, hier gezeichneten, Regierungsmaximen 
unter die , in die Konstitations - Urkunde des Staats 
niederzulegenden , Verwaltungs - Normen in deros el« 
ben Grade zwekm'äfsig scheinen, in weldiem es ein- 
leuchten mufs, dals durch positive Normen der Arb 
die Wirksamkeit der Staatsgewalt keineswegs nach- 
theilig gehemmt, sondern nur auf ihre nothwen« , 
digen Grenzen beschrankt, in Ansehung ihrer Rieh« V 
tung nnd Bedingungen im Allgemeinen bestimmt, und * 
so der Staat für ihre ZwekmUfsigkeit möglichst gesi* 
chcrt w^rde, 

§. 356. 

Unstreitig ist es, dafs die gesammte Thätig» 
keit der Staatsjgewalt auf einen und eben den* 
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selben Zwek— den Zwek des Staate — als 
ihr einziges und leztes Ziel sich konzentriren 
müsse, weil jede auf einen, dem Staate frem» 
den , Zwek gerichtete Thätigkeit unmöglich 
Thätigkeit der Staatsgewalt, als solcher, wäre, 
indem diese , ihrem Begriffe nach , nur um des 
Staatszweks willen besteht. Um aber jenes letzte 
Ziel zu erreichen, müssen mehrere Mittel- 
zwecke gesezt, mufs auf verschiedenen Wegen 
zugleich gewirkt , müssen mehrerie Triebräder 
in Bewegung gesezt werden , durch deren orga* 
nisches Zusammengreifen und Wirken die Rea? 
lität des Staatszweks , als das Totalprodukt her» 
vorgehe > und eben die spezifische Ver* 
schiedenheit der Art undWeise, in 
welcher , um jenes Totalprodukt hervorzubrin- 
gen, gewirkt werden mufs, ist es, wpdurch 
die Ejtoi theilung der Staatsverwaltung in ver- 
schiedene Zweige begründet wird. — Die un- 
terstellten möglichen Mittel zwecke sind ein- 
zig bestimmbar durch den Entzwek des Staats ; 
denn sie können nur solche seyn, in wieferne 
sie als Mittel auf diesen Zwek sich beziehen , 
und als Theile in diesem Eutzwecke enthalten 
sind. Die Vorstellung desjenigen, durch dessen 
Bealisirung die Erreichbarkeit des Totalzweks 
des Staats bedingt ist , gibt uns den Mittelzwek 
zu erkennen, und alles dasjenige, was zur Er- 
reichung ein$s solchen Mittelzweks erforderlich 
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ist, gehört zu AeUf durch diesen Mittelzwek 
karakterifsirten besonderen Staatsverwaltungs- 
zweig, deren es so viele, nicht mehr und 
nicht weniger, gibt, als wie viele, spezifisch 
differente , Mittelzwecke aus dem Totalzwei&e 
des Staats sich entfalten lassen. 

§. 357. 
Hiermit ist nicht nur der Theilnngs- 
gruhd (das fundamentum divisionis ) der 
Staatsverwaltung in ihre Zweige, und das Kri- 
terium der Richtigkeit und Vollständigkeit 
dieser Theilung, sondern auch zugleich üm- 
'f.a n g und Grenze jedes einzelnen Verwal- 
tungszweigs im Allgemeinen bestimmt. Um nun 
die einzelnen Verwaltungszweige selbst nach 
der Grundlage dieser Bestimmung festzusetzen, 
fragt sichs lediglich : welches sind die verschie- 
denen Mittelzwecke , welche im Staatszwecke 
enthalten sind, und ohne deren Realisirung da» 
gesuchte Totalprodukt des Staats/mit Sicher- 
heit nicht erwartet werden kann? Oder, mit 
anderen Worten : welches sitid die spezifisch 
differenten^ materiellen Bedingungen der Er- 
reichbarkeit des Staatszweks — der Geltung de$ 
Rechts aller Glieder des Staats? ' 

§. 358. 
Die allererste Bedingung der Erreichbar- 
keit des Staatszwekj ist unverkennbar — die 
Zeichnung des speciellen Organismus des gan- 






\ 



48 • 

selbst die anerkannte Rechtssphäre von Men- 
schen wirklich verlezt, oder doch wenigstens 
von Menschen , so wie von der Gewalt der Na- 
tur gefährdet und beeinträchtigt, also 
ihre Sicherheit auf die eine oder die andere Art 
gestört werde. Die Staatsgewalt , deren Bestim« 
mung es ist, die durchgängige Sicherheit der 
gesezlichen Bechtssphäre jedes Staatsglieds zu 
bewirken , mufs sich demnach, um ihrer Be- 
stimmung zu-genügen, die Mittelzwecke setzen, 
jeden erhobenen Rechtsstreit unverzüglich zu 
schlichten, und jedem das Seine zuzuerkennen — 
aber auch die unbestrittene Rechtssphäre eines 
jeden sowohl gegen jede Verletzung — als auch 
selbst gegen jede Gefährdung, soviel es durch 
menschliche Kräfte immer möglich 4st , sicher 
zu stellen; denn schon die blofse Gefährdung 
an sich ist Vernichtung der Sicherheit. — Jeder 
dieser drey Mittelzwecke begründet einen eige- 
nen Zweig der Staatsverwaltung, als den Inbe« 
griff der Funktionen, wodurch seine Erreich- 
barkeit bedingt ist; nämlich die bürgerliche 
Rechtspflege — die Straf re chtspflege 
^•- und die Polizey — • . Alle drey, in wie- 
ferne sie das gemein haben , Aä(s durch sie der 
Störung rechtlicher Sicherheit mittelbar oder 
unmittelbar entgegengewirkt wird, beurkunden 
sich als Zweige eines Stammes, deren spezi- 
fische Differenz und Theilungsgrund blofs in der 
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VerscTaiedenheit der Art und Weise liegt, wie 
der Störung der rechtlichen Sicherheit entge- 
g^engearbeitet wird. 

Anmerkung. Da^ gemeinschaftliche des, E n t zwels jener 
drey bezeichneten Verwaltungszweige , und der Man« 
gel einer scharfen Unterscheidung ihrer spezifischen 
Differenz sind unverkennbar die Grlinde 9 warum bis- 
her die Versuche 9 das Gebiet eines jeden genau abzu« 
grenzen y xind z, B* zu bestimmen , was Verbrechen ^ 
was blofses Polizey - Vergehen sey? meistens mifs« 
lungen sind. Wir werden uns in der Folge an seinem 
Orte bemühen y jene Grenzen mit der nöthigen Schärf« 
und Genauigkeit zu bestimmen. 

§. 360. 
Nicht nur aber blofs von eigenen Mitbür» 
gern, sondern auch von aufsen, d. i. von den 
Gliedern anderer Staaten , oder von anderen 
Staaten selbst kann die Sicherheit der Bürger ei- 
nes Staats, so wie dieser Staat selbst gefährdet 
und verlezt werden. Im Zwecke des Staat.<, wel- 
cher die allseitige Sicherheit seiner Giieder, im 
Einzelnen wie im Ganzen, umßfst, liegt daher 
auch unstreitig der Mittelzwek, jeder Ge- 
fährdung und Verletzung der Sicherheit des Staats 
und seiner Glieder von aufsen entgegen zu* 
wirken, und diese Sicherheit nÖthigenfalls mit 
der erforderlichen pliysischen Kraft handzuha- 
ben. Die Funktionen 1 deren Inbegriff zur 
Realisirung beyder bezeichneten Mittelzwecke 
erforderlich ist , bilden zwey weitere Zweige 

Behr Staatskunst. Ul Abth. ly 
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der Staatsverwaltung, aümlich: die Leitung 
der auswärtigen Staatsverhältnisse—-* 
und' die Militair - Verwaltung. Das sie 
von den übrigen Verwaltungszweigen karakte- 
ristisch unterscheidende ist ebenniäfsig die be* 
sondere Modifikation ihrer Mitwirkung zur Er- 
reichung des Staatszweksf und die Richtung^ 
ihrer Thätigkeit nach Avifsen. 

§. 561. 
DieErreichbarkeit aller dieserMittelzwecke« 
von deren Realisirung das Erreichtseyn des 
Staatszweks das nothwendige Produkt seyn mufs, 
ist durch den Aufwand einer bedeutenden Masse 
von Kräften und Gütern bedingt, welche, wie 
die Natur der Sache lehrt , der Staatsgewalt von 
eben denjenigen zur Disposition gestellthwerden 
mufs, die den Staatszwek wollen; das ist: von 
der Gesammtheit der Staatsglieder. Dafs nun 
jene , zur Erreichbarkeit des Staatszweks erfor- 
derliche, Masse von Kräften und Gütern ihrer 
Gröfse und Qitalität nach ausgemittelt , aufge- 
bracht und erhoben , und den verschiedenen 
Staatsverwaltungsbehörden nach Mafsgabe ihrer 
Bedürfnisse zugetheilt werde, ist sonach ein, 
dorch die Natur der Sache selbst ausgesproche- 
ner, Mittelzwek, welcher in dem Inbe- 
griffe der, zu seiner Erreichung erforderlichen» 
Funkticmen ebenmäfsig einen eigenen Verwal- 
tu|igäz.weig bildet, nämlich die Staatswirth- 
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Schaft oder Fioanzverwaltung. Ihre 
spezifische Differenz von den übrigen Verwal- 
tuDgszweigen liegt darin , dafs sie zur £rrei« 
chnng de5 Staatszweks nur in soferne mitwirkt,v 
als sie für die Bedürfnisse sorgt, ohne deren 
Befriedigung keiner der übrigen Verwaltungs- 
zweige in Wirklichkeit treten könnte^ weswe- 
gen sie^ obgleich nur in einer sehr untergeord- 
neten Stufe für den Staatszwek thätig> dennoch 
nicht minder unentbehrlich ist. 

Anmerkung, Obno Zweifel durfte es Manchen be« 
fremden , dafs ich den unterstellten Verwaltungszweig 
mit den Ausdrücken : ,9 Staatswirthscjhafc o d • r Fi- 
nanz ver waltung <* bezeichnete» und aUo zwey Din<» 
ge^ die n^n bisher fUr so wesentlich Terschieden 
Lielt> für eins genommen habe» Hier Laun ich in* 
dessen nur bemerken , dafs es sehr absichtlich gesch«»« 
hen «ey-y dafs man aber die, wie ich hoffe > zurei* 
übenden» Gründe erst spHter am gehörigen Orte er* 
•warten dürfe , wo ich i^eigen w^rde» dafs der Wir- 
kuugskreifsy den man bisher unter ätaatswirthschaftt 
verstand, zum Tlieile der Staatsgewalt gar nicht ge- 
bühre f zum Theile aber anderen Verwaltungszweigea 
angehöre, dafs hingegen der Ausdruk : »^Staatswirth* 
Schaft ** richtiger denjenigen Verwaltungszweig be- 
zeichne 9 der bisher die FinanzTerwAltung genaont 
ward». 

§. 563. 
Hält man den» als ein zig wahr begründeten« 

Zwek des Staats unverrükt im Auffe* so v/ird 

•• • *^ 

kjium ,die Überzeugung .entgehen können» dafs 
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durch die Gesezgebivag im oben bezeichne* 
ten Umfange, die Civil* und Strafrechts- 
pflege, di/€ Polizey, die Leitung der 
auswärtigen Verhältnisse, die Mili- 
tair- und die Finanzverwaltung der 
Zwek des Staats vollständig erreicht werden 
müsse, sobald der Umfang eines jeden dieser 
Terw^ltungszweige vollkommen ausgefüllt, und 
der ihn begründende Mittelzwek befriedigend 
realisirt wird, dafs demnach durch jene bezeich* 
neten Verwaltungszweige die ganze f einzig 
durch den Zwek des Staats bestimmbare, Sphäre 
der Thätigkeit der Staatsgewalt richtig ausge- 
messen sey. Zwar, ist mancher jener Mittel- 
zwecke, durch welche die angedeuteten Ver- 
waltungszweige karakterisirt sind , von der Art » 
dafs aus ihm sich weitere* untergeordnete. 
Ml tielz wecke entfalten lassen »^ durch welche 
jedoch nur die Unterabtheilung der frag- 
lichen Verwaltungszweige begründet werden 
kann, bey welcher dann erst diejenigen «Funk- 
tionen des Staats zur Sprache kommen dürfen, 
welche hier vielleicht Mancher aufser Acht gelas- 
$en glauben könnte» In wieferne es aber hier 
blofs in unserem Plane lag, die Hauptabthei- 
lung der StaatsvervValtung zu begrüilden und 
festzustellen, die Unterabt heilüng dieser 
Haupttheile hingegen derer speciellen Behand- 
lung, wie sichs gebührt, vorzubehalten, ist e$ 
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genug, die Anerkeniitnirs postulireii^u kaiiaen, 
dafs aus dem Totalzwecke, des Staats, aufser 
den angegebenen , keine weitere Gattung spezi- 
fisch differenter IVIittelz wecke sich entwickeln 
lasse, dafs es aufser den angegebenen keine wei- 
tere, spezifisch differente, Gattung^}>edingung 
der Erreichbarkeit, des Staatszweks geh?^, und 
dafs jede, weiter denkbare, Bedingung sich als 
eine Unterart in die Kategorie einer jener Gat- 
tungsbedingungen müsse einreihen lassen, um 
uns der Überzeugung hingeben zu dürfen, dafs 
die hier unternommene Theikmg der Staatsver- 
waltung, die hier aufgestellte Bestimmung der 
Verwaltungszweige , sowohl der ihr unterstellten 
Absicht,' als auch dem ihr untersteUtenTheüurigs» 
gründe nach ^entschöpfend sey. 

A n m e r k « n g. Die Jj, 468 — 461 , 111 Vctbidduhe: irtif 
dam nachfolgfenden Dettiil der Staatsr^rMraluing, ent« 
hidten dea zureichenden .3toff , "woraas d«r 9 im $• 2i5* 
: £Ur die Konstitutionsurkunde des Staats ^oetulirte^ 
Arundrif$ der wescnüichen Momente und Bestand« 
(heile der Thätigkeit der Staatsgewalt y und die Be- 
stimmung itx Zielpunkte der einzelnen Zweige ihrer 
Funktionen ohne alle Schwierigkeit entnommen wer« 
de^i können. Die Nochwendigkeit sowohl a}s der 
Nutzen eines« solchen konstitutionellen Grundifisses 
und einer solchen grundgesezlichen Bestimmung sind 
bereits im $, 42 iQ. hinreichend bemeiUich geitMchc 
worden« ' ' - 
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Der Staatsverwaltungslehre 

V 

t 

Erster Abschnitt 

Von der Gesezgebung überhanptv 

Begrifft — ' Nothwe ndigkeit der Qe?ezgebiii»g. 
Allgemeine Bedingungen einer z-wekmäfsigen 
GesczgebiinginAnteliung ihrer Materie undForm« 
Abfasfung«- und Einf Uhrungsart der Ge- 
setze. -Zweige der Ges ezgebung. 

§. 363. 

X3ie Erreichung des Staatszweks» welche die 
einzige Aufgabe der Staatsverwaltung ausmacht, 
haftet daran , dafs jedes Glied des Staats auf die, 
mit der Freyheit Aller verträgliche, Sphäre seiner 
Freyheit beschränkte aber auch innerhalb dieser 
Sphäre vollkommen gesichert sey; die Bealisi« 
rung des Zustandeseiner so l c h e u Beschränkung 
und Sicherheit aber hangt davon ab , dafs die 
Sphäre, worauf jeder ^eine Freyheit, um ihrer 
Verträglichkeit willen mit der Freyheit Aller, 
zu beschränken habe , bestimmt , und alle die- 
jenigen Anstalten in Thätigkeit seyen , wodurch 
jeder Von dem ungebührlichen Austritte aus jener 
seiner Sphäre abgehalten, und eben dadurch 
jeder andere gegen ungebührliches Einschreitea 
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in die peinige, «o wie auch gegen Beschädigung 
durch Naturgewalt und äufsere Feinde gesichert 
^vsrivd. — ' Die allererste Funktion des Staats« 
•wodurch seine gan^e Liebensthätigkeit bedingt 
ist» mufs demnach bestehen , in der Aufstellung 
zureichender Normen, wonach jedes Glied des 
Staats die Freyheit, welche im Zusammenseyn 
nfit den übrigen Gliedern des Vereins auf seinen 
Theil kömmt, zu bemessen habe; und in der 
Bestimmung aller der Verrichtungen und Anistal* 
ten , von deren harmonischer Wirksamkeit nur 
das Verhalten eines Jeden innerhalb der ihm 
gebührenden Sphäre , und die Sicherheit und 
üngcstörtheit Aller auf ihrem Rechtsgebiethe 
als unausbleibliches Produkt erwartet werden 
Jcann. — Die Zeichnung jener Normen, und 
dieser Verrichtungen und Anstalten , oder mit 
anderen Worten : die Bestimmung aller Mittel 
zur Erreichung des Staatszweks und ihres orga- 
nischen Wirkens umfafst der Ausdrnk: Gesez* 
gebung. ^ 

Anmei^l^ung« Offenbar würde der Begriff von Ge$%t» 
gebung zu enge gefafst seyn , sobald irgend ^in Zweig 
' der Gesexgebung nicht in die Sphäre di<?se8 Begriffs 
pafste» Damit aber alle Zweige der Gesezge» 
bung von der Sphäre ihres Begriffs umfafst seyejn, 
xnüfste dieser soy wie hier geschehen, bestimmt 
werden» Der Beweis wird die » spater folgende » 
Bestimmung der Gesezgebungszweige liefern» 
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§. 364. 
Zwar ist es jedem Menschen durch die 
Natur seines Zusammenseyns mit anderen We- 
Jen seiner Art, durch Vernunft und Gefühl ver- 
kündetes, Gesez, da(s er sich im Gebrauche seiner 
äufseren Freyheit auf die Bedingung beschränken 
müsse, unter der auch alle Anderen als gleich 
freye Wesen mit und neben ihm existiren können. 
Allein weder die Vernunft noch das Gefühl ist 
' in der Masse des Volks ausgebildet und kräftig 
genug, um jenes Gesez^ als solches > in einem 
deutlichen Bewufstseyn zu haben und zu behal- 
ten, noch viel weniger, um dasselbe auf alle 
Verhältnisse in der Wirklichkeit richtig anzu- 
wenden , als wozu in der ThQt ein bedeutender 
Grad von Kultur und Übersicht aller Modifika- 
tionen möglicher Rechtsverhältnisse erfordert 
wird, welcher bey allen einzelnen einer Men- 
schenmenge nicht vorausgesezt we];den kann. 
Darum ist es tmumgänglich nothwendig, dafs 
die Staatsgewalt der Vernunft der Staatsglieder 
zu Hülfe komme durch Aufstellung solcher Nor- 
men, in welchen das^ allgemeine Rechtsgesez 
bereits auf alle Arten gegebener Rechtsverhält- 
nisse richtig angewendet , und , wie weit jeder 
iseine Freyheit, um ihrer Verträglichkeit willen 
mit der Freyheit Aller, beschränken müsse, in 
der Form allgemeiner Regeln bestimmt ist, nach 
welchen jedes Staatsglied das, was unter alleu 
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Verhältnissen selncrWcchselwirkung mit anderen 
ihm zu seinem Rechte gebührt, oder, was 
dasselbe heilst, den Umfang seiner, mit der 
Freyheit Aller übereinstimmenden , Freyheit mit 
Lieicfatigkeit zu bemessen in den Stand gesez^ 
wird. 

§. 565. 
Wenn aber auch die allgemeine Bedingung 
einer durchgängigen Übereinstimmung der aus» 
seren Freyheit aller Staatsglieder durch Aufstel* 
lung ihrem Zwecke Entsprechender Rechtsnorm 
tnen realisirt ist , so reicht denn doch , aller Er^ 
fahrung zufolge 5 die, in der blofsen Vorstellung 
der Gesetze liegende, subjektive Nothigung 
für sich allein keineswegs hip , um ein den 
Gesetzen ohne Ausnahme gemäfses Verhalten za 
bewirken, jeden in der ihm zuständigen Rechts« 
Sphäre vollkommen zu sichern > und so die Frey? 
heit Aller praktisch in Übereinstimmung zu 
setzen ; dehn Irrthum und ünwi^enheit , Unbe- 
sonnenheit ,^ böser Wille und Leidenschaften 
mancher Art sind machtige Hindernisse > welche 
die Wirkung der Vorstellung der Gesetze zu 
vernichten drohen, und auf Naturgewalt und 
äufsere Feinde, welche dem Rechtsgenusse nicht; 
minder gefährlich sind, haben jene Rechtsnor- 
men gar keinen Einüurs , biethen also auch da- 
gegen keinen Schuz dar. — Um ihrem Zwecke — 
da3 Recht aller Staatsglieder in jeder Hinsicht 
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ZVL sichern — vollkommen zu genügen, muGs 
demnach die Staatsgewalt auch alle diejenigen 
Anstalten in Wirksamkeit setzen , welche erfor* 
derlich sind, nm den gegebenen Recbtsbestim- 
mangen ausnabmlosen Effekt zu verschaffen, 
alle Hindernisse ihrer Geltung niederzuschlagen, 
und jeder Störung des Bechisgenu'sses zuvorzu- 
kommen, mufs sie die subjektive Nötbigung 
aus der blofsen Vorstellung der Gesetze durch 
das Hinzu thun der, zu deren Geltung erklek- 
lichen, objektiven Nöthigung ergänzen, und 
der physischen Gewalt den nöthigen Damm ent* 
gegensetzen. Damit aber in diesem Gebiethe 
ihrer Thüiigkeit Willkührund Widerspruch ver- 
mieden werde , vielmehr Bestimmtheit und 
Zwekmärsigkeit gesichert sey , ist es uüerlafs- 
liche Forderung, dafs, so wie bestimmt werden 
mufs, was einem Jeden zu Recht gebühre, so 
auch gesezlich festgestellt werde > wie einem 
Jeden für das, was ihm rechtlich gebühret, voll- 
kommene Gewähre geleistet werden könne und 
solle , Welche Mittel>zu diesem Zwecke 
gebraucht, und in welcher Art diese zur 
Anwendung gebracht werden sollen. Es ist 
üufser allem Zweifel, dafs es an zureichenden 
Normen der lezteren Art nicht fehlen dürfe, 
wenn die Gesezgebung des Staats nicht wesent* 
liehe Lücken haben, wenn die, durch den Zwek 
der Gesezgebung bestimmte > Sphäre dersielben 
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vollständig ausgemessen seyn , and die exekativ«. 
Thätigkeit des Staats ihre Schranke nicht über- 
schreiten , sondern nur auf einer vorgezeichnetea 
sicheteii Bahn fortschreiten soll. 
§. 366. 
Die Gesezgebung des Staats fiesteht in der 
Aufstellung aller praktischen Bedingungen der 
Übereinstimmung der äufseren Freylieit aller 
Staatsglieder, oder eines gesicherten Rechtsver- 
hältnisses derselben, in der vollständigen Zeich- 
nung der Bahn , welche der Staat zu durchlau- 
fen hat) um zu seinem Ziele zu gelangen. Der 
Zwek der Gesezgebung ist , der , auf den Ver- 
einigungszwek sich beziehenden , Thätigkeit 
der Staatsglieder und der Staatsgewalt denjeni- 
gen Impuls und diejenige Richtung zu geben, 
ohne welche eines Theils jener Vereinigungs- 
^wek schlechthin nicht erreichbar wäre , und ' 
wovon anderen Theils die Erreichung jenesZweks 
die nothwcndige Folge seyn mufs. Die Beali- 
sirung dieses , eben bestimmten , Zweks der 
Gesezgebung in ihrem ganzen Umfangeist aber 
bedingt durch gewisse allgemeine Karaktere ih- 
rer Materie sowohl als ihrer Form , und es isC 
nöthig, ehe noch von dem speciellen Gehalte 
der Gesezgebung nach ihren verschiedenea 
Zweigen die Bede kommen kann, jene allgemei* 
nen Karaktere , und mit ihnen eben sovielo 
generelle -Maximen «loer zwekmäfsjgen Gesez« 
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Verfassung festzustellen , die , wie die Natur der 
Sache lehrt, nur aus dem Zwecke der Gesetzte- 
bung selbst abgeleitet werden, und nur in der, 
durch sie' zu begründenden, Qualifikation der 
Gesezgebung zur Erreichung ihres Zweks die 
Gewähre ihrer Richtigkeit finden können« v 

§. 367. 
Keine Aufserung der Staatsgewalt, als sol- 
cher, ist gültig, welche nicht auf die Errei- 
chung des Staatszweks unmittelbar oder 
mittelbar gerichtet ist, ( §. 332 — 354. ) folg- 
lich ist auch kein Gesez im Staate- zuläfsig, wel- 
ches nicht eine direkte oder indirekte, Bedin- 
gung der Erreichbarkeit des Staatszweks 
aufstellt; denn die Zeichnung dieser Bedin- 
gungen ist die einzige Aufgabe aller Gesezge- 
bung des Staats 9 und es wäre sonach jede Auf- 
stellung der Bedingung eines anderen Zweks 
in der unterstellten Gjesezgebung ungebührlicher 
Austritt aus der ihr eigenthümlichen Sphäre,^ 
Mifsbrauch der gesezgebenden Gewalt , für 
welchen. keine Pflicht des Gehorsams auf Seite 
der Staatsglieder existirte weil nur diejenige 
Wirksamkeit der Staatsglieder, welche auf den 
Staatszwek Bezug bat, Objekt der Einwirkung 
und Leitung der Sta^tsge will t, folglich, was den 
Staatszwek unberührt läfst, auch nicht Gegen- 
" i^tand det Regulierung durch die Staatsgewalt 
seyn kann, tDie Tendenz; auf die Erreichung 
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^es Staatszweks ist also der erfo^erlicho 
erste Karakter eines jeden Gesetzes , welches 
sich als zwekmäfsig bewähren soll, und hier- 
auf gründet sich folgende allgemeine Maxime 
der G^sezgebung : bey dem Entwürfe aller Ge- 
setze im Staate ohne Ausnahme die Erreichbar- 
keit des Staatszweks alleine unverrükt im 
Auge zu haben , demnach keine Handlung zu 
gebiethen oder zu verbielhen, welche nicht um 
des Staatszweks rillen geschehen oder unter- 
bleiben mufsy und keine Veranstaltung: anzuord- 
nen , die nicht direktes oder indirektes , taug- 
liches Mittel für den Zwek des Staats wäre. 

Aninerkung. Xlierdurcli w^ird man sivh. in den Stand 
gesezt tehen, mit Bestiramtlieit zu entscheiden 9 ob 
und^iu 'wieferne ) z« B. Moiralität» Religioivy ludu* 
strie 9 \YoliLtand u, d. g], bey der Ge^ezgtbung des 
Stfiats zu bcriiksichtigen seyen ? — In -witferno 
nämlich die Befolgung des Sittengesetze? > die Ausü« 
hung irgend einer , dem Rechte unnachtheiligen Reli- 
gion 9 die Erweiterung der Industrie und des WohU 
Standes auf rechtlichem Wegs etc« zuni Rechtsgebie* 
tlte eines Jeden gehören, ist die Sicherung di^ 
»es Rechtsgebieths allerdings Objekt jener Ge« 
* sezge^ung« Die Sorge hingegen für unmittelbar« 

Beförderung moralischer und religiöser Zwecke^ 
der Industrie und des Wohlstandes liegt g'inzlich au»« 
Server Sphäre der Gesezgebuug des Staat», weil jenei 
Zwecke vom Zwecke des Staats keineswegs umfafsc 
sind. Nach dem ersteren Gesichtspunkte hat aber dl« 
Gesezgebung des Staats auf die bezeichneten Gegfiu 
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stSnde blol« n egativ einzuwirken , d^ i, nur ilabin 
' zu wirken» dafs Hindemisse hinweggeräumt y Stö- 

rungen abgehalten » Eingriffe behindert werden u. s. w» 

' §. 368. 

Indem nun die Gesezgebung des Staats» 
dem ihr vorgestekten Zwecke gemäfs, darauf 
ausgeht» die Bedingungen der Erreichbarkeit 
des Staatszweks vollständig zu zeichnen , hat sie 
es vor allem mit der Freyheit der Staat5glieder 
insoJFerne zu thuen, als jene. so zu beschränken 
^st, damit sie» in ihrem gegenseitigen Gebrau- 
che» sich nicht mehr widerstreite und gegen-* \ 
seitig aufhebe, sondetn vielmehr in verträgli- 
cher Obereinstimmung stehe ; denn in dieser 
praktischen Übereinstimmung der Freyheit Al- 
ler besteht die Geltung ihres Rechts. Durch 
eben diesen Zwek der Beschränkung ist der 
Gesezgebung zugleich das Ziel gestekt , wie 
weit sie in der Beschränkung der Freyheit der 
Staatsglieder gehen müsse , welches sie aber 
auch nicht überschreiten dürfe, ohi^e mit ihrer 
eigenenBestimmung in Widerspruch zu gerathen; 
Dieses Ziel ist nämlich eben die wirkliche 
Verträglichkeit der Freyheit aller Staatsgliedir 
in ihrem gegenseitigen Gebrauche, Jede Be- 
schränkung demnach , durch welche diese Ver- 
träglichkeit bedingt ist, mufs die Gesezgebung, 
um ihre Sphäre auszufüllen , objektiv noth- 
wendig machen y sich aber dagegen sorgfältig 
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hüten , in jener Beschränkung auch nur nm 
einen Schritt weiter zu gehen , als es der Zwek 
3er Beschränkung erheischt; denn dieser Zwei: 
ist der einzige Grund ihrer Beschränkung^* 
Befugnifs, die, als das Begründete, nicht wei- 
ter reichen kann> als ihr Grund, und gerade 
die 5 dem Recht^gesetze gemäfse, Freyheit der 
Staatsglieder ist das Heiligste und Höchste, um 
dessen Erhaltung willen die Funktion der 
Gesezgebungj so wie jede andere Thätigkeit 
des Staats allein statt findet, t^ Dafs durch dio^ 
Gesetze üie Freyheit der Staatsglieder in dem, 
durch den Zwek der Beschränkung selbst be- 
stimmten, gehörigen Mafse beschränckt« eben 
dieses Mafs aber in keiner Hinsicht öberschrit* 
ten sey , ist diesemuach der erforderliche zweyta 
allgemeine Karakter eirier zwekmäfsigen Ge* 
sezgebung, und die hierdurch gebotene Maximd 
für die Gesezverfassnng ist, bey dem Entwürfe 
aller Gesetze ein Haupuugenmerk darauf zu 
richten , ^^fs durch jene die Freyheitssphäre der 
Staatsbürger im Gebrauche ihres persönlichen 
und Sachen - Eigenthums gerade so viel, 
aber auch nicht mehr beschränkt wer* 
de, als sie um der Möglichkeit der Überein- 
stimmung der Freyheit Aller willen beshräokc 
$eyn mufs. 
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5. 369. 

Entschieden ist es , dafs die Natur zwischen 
Menschen und Menschen in Ansehung ihres we- 
sentlichen Karakters , nämlich ihrer Freyheit 
oder ihres Vermögens der Selbstbestimmung, kei- 
nen Unterschied statuirt, sondern Alle als gleich 
freye Wesen geschaffen hat^ Wenn also gleich 
die Freyheit der Menschen , weil sie ihrer na- 
türlichen' Ungebundenheit überlassen , im ge- 
genseitigen Gebrauche sich gegenseitig auflie- 
ben würde, so weit beschränkt vferden mufs, 
bis sie nicht mehr im Widerstreite ist^ bis die 
Menschen sich als freye Wesen mit einander ver- 
tragen, so folgt doch schon aus jener Prämisse/ 
dafs eben, weil das zu Beschränkende in Allen 
gleich ist, auch die Beschränkung selbst für 
Alle nur gleich seyn dürfe, dafs sich ein rieh- 
tiges, d. i. ein dem Willen der Natur entspre- 
chendes, Gleichgewicht der Freyheit Aller nuir 
auf dem Wege einer gleichen Beschränkung 
Aller herstellen lasse , indem sich schlechter- 
dings kein Grund gedenken läfst, warum in 
der Regel die Freyheit des Einen mehr oder 
weniger beschränkt seyn solle, als die des An- 
deren, vielmehr jede Ungleichheit in dieser Be- 
schränkung nothwendig selbst eine Störung des 
Gleichgewichts der Freyheit seyn müfste , wel- 
ches jedoch herzustellen und zu erhalten der 
Hauptzwek der Gesezgebung ist. — Durchgän- 
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gige Gleichheit in der Beshränkung 
der Freyheit^ oder Allgemeinheit der Ge* 
setze ist sQnach der erforderliche 9 dritte Ka« 
rakter einer zwekniäfsigen Gesezgebung« und 
die hieraus 9 resultirende Maxime für die Ge- 
sezverfassung ist : mit sorgfältiger Vermeidung 
der Gestattung irgend einer Ungleichheit in der 
Form des Rechts, Alle einer gleichen Gesez- 
gebung, und durch sie gleichen Schranken zu 
unterwerfen. Allen einen gleichen Umfang der 
Freyheit, gleiche Rechtsansprüche zu gestatten, 
Allen gleiche Sicherheit ihres Rechtsgebietha 
zu gewähren. 
• §. 370. 

Das Recht der Gesezgebung haftet, so wie 
das Recht der Staatsgewalt überhaupt, ur- 
sprünglich an der Gesammtheit der Staatsglie- 
der, weil, da ursprünglich kein einzelner Pri« 
vatwilie über Andere zu verfügen, die Befugnifs 
hat , die Gesammtheit nur durch sich selbst, 
durch ihren gemeinsammen Willen wirklich 
verbunden werden kann, imd weil nur dann^ 
wenn dieser die 'Gesetze gibt , es unmöglich 
ist , dafs durch die Gesetze selbst irgend Jeman« 
den Unrecht geschehe (§, I47. 201.) Eben 
darum aber mufs sich das von der Gesammt- 
heit der Staatsglieder — weil sie nicht füglich 
unmittelbar selbst die Gesetze verfassen kann, — 
zur Ausübung ihres Rechts der Gesezgebung 

B^hr Staatskun«c II. Abth. 5 
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bev^olltnächtigte ( physische oder juridische ) 
Subjekt verbunden achten, nur solche Ge- 
setze zu geben» ^vi^elche die Gesanuntheit der 
Staatsglied^r sich selbst geben würde^ und sich 
$e\\fst geben konnte ^ wenn sie ihr Recht der 
Gesezgebung unmittelbar selbst ausübte ; denn 
nur unter dieser Voraufsetzung haben die von 
ihm ausgehenden, Gesetze die erforderliche in- 
' . n er e Qualität, tim die Gesammtheit wirklich 

verbinden zu können; nur unter dieser Voraus- 
setzung ist die Gesammtheit der Gefahr überho« 
i ben , dafs Ihr oder Einzelnen ihrer Glieder durch 

die Gesetze selbst Unrecht geschehen könne; 
I ^ nur unter dieser Voraussetzung genügt es wirk-» 

y lieh der ihm ausgestellten Vollmacht, als welche 

r nur dahin gerichtet seyn kann , die zur Errei- 

chung des Staatszweks erforderlichen Gesetze # 
so wie im Namen der Gesammtheit, so auch 
im Geiste des Ge sammtw illens zu ent- 
werfen. — Dafs sich in jedem Gesetze des Staats 
der vernünftige Gesammtwille des Volks 
wahr und richtig ausspreche > ist demnach der 
erforderliche vierte allgemeine Karakter einer 
zwekmäfsigen Gesezgebung, und die, ihn ver- 
bärgende, Maxime für die Gesezverfassung ist: 
alle Gesetze des Staats nur aus dem richtigen 
Standpunkte der Gesammtheit der Staatsglieder 
zu entwerfen 5 nur solche Gesetze zu erlassen, 
zu deren Geltung alle Einzelnen im Volke zu- 
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^mmenstimmen können und müssen , wenn sie 
die Gründe derselben aus der richtigen Ansicht 
des Staatszweks würdigen. 

Anmerkung. Die Erfüllung dieser fiordetnng ist hef 
weitem nicht so schwierig y als sie vielleicht Manchem 
auf den ersten Anblik erscheinen mag; denn das 
Objekt des vernünftigen Gesammtwillens ist gege^ 
ben — in dem Zwecke des Staats y und daraus folgt» 
dafs zu allen denjenigen Normen , durch deren Befol- 
gung die Etreichbaikeit de» Staatszweks bedingt ist» 
die Möglichkeit der Zusammenstimmung aller 
Staatsglieder y als solcher 9 und als vernünftiger Wesen» 
mit um so mehr Sicherheit postulirt werden könne» 
^ je entschiedener es ist » dafs jedes entgej:engesetzi« 

Wollen sie mit ihrem » so gew^ifs sie vernünftig« 
Wesen sind, uothwendigen Willen ^ also /nit sich 
selbst und ihrer Existenz im Staate in Widerspruch 
setzen würde. Für alle solche Normen z.B. wodurch 
die Freyheit aller S'taatsglieder soweit beschränkt wird» 
als. sie heschrSnkt seyn mufs, damit alle gleich frey 
seyn können« kann unleugbar die Ubeieiustimmung 
aller Staatsglieder als vernünftiger Wesen» als möglich 
unterstellt werden » weil ohne jene Beschränkung der 
Staatszwek nicht erreichbar wäre, um dessen Willen 
sie doch im Staate sind. Zu solchen Normen hingegen» 
wodurch eine Ungleichheit in der Form des Rechts 
ttatuirt würde , könnte eben so entschieden di« 
Übereinstimmung aller Staatsglieder vernünftig nicht 
voräusgesezt werden 9 deim die Zurükgesesten können 
ihren Willen nie dazu geben, und biauchen ihn, alt 
vernünftige Wesen , nicht dazu zu geben , weil 
die Erreichbarkeit d«s Staatszweks durdi Ungleich« 
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heiten iu der Form des Rechts nicht nar nicht beJingty 
sondern vielmehr gestört und selbst unmöglich gemacht 
ist, weswegen selbst die Begünstigten, alt Staats- 
glieder und vernünftige Wesen nicht einmal datu 
zusammenstimmen können und dürfen. Entsteht ferner 
z, B, ein ZVveifel über die Wahl eines Mittels zum 
Staatszwecke unter mehreren, die sich darbiethen» 
So ist die Auswahl zu treffen, nicht nach den indivi« 
duellen Rüksichtcu der Gewaltsinhabec , sondera 
nach den vernünftigen Ansichten der Gesammtheit der 
Staatsglieder, weil der Staat überhaupt um dieser 
Gesammtheit willen besteht; es läf^t sich aber mit 
Gewifsheit annehmen, dafs der vernünftige Qesammt« 
wilie unter mehreren nur dasjenige Mittel gewühlt 
wissen wolle, durch welches der Staatszwek am 
sfth ersten und leichtesten erreicht zu werden 
vermag;, und so wird es iu keinem Falle schwer wer- 
den , den richtigen Gesichtspunkt der Gesammtheit zu 
finden, wenn man nux dea ernsilichen Willen hat 9 
denselben zu suchen. 

§. 371. 

Durch die Gesezgebung überhaupt soll die, 
auf den Staatszwek sich beziehende > Thatigkeic 
der Staatsglieder und der Exekutivgewalt des 
Staats in dem Grade angeregt, undso'gelei- 
tet werden, dafs die Erreichung des Staatszweks 
die nothwendige Folge davon seyn müsse; denn 
eben darin besteht ihrZwek(§. 366.) damit also 
die Gesezgebung diesem ihrem Zwecke vollkom- 
men genüge» darf keine der direkten oder indi'^ 
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rekten Bedingungen der Erreichbarkeitdes Staats- 
zweks von ihr unbestimmt gelassen , mufs allei 
das, was die Staatsglieder um des Staatszweks 
mllen zu thuen , zu unterlassen , zu leisten 
haben, mufs der ganze Wirkungskreifs der Exeku* 
tivgewalt des Staats genau von ihr bestimmt, 
, mufs, mit einem Worte, die ganze Bahn-, welche 
die Wirksamkeit des Staats zu durchlaufen hat, 
um zu ihrem Ziele zu gelangen, von ihr pünkt« 
lieh vorgezeichnet werden; denn Mängel in 
jenen Bestimmungen , und Lücken in dieser 
Zeichnung ^würden sicher ein stockendes krän- 
kelndes Leben des Staats zur Folge haben 9 und 
nie ein dem Staatszwecke entsprechendes. Be- 
nehmen seiner Glieder, noch ein, dem Staats- 
zwecke genügend förderliches, Verfahren seiner 
Exekutivgewalt erwarten lassen« — 

f^ntschöpfende Vollständigkeit ist dem* 
Dach der erforderliche fünfte allgemeine Karakter 
einer zwekmäfsigenGesezgebung, und die, die- 
sen Karakter bezielende, Maxime für die Gesez« 
Verfassung ist: alles das, wodurch die Erreich- 
barkeit des Staatszweks in jeder seiner Richtun- 
gen , unter den gegebenen Verhältnissen und 
Umständen, bedingt ist, seinen spezifisch diffe- 
renten Gattungen , und den unter diesen begrif-« 
fenen Hauptarten nacl^auf das pünktlichste zu 
bestimmen, und das Geschäft der Gesezgebung 
nicht für geschlossen zu achten j ehe und bevor. 
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nicht alle die.«« Beding:tingen ohne Ausnahma 
entschöpfend normirt sind, 

A um CT k 11 II g. Die hjerpostulirte Vollsiiüldigkeitbailelit 
jcdocb keineawegs dariD, dafs fiic jedeo mögUclien 
•inzelnen Fall eine beiondera Nomi in der Gesäs- 
^ gebiing aufgettallt tty, — eine> in diMcm Sinn* 

▼olUtändiga Geaazgabimg wir« theil« anmOgticbi und 
würde theili , bey der Lait ihrer nothwendigea 
Überladung, mebc verwirren und schaden, al^ ord- 
nen und nutzen, — - sondern lediglicb darin, daf* 
tie alte diejenigen ausreichenden Normen eiiihalie, 
unrer welche jeder tpecielle Fall mit Sicherheit 9ub- 
(umirt I und danach entschieden und «pgeordnec 
werden könne, d«rs nie ein Fall möglich sey. Tue 
den njctit seiner Galtuag oder Hauptart nach, in der 
Geieigebung bcfricdigande Auikunft zu finden wire. 
Übrigens ist vorEJigiich, um dieser VolhtUndigkeit 
der GesEzgebuug willen, bey ihr die Sffiksicbt auf 
die gegebenen beloaderen Verhältnisse eines Staats, 
t, B, auf den Kultuigrad, 'den Ksraktec, die berc- 
ichenden Gewohnheiten , Neigungen und Leidenschaf- 
ten des Volks Ut >• y. nothwendig , weil in dem einen 
Staate, nach acinen IndividualilÜten , mehr oder 
vrenlger und andere Bedingungen der Brreiclibarkeit 
des SlaatSEWek« eintreten kännen, als indem anderen 
nach seinen gegebeneu Eigenheiten. 

§. 372. 
Wenn aber auch die Gesezgebung des 
Staats, um vollständig ^u seyn, wirklich alle 
Zweige der Staatsverwaltung nmfafst und regu- 

. lirt, so wird sie deönoch des Karakters vollen- 
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deter Zwekmäfsigkeit entbehren, wenn nicht 
auch alle ijire Bestand theile in einem wahren 
inneren Zusammenhange stehen, wenn etwa die 
Mittel, die zur Realisirung des einen Mittelzweks 
in ihr angeordnet sind> die Wirksamkeit der, 
für den anderen Mittelzwek gewählten, Mittel 
beschränkten oder gar aufheben $ wenn es dem 
Ganzen an Einheit des Prinzips und der Grund- 
lage 9 und darauf gegründeten Planmäfsigkeit 
und Ordnung fehlte; denn eine, mit solchen 
Mängeln behaftete, Gesezgebung könnte aller 
ihrer Vollständigkeit ungeachtet, dennoch un- 
möglich ein kraftvolles imd konsequentes Leben 
des Staats, unmöglich eine barmonische Quali^ 
fikation aller seiner Theilfe zur Erreichung des 
Gesamnif^weks, ein organisches Ineinandergreif 
fen und Wirken seiner Glieder begründen , son» 
dern nur ein unordentliches, durch sich gegen- 
seitig widerstrebende und lähmende Thätigkeit 
seiner Organe sich selbst destruirendes Leben 
des Staats zur Folge haben. Darum sind, auf 
Einheit des Prinzips gebaute, Planmäfsig- 
keit und innere Konsequenz im ganzen 
Gebäude der Gesezgebung weitere umerlafsliche 
Bedingungen der Zwelcmäfsigk<g[l:'^der lezteren, 
und die, aus dieser Forderung resuliirenden , 
Maximen für die Gesezverfasstin g^i nd : der 
ganzen Gesezgebung die Idee eines Systems 
zum Grunde zu legen, bey allen Zweigen der 
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Gesezgebung äem Geiste dieses Systems und 
des» ihm zur Grundlage dienenden, Prinzips 
treu zu bleiben, die verschiedenen Materien 
in der, der Natur des Gegenstandes am meisten 
entsprechenden, Ordnung zu behandeln, jeden 
Gesetzesentwurf, nicht etwa nur einseitig, son- 
dern nach seinen Wirkungen in Beziehung auf 
alle ]Kichtungen des Staatszweks und seiner Mit» 
telzwecke zu prüfen, endlich alle Gesetze unter 
sich zu vergleichen , und sie in eine , ihre Wirk- 
samkeit gegenseitig unterstützende^ Überein- 
stiaxmung Z4i setzeb. 

§. 573. 
Auch in- der ganzen Verwaltung des Staats 
«oll, so wie in aller menschlichen Thätigkeit, 
ein unaufhörliches Fortschreiten zum besseren 
statt finden , und das höchste Ziel dieses Fort- 
schreitens stellt das Ideal des Staats dar; so 
%vie es nun zunächst die Gesezgebung ist , welche 
die ganze, von der Staatsverwaltung zu durch- 
laufende, Bahn zu zeichnen^ hat, so mufs es 
auch zuoberst ihre Sache seyn , mit und neben 
der Individualität des gegebenen Staats stäts zu* 
gleich das Ideal des Staats zu berüksichtigen ^ 
und zubewii;k^^ dafsjene Individualität diesem, 
Ziwar nie vollkommen erreichbaren Ideale in 
unaufhörlicher Progression näher gebracht, das 
individuelle Interesse des gegebenen Staats dem 
Interesse d^es Staats überhaupt untergeordnet i 
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■und so das Allgemeine Im Besonderen seinem 
Urbilde möglichst treu dargestellt werde, Gewifs 
gibt es auch kaum ein zu verlä feigeres Mittel dem 
Systeme der Gesezgebung die strengste innere» 
Konsequenz und die vollständigste Zwekuiäfsig- 
keit überhaupt zu sichern * a(s wenn demselben 
allenthalben das Ideal des Staats zum Grunde 
gelegt wird; denn dieses.Ideal stellt jaden Staat 
io seiner höchsten Vollkommenheit und Vollen- 
dung dar. Atle Normen demnach Fdr die Wirk*' 
lichkeit, welche nach diesem Ideale gemodelt 
sind, tragen nicht nur in sich selbst die Sank> 
tion ihrerZwekmärsigkeit, sondern müssen auch 
am besten geeignet seyn , zu bewirken > dafs die 
Wirklichkeit dem höchsten Ziele ihrer Vollen- 
dung mit schnellen Schritten entgegenreife. — 
Dafs die Gesezgebung ,von der Id^e des Staats 
beseelt, den Forderungen dieser Idee so viel 
möglich entspreche, ist demnach eine weitere 
Bedingung ihrer Zwekmäfsigkeit, -welche dem 
Gesezverfasser die Maxime gebiethet: jeden 
Gesetzesentwurf an den Mafsstab der Allge- 
meingültigkeit zu halten, d.ist: denselben, 
theils seinem Inhalte nach-als allgemein, theils 
als für alle Zeiten und Völker gültig sich zu 
denken , und sich zu fragen : ob das Gesez auch 
unter dieser Voraussetzung noch anw'endbar und 
vortheilhaft seyn würde? Überhaupt aber seine 
ganze Funktion in allen ihren Theilen als einen 
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fortlaufenclen Vermch zu behandeln, um ä 
Staat in der Wirklichkeit dem Staate in dec* 
Idee, so viel diefs unter den gegebenen Umstän» 
d^n nur immer thunlich ist, zu nähern. 

§. 374. 

Durch die Gesezgebung soll jeder Staats* 
bürger in den Stand gesezt werden , den Um- 
fang der ihm rechtlich gebührenden Freyheit 
mit Sicherheit zu bemessen, soll jedes Glied 
tind Organ des Staats erkennen können, was es 
um des Staatszweks willen zu thuen , zu unter- 
lassen, zu leisten habe. Die Gesezgebung soll, 
mit ein^m Worte, bestimmen und befähigen, 
taugliches Glied und Organ des Staats zu seyn» 
Unmöglich kann aber diese Absicht der Gesez- 
gebung erreicht werden j, wenn nicht ihre Spra- 
che allgemein verständlich ist, und die Absicht 
des Gesezgebers, ohne irgend einer Zweydeu* 
tigkeit Raum zu geben , auf das Bestimmteste 
bezeichnet; denn, was nicht atlfi:emein versti^nd- 
lieh ist, kann auch unmöglich die gewünschte' 
allgemeine Erkenntnifs und Bestimmung durch 
sie zur Folge haben, xmd Normen, welche nicht 
jede Zweydeutung scharf abschneiden , werden 
um so gewisser nur so , wie ein Jeder sie 
braucht, erklärt werden, je mehr die Gepeigt- 
Jieit eines Jeden vorausgesezt werden mufs, sie 
nur nach egoistischem Mafsstabe zu deuten, -^ 
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Allgemein Verständlichkeit, lichtvol- 
le Deutlichkeit und schneidende Prä- 
zision in Sprache und Atisdruk sind sonach 
die weiteren unerUfsIichen allgemeinen Karak- 
tere einer zwekmäfsigen Gefiezgebun^, .und da- 
mit diese so karakterisirc sey, mufs der Ges«z- 
verfasser von der Maxime ausgehen: alte Ge- 
setze nur in det eigenen Landessprache 
aufzustellen, dabey in möglichst kurzen Sätzen 
zu sprachen, sich auF keine Weise Sprachaeue- 
rungen zu erlauben , and allenthalben solche 
Worte zn wählen, welche nach dem bestehen- 
den Sprachgebrauche diejenigen Vorstellungea 
erwecken mü&sen > welche durch die^Gesetze 
in denjenigen, für die sie bestimmt sind, ange- 
regt werden sollen, und weder eine andere* 
noch eine weitere oder engere Sphäre bezeich- 
nen , als durch sie nach der Absicht des Gesez- 
geberg bezeichnet seyn soll, so, dafi zur An- 
wendung der Gesetze überall keine logische 
Auslegung erfordert werde. 

AniDcrkung. Der Grund dieiar leiteren Betiimtnung 
liegt ^arin: weil dn Getexgeb^ eine logiiche Aaa- 
leguDg dar üueue Anderea nicht Terstatlen kano , 
ohne lieb »elbit dec Geiezgebimg lu entauftern, in- 
dem jede logiiche Auslegiing dec Geieue im Grunds 
ielbst eine Geiezgcbung in, und miibiu, lie iflae 
nun von dem Kichier, odei: von der vollxiehendcn 
Gevrxlt geschehen, eben lo lehr mit den Rechien des 
SoUTerilHS , al« mit det icchtlicbea Fieyheit der Un- 
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t«rtlianen im Wi(}ersprucbe stellt« Wenn incleiien 
die 9 aus obiger Regel hervorgebende » Aufgabe in ih- 
rer ganzen Strenc^e fiir den Gesezgeber unauflöfslich 
seyn sollte » so mufs er wenigstens sich selbst 
das Recht der logischen Auslegung vorbehalten » dem- 
nach die anderen Behörden verpflichten, in Pillen y 
wo ihnen eine solche Auslegung unumgänglich nöthig 
zu seyn scheint ^ von ihm (es versteht sich, in so- 
ferne von einer Pariheysache die Rede ist, nur für 

* 

künftige F'älle) die Entscheidung , mit Anfuhrung der 
in die Sache eingreifenden Gründe ^ zu verlangen« 

§. 375. 
Eine HauptbedinguDg der Wirksamkeit 
der Gesetze, welche alle übrigen in sich begreift 
ist — Achtung für die Gesetze, Der Vortragt 
das all fsere Gewand, in welches man die Ge- 
setze einkleidet, mufs demnach vorzüglich dar* 
auf berechnet werden , dafs es geeignet sey, je- 
nes Gefühl in denen, zu welchen die Gesetze 
sprechen , zu erwecken und zu unterhalten. 
Wenn es nun ausgemacht ist» dafs nichts mehr 
das Gefühl der Achtung anspreche, als der Ka- 
rakter der Erhabenheit, so ist auch damit 
di^ äf^etiichtei^.^^gel für den^Vortrag der Gesez- 
gebung bestimmb, in wieferne dieser darauf 

* 

hinwirken soll, die Gesetze der Achtung für 
dieselben zu sichern. Das zuverläfsigste Mittel 
nämlich, jenen Karakter der Erhabenheit zu be- 
gründen , ist Nachdruk und Einfacjhheit 
(Simplizität) im Vortrage, beyd^g sind sonach 
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die weiteren formellen Bedingungen, durch de- 
ren Erfüllung nur die Zwekmäfsigkeit der Ge- 
sezgebung ergänzt zu werden veriöag. Die, 
hieraus sich ergebende , Maxime für die Gesez« 
Verfassung ist: mit Vermeidung alles redneri« 
sehen Pompes und Schmuckes. , die Vernun|t 
einfach, wie sie selbst ist, anzusprechen, und 

durch das Gewicht gedrängter Gründe diejenige | 

Erkenntnifs und Überzeugung zu erzwingen, j 

von der sich die willigste Befolgung der Gesetze J 

mit der meisten Zuversicht erwarten läfst. — • ^ 

Nur in der Vorrede, womit eine Gesezgebung 
kund gemacht und eingeführt wird , darf die 
Sprache des Gesezgebers feyerlicher tönen , und 
die, auf Bestimmung des Willens berechneten, 
rechtlichen Künste der Beredsamkeit um so mehr 
gebrauchen , je mehr es der Würde der Mensch- 
heit zub>agt , auf diesem Wege , als durch den 
Weg physischen Zwanges , bestimmt zu wjer- 
den, und je mehr, aller Erfahrung zufolge , die 
Macht einer solchen psychologischen Einwir- 
kung jene einer blos physischen Gewalt' über« 

wiegt. J. 25Ä^Äii/Ni»> iy^.c^.^.^Ji£pä.c6J.nT9U. 

§. * 376. 
Dafs auf die Erfüllung der , so eben ge- 
zeichneten , Bedingungen einer, ihrem Zwecke 
entsprechenden , Gesezgebung die Art der Ab- 
fassung der Gesetze einen bedeutenden Einflufs 
habe^ kann wohl nicht geleugnet werden; denn 
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kaum erwartet werden können, änls die Kräfte. 
und Lebensdauer eines Individuums der Vollen- 
dung dieser umfassenden Aufgabe gewachsen 
seyen, dürfte es daher unumgänglich nöthig&eyn 
die Gesez Verfassung einem Kollegium von 
Männern zu übertragen, mit der Bestimmung* 
Btirch die erforderlichen Kenntnisse und Erfah- 
rung sich gegenseitig unterstützend , durch ge- 
meinsammes Zusammenwirken nicht nur die 
Aufgabe der Gesezgebung in allen ihren Zwei- 
gen zu 'lÖ^en , sondern auch die Gesezgebung 
fortwährend mit den Fortschritten der Kultur 
und den Bedürfnissen des Zeitgeistes in leben- 
diger Übereinstimmung zu erhalten , und so, 
durch State Vervollkommnung der Gesezge- 
- bung, diese ihrem Ideale in ununterbrochener 
FrogressioQ naher zu bringen. 
§. 378. 
In einer D Uarrh ie wird das, zur Gesez- 
gebung, als dem einen Zweige der Staatf^ge- 
■walt bevollmächtigte, Subjekt, nach dem §. 200 
aufgestellten Fostulate, ohnediefs aus einem von ' 
mehreren gewählten Individuen zusammenge- 
sezten, gesezgebenden Korps bestehen. Aber 
auch in einer Monarch ie ist zum Behufe der 
Gesezverfassung die Etablirung einer eigenen 
GeseZ'Kommission, und zwar um so mehr, 
unerlafslich , je weniger der Monarch in eige- 
ner Person allen Forderungen einer vollständigen 
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. und zwekmär$igeti 6ese2verfassatig z:u genügen, 
und deren fortschreitende Vervollkommnung zu 
bewirken vermag» Die Glieder dieser Kommis- 
sion » deren Zahl nach einem richtigen Verhält- 
nisse zu der Gröfse sowohl^ als den spezifi&Ti 
verschiedenen Bestandtheilen des ganzen Gesez- 
gebungsgeschäfts zu bestimmen ist^ dürfteti am 
schiklichsten , theils aus den theoretischen^/ 
theils aus den praktischen Staatsmädnern 2U 
veählen seyn , damit das Allgemeine mit Büksicht 
auf die Erfahrung^ und diese mit Rüksicht auf 
das Allgemeine^ für den Zwecke der Gesezgebung 
benüzti und in einen, dem Zwecke der Ge^ez« 
gebung förderlichen, Einklang gebracht werde. 
An die Spitze dieser Kommission müfste, um 
des Zweks der Einheit und inneren Konsequenz 
willen» ein Mann gestellt werden ^ bestimmt 
und fähig , den Plan und Grundrifs des Ganzen 
zu entwerfen, das gemeinschaftliche Urprinzip 
sowohl» als die daraus abgeleiteten Prinzipien 
für die einzelnen Theile festzustellen» leztere 
unter die einzelnen Glieder der Kommission 
zwekmafsig zu vertheilen » und überhaupt Im- 
puls » Seele und Regulativ des Ganzen zu seyur 
Unter seiner Leitung wären sodann die Resultate^ 
der Arbeiten der einzelnen Glieder in Plenar- 
versammlungen gemeinschaftlich zu prüfen» 
unter sich und mit der Tendenz des Ganzen zu 
vergleichen» und die» nach gepflogenen ent- 

Behr Staatslctinsr« 11« Abtb 6 
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schöpfenden Debatten aug AA Stirn menmehrbeit 
gezogenen, Beschlüsse als Gesetzesentwüif e 
dem Monarchen zu untersteUen. 

5. 379. 

Der Monarch wird aber den, ihm vorge- 
legten» Gesetzesentwürfeo die, zu ihrer verbin- 
deuden Kraft verfas^ungsmäfsig erfördeiüche, 
Sanktion nur dann ertheilen können, wenn er 
die volle Überzeugung hat, dafs ]ene dem Zwecke 
der Gesezgebung vollkommen entsprechen, und 
eben darum die Zusammenslimmung des ganzen 
Publikums haben können ; denn nur unter diesen 
Voraussetzungen haben, die, von ihm ausgehen- 
den, Gesetze die erforderliche innere Qualität^ 
um die Gesammtheit der Staatsglieder \wirklich 
verbinden zu können , und genügt er seiner 
Bestimmung, als Geeezgeber, die Gesetze im 
Geiste des Gesammtvrillens aufzustellen. (§. 370.) 
Das schiküchste und sicherste Mittel, um sich 
jeneÜberzeugimg zu verschaffen, besteht darin: 
dafs er die, ihm unterstellten Gesetzesentwürfe 
dem ganzen sachverständigen Publikum (wor- . 
unter ohnediefs diejenigen Staatsbehörden be- 
griffen sind , in deren Gesch'aftskreifs jene Ge- 
setze zunächst einwirken),' durch den Druk 
zur unbefangenen öffentlichen Prüfung vorlegen 
läfst. Dieses Publikum ist der Natur der Sache 
nach die, zur Prüfung drt Gesetzesentwürfe 
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geeignete 9 HöcAsLe Instanz i weil das Recht 
der Gesezgebung ^ von der Gesammtheit der 
Staatsglieder ausgeht, und diese nur dann, wenn 
die Möglichkeit ihrer Zusan^menstimmung mit 
den Gesetzen bewährt ist, die Gefahr, dafs ihr 
oder einzelnen ihrer Glieder dprch die Gesetze 
selbst Unrecht geschehen könne, überhoben ist; 
denq nur durch .das, was sie über sich selbst 
beschliefst, kann ihr unmöglich Unrecht gescbe- 
hen. Der Monarch wir4 daher jenen Weg der 
Publizität um so gewisser einschlagen miissen , 
je entschiedener er durch ihn allein in den Stand 
gesezt wirdy sich von der wirklichen Ansicht 
des Gesämtntwfllens zu unterrichten • und der 
unerlafslichen Bedingung der inneren Gültigkeit 
seiner Gesetze zu versichern j wenn auch die 
grofsen Vortheile — die von der Mehrseitigkeit 
der öffentlichen Prjäfung, von der gröfsercn 
Konkuirenz von Kenntnissen und Erfahrungen 
bey ihr, tind der ausgedehnteren Bekanntschaft 
mit dem bereits im Gebiethe der Gesezgebung 
geleisteten , so wie mit den rielein , bey jedem 
Gesetze er fprderlichen , Rüksichten,. von denen 
leicht manche ^einzelnen Menschen bey aller ih- 
rer Umsicht entgehen könnep , unverkennbar 
zu erwarte^ sind , — ihm nicht an sich schon 
überwiegende Gründe für den Gebrauch jenes 
Mittels an die Hand gäben. ^ 
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%. 380. % 
Die I auf jenem Wege der Publizität einge- 
holten , gründlicheren Bemerkungen sind eben* 
mäfsig, nach Mafsgabe ihr^r Homogeneität zu- 
sammengestellt ^ bekannt zu machen > theils um 
die Ge^ez ^ Kommission zu hindern, sie nicht 
aus^ Egoismus oder Gemächlichkeit unbenüzt 
zu lassen, theils um das Publikum in die Lage 
zu 'setzen , sich von der wirklichen Berüksich- 
tigung seines gegründeten Urtheils überzeugen 
zu können« Demnach sind die Gesetzesent- 
würfe von der Gesez - Kommission mit jenen 
Bemerkungen zu vergleichen , wo deren Gründe 
überwiegen, danach zu modifiziren oder zu 
ergänzen , und die endlich gefafsten Beschlüsse, 
als Definitiv - Entwürfe , dem Monarchen zur 
Sanktion vorzulegen. — (An einen ähnlichen 
Gebrauch der Publizität dürfte das Verfahren 
des gesezgebenden Korps in einer Düarchie 
zu binden seyn , weil auch die materielle Gül- 
tigkeit der 3 von ihm ausgehenden , Gesetze 
gleichen Bedingimgen unterliegt.) — Wenn 
nun aber hiermit das Geschäft der Gesezgebung 
keineswegs beendigt seyn kann, wenn vielmehr 
die , bey jeder menscfilichen Arbeit kaum ver- 
meidlichen Lücken , Dunkel - und Unvollkom- 
menheiten , die darüber in der Anwendung sich 
ergebenden Anstände und Mifsgriffe einer im- 
unterbrochenen Nachhülfe bedürfen, wenja da5:^ 
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Gesez selbst gegen Eingriffe gesichert und sein 
Interesse gewahrt , wenn die Gesetze unleugbar 
mit der Kultur des Volks und den Forderungen 
des Zeitgeistes gleic)ien Schritt halten , jener 
sogar vorarbeiten, und überhaupt auf einen 
immer hpheren Grad der Vollkommenheit 
gebracht werden sollen, wenn endlich sogar 
gewisse Zweige der Gesezgebung ibrer Natur 
gemäfs nach temporäreli Verhältnissen häufigen 
Modifikationen unterliegen, welche ohne den 
gröfsten Nachtheil nicht verzögert werden kön* 
neu f so leuchtet wohl die Noth wendigkeit der 
Permanenz der postulirten Gesez - Kommis« 
sion mit hoher Evidenz ein , um den gerechten 
Forderungen einer fortwährenden nicht nur, 
sondern selbst Stufenweise gesteigerten , Zwek- 
m'äfsigkeit der Gesezgebung genügen zu kön- 
nen, als welche ohne jene Permanenz schlecht- 
hin nicht erfüllt zu werden vermögen. 

§. 381. 
Nur auf dem Wege der vorgeschlagenen 
Gesezverfassungsmethode läfst sich , es ist un- 
verkennbar, eine, sämmtlichen Bedingungen 
ihrer Zwekmäfsigkeit entsprechende, Gesezge- 
bung mit einer Zuversicht erwarten , welche 
nicht leicht eine andere Verfahrungsart in dem- 
selben Grade gewähren zu können scheint; 
denn die Berathungen über Gesetzesentwürfe, 
welche auf jeden Fall eigene Bearbeiter erhei- 
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sehen, mit den sogenannten Ständen des Staats« 
wo solche vorhanden sind, werden kaum den« 
Grad der erforderlichen Ausdehnung und Keife 
- erreichen , noch weniger das Bedürfnifs* einer 
ununterbrocheneti Thätigkeit der gesezgeben- 
den Quelle befriedigen können » so lange die 
Versammlungen jener Stände , der bisherigen 
Gewohnheit nach, .blos periodisch sind; Wür- 
den freylich diese ihre Versammlungen perma- 
nent, die Glieder derselben mit vorzüglicher 
Rüksicht auf ihre Fähigkeit im Gebiethe der 
Gesezgebung gewählt , und ihr Wirkungskreis 
auf den Entwurf ^ oder wenigstens die Prüfung 
aller Gesetze ohne Ausnahme ausgedehnt, dann 
würden sie im Wesentlichen den Karakter der 
postulirten Gesez - Kommission annehmen > und 
in ihnen der Vorschlag im Grunde realisirt 
seyn. — Dasselbe , was oben von periodisch 
versammelten Ständen bemerkt wurde i gilt um 
so mehr von den Berathschlagungen der Gesez- 
zesentwürfe und über dieselben mit einem 
Staats-Rathe, weil dieser entweder mit V"er- 
nachläfsigung seiner übrigen Bestimmung eben« 
mäfsig den Karakter einer Gesez - Kommission 
annehmen, oder, um jene nicht zu vernach- 
läfsigen , Entwurf uiid Prüfung der Gesetze 
übereilen, und die Forderung einer ununter« 
brochenen Thätigkeit und Aufmerksamkeit der 
Gesezgebung unbefriedigt lassen müfste. -^ Der 



87 

aufgestellte Vorschlag znr Etablirung ein^ ^^ 
nen , ständigen €esez - Kommission mit ihrer 
gezeichneten Bestimmung ( man benenne sie 
übrigens , wie man wolle ) dürfte demnach der 
Ausföhrung um so mehr würdig seyji ,' je weni- 
ger verkannt werden kann , dafs derselbe zu- 
nächst geeignet sey, der Monarchie eine^ dem 
vernünftigen Gesammtwillen der Staätsglieder 
entsprechende , d. i. eine solche Gesezgebung, 
wie sie die Jdee des Staats erheischt, nnd damit der 
monarchischen Regierung den Geist desRepubli- 
kanismus im ächten Sinne (§. 292.) za sichern. -*' 

§. 3a2. 
Sobald die Bedingnngen der Erreichbarkeit 
des Staatszweks gezeichnet , zwekmäfsige Ge« 
setze geschaffen sind , mufs» wie sich von selbst 
versteht , die nächste Sorge der StaatsgeWalt 
dahin gerichtet seyn, jenen Gesetzen, volle Wirk- 
samkeit zu verschaffen ; denn nur durch Begrün- 
dung dieser vermag sie der Gesezgebung prakti- 
sches Leben zu verschaffen , und dadurch ihrer 
Bestimninng zu genügen. Jene Wirksamkeit 
aber ist bedingt, erstens durch eine genügende 
Bekanntmachung der Gesetzie; denn die Gesetze 
existiren / als solche ^ für die Glieder des Staats 
nur^, in wieferne sie ihnen als verbindende Nor- 
men angekündigt sind » und zweytens» durch 
den Gebrauch der zwekmäfsigsten Mittel den 
lublizirten Gesetzen Achtung und Befolgung zu 
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sicbern. Die cr«tere dieser Bedingungen be- 
treffend t $o verdient unstreitig diejenige Art 
der Publikation der Gesetze den Vorzug, wo- 
durch 'der Zwdc dieser Handlung am voUkom- 
n^p^tei) ^^rreicht wird. Welches diese Art sey? 
Icann. nur.den individuellen Verhältnissen jedes 
3taiM:i>. gepc^fs bestimmt werden ; im Allgemeinen 
aber dtirfte. die Vervielfältigung durch den Druk, 
vmd . die I^ittheilung gedrukter Exemplare 
an allß Behörden und Partikulargemeinden im 
Staate ^ur Kundmachung und Aufbewahrung 
unter ihnen, als twekdienlich anerkannt wer- 
den, und unter dieser Voraussetzung es sehr 
ratbsam» und die^ nötkige Übersicht ungemein 
erleichternd seyn » nioht nur für die Gesezge-^ 
bung. überhaupt ein ganz eigenes, ihr ausschlies^ 
send gewidmetes , Bulletin zu etabliren , son- 
dern alle , zu einem besonderen Zweige der 
Gesezgebung gehörigen , Gesetzein einer beson- 
deren, diesem Zweige ausfchliefsend gewidme- 
ten, Abtbeilung dieses Bulletins zusammenzu- 
stellen j» so« dafs kein Zweig der Gea^zgebung 
mit dem anderen vermengt, sondern alle, ihm 
angehörigefi 4 Gesetze in einen unumterJbucQche- 
nen Zusammenhang gestellt würden. 

• Anmerkung^ Dafs eine Trennung des G e s e « b u 1 1 e- 

tins vom sogenannten Kegierungs blatte, we- 

* gen iUres heterogenen Zweks, nothwendig sey» wurde 

bereits von Anderen bemerkt« Es dUrfte auch in 
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der That keine kleine Schwierigkeit seyn , aucli nur 
aus einem &5fährigen Regiernngsblatte eines Staats , 
in dessen Verwaltung ein reges Leben statt gefunden 
hat. die eigentlichen Gesetze auszuheben» und diese» 
nach den besonderen Zweigen» denen sie angehören» 
zu einer bequemen Übersicht geordnet | zusammen 
zu stellen ; dieser Schwierigkeit würde aber durch 
Realisirung jenes Vorschlags » und zwar zum unver- 
kennbar -grofsen Vortheile für den praktischen Zwek 
der Gesezgebung selbst am leichtesten vorgebeugt. 
Es versteht sich übrigens von selbst «^ dafs jener Vor- 
schlag nur auf solche Staaten gerichtet sey » deren 
' Kegieruiigen der f $. 98o begründeten) Forderung einer ^ 

y 

ununterbrochenen ThUtigkeit det Gesezgebung genii- ' 

gen, 'Abev freylich sollte man glauben» dafs kaum 

eine Regierung» die nur einiges PBichtgeftthl hat» : 

jener Forderung sich entschlagen könne« — r Noch 

kann ich hierbey nicht unbemerkt lassen » dafs darin ^ V 

etwas widriges und unwürdiges zu liegen scheine» 

wenn die Unterth^nen sogar das Publikationsmittel 

der Gesetze» den Weg» auf dem ihnen, w^as sie zu 

leisten oder zu untofrlassen haben » angekUndig^t wird» 

besonder« zu bezahlen angehalten werden, 

/ §• 383, 
Es lehrt jedoch Natur der Sache und Erfab- 
rung im gleichen Grade , da(s^ die Publikatioii 
der Gesetze , die in der Regel nur einmal zu ge« 
schehen pflegt f unmöglich allein zureiche» und 
xureichen könne, zu bewirken ^ dafs alle Ge- 
setze » deren eine beträchtliche Menge seyn 
mufs» sich, was doch- geschehen soW, in einem 
s^äts lebendigen Andenken aller Staatsglieder 
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erhalten; denn — abgesehen davon, dafs man- 
che Gesetze von der Art seyn können , dafs sie » 
unter Voraussetzung aller Zwekmäfsigkeit ihres 
Vortrags, dennoch bey ihrer einfachen Publi- 
kation die Verfassungskraft der ungebildeteren 
Klasse übersteigen > oder dafs wenigstens das 
Gedächtnifs aller Staatsglieder der Menge der 
Gesetze, um sie alle im Bewufstseyn zu erhal- 
ten , kaum gewachsen seyn dürfte i — so sollen 
doch viele Gesetze selbst diejenigen Stnatsglie*' 
der verbinden, die zur Zeit ihi:er Publikation 
vielleicht noch gar nicht als Staatsglieder existir- 
ten, und wenn nun dennoch dem Staate daran 
gelegen seyn mufs, dafs jene Gesetze auch von 
diesen nicht verlezt öder unbeachtet gelassen 
werden, er aber ihrer Entschuldigung mit Un- 
wissenheit unter jener Voraussetzung, dafs er 
sich- auf die blofse einmalige Publikation be- 
schränkt habe , mit Recht nichts entgegensetzen 
kann, so leuchtet wohl von selbst die Unzuläng- 
lichkeit der Publikation > als des einzigen Mit- 
tels zur Einführung der Gesetze , und die uner- 
lafsliche Nothwendigkeit für ihn ein, demscl« 
ben durch die Hinzufugung eines weiteren Mit- 
tels zu Hülfe zu kommen , wodurch dem Zwek- 
ke , den Sinn der Gesetze der Fassungskraft 
auch der ungebildetesten Klasse zugänglich zu 
machen, und die Entschuldigung mit Unwis- 
senheit für alle Zeit zu beseitigen , genügt ^sey. 
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§. 384- 
Als das natürlichste und schiklichste' HfilFs- 
niittel der eben geforderten Art scheint j^ich von 
selbst zu rechtfertigen , die Einführung eines 
zw^kmäfsigen Unterpchts des Volks in denjeni- 
gen Gesetzen j der^n Kenntnifs jedem Staats- 
bürger, um seine Pflichten, als solcher, erfiil<* 
len , und seine Rechtssphäre ^ mit Vermeidung 
jedes unbefugten Austtitts in fremdes Rechtsge- 
bieth s behaupten zu kÖqnen ^ unentbehrlich ist. 
Ein solcher Unterricht^ durch populäre Lehren 
in allen Volksschulen ertheilt , und durch Auf* 
Stellung eines Gesez - Katechismus — worin 
jene unenibehtlichen Gesetze aus allen Zweigen 
(also auch z^ ßi aus der Straf- Polizey- und Fi- 
nanz -Gesezgebung ) in^ kurzen , gemein ver- 
ständlichen, und deüi Gedächtnisse leicht ein- 
zuprägenden Sätzeii^ und in einer natütlicheh 
Ordnung vorgetragen wären — selbst zum Be- 
hufe des erwachsenen Theils des Volks fortge- 
sezt , würde unstreitig am befsteh geeignet seyri, 
den Wilten der Gesetze auch der untierstcn Volks- 
klasse einleuchtend i[,n macheh , ihn dem Ge* 
dächtiiisse tief eihztiprägeu , und die Stelle ei- 
ner Wiederholung der Gesetzes * Publikation für 
jede Generation der Staatsglieder zu ver« 
treten. — - Je weniger also die einmalige 
Publikation ausreicht, und je zwekmäfsiger dfis 
eben vorgeschlagene Hülfsmittel ist> um die erste 
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Bedingung der Wirksamkeit der Gesetze , näm- 
lich deren stätesBewufstseyn auf Seite der Staats- 
glieder, zu bewirken; desto weniger dürfte 
eine Regierung 9 der es darum zu thuen ist, 
ihre Giesetze befolgt, somit gekannt zu wissen» 
sich dem Gebrauche 'desselben länger entschla- 
gen können. « 

§. 386. 
Achtung für die Gesetze kann nur als die 
alleinige Folge von der durchgängigen Zwek- 
mäl^igkeit und Kojisequenz, von der Vollkom* 
menheit der Gesezgebung überhaupt xerwartet 
yrerAen; denn nichts spricht so sehr das Gefühl 
der Achtung an, als das ZwekmäCsige und Har- 
monische, das Vollkommene ; rein vergeblich 
aber ist der Anspruch auf jenes Gefühl, wo die- 
se Eigenschaften fehlen , und es läfst sich kein 
zureichender Grund gedenken , wai:um diese 
allgemeine Crfahrungssätze^ nicht auch bey der 
Gesezgebung ihlre Anwendung finden sollten« 
Die Bedingungen jener Eigenschaften der Ge- 
sezgebung sind also auch zugleich die wirksam- 
sten Mittel zur Begründung einer allgemeinen 
Achtung für dieselbe , und das Streben nach Ver- 
vollkommnung der Gesetze ist zugleich das 
reellste Streben , den lezteren Achtung zu gewin- 
nen und zu sichern. Allerdings ein wichtiger 
Grund mehr für die Begierungen, unermüdet 
auf B^lisirung der^ voraus bereits gezeichne- 




ten , Bedingungen jener Eigenschaften der Ge- 
sezgebung hinzuarbeiten. •— t Um den Gesetzen * 

Befolgung zu sichern, gibt es für die Staats- 
gewalt zwey Wege: nämlich den des äufse- 
retkf mechanischen^ Zwanges, und den 
der inneren, psychologis<)hen Bestim- 
mung. So wenig nun zwar zu erwarten ist, 
dafs es einer Regierung, bey dem gegenwärti- 
gen Kulturgrade der Menschheit, auf dem lez- 
ter en Wege allein gelingen werde, durchg'än- , 

gige Befolgung der Gesetze zu bewirken , so 
unbestreitbar bleibt dennoch der in den §• §. 544 
— 346 von mir bereits erörterte , Saz : dafs vor • 
allem die Tendenz auf Bewirkung der Befolgung 
der Gesetze durch den Weg innerer , psycholo- 
gischer Bestimmung von der Würde der Mensch- \ 
heit unerlafslich postulirt, die Anwendung me- 
chanischen Zwangs hingegen ein blos subsidia« 
risches Nothmittel sey, dessen Gebrauch grofsef 
Vorsicht , und durch mancherley Rüksichten 
begründete Modifikationen erheische. Auf diese 

nöthigen Modifikationen des äufseren Zwanges ' 

werden wir in der Folge kommen, hier also 
blofs auf Bestimmung der geforderten psycholo- 
gischen Einwirkung uns beschränken. 

§. 386. 
Unter dieser postulirten psychologischen 
Bestimmung verstehe ich denjenigen Impuls auf 
den Willen der Staatsglieder, wodurch dieser 
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in die Lage gesezt wird« sÜth durch sich selbsf 
zur Befolgung der Gesetze zu bestimmeii , sich 
selbst die Beobachtung der Qesetze zur unver- 
brüchlichen Hegel zu machen , wodurch der 
Gehorsam gegen die Gesetze aU eine Folge dea 
freyep Entschlufses der Unterthanen begründet ^ 
spmit der üufsere Zwang entbehrlich gepiacht 
wird. Ein Impuls jener Art besteht in der An- 
regung derjenigen Triebfedern, welche, nach 
den Eigenheiten der -Menschennatnr , auf die 
Selbstbestitnmung des Menschen in seiner Hand- 
lungsweise » damit diese mit den Gesetzen zu- 
sammen stimmen, den wirksamsten ^influfsha« 
ben : Die Einfluff reichsten TrÜ'ebfedern diesem 
Art sind aber unverkennbar, und zwar bey den) 
wirklich gebildeten Theile der J^enschen , Ach- 
tung für die gegebenen Handlungsnorpien , und 
eigene Theilnahme an deren Aufstellung ; ttt- denn 
Huldigung ist der, durch die Natur gebotene, 
unwillkührliche Tribut des Achtupgswürdigen . 
und eine flandltingsnorm sich selbst setzen ^ oder 
dazu zusammenstimmen , umfafst pp^hwendig 
den Freyen Willen, sich selbst durch sie (eu bin- 
den, — bey dem un^gebildeten Theile aber (wo- 
zu üreylich immer noch Menschen aus allen 
Ständen gehören ) das Privat • Interesse : denn 
dieses bat. aller Erfahrung nach, sicher den 
überwiegendsten Einflufs auf die Selbstbestim- 
mung der nnterstellten MenscheiiklassjC » pnd 



95 

ist überdiefs der wirksamste Zaum für alle , der 
Geltung der Gesetze gefährlichen» Leidenschaften. 

§. 387. 

Alles demnach, was zur Vollkommenheit 
, der Gesezgebung führt » und diese Vollkommen« 
Iieit durch die Methode der Gesezgebung den 
Unterthanen anschaulich zu machen dient, ist, 
in Verbindung mit der , im §. 379 postulirten 
Unterstellung der Gesetzesentwürfe zur öffent- 
lichen Prüfung, untrügliches Mittel zur Erzeu« 
gimg der Freywilligkeit des Gehorsams gegen 
die Gesetze bey dem wirklich gebildeten Theile 
der St^atsglieder» und der Menschheit um so 
würdiger, je ausschliefsender dasselbe auf den 
edleren Bestandtheil ihres Wesens berechnet ist. 
Dagegen wird in dem ungebildeten Theile der 
Stäatsglieder die Selbstbestimmung zur Befol* 
.gung der Gesetze nur durch dasjenige erzeugt 
werden, wodurch die Aussicht und Hoffnung 
auf Befriedigung seines Privat -Interesses durch 
jei^e Befolgung begründet wird. Das leichteste 
und sclüklichste Mittel der Art aber ist die, 
zur Fassungskraft jenes Theils herabgestimmte, 
Belehrung über den N u t z en i welcher von der 
Befolgung der Gesetze für das Ganzie des Staats» 
und dadurch mittelbar für seine einzelnen Glie- 
der , oder selbst unmittelbar für jedes Indivi- 
duum zu erwarten ist, so wie über die Gefahr 
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und den Nachtbeil , welche die Nichtbefolgung 
der Gesetze zur unausbleiblichen Folge hat. 
Jene Belehrung wird daher auch als das zwek- 
mäfsigste Mittel zur Bestimmung der unterstell- 
ten Volksklasse zur Freywilligkeit des Gehör* 
sams gegen die Gesetze kaum verkannt werden, 
als das natürlichste Anregungsmittel derjenigen 
Triebfeder, welche bey der Selbstbestimmung 
dieser Klasse von Menschen so entschieden vor- 
herrscht. Sehr füglich könnte jene Belehrung 
verbunden werden mit dem, im §,'384 vorge- 
schlagenen , Unterrichte der Jugend , durch 
mündlichen Vortrag in den Schulen, und des 
erwachsenen Theils des Volks, durch, in die 
Form eines Gesez • Katechismus gebrachten , 
schriftlichen Vortrag , über die, dem Bürger zu 
wissen unentbehrlichsten , Gesetze, und diese 
Verbindung würde um so vortheilhafter seyn, 
je mehr die Natur der Sache die Geneigtheit 
vorauszu-setzen heifst , solche Dinge ins Ge- 
dachtnifs aufzunehmen, und fest darin zu er- 
halten, wovon man einsieht, dafs sie unent- 
behrlich seyen , um sich in der Gegenwart oder 
Zukunft, Vortheile verschaffen, oder wenig- 
stens vor Nachtheilen bewahren zu können. — ■ 
So gewifs nnn die Bewirkung ausnahmloser Gel- 
tung der Gesetze Hauptobjekt der Thätigkeit 
der Staatsgewalt ist, so wenig wird geleugnet 
werden können f daCs keine Regierung, welche. 
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durchdrungen von dem Wesen ihrer Bestim- 
mung # diese zu erfüllen trachtet^ je sich von 
dem Gebrauche der. vorgeschlagenen Mittel 
dispensiren könne, weil jene Geltung nur auf 
^em vorgeschlagenen Wege sicher bewirkt zu 
werden vermag. — - 

§• 588* 
Nachdem bis jezt die allgemeinen Bedin- 
gungen der Zwekmäfsigkeit der Gesezgebung 
in Ansehung ihrer Materie und Form, die zwek« 
mälsigste Methode der Abfassung 'und Einfüh- 
rung der Gesetze überhaupt gezeichnet sind, 
entsteht nothwendig , um zur Bestimmung ihres 
speci^Uen Gehalts übergehen zu können, die 
Vorfrage : welches sind die verschiedenen 
Zweige der Gesezgebung? Welche Frage dar- 
um vor Allem beantwortet werden mufs, weil 
ohne jene Bestimmung eine geordnete und voll^ 
ständige Angabe ihres Gehalts unmögliclv, Teri 
wirruttg und Lücken kaum vermeidlich wären. 
Ihre Beantwor tutig selbst aber kann nun kleinen 
bedeutenden Schwierigkeiten mehr unterliegen, 
nachdem Voraus (in den §.§. 356 — 361.) bereits 
die Abtheilung der Staatsverwaltung in verschie- 
dene Zweige begründet > und diese Zweige • selbst 
bestimmt wurden; denn derselbe Grund ; welcher 
jene Abtheilung der Staatsverwaltung motivirte, 
vecanlafst und rec|itf^rtigt auch zuglei<^h die 
Abtheilung der Gesezgebung, mithin sind auch 

'Btht, StMtftkuntt II, Abtb« 7 
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die Zweige dev lezteren mit jenen der Staats- 
verwaltung um. so mehr übereinstimmend, je 
unstreitiger es Bestimmung der Gesezgebung ist, 
die Staatsverwaltung in allen ihren Zweigen zu 
normiren. — Die spezifische Verschiedenheil 
der Art und Weise, in welcher gewirkt werden 
muTs, um die Realität des Staatszweks, als das 
Totalprodukt des Staats, hervorzubringen, ist 
der Eintheiiungsgrund der Staatsverwaltung in 
verschiedene Zweige, deren es gerade so viele 
gibt, als wie viele Gattungen spezifisch diffc- 
renter Mittelzwecke aus dem Totalzwecke des 
Staats sich entfalten lassen (§. 556.). £)a nun die 
Gesezgebung, Basis aller Exekutivfunktionen 
der Staatsgewalt seyn soll , diese aber nach ihrer 
spezifischen Differenz verschiedene Zweige der 
Verwaltung bilden , so mufs auch die Gesezge- 
bung in eben so viele Zweige zerfallen , damit 
nicht verschiedenartige Gegenstände miteinan- 
der vermengt werden , vielmehr jedem Zweige 
der Vollziehung ein eigener Zweig der Gesez- 
gebung, korrespondire , und die Zeichnung alles 
dessen, wodurch die Erreichbarkeit eines, aus 
dem Entzwecke des Staats entwickelten , gene- 
rischen Mittelzweks beding:t ist« drükt den 
Begriff, Umfang und Grenze eines Zweigs 
der Gesezgebung aus, so wie dieser Mittelzwek 
selbst das Objekt seines Inhalts zu erkeimen 
gibt. • ;h . 
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Anmerkung. In wieferne man nnter der StaßUvtr» 
waltung das Totale aller Lebensfunktionen des 
Staats versteht 9 ist die Gesezgebung selbst unstreitig 
ein Zweig- der Staatsverwaltung» und zvyar derjenige 
von welchem das Leben und Streben aller übrigen 
Zweige Impuls und Richtung empfangt. In Wiefernd 
man aber unter der Staatsverwaltung , in einem enge- 
ren Sinne 9 blofs die Summe aller exekutiven 
Funktionen der Staatsgewalt versteht , ist freilich die 
Gesezgebung selbst nicht unter den Zweigen der 
Staatsverwaltung begriffen ; demungeachtet verhält 
sich auch im lezieren Falle , die Gesezgebung zur 
Staatsverwaltung, wie die Theorie zur Praxis; 
nnd gleichwie eine Praxis alle Theile ihrer SphSr« 
kaum vollständig ausfüllen veird, wenn nicht die» 
ihr entsprechend^ Theorie auf alle jene Theile aich 
entschöpfend erstrekt« so wird auch die Staats ver* 
Weitung im lezteren Sinne kaum ihrem Zwecke nach 
•einem ganzen umfange entsprechen , wenn nicht 
die Gesezgebung alle ihre Zweige regulirend umfafst. 

5. 589. 

Die Zweige der Staatsverwaltung sind: die 
burgerlicheRechtspflege, dieStrafrechtspflege, die 
Polizey , die Militairverwaltung, die Leitung der 
auswärtigenVerhältnisse des Staats und di^Finanz* 
Verwaltung. Diesen sechs Verwaltungszweigen 
müssen daher,dainit es keinem derselben an einem 
zureichenden Fundamente und Regulative fehle, 
eben so viele Zweige der Gesezgebung entspre- 
chen; nämlich die Civil gesezgebung, die Straf- 
gesezgebungy die P o 1 i z e y gesezgebung , die 
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Militairgesexgebung, die Gesezgebung für 
die auswärtigen Staatsangelegenhei- 
ten und die Finanz gesezgebung. Keiner 
der eben bezeichneten Zweige der Gesezgebung 
darf vemachläfsigt werden, oder ünausgefüllt 
bleiben , wenn die , durch den Zwek der Gesez- 
gebung bestimmte > Sphäre derselben vollständig 
ausgemessen seyn, d, i. wenn die, auf den Ver- 
einigungsÄwek sich beziehende, Thätigkeit der 
Staatsglieder , und die ganze um der Erreichung 
jenes Zweks willen erforderliche Thätigkeit der 
Staatsgewalt durch die Gesezgebung denjenigen 
Impuls und diejenige Richtung erhalten soll, 
wovon jene Erreichung die nothwendige Folge 
seyn müfste, und ohne welche jene Erreichung 
unmöglich wäre, wenn, mit wenigen Worten, 
die Bahn der Staatsverwaltung in der Gesezge- 
bung ohne alle Lücke gezeichnet seyn soll. — 
Jenen 6 Zweigen mufs aber nothwendig noch 
ein weiterer eigener Zweig der Gesezgebung 
vorausgehen , welcher , alle Zweige der Staats- 
verwaltung umfassend, die Begründung ihres 
organischen Wirkens zum Ziele hat, und 
darum am schiklichsten mit dem Ausdrucke 
y^örganische Gesezgebung*^ bezeichnet wer- 
den zu können scheint. Die Gründe wird der 
nächste Abschnitt näher entwickeln. 
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Zweyter Abschnitt. 

Von der organischen Gesezgebung, 

Nothwendigkeit — Begriff — Zwek — 
allgejnelne Prinzipe — Hauptbestand- 
theile der organischen Gesezgebüng. 

§. 390. 

]\/[an darf iVohl nur einen flüchtigen Blik werfen 
auf die Gröfse des subjektiven sowohl als objek^ 
tiven Umfanges, der, um der Erreichung dea 
Staatszweks willen erforderlichen , Verwaltungs* 
Funktionen , und insbesondere auf die Matinich« 
faltigkeit und Verschiedenartigkeit dieser Funk- 
tionen , begründet durch die verschiedenen 
Mitlelzwecke , durch deren ßewirkung die Er- 
reichung des Staatszweks bedingt ist , um sofort 
die klare Überzeugung zu erhalten von der 
Unvermeidlichkeit einer gänzHcfaen Verwirrung 
und eines, aller Geschäftigkeit ungeachtet ein- 
l^retenden , Verfehlens des bezieiten Entzweks, 
wenn nicht die grofse Masse jener mannichfal- 
tigen Detailfunktionen in eine bestimmte, ihrem 
Zwecke entsprechende ^ Ordnung, und in ein 
richtiges, dem sub-und objektiven Bedürfnisse 
angemessenes j Verhältnifs gebracht, und jene 
Ordnung, to wie dieses Verhältnifs gesichert 
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würde. — Die Verrichtung aller jener Funktionen 
ist nur möglich durch Menschen « und diejenigen 
Glieder des Staats, welche an seinen Lebens* 
funktionen aktiven Antheil nehmen , sind und 
heifsen darum mit Recht Organe des Staats. 
Damit nun der Staat nach organischen Bedin* 
gungen regiert werde , damit seine Verwaltung 
ein organisch geschlossenes Ganzes^ 
bilde I mufs nicht nur eine , jenem Bedürfnisse 
des Staats genügende» Anzahl tauglicher Organe 
aufgebracht, sondern müssen auch diese in ein 
solches Verhältnifs gesezt werden, wie es der 
Begriff des Organismus erheischt, d. i« sie 
alle müssen nach schiklichen> durch den Thei- 
lungsgrund der Verwaltung bestimmten^ Arti- 
kulationen, und jedes Einzelne hinsichtlich seiner 
besonderen Funktion , der Idee des Ganzen 
gemäfs, so gestallt und geleitet werden > dafs 
sie, im richtigen durch die Idee ihrer Funktion 
bestimmten Gleise s\&x gegenseitig erhaltend, 
imd für den Gesammtzwek sich gegenseitig 
unterstützend^ zur Erhaltung des Staatsganzen 
und zur Erreichung seines Zweks in der Art 
zusammenwirken müssen, dafs das bezielte Pro* 
dukt der Staatsverwaltung davon die nothwendige 
Folge sey. — Nur unter solchen Voraussetzungen 
ist die Staatsverwaltung zur Erreichung ihres 
Zweks gehörig qualifizirt , und es ist daher noth^ 
wendig , dafs^ieselbe o r g a n i s^c b konstruirt sey. 
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§. 391. 
Je weniger nun vernünftigerweise zu er* 
warten steht, .dafs jene geforderte Ordnung lA 
der grofsen Masse von Staatsgeschäften sich t^an 
selbst mache i und jenes nöthige Verhältnifs <sich 
von selbst herstelle , da£s die zur Theilndhme 
an der Staatsverwaltung sich bereit findenden 
Staatsglieder sich aus eigenem Antriebe organisch 
fügen I desto unverkennbarer ist die Pflicht der 
Staatsgewalt, das Detail der Verwaltungsfunfe» 
ti'onen gehörig zu ordnen , der administrativea 
Thätigkeit den zwekgemäfsen Grad von Ausdeh-* 
nung zu geben , und an denen Gehülfen , derer 
sie ^ich zur Verwaltung des Staats bedient j den 
Karakter von wahren Organen des Staats dadurch 
zu begründen j dafs sie solche in ein, dem Be-^ 
griffe des Organismus entsprechendes. Verhält- 
nifs der bezeichneten Art stellt^ überhaupt die 
Verwaltung des Staats zu organisiren, 
und über die Erhaltung des hergestellten Orga* 
nismu« zu wachen. Dafs diese organische Kon* 
struktion der Staatsverwaltung auf bestimmte 
Prinzipien gebaut, und nach gewissen f ihre 
Zwekmäfsigkeit sichernden, Normen durchge- 
führt und gefaandhabt werde, ist unerlafsliche 
Bedingung der , hierbey so vorzüglich noth- 
wendigen, Festigkeit und Konsequenz ; und der 
Inbegriff jener Prinzipien und Normen, die 
Zeichnung der organischen Bedingungen der 
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Staatsverwaltung ist es» was ich die organisclie 
Ges^xgebung nenne. •— Dasjenige, dessen 
YörsteUnng diesen Zweig der Gesezgebung 
zu realisiren veranlafst, ist die Qualifikation der 
Staatsverwaltung zur Erreichung ihres Zweks, 
duröh Begründung der möglichsten Z w ek- 
ln äfsigke it in der Form und Technik der 
Verwaltung , dadurch , dafs lezterer der Karakter 
des Organismus angeeignet wird. Dasjenige , 
was diesen Zweig der Gesezgebung zu realisiren 
90tbwendig macht*, ist die Überzeugung von 
der (Unerreichbarkeit des Staatszweks ohne jene 
Qualifikation seiner Verwaltung , und von 
dem dringenden Bedürfnisse eines, sicheren 
BegulativvS für das» jene Qualifikation bezie« 
lend^f Verfahren« 

% 592. 
Die erste Bedingung der Herstellung der 
geforderten Ordnung , und somit das erste Prinzip 
der organischen Gesezgebung ist die bestimmte 
Ausscheidung aller heterogenen (spezifisch ver* 
schi^denen) Verwahungsfunktionen von eioan- 
der« und die entschöpfende Zusammenstellung 
aller derjenigen , die ihrer Gattung und Art nach 
homogen sind, [)ie Forderung dieser AUissehei- 
dung and Zusammenstellung beruht auf der 
allgemeinen Maxime aller Geschäftsord- 
nung |)^y einer Konkurrenz verschiedenartiger 
Gegenstände,, welche Maxime dur(^- die Natur 
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der Sache und den Begriff der Ordquog selbst 
an sich zureichend begründetest} denn eine 
Vermengung oder auch nur Verbindung hetero- , 
gener Funktionen ist an sich selbst schon Ver» ir- 
sxiog, .oder führt; doch wenigstens gar zu leicht 
z.a solcher, wo hingegen die Cbersicht, die 
vollständige und pünktliche Behandlung gleich- 
artiger Geschäfte ungleich siclierer zu erwarten 
ist. Jene Forderung ■^ird also keiner weiteren 
Kechtfertigung bedürfen. Das Ausscheidungs- 
prinzip des VerwaltuDgsdetails ist der Einthei- 
lungsgrund der Staatsverwaltung in verschiedene 
Zweige, und dieser liegt (nach §. 356.) in 
den verschiedenen generischen Mittelzwecken, 
welche realisirt werden müssen, und in der > 
durch diese motivirten, speziHschen Verschieden- 
heit der Art und W<rise , in welcher gewirkt 
werden mufs, um den Gesa);nmtzwek des Staats 
zu erreichen. Eben dieses Ausscheidungsprinzip 
fühttin der Technik der Staatsverwaltung zur 
Sondetung aller der Funktionen, wodurch die 
Realisirung des einen generischen Mittel^weks 
bedingt ist, vonallen denjenigen Verrichtungen, 
die um eines anderen solchen Mittelzweks willen 
nothwendlg sind, so wie zur Verbindung alier' 
der, von der heterogenen rein ausgeschiedenen, 
um desselben Mittelzweks willen nothwendigen, 
uoddarum homogenen Funktionen. Mit wenigen 
Worten: die, in der. Theorie der Suatsrer- 
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waltung gebotene» Abtheilung derselben in 
schiedene Zweige mufs auch in der Technik 
Staatsverwaltung realisirt werden. 

§. 593. 
Hieraus fliefst 9 als erstes organisches Gese^c» 
die Bestimmung : dafs im Staate eben so Viele 
eigene, von einander geschiedene Verwaltungs« 
abtheilungen (Administrativdepartements) ru eta« 
blireuseyenj als in wie viele Zweige die Staats* 
Verwaltung, ihrem richtigen Theilungsgrunde 
nach, zerfallt 9 -— folglich ein eigenes Depar- 
tement für Civilrechtspflege — für Strafrecbts« 
pflege — für Polizey — für Militairverwaltung — 
für auswärtige Angelegenheiten — =- für Finanz- 
verwaltung — und dafs jede derselben auf voll- 
ständige Realisirung des, dem ihr zugetheilten 
Verwaltungszweige vorgaetekten Mittelzweks, 
als ihre eigenthümliche und auss<;hlie(sende 
Sphäre f zu beschränken sey« 

Anmerkung* «) Diese aussclilieftende Beschr'inkuiig 
jedes Verwaltungsdepartements auf einen Yttwal^ 
tungszweig ist nicht nur durch die spezifische Diffe- 
renz der unterstellten Geschäfte in sich , tondern auch 
durch die Erfahrung geboten. Kaum sind einem G^ 
schüftsmanne die Nachcheile unbekannt » welche die 
Verbindung heterogener Geschäfte mit sich zu fuhren 
pflegt; denn entweder wird Eines ganz vernachrifsigt» 
.oder es mrd doch Eines auf Kosten des Anderen geho* 
ben 9 oder es wird keines von AUen energisch genug 
. und entschöpfend behandelt* Auf keinen Fall I2fsc 
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sich bey jener Verbindung erwarten, was dennoch \ 

geleistet werden sollte ^ v^nd bey einer Beschr'änkuag « 

auf homogene GeschUfte auch ungleich eher geleistet 
wird > und geleistet werden kann 9 nämlich eine 9 { 

mit allen Theilen des Gebieths gleich vertraute , alle 
Theile gleich kräftig umfassende » nachdruks volle > 
und in jeder Hinsicht genügende Ausfüllung der gan* 
zen Geschäftssphäre* -— Die YerWIltimgReparte- . 
ments sind im Organismus des Staats 9 was die Sinne 
und andere Hauptorgane im Organismus des mensch« 
liehen Körpers sind 9 und erstere müssen ^ obgleich 
Lebensorgane eines Staats , dennoch , um ihrem ^ 

Zwecke ganz zu genügen 9 eben so bestimmt von 
einander ausgeschieden werden» als die Natur lez* 
tere > obgleich zu einem Körper vereinigt » an die- 
sem voneinander ausgeschieden hat. Mifsgeataltung, 
Yerkrüpplung f Zerrüttung ist in jedem der entgegen- 
gesezten ^^iMe für beyde das unvermeidliche Loos. 

b) In manchen Staaten hat man die Verwaltung 
abgetheilt in die Departements der Juttizy des In- 
nern, derFinanzen, der auswärtigen Yerr 
hältuisse^ und des Kriegsw^esens/ Welchen 
bestimmten Tlieilungsgrund man hierbey zur Basis 
genommen habe? weifs ich nicht; aber soviel ist 
ersichtlich, dafs man hierbey unter dem Departement 

des Inneren vorzüglich jenes der Polizey gemeint ^^ \\, 

haben müsse , weil die übrigen VefWaltungszweige 
namentlich ausgeschieden sind , oder man müfste an- 
nehmen,, dafs dieses Departement zum Gemeinplätze j 
alles dessen bestimmt sey, was man als zu keinem j 
der übrigen genannten gehörig ansah. Allein für ^- V 
einen solchen Gemeinplaz bleibt unter der Voraus- 
seuung einer enuchÖ|>f enden Theilting nach einem 
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riclitigen Theilungspriuzipe nichts übrig , und auf 
jeden Fall bildet die Polizey eben so gut einen eige- 
nen Zweig der inneren Staatsverwaltung» alt 
die Juctiz und das Finanzwesen» welche leztere hin* 
wiederum nicht minder sur inneren Staatsverwai« 
tung gehören , al$ die Polizey. Mir scheint es » maa 
i^ise entweder die Staatsverwaltung zuerst in die 
Hl n e 4^ und 'iufsere» und dann die innere wie« 

« 

der in* ihre Zweige vollständig ab- und unterabthei* 
len» oder (da erstere Abtheilung kaum einen zur ei* 
c h e ti d e n Grund haben dürfte ) geradezu die Abthei- 
lung nach einem richtigen Theilungsgrunde entschö- 
pfen» 

c) In manchen Staaten findet man gar keine regel« 
mäföige Ausscheidung ihres Verwaltungsdetails nach 
irgend einem denkbaren Theilungsprinzipe , wohl 
aber eine willkühijiche Versplitterung homogener, 
und ein eben so wiUkührliehes Zusammenstellen hete- 
rogener Geschäfte ; man mufs abev auch darin allein 
den Schlüssel suchen zur Erklärung der, unmittelbar 
in die Augen springenden , zwekhinderlichsten Unbe- 
hUlfiichkeity Inkonsequenz und Fehlerhaftigkeit ihrer 
Verwaltung, •— In den allermeisten Staaten ist die 
Strafrechtspflege mit der Civilrechtspfiege » und in 
yielen Staaten noch überdiefs die Polizey mit beyd<ea 
Zweigen der Rechtsp^ege vereinigL Auch diese Kn- 
niulation scheint mir ganz unzwekmäf^ig au seyn ; 
denn die spezifische Differenz dieser drey Zweige 
Ton Staatsgeschäften könnte nur die Unwissenheit 
leugnen » und man findet bey ihrer Kumulation in der 
"" Wirklichkeit gerade die meisten Belege zu dem » was 
ich oben (a^) von den Folgen einer Verbindung hete- 
rogener Geschäft« aus der Erfahrung angeführt habe. 
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Dis Unterstützung, welche jene drey Zweige »idi gegen- 
seitig gewähren sollen, wird gerade dann ertc am ^ ' .y| 
Tollständigsten erfolgen , wenn jeder auf teioe eigen« 
thümliche Sph'äre rein beschränkt ist> weil das , was ^ 
zu jener gegenseitigen Unterstützung dient , von der . ^ 
eigenthünilichen Sphäre eines Jeden schon umschlos* ] j 
sen ist, und die entschopfende AnsfUUung dieser 
Sphäre nur unter Voraussetzung jener Beschränkung 
( nach a ) roit Sicherheit erwartet w^erden kann. Der ^ | ' 
gewöhnliche f inan zielle Vorwand für jene Kn« 
mulation beruht entweder auf einer Täuschung y oder 
auf einer Pflichtvernachläfsigiing ; denn entweder 
will man » dafs jeder jener drejr Verwaltungszweige 
vollständig ausgefüllt werde, und dann müssen bey 
dem einen , jene drey Zweige umfassenden , Depar« 

tement eben so viele Arbeiter angestellt werden , aU , i . 

man für jene Zweige bey ihrer Trennting bedürfte j 

denn es bleibt immer unmöglich , dafs eine Person 9 I 

während sie sich z. B. mit der Strafrechtspflege 
beschäftigt 9 auch zugleich die Civilrechtspflege 
und die Polizey besorge, und umgekehrt; soll sie 
sich aber damit successiv beschäftigen , so wird ^ 
Eines zum grofsen Nachtheile des Zweks auf das Andere 
Warten müssen» und die Person wird in keinem Ge« 
•chSftstheile so ganz einheimisch "werden, um mit ' ' ) 

4er Gründlichkeit auch Schnelligkeit zu Verbinden« ^^ I Ü 

Die erlaubte Sparsamkeit darf sich nur bey Bestim- 
mung des objektiyeii Umfanges fUr ein Geschäfts- 
Organ äufsern , und so kann bey einer subjektiven Ge- 
tchäftskumulation nichts gespart werden » weil 

leztere, wenn der Mensch nicht überladen werden ) 

soll f eine Beengung des ersten nothwendig macht , 
und überdiefi eine nnvollständige Behandlung der 
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heterogenen Gescli'äfte zur Folge hat. Will aber dio 
Staatsgevralt jene Verwaltungszvreige blofs oberfläch- 
lich f und soviel die höchste Noth dürft erheischt y 
behandelt wissen y oder sich damit begnügen > dann 
liegt die Pflichtvernachl'ifsigung klar am Tage « oder 
wenigstens der Beweis , dafs sie die Gröfse des Um* 
fanges und des Gewichts oder Einflusses jener Veiv 
waltungszweige auf das wahre Wohl des Staats ganz- 
lich milskenne. -— Nicht einmal die Civil ^ und Straf« 
rechtspflege sind übrigens von der Ah» dafs sich aus 
der Einheit des » sie behandelnden > Organs irgend 
ein Vortheil für sie erwarten liefse , w^ohiugegen 
ungleich eher mancher Nachtheil aus dieser Einheit 
für die Sache selbst entspringen dürfte* 

§. 394« 

; An die technische Abtbeilung der Staats- 
Verwaltung nach ihren verschiedenen Zweigen 
reiht sich unmittelbar an, die Zeichnung vorerst 
des subjektiven Umfanges und der Grenze des 
Geschäftsgebieths jedes einzelnen Departements. 
Das Bedürfiiifs dieser Zeichnung liegt theils eben 
in der, durch Etablirung geschiedener Depar- 
tements beziehen^ Absicht, die Vermenguüg 
heterogener Funktionen zu verhüten , welche 
nur durch genaue Begrenzung jenes Gebieths 
eines jeden Departements zu erreichen ist, theils 
in der eigenen Bestimmung jedes Departements, 
den ihm vorgestekten Mittelzwek wirklich voll- 
ständig zu realisiren 9 zu welchem Ende der 
Inhalt seines Geschäftsgebieths festgestellt seyn 
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xnufs. Das Prinzip jener Zeichnung ist der 
besondere Mittelzwek > dessen Realisirung die 
Aufgabe eines jeden Verwaltungsdepartements 
ausmacht; denn alles dasjenige, wodurch -die 
Erreichung eines solchen besonderen Mittel- 
zweks bedingt ist, Hegt innerhalb derGesch'äW- 
sphäre desjenigen Departements, dem jener Mit* 
telzwek vorgestekt ist; alles andere liegt ausser» 
halb derselben. Doch braucht sich die orga* 
nische Gesezgebung nicht über das ganze 
Detail einer jeden dieser Gesch'äftssphären zu 
verbreiten, sondern es genügt für ihren Zwei; 
und die Forderung ihre r Vollständigkeit, einen 
richtigen Grundrifs derselben zu gebellt weil 
jenes Detail in dem, jedem Verwaltungszweige 
korresspondirenten , Zweige der Gesezgebung, 
z* Bt in der Civil- Strafrecht^ •* Polizeygesez- 
gebung etc., vollständig gezeichnet seyn mufs, 
worauf also die organische Gesezgebung verwei* 
sen kann. 

§* 595. 
Nach dieser eben postulirten Zeichnung 
trift die Reihe die Bestimmung des VerhSlt- 
Bisses der etablirten Verwaltungsdepartements 
unter sich^ ihr yerbältnifs ist aber ein zwey- 
faches : nämlich ein inneres« ein wahres Kau- 
sal verhältnifs , und ein ä u f s e r es , welches 
man ihr Rang verhältnifs nennen könnte. Ihr 
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inneres Verhältnifs bieruht auf eines Jeden 
Qualität eines , gleich integrirenten f gleich 
unentbehrlichen» Bestandtheils des Ganzen der 
Staatsverwaltung , auf der Nothwendigkeit und 
Art ihres Zusammenwirkens zur Erreichung des 
Staatszweks f in wieferne nicht nur keines von 
ihnen fehlen darf» sondern auch jedes seine 
eigenthümliche Sphäre ganz ausfüllen mufs, 
wenn der Zwek des Staats vollständig erreichtf 
werden soll, in wieferne aber auch jedes nur 
eben dadurch, dafs es sich auf seinem Stand- 
punkte erhält, und seine Sphäre vollständig 
ausfüllt , zugleich alle übrigen gehörig unter- 
stüzt, und zur Erhaltung des Ganzen, so wie 
zur Erreichung seines Zweks in dem Mafse 
wirklich beyträgt, in welchem es dazu beytra- 
gen soll und mufs, und worauf» dafs es bey** 
tragen werde, bey der Abtheilung selbst gerechnet 
wurde* Diese s richtige Verhältnifs zu sichern, 
ist die Sache der ursprünglichen Abtheilung der 
Staatsverwaltung, und ihrer .Entschöpfung nach, 
einem richtigen Theilungsprinzipe,:und es ist 
hieraus ersichtlich, wie viel wesentliches von 
der Art dieser Abtheilung abhänge , und wie 
wenig also dieselbe willkührlich oder gleichgültig 
i^ey- Hier kann daher nur von der Feststellung 
des äufseren Verhältnisses der Verwaltungs« 
departements die Rede seyn. 
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§. 396. 
Eben jene Bescliäffenheit ihres inneren Ver- 
hältnisses enthält aber zugleich auch das Prinzip 
zur Feststellung des äufseren Verhältnisses der- 
selben ; denn » — da in läeziehung auf die Errei- 
chung des Staatszweks, als welcher hierbey nur 
allein berüksichtigt werden darfj kein Zweig 
dier Staatsverwaltung minder wichtig, minder 
wesentlich und nothwendig ist, als der andere» 
da alle (jeder in seiner Art) für jene Errei* 
chung gleich viel und wesentlich mitwirkeü, 
somit auf dieser einzigen Wage ihrer reellen 
Würde sich vollkommen das Gleichgewicht hal- 
ten 9 da selbst im Begriffe keiner dem anderen 
subordinirt ist i sondern vielmehr jeder > als ein» 
zwar zu demselben Ganzen gehöriges > dennoch 
in ihm selbstständiges^ Glied, mit jedem ^ande« 
ren auf völlig gleicher Stufe steht, — so kann 
auch das äufsere Verhältnifs eines jeden Depar- 
tements , durch welches ein solcher Zweig der 
Staatsverwaltung personifizirt ist, zu allen übri- 
gen nur das, durch den Begriff der Gleichheit 
begründete , Verhältnifs der Koordination 
seyn, und kaum dürfte Jemand, der da weife, 
welchen wirksamen Einflufs das Bewufstseyd der 
Gleichschätzung oder der Zurüksetzung auf 
Dienstindustrie und Geschäftsenthusiasmus^ ohne 
welche nichts Vollständiges zu erwarten ist, der 
Erfahrung nach habe, die Räthlichkeit , ja die 
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Nothw^ndigkeit tnif^kennen können» dafs jenes 
VerhältniCs der Koordination sämmtlicher Ver« 
waltungsdepartements , durch ausdrükliche 
Gleichstellung derselben in der organischen 
Gesezgebung, praktisch geltend gemacht werde, 
um der Verwaltung des Staats in allen ihren 
Zweigen die nöthige, gleich rege, Thätigkeit 
zu sichern; denn Vorurtheiie und schiefe Bezie- 
hungen mancher Art haben allmählich und still- 
schweigend eine, wiewohl immer schwankende, 
Klassifikation der V erwaltungsdepartements 
gebildeLt, welche, als ein nicht zu übersehendes 
Hinderaifs jener gleichen Betriebsamkeit aller, 
und somit der Erreichung des Staatszweks selbst, 
wieder geebnet werden mufs , und nur auf jenem 
Wege wieder durchgreifend geebnet werden 
kann, 

§. 597. 
Durch Personifikation aller einzelnen Ver* 
waltungszweige mittelst Etablirung eben so 
vieler , ihnen entsprechender , Verwaltungs- 
departements , durch Zeichnung des subjektiven 
UmEanges und der Grenze der Geschäftssphäre 
eines jeden derselben überhaupt, und durch 
Feststellung ihres Verhältnisses unter sich, sind 
vorläufig nur die generellen Bedingungen der 
Zwekmäfsigkeit der Staatsverwaltung gegeben, 
ist blofs die Basis zur organischen Konstruktion 
des Ganzen gelegt, und es versteht sich demnach 
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von selbst, dafs es dabey, ohme das Gebäude 
unvollendet zu lasssn , nicht sein Bewenden haben 
dürfe* J'^des einzelne Departement selbst 
bedarf einer eigenen inneren Einrichtung , und 
soll diese zur organischen Anlage des Ganzen 
passen 9 so niu(s auch sie selbst wieder den Bedin» 
gungen des Organismus genügen; denn es gehört 
zum Wesen eines organischen Ganzen , dafs 
auch jede seiner Artikulationen ebenmäfsig orga« 
nisch sey t wie das z. B. die Artikulationen des 
menschlichen Körpers und jedes anderen orga^ 
nischen Naturprodukts beweisen. Jedes einzelne 
Verwaltungsdepartement mufs also im Organ^s« 
mus des Staatsganzen (wie z, B. jeder Sinn im 
Organismus des menschlichen Körpers) einen 
eigenen Partikularorganismus darstellen , und, 
die Staatsgewalt hat somit^ nach Herstellung der 
voransgezeichneten Basis , der Natur der Sache 
gemäfs ihre nächste Sorge dahin zu richten 9 dafs 
auch, die innere Einrichtung eines jeden Ver« 
waltung3departements den Forderungen des Or* 
ganismus entspreche« Piesen Forderungen kann 
aber nur dadurch genügt werden , dafs in Hin^ 
sieht des subjektiven sowohl 9 als objektiven 
Geschäftsumfanges jedes einzelnen Etepartements 
die jenige Ordnung und Vollständigkeit , dasjenige 
Ineinandergreifen 9 in Hinsicht der Verbindung 
seiner Glieder diejenige schikliche Artikulation» 
und endlich in Hinsicht der Geschäftsform 
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diejenige Zwekmärsigkeit hergestellt und gesi- 
chert werde, wovon die Erreichung des Mittel- 
zweks eines jeden Departements die n o t h w e n- 
dige Folge seyn mufs. 

§. 398. 
Um die erforderliche Ordnung in Ansehung 
des subjektiven Geschaftsumfanges der einzelnen 
Verwaltungsdepartements z.u sichern , mufe -, — 
im Falle. von dem, einem Departement vorge- 
stekten, Mittelzwecke weitere untergeordnete 
Mittelzwecke, die, um jenen zu erreichen, 
realisirt werden müssen , umFafst werden , welche 
abermals eine spezißsche Verschiedenheit in der 
Art und Weise, sie zu bewirken, erheischen, 
wie diefe z, B. bey der Poliaey- der Miliwir- 
und Finanzverwaltung der Fall seyn durfte, — ■ 
vor Allem aus gleichen Gründen, welche die 
Absonderung der Staatsverwaltung überhaupt in 
verschiedene Departements , die Zeichnung ihres 
Umfanges und ihrer Grenze , und die Feststellung 
ihres Verhältnisses unter sich motivirten, die 
von jenem Theilungsgrun de geleitete, Unter- 
abtheilung ' desselben Departements in 
Sektionen bestimmt, Zwek, Umfang und 
Grenze des Gebieths einer jeden dieser Sektionen, 
und deren Verhältnifs unter sich, welches eben- 
m'afsig kein anderes, als das der Koordina- 
tion seyn kann, festgestellt, und, auch wo diese 
Uqtierabtheilung nicht sUtt Anden sollte, auf 
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jeden Fall die in derGeschäftsbesorgung euizuhal* 
tcnde Reihe, der Natur des Geschäfts und seiner 
iSinwirkung auf den Staa^szwek gemäfs, vorge* 
2&eichtiet werden. Auch. diese Uoterabtheilong 
oder Bestimmung ist ein unv.erkennbar notb wen« 
diges Mittel, der Verwirrung kräftig zubegiegnen, 
Ordnung f Übersicht und Entspböpfung der Ge*- 
scltöfte zu erleichtern und handhaben zu können. 

§. 399, 
Durch jedes einzelne Verwaltungsdeparte« 
ment — in wieferne hier allenthalb4|^ darunter 
die F er s o n i f iic a t i o n eines besonderen 
Zweigs der Staatsverwaltung» der Inbegriff 
aller f 7Mt Realisirung eines solchen Zweigs 
erforderlichen Thalkraft und Anordnung ver* 
standen wird *— soll ein , im Gesammtzwecke 
des Staats enthaltener^ seiner Gattung nach von 
den übrigen verschiedener , Mittelzwek, und 
zwar im ganzen geographischen Um- 
fange des Staats und für alle Glieder 
desselben r^alisirt werden« Aus der Natur 
dieser Bestimmung jedes Verwakungsdeparte- 
ments geht nun di^. Forderung h^vor: da(s ihm' 
erstens .eine i zu der » durch den subjektiven 
so^vohl als objektiven Umfang seiner Geschäfts- 
sphäre veranlafsten , Menge und Ausdehnung von 
Geschäften im richtigen Verhältnisse stehende* 
Ani^hl vQn Personen zugetheilt, «nddatszwey- 
iens, ein0 glejob verhältnifsmärsige Men^e 
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der f um des dem Verwaltnngsdepartement 
rorgestekten Mittel&weks willen erforderlichen» 
Anstalten für den ganzen Umfang des Staats 20111 
Behufe des Departements etabUrt werde. Unter 
dem subjektiven Geschäftsamfange eines 
Terwattungsdepartements verstehe ich den gan* 
%€n Inbegriff der, durch die Natur des ihm 
vorgestekten Mittelzweks selbst veraniafsten, 
Funktionen; also z. B. den Inbegriff aller der 
Funktionen des Polixeydepartements 9 ohne 
welche d^t diesem Departement vorgestekte» 
Zwek der pDliseey seiner Natur nach 
nicht erreicht werden könnte. Unter dem ob- 
jektiven Geschäftsumfange eines Vervjraltungs- 
departements den geographischen Bezirk mil 
seinen Bewohnern — und dieser ist für jedes 
Departement (der i n n e r e n > Verwaltung , wie 
sich versteht) der gan^e Umfang des Staats mit 
allen seinen Gliedern — in. welchem und für 
welche der , dem fraglichen Departement vorge- 
stekte, besondere Mittelzwek realisirt werden 
soll. Dieselben Begriffe ^ind dem subjektiven- 
und objektiven Umfange der> zur Erreidiung 
des Mittelzweks jedes Departements im ganzen 
Umfange des Staats erforderlichen , Anstalten zu 
unterstellen. 

§* 400. 
Obiger Saz drükt demnach die Fordemng ; 
aus: dafs — unter Berükäicbtigung dessen 9 was 
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ein seiner Bestimmung gewachseBer^ arbeitsamer 
Mensch ohne Überspannung seiner Ki^fte zu 
leisten vermag — für Jedes Depart^sment diesen ige 
Anzahl tauglicher Subjejkte angestellt werde, 
Welche erforderlich ist, um die znr Erreichung 
des, diesem Departement vorgestekten, Mklel* 
zweks seiner Natur nach nothwendigen Funk« 
tionen, und zwar fiir den ganzen Umfang des 
Staats und alle seine Glieder ins Werk setzen zu 
können, nicht minder, dafs zum Bebufe jedes 
Departements alle diejenigen Anstalten j und 
zwar in der erforderlichen Anlehnung und 
Menge , realisirt werden > wodurch die Erreich- 
barkeit des Mittelzweks eines Jeden im ganzen 
Gebiethe des Staats und für alle* seine Glieder 
bedingt ist. Diese Vollständigkeit in der 
Personifizirung und Realisirung jedes einzelnen 
Verwaltungszweigs ist, wie unmöglich vexkannt 
werden kann , ein unerlafsliches Mittel zur Er* 
reichung der , im Gesammtlwecke enthaltenen 
Mittelzwecke, demnach zur Erreichung des 
Gesammtzweks selbst , und es folgt hieraus von 
selbst, dafs jede, auf Kosten jener Vollständig- 
keit sich äufsemde, finanzielle Sparsamkeit im 
direkten Widerspruche stehe mit dem Zwecke, 
und folglich auch mit dem irernünftigen Willen 
der Gesammtheit der Staati^glieder, welche, so 
gewifs sie den Zwek de#Staats und folglich auch 
die unentbdhrlichen Mittel zu diesem Zwecke 
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will, eben sogewifsaDcIi allezurVerwirklichiing 
dieser Mittel nÖthigen Beyträge zu entrichten , 
lind somit der FioanzveEwaltung jeden Grund 
zu einer Sparsamkeit jener Art zu entziehen 
sich geneigt finden mufs. 

Aliin«rkung. Die D«tailfocd«rnng«n um jeneiYoU- 
«tliidigleic 'vrillea können nur ia der EiOneiung der 
einzelaen VeTwa1tungiiweigeselb>t«ufgciählt vrtxica, 
nnd wenn ei dann, wie vielleicht zu erwaiten iit. 
Manchem scheinen möchtd, al( ob der Aufwand eux 
Befiiedigung aller jener Forderungen iii der Wirk- 
lichkeit unerichwiDglich tey, lo hat dieser Sclieia 
lieber nur aunen Grund in der Voraus setz uug, daf« 
4ie Regierungen fotifaliren ,^ einen groften Theil dei 
6 laata vermögen* für Zwecke zu verwenden, die dem 
wahren Weien de* Staats yöliig fremd sind ; denkt 
min sich aber diese Vergchweudung , die nirgeodi 
gerechtfertjgc werden kann , hinweg, dann dürfte ei 
eben to deutlich einleuchten, d»[t da« Finanideparte- 
(Bent) selbst -wenn man den Willen der Staacsglieder 
■o nimmt, wie erder Erfahrung' nach (n (cynpäeEt, 
kaum mehr in Verlegenheit «eyn werde, alle jfne 
Forderungen wirklich befriedigen zu kQnnen. 

S. 401. 

Dafs die ganze Masse der, um der Errei- 
chwag des Mlttelzweks eines Vervraltungsde- 
partements willen erForderlichen, Geschäfte nicht 
der, diesem Departement zugetheilten , Anzahl 
von Subjekten überhaupt zu übertragen sey, 
dürfte sich zwad wohl' von selbst verstehen; 
allein es kommt sehr viel darauf an , dafs diese 
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Geschäftsvertheilung zwektnäfsig , also nach 
richtigeb, die Erreichung des Zweks verbür- 
genden » Prinzijpien geschehe, und in dieser 
^ Hinsicht dringt sich vor allem die Forderung 
auf j einen Theil jener Subjekte mit der unmit* 
telbaren Vollziehung und Handhabung des, deni 
fraglichen Verwaltungszweige korrespondiren|en^ / (i 
Zweig3 der Gesezgebung im ganzen Gebiethe 
des Staats zu beauftragen^ in der Art jedoch, 
dafs das ganze Gebieth des Staats ih bestimmte 
geographiische Bezirke abgetheillj und jedem 
jener Subjekte ein solcher Bezirk als sein aus- 
schliefsender Wirkungskfeifs angewiesen werde. 
Den Grund hierzu und zugleich den natürlichen 
Mafsstab zur Bestimmung der Gröfse dieser Be^ 
zirke enthält das anerkannte Naturgesez, dafs 
jede Kraft eine bestimmte Sphäre ihrer genü- 
genden Wirksamkeit habe , und dafs jede Kraft 
mit der Extension, nach welcher sie wirkt, an 
Intension verliere. Sollen demnach die Gesetze 
rasch und mit Nachdruk vollzogen und gehand« 
habt werden , so mufs die Gröfse jener geogra- 
phischen Bezirke (unter gleichzeitiger Berük- 
sidbitigung des subjektiven Geschäftsumfan- 
ges) mit der natürlichen Sphäre menschlicher ^ . 

ThatKraft koinzidiren # uQddas praktische Leben 
der Gesetze wird um so mehr an intensiver 
Kraft gewinnen^ je richtiger das Verhältnif$ 
zwischen dieser Sphäre und der, den Subjekten 
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angewiesenen, Gescliäftssphäre in subjektiver ' 
nnd objektiver Hinsicht getroffen wird. Jede 
Überschreitung dieses Verhältnisses hingegen 
niufs sich, so gewifs die Natur ihre Gesetze 
behauptete mit Erlahmung der Staatsverwaltung 
und deren höchst nachtheiUgen Folgen bestra- 
J^ll fei^ — Dasselbe Prinzip, welches hier für die 
Bestimmung des /äufsere» Geschäftskreifses der' 
unteren, oder Primär Vollziehungsorgane auf- 
gestellt würde, gilt ebenmäfsig für die Bestim- 
mung des Wirkungskreifses der , für den Zwek 
jedes Departements erforderlichen Anstalten, 
da auch diese unleugbar unter jenem Naturge. 
^setze stehen , und dafs im Falle ein Departement 
(aus dem §. 398. angeführten Grunde) in beson- 
dere Sektionen getheilt ist , in jedem der unter- 
stellten geographischen Bezirke auch für den 
untergeordneten Mittelzwek jeder Sektion ein 
eigenes Vollziehungsorgan aufgestellt werden 
müsse, ist natürliche Folgerung des Prinzips 
und Grundes jener Theilung. 

§• 403. 
Bey d^n einzelnen Fällen der unmittelbaren 
Hai^dh^bung und Vollziehung der Gesetze eines 
Verwaltungszwekskönnen sich indessenAnstände 
und Schwierigkeiten ergeben 9 können Modifi- 
kationen nothwendig , können V^idersprücho 
und Beschwerden erhoben werden, welche zu 
beseitigen oder zu besiegen # zu bestimmen oder 
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ftu erledigen, Aas uniQittel6are Vollziehimgsorgaii 
meistens darum nicht geeignet 5:eyn wird, weil 
dazu eine au^ebreitetere Übersicht der Verhält- 
nisse und Umstände > überhaupt der Bedingung 
einer zwekgemifseh Anwendung der Gesetzt 
erfordert wird, als sie das, auf einen engere 
Gesicbtskreifs beschränkte, Organ zu haben 
vermag. Überdiefs bedarf es nöthwendig einer 
Sicherung gegen die Willkühr f Leidenschaft 
oder Unkunde, gegen den Irrtbum, oder den 
etwa ermangelnden guten Willen auf Seite jener 
Vollziehungsorgane durch Etablirung einer Auf- 
sicht über die Gesch'äftsführung der lesteren^» 
41 nd durch Anregung einer solchen Wirksamkeit, 
\Vodurch jene im richtigen Gleise ihrer Sphäre 
erhalten , zur gebührenden Ausfüllung derselben 
bestimmte und von jeder ungebührlichen Über- 
schreitung derselben abgehalten werden« Die 
Summe dieser eben bemerkten Funktionen bildet 
den subjektiven Geschäftskreifs einer eigenen 
Mittelbehörde eines jeden Verwaltungsder 
partements ( so wie efiner jeden allenfallsigen 
Sektion desselben), well^he Mfttelbehörde« sü 
gewifs die Bealit&t jener Funktionen unerlafs^ 
lieh ist, ans dem anderen Theile der» jedenti 
Departement zugetheilten > Subjekte konsti« 
tuirt werden mufs, und welcher die voraus 
postulirten Vollziehungsotgane in allenden, in 
diesem §. bezeichneten , Rtiksichten unmtttelbai: 
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f unterzuordnen und verantwortlich zu machen 

sind. 

§, 405. 
Doch kann auch hierbey das, im $. 4OI 
bezogene^ Naturgesez nicht ungestraft aul^er 
Acht gelassen -werden; denn soll die Erledigung 
aller «-der , in den , Eingangs des vorigen ^ 
bemerkten > Hinsichten nothwendigen , Anfra- 
gen und Rekursen ohne nachtheiligen Verzug 
möglich seyn» und soll die bezielte Aufsicht 
ewekgenügend geführt werden » so darf auch 
* dieser 9 in subjektiver Hinsicht einmal bestimmte 
Wirkungskreifs objektiv nicht über die natür- 
liche Grenze äex Sphäre menschlicher Thatkraft 
ausgedehnt werden. Sobald daher, was meistens 
der Fall seyn wird , ^er geographische Umfang 
eines Staats von einer solchen Ausdehnung ist, 
dafs sich bey einer einzigen Mittelbehörde jedes 
Departements (oder einer seiner Sejctionen) jene 
Anfragen und Rekurse zu sehr häufen müfsten , 
^ und die geforderte Aufsicht nicht pünktlich und 

durchgreifend genug von ihr geführt werden 
könnte , ist es durch jenes Ge^tz zur unerlafs- 
liehen Pflicht gemacht , das Gebieth des Staats 
in Hinsicht der einzelnen Zweige seiner Verwal* 
tung in bestimmte K r e i f s e zu theilen , deren 
jeder so .viele der, im $• ^01 bestimmten» 
Bezirke umfafst, al^ von der zur Aufsicht 
V bestimmten Behörde füglich übersehen und 
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besorgt werden können 9 und dann die unter- 
stellte Mittelbehörde so oft zu personifiziren» 
als in wie viele Kreifse das Gebieth des Staats 
getheilt ist , sa, dafs jedes Vetwaltungsdeparte* 
ment (und jede Sektion eines solchen) in jedem 
Kreifse'sein eigenes Mittelorgan der geforderten 
Art besitze , welches den durch die Jdee dieses 

Mittelorgans (§. 4^2) bestimmten Wirkangs- f 

kreifs vollständig auszufüllen vermag. Dasselbe 
gilt von den durch die Bestimmung dieses Mit- 
telorgans postulirten Anstalten. 

§. 404. 
Um nun aber auch in allen LebensSufse* 1 

rungen jedes Verwaltungsdepartements , die • 

ganze Sphäre seiner Wirksamkeit hindurch und 

in alten Direktionen und Distanzen dieser Sphäre» 

die nöthige Einheit , Gleichförmigkeit , Voll« 

ständigkeit 9 überhaupt ^ie Zwekmäfsigkeit zu 

sichern I mufs am Sitze des Regenten, welcher, 

soviel immer thunlich im geographischen Z e n- ^ 

trum des Staats seyn sollte, für jeden Verwal- . j 

tungszweig, aus dem übrigen Theile der ihm ^ 

zugetheilten Subjekte, eine eigene Zentral- • 

ob erbehörde geschaffen werden, welcher alle i 

(im §. 402 postulirten ) Mittelbehörden« und 

« I 

vermittelst derselben auch alle (im §. 4OI 
postulirten ) Unter- oder Prima rbehörden 
desselben Departements unterzuordnen sind. 
Der Wirkungskreifs dieser Zentralbehörde ist 
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diircb ihren Z^ek dahin bestimmt: der höchste 
und oberste Impuls , Leiter und Wächter einer 
richtigen und pünktlichen Voilziehung des korrer 
spondirenten Zweigs der Gesezgebung im ganzen 
Umfange des Staats zu seyn , demnach aus der 
Quelle einer das Ganze umfassenden Übersicht 
aller Verhältnisse und Umstände» überhaupt aller 
Bedingungen der Ausführbarkeit, Art und Modi« 
fikationen der Vollziehung zu bestimmen , Hin« 
dernisse, Schwierigkeiten und Beschwerden in 
höchster Instanz zu beseitigen und zu schlichten, 
wesentliche und widerrechtliche Ungleichheiten 
zu verhüten , Lücken zu verhindern oder aus« 
zufüllen , Mängel zu verbessern , das Gute noch 
mehr zu vervollkommnen , die Aufsicht über 
die ihrer Sphäre angehÖrigen Mittelbehörden 
unmittelbar , und dadurch zugleich mittelbar 
über die betreffenden Frimarbehörden zu füh» 
ren, auf diese Art die gleichmäfsige Erreichung^ 
des , dem betreffenden Vetwaltungszweige vor- 
gestekten , * Mittelzweks in allen Theilen des 
Staats zu sichern , und so den Schlufsstetn des 
Departements zu bilden , dessen Begriff aus der 
Totaüiät der Personifikation und Realisirung 
^ines Verwaltungszweigs erwächst* sonach die 
Primär -die Mittelbehörden , und die Zentral- 
oberbehörde j sammt allen zur Erreichung des 
Zweks dieses Verwaltungszweigs erforderUchen 
Anstalten umfafst. 
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Anmerkung. Zerfallt ein VerwAlttmgssrweig » wegen 
der 9 in «einem Mittelzwecke enthaltenen y uuterge- 
ordneten Mittelzwecke 9 in Unterabtheilungen , eo ist 
auch jede dieser Sektionen in einer eigenen Oberbe* 
hörde zu personifiziren , welche dann zusammen die 
Zentraloberbefaördo dieses Yerwahungsdepartements ^ 

ausmachen » jedoch nur dann zu gemeinschaftlichen 
Sitzungen zusammentreten » wenn es darauf ankömmt» 
die Übereinstimmung der für ihre untengeord* 
neten Mittelzwecke zu wählenden Mittel zur Kriei« 
chung ihres gemeinschaftlichen Zweks zu sichern« 

§. 405. 

Der WirfeuDgskreifs der eben postulirteo 
Zentraloberbehörde jedes Departements soll sich 
zwar über den ganzen geographischen Umfang . 
des Staats erstrecken ; dennoch kann darin , in 
der Voraussetzung, dafs sie selbst mit einer ver- 
hältnifsmäfsigen Anzahl von Gliedern besezt, 
und dafs jene Primär - und Mittelbehörden 
in -der geforderten Mehrheit realisirt seyen^ kein 
Yerstpfs gegen das oben beregte Naturgesez { 

gefunden werden ; denn f eines Theils mula 
durch jene Primdrbehörden den Mittelbehördent *^ 

und durch ^hse Mittelbehörden der Zentralbe- 
hörde der gröfste Theil demjenigen zugeführt 
:werdeny was den 3toff ihrer Bearbeitung und 
di^e Bedingungen ihrer so aasgedehnten Wir- 
kung ausmacht; sind also jene Primär - und Mit- 
telbehörden für die Zentralbehörde eben das^ 
was für das Zentralorgan im menschlichen 
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Körper diejenigen Organe sind , durch welche 
ihm der zu bearbeitende NahrungsstofF zugeführt 
wird, und, machen dadurch eine vollständige 
Übersicht der Zentralbehörde über das ganze 
Gebieth des Staats gar wohl möglich ; anderen 
Theils sind eben jene Primär - imd Mittelbe- 
hörden dazu bestimmt, der Kraft der Zentral« 
behörde , bey ihrer Rükwirkung auf das ganze 
Gebieth des Staats , die nöthige Intension zu 
erhalten , indem jede Zentralbehörde nur ver- 
mittelst d^r ihr untergeordneten Mittel »und 
Primarbehörden zurükwirkt , sonach die Kraft 
jeder Zentralbehörde, bey der ganzen Exten« 
.sion ihrer Wirkung nach allen Bichtungeh hin» 
durch eben jene Mittel - und Primarbehörden 
den erforderlichen Zuwachs an Intension in dem 
Mafse wieder gewinnt, in welchem sie dessel- 
ben bey ihrer Extension bedarf* In ^oferne hat 
also jede Zentralbehörde in jenen Mittel- und 
Primarbehörden zugleich auch die nöthigen 
Ableitnngsorgane, und ist durch sie für die zwek- 
genügende Intension ihrer Kraft in ihrem gan- 
zen, wenn auch noch so grofsen» objektiven 
Geschäftsumfange gesichert* 

. §. 4O6. . 

Eben in dieser Artikulation und we« 
«entliehen inneren Verkettung aller Glieder 
besteht der oreanische Karakter der so gear- 
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teten Verfassung jedes Verwaltungsdepartements, 
indem nach ihr alle Glieder des so geschlossenen 
Ganzen sich gegenseitig verhalten, wie Mit- 
tel und Zwek, und so gegenseitig auf ein* 
ander einwirken , dafs jedes wirklich seyn, und 
wirken müsse, was es seyn und wirken soll, 
indem also jedes Glied um der anderen und um 
des Ganzen willen existirt, jedes Glied immer- 
fort zur Erhaltung des Ganzen das seinig<e bey« 
trägt> hinwiederum aber, indem es das Ganze 
erhalten hilft , auch seiner Stelle und Funktion 
nach durch das Ganze bestimmt und erhalten 
wird, und auf diese Weise das Gaxize in sich 
selbst zurükkehrt , und sich selbst erhält. — » 
Werden also die l)isher angedeuteten Bestim- 
mungen als Normen der Architektonik jedes 
Departements der (inneren) Staatsverwaltung 
in der organischen Gesezgebung niedergelegt, 
so wird auch jedem , nach ihnen verfafsteti, Depar« 
temexit der Karakter eines zwekgemäfsen Par- 
tikularorgans im Organismus des Staatsganzen, 
tmd dadurch die Erreichung des ihm vorgestekt6n 
Mittelzweks vollkommen gesichert seyn; denn 
darauf ist die bezeichnete Atilage einer jeden 
Artikulation in ihm und ihre Verkettung einzig 
berechnet. Ist aber die Erreichung seines Mittel- 
zweks die nothwendige Folge dieser Verfas- 
sung jedes Departements, so ist auch dem Zwecke 
seiner Verfassung selbst, und des betreffenden 

Behf Suaukiinsc II. Abth. , 9 
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Tbeils der organischen Gesezgebnng ( ^ 391. ) 
genügt. 

Anmerkung* Das Departement der answSrtigen 
Angelegenheiten macht allein eine Ansnahme» indem 
dieses » der Natur seines Mittelzweks safolge , seine 
Organe im Auslande haben mu(s. Die Bestimmung 
• eines Organismus wird bey der Erörterung dieses 
besonderen Verwaltungszweiges insbesondere angege- 
ben werden 9 gleichwie überhaupt die Anw^endung 
der bisherigen organischen Bestimmungen der £rör- 
^ terung der einzelnen Verwaltangszweige bevorbleibt. 

§. 407. 

' Jedes Verwaltungsdep^rtement hat seine 

eigene Bestimmung und Funktion im Organismus 
des Staats, und die in den $. $• 392 u. 393 be- 
stimmte, Abtheilung der Staatsverwaltung ist 
darauf berechnete dafs, wenn jedes, dieser Ab- 
, theilung entsprechend etablirte, Verwahungs- 

, departement seinen Mittelzwek vollständig er- 
reicht, eben dadurch die Sphäre der^ um der 
Erreichung des Gesammtzweks willen erforder- 
lichen, Thätigkeit entschöpft, die Realität des 
Gesammtzweks das Resultat davon seyn 

* I müsse. Nun liegt zwar die Verkettung aller jener 

Partikularorgane zu einem Ganzen schon in dem 
inneren Wesen und Zwecke eines jeden dersel- 

> beki, und auch der äufsere Zentralpunkt dersel- 

ben ist ebenmäfsig schon in der Person des 
Regenten (des Inhabers des vollziehenden 
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Zweigs der Staatsgewalt in einer Düarchie) 
gegeben. Allein es bedarf nun noch zur Vollen- 
dung des ganzen Organismus, einer eigenen Be* 
hörde, welche das Übergangsorgan derein« 
zelnen Partikularorgane zu jenem Zentralpunkte» 
und von diese^n zu jenen bildet j u,tid die innere^ 
in ihrer Bestimmung liegende,, Vereinigung der 
Glieder auch als äufsere Einheit darzustellen 
und diese zu sichern bestimmt ist* — Das schik* 
lichste Übergangsorgan der geforderten Art 
dürfte ein , vorzüglich aus den Chefs sämmtlicher 
einzelner Vervvaltungsdepartements zu konsti* 
tuirender, und von dem Regenten selbst zu 
präsidirender, Zentralstaatsrath seyn^ mit 
der Aufgabe, durch von Zeit zu Zeit zu ji^ieder* 
holende Vorlegung von , gehörig belegten , Ge- 
neralberichten über die Agenz aller einzelnen 
Verwaltungsdepartements, dem Regenten die# 
zur Möglichkeit seiner Zentralfunktion nöthige» 
entschöpfende Übersicht übet den Zustand und 
Gang der Staatsverwaltung in allen ihren Zweigen 
und Richtungen zu gewähren, die Maximen 
und Modalitäten der exekutiven Thätigkeit aller 
Departements , nicht nur in Ansehung ihrer 
Angemessenheit zu i^ren besonderen Mittel- 
zwecken, sondern laucb und vorzüglich ^ in 
Ansehung ihrer Übereinstimmung zur 
Realisirung des, allen gemeinschaftlichen, Ge* 
sammtzweks gemeinschaftlich zu prüfen ^ dx<^ 
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-bey dieser Prüfung entJekten Gebrechen abzu- 
stellen, die Thätigkeit der einzeineD Departe- 
inei)t5, in der erfordedichen Spannong,^ so wie 
im richtigen Gleichgewichte zu erhalten, in der 
Anlage der Staatsvecwaltuag im Ganzen die , 
mit den Fortschritten der Kultur entdekten , 
■Vervollkommnungen zu bewerkstelligen , und 
so- für die stacs zureichende Qualifikation der 
Staatsverwaltung zur Erreichung ihres Zweks, 
als die einzige Bedingung des wahren Wohls 
des Staats , die befriedigende Garantie zu 
leisten: 

§. 4O8. 
Diefs ist der wahre, der Idee eines Zentral- 
staatsraths entsprechende, Wirkungskreifs eines 
solchen, und nur unter der Voraussetzung und 
in dem Mafse, dafs, und in welchem er diesen 
Forderungen genügt, wird durch ihn der Orga- 
nisihus der Staa^verwaltung überhaupt wesent- 
lich vollendet. — Sehr rathsam dürfte es spyn, 
in diesem Zentralstaatsrath , neben den Chefs 
der einzelnen Verwaltungsdeparteraents, eben so 
viele andere, imGebiethe dergtaatswissenschaft 
mit besonderer Auszeichnunggebildete, Männer 
aufzunehmen, theils um durch diese eine leben- 
dige Kontrolle zu bilden gegen die etwaige Par- 
theylichkeit und den Egoismus der 0(>partements- 
chefs, sowohl in der Darstellung, des Ganges 
und Zustandes der ihrer Leitung anvertrauten 
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Zweige der Staatsverwaltung f als auch in der 
Untersuchung der hierin sich etwa vorfindenden 
Lücken und Gebrechen, theils um auch hier, 
als an der Urquelle des praktischen Impulses und 
der Leitung aller administrativen ThäJtigkeit, 
das Daseyn eiiies gleichen Reichthums <|n wissen- 
schaftlichen* wie an Erfahrungskenntnissen zu 
sichern 9 und dadurch zu bewirken > dafs auch 
der Geist der Verwaltungs praxi s mit depi Em- 
porstreben der ächten Kultur und des, durch 
diese geleiteten , Zeitgeistes stäts gleichen Schritt 
halte. 

Anmerkung. Es ist sehr erfreolicli , bemerken zu kÖn« 
nen , dafs der Geist des Organismus bereits der 
Verwaltung einzelner Staaten heimisch geworden zu 
sevn scheine. Es bedarf nur noch einiger Nachhülfe, 
^ durch richtigere Ausscheidung Ag% spezißsch - ver- 
schiedenen! und entschopfendere Zusammenstellung 
des Homogeden« durch Vervollständigung der Arti- 
kulationen der einzelneu Partikularorgane > durch 
pünktlichere Berüksichtigung des oben bemerkten 
Naturgesetzes , und durch richtigere Bestimmung des 
Wirkungskreifses der einzelnen Behörden» — und es 
kann nicht fehlen » dafs die , dann unausbleiblichen » 
herrlichen Früchte dieser , unserem Zeitalter vorbe« 
haltenen « Metamorphose nicht zur allgemeinen Nach* 
ahmung reitzen sollten« 

§. 409. 

Dafs die Eorm, in welcher die Geschäfte 
der Staatsverwaltung behandelt werden', auf die 
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Zwekmäfdigi^eit des Ganges der le^teren einen 
wesentlichen ^influfs habe » und dafs sonach die 
Bestimmung jener Form ein wesentliches Objekt 
der organischen Gesezgebung ausqiache» dürfte 
Niemand in Abrede stellen^ gleichwie es auch 
fiir sich einleuchtet ^ dafs die Bestimmung jener 
Form nach der Natur eines jeden besonderen 
Geschäftszweigs und seines Zweks besonders zu 
modifiziren sey. ^ben darum aber kann auch erst 
dann« wenn die Natur der besonderen Zweige 
der Staatsverwaltung entwickelt seyn wird, die 
^wekmäfsigste fortß ihrer Behandlung (ohne 
Wiederholungen) bestimmt werden f und ich 
werde demnach bey Erörterung de|? einz^elnen 
Zweige der Staatsverwaltung hierauf die geeig* 
iiete IVüksicht nehmen , hier aber mich ^uf 
Feststellung der allgemeinen Gesichtspunkte 
beschranken » welche a|s die gemeinschaft- 
liche Grundlage jene^: Petailbestip^mung gelten 
müssen, 

Sicherting. dafür, dafs der wahre 21 wek 
des Geschäfts nicht aufser Acht gelassen werde» 
Entschöpfung alles Wesentlichen, und 
Hinwegräumung alles dessen , was die 
Laschheit des Geschäftsganges initerhalb jener 
Schranken behindern könnte, sind wQhl unleug* 
bar die allgemeinen Zwecke, wf deren Errei- 
chung bey Bestimmung der Gescbäftsform in 
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allen ihren Modifikationen hinzuarbeiten ist; 
denn jene Punkte sind unverkennbar ^e äulseren 
Hauptbedingungen der Zwekmäfsigkeit aller 
Verwaltungsfunktionen , und das schiklichste 
Mittel» der Verwaltung diese Bedingungen zu 
sichern , ist , die Umsicht und Vorsicht der 
Geschäftsorgane dadurch im erforderlichen Grade 
zu fesseln, dafs Gang, Vollendung und 
Gültigkeit der Geschäfte an die Beobachtung 
gewisser Formen gebunden werden , aber auch 
die Thätigkeit jener Organe dadurch in der er- 
forderlichen Spannung zu erhalten, dafs ihre 
Willkühr in der Geschäftsbetreibung auf ge** 
wisse Schranken beengt wird. Beydes, Rasch- 
heit dfs Geschäfts, und entschöpfetid^ . 
Sicherheit der Erreichung seines Zweks» 
mufs durch die formellen Normen übereinstim* 
mend bewirkt werden , und wenn gleich erstere 
nie auf Kosten der lezteren befördert werden 
darf, so wird dennoch ein verhältnifsmäs* 
siges Übergewicht der Rüksicht auf die eine 

o^er die andere bey Bestimmung jener/Norm^n f 

durch die Natur der besonderen Geschäftsarten 
gerechtfertigt, in soferne nämlich eine Geschäfts- 
art» nach der Natur ihres Zweks und wehren der 
jedesmaligen Gefahr des Verzugs , eine besondere 
Raschheit in ihrer Behandlung erheischt» oder 
ihr Objekt leichter zu übersehen und die Sub* 
sumtion unter das Gesez bestimmter zu finden 
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ist, oder aber in Ermanglaug der Gefahr aus 
einem momentanen Verzuge, wegen der gros- 
seren Wichtigkeit und Verwiblung ihre« Objekts, 
und der gröf^eren Schwierigkeit der Subsumtion 
unter das Gesez , einen mehr vorsichtigen und 
sicheren j als raschen Gang erfordert. — Diese 
allgemeinen Grundsätze scheinen mir eine aus* 
reichende Grundlage für die organische Gesez- 
gebung zum ß^hufe der Bestimmung aller Foi^ 
mellen Ge<^chäft$norn:ten zu bilden, und diese 
werden ihrem Zwecke um so mehr genügen , je 
vollkommener jene Grundsätze bey der Zeichnung 
des Details der Geschäftsformen werden in An- 
wendung gebracht seyn. 

• ■- §. 411. 

Öbrigens lafst sich noch Fürdie Bestimmung 
der Geschäftsform , in wieferne dabey auf die 
verschiedenen Stufen oder Artikula- 
tionen des Organismus der ganzen Staatsver- 
waltung Büksicht genommen wird, der allge- 
meine Grnndsaz aufstellen: dafs Für alle unteren 
oder Primär Verwaltungsbehörden in der Regel 
ein individ uelles (worunter ich den Gegen- 
«az des kollegialischen verstehe ) , und mehr oder 
weniger summarisch es (welches jedoch wohl 
von dem oberflächlichen zu unterscheiden 
ist); hingegen für alle Mittel- und Zentral- 
behörden ein kollegialisches Verfahren 
anzuordnen aey. Das Motiv dieser Norm liegt 
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in der verschiedenen Bestimmung der unter- 
stellten Behörden, indem die Bedingungen einer, 
zwekniäfsigen unmittelbaren , Handhabuhg und 
Vollziehung der Gesetze — das Objekt der 
Primarbehörden — nämlich Raschheit des Ent- 
schlusses, Einheit des Impulses und Gleichför- 
migkeit des Nachdruks, ungleich eher von einem, 
durch zögernde Formen nicht« gebundenen, In- 
dividuum, — hingegen die Bedingungen der 
Erfüllung der, vorausgezeichneten, Geschäfts- 
sphäre der Mittel - und Zentralbehörden , näm- 
lich die Vielseitigkeit, Tiefe und Umfassung 
, des Bliks, die Reife und Erwägung und Kon- 
' kurrenz von Kenntnissen, ungleich Zuversicht- 
lieber von dem Zusammenwirken meh- 
rerer Individuen erwartet, und gehörige Ex- 
tension und Intension der Aufsicht, die diesen 
Behörden übertragen ist , nur von koUegialischer 
Wirksamkeit geleistet werden kann, übrigens 
hier, wo selten Gefahr auf dem Verzuge haftet, 
gerade die Rüksicht auf entschöpfende Sicherheit 
der Geschäfte , jene auf Raschheit derselben , der 
Bestimmung dieser Behörden zufolge, über- 
wiegen mufs. , ^ 

Anmerkung. Der schleppende und unbehHlfliche Gan^, 
welchen man der Erfahrung nach an derkollegialischen 
G«schilftsfiihrung wahrnehmen wollte , und weswegen 
man leztere vielfältig abschaffte, hat nicht sowohl 
3einen Grund iu der kollegialischenBehandloog 
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der Objekte an tick tU vielmehr in to manchen K^rek- 
losen Getchlftsmodalittten f unnützen Schreibereyen 
und Hin • und Hertendung^ 9 und einer grotsen 
Verschwendung der Zeit , mit welchen das Kollegien- 
wesen gewöhnlich bisher behaftet war« Diese Mifs- 
brauche tollen und können gehoben werden ^ ohne 
die Sache selbst aufzugeben» und die nöthige 
Sicherheit der Entschöpfung der Geschäfte ihrer 
Schnelligkeit aufzuopfern » was in keinem Falle 
awekmXfsig seyn kann. *— £s ergibt sich übrigens 
aus dem bisher angeführten von selbst > dafs 
die Aufstellung der Instruktion^ für sämmtliche 
Civil« und Strafgerichte» für alle Folizey Militair- 
und Finanzbehörden , so wie für das Departement der 
auswärtigen Angelegenheiten > zur Sphäre der orga- 
nischen Gesezgebung gehöre» jedoch nur in soferne 
darin die Form der Gescbäfke vorzuzeichnen ist; 
denn die Materie der Geseh'ifte empfingt ihr« 
Bestimmung durch die Übrigen Zweige der 
Gesezgebung» 

§. 4i2. 

£iiie der Hauptbedingangen eilie^ regen und 
seinem Zwecke entsprechenden Lebens des vor- 
ausgezeichneten Organismus der Staatsverwal- 
tung ist : di^fs sämmtliche der postulirtdii Behör- 
den mit tauglichen d* i. mit solchen Subjekten 
besezt seyen, welche der Idee ihrer Funktionen 
in jeder Hinsicht zu genügen vermögen; und 
wenn gleich das Faktum der Auswahl derselben 
nicht die Sache der Gesezgebung selbst seyn 
kann> so gehört es doch um so gewisser vzu ihrem 
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Kessort I und zwar zum Bessert der organi- 
schen Gesezgebung insbesondere • die Bedin- 
gungen jener Auswahl festzustellen, je wesent- 
licher die Gesundheit des organischen Lebens 
der Staatsverwaltung von den Maximen des Ver- 
fahrens hierunter abhängt , je mehr also die 
Erreichbarkeit des Zweks der organischen Gesez- 
gebung durch die Feststeilung solcher Maximen 
bedingt ist 9 welche dem organischen Leben der 
Staatsverwaltung Gedeihen und Wohlseyn ver- 
bärgen. — Dafs Geburt^ Familienverhältnisse, 
Beichthum u. d. gl. Dinge , die auf eine 
geschikte und genügende Amtsführung keinen 
Einflufs haben , gar nicht $ sondern lediglich 
der ^esiz derjenigen Kenntnisse « Fertigkeiten 
und Eigenschaften f wodurch die befste Amts- 
führung bedingt istf bey jener Auswahl als ent* 
scheidend zu berüksicbtigen seyen » scheint mir 
die organische Gesezgebung nur noch darum 
als Grundsaz ausdrücken zu müssen ^ weil es 
bis je^t der Menschheit noch nicht gelungen! 
ist« jene, von der Theorie längst schon als 
gültig anerkaiintef und voq dem Geiste der Zeit 
so laut geforderte , Maxime auch wirklich durch- 
gängig praktisch geltepd werden zu sehen. 
Von dem Daseyn jener wesentlicheil Bedin- 
gungen aber mufs sich die Begierung f wenn 
dasselbe nicht durch freywiliige öffentliche 
Proben hinreichend beurkundet ist, um 
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ihres Zweks willen durch eigene Thätigkeit die 
vollkommenste Überzeugung zu verschaffen 
suchen, und man hat, der Erfahrung nach, 
bereits das schiklichste Mittel, zu jener Über- 
zeugung zu gelangen, ergriffen, nämlich den 
Weg beson der er Prüfungen. 

§. 413. 
Sollen aber diese Prüfungen wirklich zu 
dem bemerkten Ziele fuhren , so müfsen : a) die 
Gegenstände derselben dem Zwecke vollkommen 
entsprechend bestimmt, esmufs: b) darauf die 
der Wichtigkeit der Sache gebührende )Zeit und 
Mühe verwendet, und es müssen: c) dazu die 
ausgezeichnetesten Geschäftsmänner, deren Ur- 
theil des Vertrauens der Regierung in jeder, hier 
einschlagenden , Büksicht würdig ist » gebraucht 
werden. — Die Prüfungsgegenstände sind nur 
dann ihrem Zwecke entsprechend beistimmt, 
wenn auf deren Entschöpfung das Urtheil der 
wirklichen Fähigkeit des Geprüften zum prakti- 
schen Eintritte in eines der verschiedenen 
Verwaltungsdepartements mit voller Sicherheit 
gebaut werden kann. Diefs wird aber nur dann 
der Fall seyn können, wenn die Prüfungsobjekte 
(auf deren Zahl es gar nicht ankömmt, sondern) 
so umfassend gewählt sind , dafs sie nicht 
entschöpft werden können, ohne, mit dem 
Wesen des fraglichen Verwaltungszweigs in 
seinem ganzen Umfange, und mit der Art seines 
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Eingreifens in das Ganze der Staatsverwaltung 
vertraut zu seyn , mithin der ZtiFall dabey 
keinen Spielraum haben kann.- Dabey mufs 
aber auch den zu prüfenden Subjekten Zeit genug 
gegönnt werden, xitn ihre Aufgabe mit Beson- 
nenheit und ohne durch die Besorgnifs des Zeit- . 
ablauFs gedrängt zu seyn, enttschÖpfen , und ihre 
ganze Starke darin entwickeln zu können; und 
damit die Früfiing.'kommission genöthigt werde, 
aiiF die Prüfung der gelieferten Arbeit die erfor- 
derliche Mühe zu verwenden, mufs es ihr zur 
Pflicht gemacht werden, eine generelle sowohl, 
als specielle Kritik der ganzen Arbeit * nach 
ihr vorgezeichneten Gesichtspunkten, mit Bey- 
legung der Arbeit selbst, an_die Zentralbehörde 
des fraglichen Departements einzusenden, welche 
dann die Kritik selbst zu prüfen, und diese 
Prüfung mit Begleitung ihres Gutachtens dem 
Regenten vorzulegen hat. Endlich ist bey Aus- 
wahl der Früfung.'kommissatre nicht nur auf 
ausgezeichnete , theoretische und praktische, 
Geschäft'kenntnifs, sondern auch, und vorzüg- 
lich auf Geschäftstugenden , Menschenkenntnifs 
und einen geübten Scharfbük in Beurtheilung 
der Menschen zu sehen, und denselben eben- 
mäfsig zur Pflicht zu machen , sicli durch per- 
sönliche Unterredung mit den Geprüften sowohl, 
itU auch auf anderen schiklichen Wegen, von 
der Beschaffenheit der Anlagen, der Geprüften zu"^ 
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ctenif was man allenfalls die Gesch'äftsmo- 
ralität nennen könnte, die nötliige Überzeu* 
gung zu verschaffen t urid das Resultat davon 
ebenfalls dem schon bemerkten Berichte einzu- 
verleiben^ Alle diese Punkte dürften sonach 
in der organischen Oesezgebung niedergelegt 
werden müssen. 

Anmerkung« ad a) Di« An ^ wie man in der Wirk« 
lichkeit bey Bestiromang der PrUfungtobjekte zu Ytt* 
fabten pflegt , icheiiit mir in tofeme nicht zwekro^fsig 
XU seyuy als dabey gewöhnlich dem Kandidaten 
gleiche (jedoch immer nur abgerissene > oder StUk-) 
proben seiner Kenntnisse 9 wo nicht aus alten» doch 
aus mehreren Verwahungszweigen zugleich abgefor* 
dert werden ; denn f so sehr ich Überzeugt bin f daCs 
Niemand ein wirklich tüchtiger Beamter in irgend 
einem Gebiethe der Staatsverwaltung seyn könne ^ 
ohne das Ganze der Suatsverwaltung und das Inein<» 
andergreifen ihrer Zweige zu übersehen , eben so 
sehr bin ich überzeugt 9 dafs d^rch das Einschlagen 
jenes PrUfungswegs blofs eine vielwissende Halbheil 
erzielt werde, der man es zuzuschreiben hat, dafs 
fo selten vollkommen befriedigende Gesch'äftsorgan« 
in den einzelnen Verwaltungsgebiethen ahgetrofXea 
werden« WUfsten hingegen die ^ zum Staatsdienst 
sich vorbereitenden, Jünglinge , dafs sie nur. aus 
einem Hauptzweige der Staatsverwaltung (z. B. 
nur aus der Civil - oder nur aus der Strafrechts* 
Gesezgebung und Pflege y nur aus der Polizey» oder 
n ur aus der f^inanzverwahur.g) und de&«en Eingreifen 

-^ in die übrigen geprüft würden , -wie ts nach dem J. 
geschehen soll » dann würdet sie zwar vor Alkm^ die 
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Ubnraicht UM Ginien uncl den ZuMmmenlutig »einer 
Tbeile keonea ta lernen lucheo , dann aber nach 
getKoEfener Auiwahl , alle ihre Etifie auf eioen 
Zweig Lonzenltiren , und dtntelben ta lu enttchijpFen 
«ich bemühen, und im Stande teyn, daTa sie auch 
etwas VoUkoniinene» and Au ig ezei ebnetet in dictem 
beatimmttn , durch ihre Neigung gewähllen, Fache 
EU ieiiten veiiaOchteu. Und aollts damit dem Suate 
nicht ein ungleich grßfaerer Vorfheil zugehen, aU 
aui jetter vielwissenden, üb:rall etwai, «bei nirgend* 
dai Ganze Jeinenden, Halbheit. 

ad b.) Gewöhnlich wird den zit Prüfenden zur 
Fertigung ihrer ganzen Auj^abe ein ta enger ^eiira um 
vorgeitekt) in welchem ee auch dem geübletten Kenner 
nnd Denket kaum gelingen könnte, so heterogen« 
Themen, alidameiateot gchüuft aind, eben ao pr'iüf 
ala entachöpfeud Eu bearbeican. Und nimmt m^n nun 
noch daza die eigene Spannung dea üemütht, mit 
welcher der Jiiugling durch die Rükaichi auf die wich- 
tigen Folgen dieser Arbeit Iland an dieselbe legt, so 
roula )epe Beengung in' Ansehung der Zeit um so 
zwekwidriger erscheinen , je weniger ea Abiicht jener 
Prüfung seyn kann , von dem JUnglinge Proben feiner 
Geachiklichkeit in Übereilung der GeachÜfte ein- 

«d c) Die oben poatulirten RUksichten bey der 
Auswahl der Prlifungikomlnisjaire , und die dort ' 
geforderten PSiihtbeatimmungeu Hlr leztere dürften 
durch die Naiur dea Zweks der Prüfungen an airh , 
vollkommen begründet und gerechtfenigt seyn. Unter 
der dort beregten GeachSf t sm oraliii t aber 
Tcrstelie ich diejenigen Eigenheiten des Karaktara, 
fralcbe auf sin« in jeder Hinsicht betriedigende Ga- 
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iclilftifUlvune too*"'°t'^'='**** EinBiiF* haben, il* 
1. B. ciDe, jede Pinliej'lichkeit TerachienJe , Mber 
Bestech barkeit durch Schmeichelcy oder Geld eriiabene, 
Kechilichkeit und Fettigkeit Jet KaraLierg, Selbst. 
«t'dndif,kcic das Willeo« and EntichlufGei in den Schran- 
ken eiiiec strengen GeaezmXriigkeit, ein, von Witt* 
wie von tchwacher Lenktamkeit gleich weit enlfera- 
lei, Wohlwollen geeen die Mentchen , einen von 
Torunheilen reinen Bilc|e[)inn , Anhänglichkeit an 
den, vatevl^ndiicIieD Staat) Liebe cum ubernonimenen 
Geschäfte , und zur Ordnung , Arbeitsamkeit und 
Unverdrosseuheii. Je unvcrkcuabaTer äw eisent« 
' liehe Gedeihen äec VerwaltungEfunktionen durch' 

diese Qiialiiäien Jet GcschÄftsorgaiie bedingt ist , desto 
vrefEnllicliej' ist auch die RUksicht, -wdclie bey de« 
Unterst eilten FcUfunc auf jene GeichlCcstugenden) oder 
wenigstens auf die Anlagen dazu, co wie auf die Fi- 
bigkeit , diese richtig zu beuiiheiien, genommea 
weidcü mtiCs, wobiugegen all« übrige Moralitat der 
Staat! beamien, als Mensch eu^ aufserdeni potitiven 
Getichtskreirse, der Staatsgewalt, ata lolcber, liegt. 

S- 414- 

Diejenigen der Geprüften , bey denen 
Iceine Fähigkeit znr geschikten Geschäftsfüh- 
rung befunden wird, find, ohne Rüksicht, ihrer 
Geburt und übritien äufseren Verhältnisse, ledig- 
lich ab - , oder zu subalternen mechanischen 
Stellen zu verweifsen , deren Besetzung am 
zwekmäfsigsten den einzelnen Behörden selbst, 
aIs welche für die Erfüllung ihrer Bestimmung 
einzustehen haben > zu Übertassen seyn dürfte. 
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Diejenigen , welche jene Fähigkeit noch nicht 
im erforderlichen Grade erprobt haben , sind zu 
einer, nach einem bestimmten Zeitablaufe za 
wiederholenden , Prüfung äu verweifsen ; den- 
jenigen endlich , welche den, die Prüfung moti- 
virenten, Forderungen hinreichend entsprochen 
haben , ist nicht etwa unmittelbar ein Staatsamt 
anzuvertrauen , sondern vorerst nach dem Grade 
ihrer bewiesenen Fähigkeit bey der einen oder 
der anderen Behörde des Verwaltungszweigs, 
für welchen sie geprüft wurden , der Accef«; zu 
gestatten , um hier den Beweis ihrer Fähigkeit 
in Ansehung der Gesch'äftsform und der vorhin 
erwähnten Geschäftstugenden, in wieferne dieser 
nur unmittelbar bey den Geschäften selbst gege« 
ben werden kann> zu ergänzen* Diese bilden 
sodann diejenige PAanzschuIe , aus welcher, 
mit Ausschlufs aller anderen Büksichteü> einzi^r 
und allein nach der, von jeder Behörde über 
die bey ihr zugelassenen Individuen von Zeit zu 
Zeit gemachten, Klassifikation der Würdigkeit 
der lezteren , — • denn unleugbar erfüllte die 
Regierung ihre Bestimmung nicht, die> statt 
des ihr zu Gebothe stehenden sicherern Mittels 
zur Erreichung des Staatszweks , ein minder 
sicheres wählte — die erledigten Staatsämter 
vom Regentens zu besetzen sind; denn diese 
Besetzung ist das eigentlichste Geschäft des 
Regenten, weil er > der unmöglich alle Geschäfte 

Behr Staattkuntt, IT« Abth 10 
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der ihm obliegenden Staatsverwaltung in eigener 
Person besorgen kann , sich selbst durch eben 
so viele Staatsbeamten gleichsam vervielfältigen 
liiuJTä ^ als ihm Hülfsorgane erforderlich sind, 
um seine Bestimmung auszufüllen , weil darum 
alle Staatsbeamten ihn selbst vertreten . und nur 
in seinem Namen handeln können , somit auch 
nur ihm selbst diese Bestimmung seiner Organe 
und Repräsentanten zustehen und obliegen 
kann, 

Anmerkung« DiesQ leztcre , doch wohl unleugbar 
riciitige« Ansicht dürfte an sich schon Grund genug, 
der Auswahl tüchtiger Staatsbeamten den höchsten 
Grad von Aufroerlcsanikeit zu widmen, für jeden 
Regenten enthalten , da es keinem gleichgültig seyn 
kann, ob seine Person gut oder schlecht vertreten 
werde, ob er seine Bestimmung im Staate erfülle, 
oder nicht? — Erwägt man übrigens auch nur mit 
einem flüchtigen Blicke, in welchem hohen 
Grade die Erreichbarkeit de$, Staatszweks durch 
eine, in jeder Beziehung tüchtige, Besetzung der 
Staatsamter bedingt sey, so kann es unmöglich an 
der Überzeugung fehlen , welchen wesentlichen Gegen- 
stand der organischen Gesezgehpng die Feststellung 
richtiger Maximen des Verfahrens bey jener l:^setzung 
ausmache, und dafs es, jene noch vielfältig vorhan- 
dene Lücke der Gesezgebung nach richtigen Prinzipien 
auszufüllen, um so dringenderes Bedürfnifs sey, je 
mehr bisher der, durch jene Lücke gelaösene, freye 
Spielraum der Willkühr in diesem Punkte mifsbraucht 
worden zu seyn scheint» 
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§. 415, 
Dieselben Gründe, welche den höchsten 
Grad von Sorgfalt, für eine tüchtige Besetzung 
aller ^taatsämter motiviren, sprechen gleich- 
dringend für die Unerlafslichkeit einer gleich« 
grofsen, niezu unterbrechenden^*, Aufmerkfam- 
keit auf die ganze Geschäftskon duite aller 
Staatsbeamten« Wie diese Aufsicht im ganzen 
Gebiethe des Staats^ nm ihrer Kraft die nötfaige 
Intension zu sichern, in schiklichen Stufen zu 
realisiren sey? wurde bereits in den §§. 4O2 — • 
407. bestimmt, und dafs die höchste Zentralauf« 
sieht, Sache des Regenten sey ^ ist unmittelbare 
Folge aus dem eben bemerkten Verhältnisse 
zwischen dem Regenten , und den von ihm ge« 
wählten Beamten des Staats , als s e i n e n Beprä« 
sentanten. Aber ein sehr wirksames Mittel diese 
Aufsicht zu erleichtern und zu entschöpfen , 
dürfte die Verpflichtung jedes Staatsbeamten 
(in allen Graden) seyn, ein, nach gewissen 
Geschäftvsrubricken abgetheiltes , übrigens? aber 
chronologisch fortlaufendes ^ Register in Form 
einer Tabelle zu führen > darin alle seine behan- 
delten Geschäfte ohne Ausnahme > mit kurzer 
Angabe aller der (vorzuzeichnenden) Haupt- 
momente , woraus seine Geschäftskonduite be- 
urtheilt werden könile, — (als z. B, mit kurzer 
Angabe , der Geschäftsobjekte , ihrer Ex - und 
Intension , der Dauer und Hauptmodalitäten 
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ihrer Behandlung , <Jer erfolgten oder unterblie- 
benen Beschwerden dagegen , und ihrer Motive, 
der im allgemeinen bemerkten Wirkung der 
Geschäftsführung in Beziehung auf den Zwek 
des treffenden Verwaltungszweigs u. d. gl.) — 
unter der zur Verbürgung der Ächtheit noth- 
wendigen Kontrolle zu verzeichnen , und solches 
in bestimmten Zeitpunkten jedesmal an die 
nächste , zur Aufsicht bestimmte , Oberbehörde 
4e5 treffenden Departements einzusenden« 

§. 416. 

Diese Geschäftsregister — über deren Wahr- 
heit streng zu halten , und von Zeit zu Zeit durch 
Absendnng von Revisionskommissarien eine Art 
von Liquidation zu pflegen wäre — dürften 
(unter Voraussetzung hinlänglicher Sicherung 
ihrer Wahrheit) die sprechendsten, und ihrem 
Zwecke am meisten entsprechenden, Geschäfts- 
konduitlistenseyn, indem, da jeder Staatsbeam- 
ter in ihnen die eigentlichen Materialien zur 
Beurlheilung seiner Geschäftskonduite selbst zu 
liefern hätte, durch sie nicht nur jeder Einwir- 
kung der, hier sosehr nachtheiligen , und doch 
so häufigen, Partheylichkeit dritter Personen 
begegnet, sondern auch ein mächtiger, und 
ununterbrochen fortwirkender Sporn für jeden 
Staatsbeamten begründet wäre, seinen A'mtseifer 
nie erkalten zu lassen, vielmehr unausgesezt 
seinen Posten nach allen seinen Kräften auszu- 



r 



149 

füllen. Würden dann alle diese Register, nach 
erfolgter Revision derselben > in den Händen des 
Regenten -— für welchen sie den ireuesten 
Spiegel seiner mittelbaren Thätigkeit bil« 
deten > — vereinigt > und von diesem Öffentliche 
Proben gegeben , dafs er solche ohne Ausnähmet 
seiner Pflicht gem'äfs (etwa durch die Hülfe 
seines Kabinets unterstüzt) gehörig würdige» 
wer mÖgte denn noch zweifeln können , dafe 
diese Einrichtung für die Zwekmäfsigkeit der 
Staatsverwaltung, und dadurch für das Wohl 
und den Zwek des Staats selbst von den 
wesentlichsten und wohlthätigsten Folgen seya 
müsse? — • 

Wird die ganze Masse der Staatsverwaltungs« 
geschäfte nach richtigen Prinzipien gesondert» 
werden alle hierdurch gebildeten Verwaltungs« 
zweige mittelst Etablirung eben so vieler» ihnen 
entsprechender, Verwaltungsdepartements per- 
sonifizirt , wird der Umfang und die Grenze der 
Geschäftssph'äre eines jeden derselben gehörig 
gezeichnet » und ihr Verhältnifs unter sich rich- 
tig festgestellt» wird jedes Departement, nach 
den, durch die Idee ^^s Ganzen bestimmten» 
Bedingungen eines Partikularorganismus kon- 
struirt» und durch schikliche Verbindung aller 
zum Zentralpunkte, die Einheit des Geforderten 
in Beziehung auf den Zwek des Ganzen verbürgt, 
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wird die Form der Ge^^chäfte so bestimmt, dafs 
die beiden Zwecke , nämlich cÜeBaschheitihres 
Ganges , und die ents chöpfende Sicherheit der 
Erreichung ihres Zweks, soviel diese von den 
Modifikationen der GeschäFtsFormen abhängen, 
in richtiger Übereinstimmung realisirt werden 
' mü5isen, wird endlich in der Besetzung derStaats* 
9mter, sowie in der Beachtung ihrer Fnnktionen 
ohne Ausnahme nach den hier bemerkten Maxi- 
men verfahren', wird, mit wenigen Worten, 
die Verwaltung des Staats im Ganzen wie im 
Detail nach den * hier im Grundrisse gezeich- 
neten, Prinzipien organisirt, dann kann es 
nicht Fehlen , dafs der Zwek des Staats erreicht 
werden müsse,, in sofeme dessen Erreichbarkeit 
von der Art der Konstruktion der Verwaltung 
abhangt; und eben in dieser, nothwendig daraus 
restiltirenden, voltständigen, Qualifikation der* 
Staatsverwaltung zur Erreichung des ihr vorge- 
Etekten Zweks liegt der sprechendste Beweis 
der Voll^ültigkeit jener Prinzipien, so wie der 
Zwekmäf^igkeit einer, nach jetien Prinzipien 
durchgeführten , organischen Gesezgebung. 
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Dritter Abschnitt. 

Von d?r Civil- (oder Privatrechts-) Gesez. 
gebung und Civilrech tspflege. 

Titel I. ■ 

Von der Ctvilgesezgebiing. 
NotliTtrendigkeit — Begriff — Zw'ak der Civil- 
geiezgcbuBg, Allgemeine Principe — Uinfing 
und Grente — HauptobjeLte derselbw. 

X3>e Menschen sind im Staate* am alle, als 
gleich freye Wesen, in rechtlicher Form koexi- 
f^tireo zu können, und der Staat soll dieses von 
ihm postuHrte Gleichgewicht derFreyheit reali- 
siren» üoU die rechtliche 'Koexistenzordnung 
seinerGlieder begründen nndhandhaben. Dieses 
Gleichgewicht der Freyheit ist das Produkt der 
Beschränkung eines jeden Staatsglieds im Ge- 
brauche seiner Freyheit auP die , durph die Mög- 
lichkeit der Freyheit Aller bestimmte , Grenze, 
and durch eben jene Beschränkung eines jeden 
StaatsgHeds wird, die Rechtlichkeit der Koexi- 
stenz Aller begründet und erhallen. Nun ist 
zwar jene Beschränkung jedem vernünftigen 
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Wesen an sich $^hon durch die Natar seiner Ge- 
meinschaft mit anderen Wesen seiner Gattung 
gebothen, und dieses Geboth ihm durch seine 
eigene Vernunft, in soferoe er diese gebraucht, 
erkennbar gemacht. Allein nicht jeder Mensch 
reflektirt in der Art über seine Lage» um jene 
Bedingungen seiner Gemeinschaft mit anderen 
aich in ein deutliches^Bewufstseyn zu bringen , 
noch weniger ist jeder Mensch fähig , jene Bedio«^ 
gung, wenn er sie auch im Allgemeinen erkannt 
hat, für alle Fälle und Arten seiner Wechsel- 
wirkung mit anderen richtig zu deuten, die 
richtige , durch die Möglichkeit der Freyheit 
aller anderen aufser ihm gezogene , Grenze seiner 
individuellen Freyheit für alle Fälle ihres Ge- 
brauchs zu erkennen* Die Staatsgewalt mufs 
demnach, um der Erreichbarkeit des ihr aufge- 
gebenen Zweks willen , der Schwäche der ihr 
Untergebenen im Gebrauche ihrer Vernunft da- 
^durchzu Hülfe kommen, dafs sie jene natürliche 
Bedingung ihrer Gemeinschaft» als freyer Wesen, 
erklärt, das allgemeine» an sich blofs formale, 
Bechtsgesez auf alle möglichen Arten ihrer Ver- 
hältnisse unter sich anwendent, deutet, und 
ihrer Handlungsweise diejenige Richtung gibt, 
welche sie haben mufs , wenn sie alle als freye 
Wesen neben einander bestehen sollen* — Je 
weniger zu erwarten ist , dafs ohne jene Erklä- 
rung und Deutung alle einzelnen Staatsglieder 
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sich im gegenseitigen Gebrauche ihrer Freyheit 
auf die angezeigte Grenze zu beschränken wissen 
würden^ je gewisser also die Erreichbarkeit des 
angegebenen Staatszweks bedingt ist durch jene 
Erklärung und Deutung, desto weniger kann 
die Nothwendigkeit der lezteren verkannt wer- 
den , desto deutlicher mufs es einleuchten , dafs 
die Bewirkung der Erkenntnifs ihres wahren 
Freyheits - oder Rechtsgebieths auf Seite der 
StaatsgUeder erster, im Entzwecke des Staats 
enthaltener, Mittelzwek für dessen Verwaltung 
sey. 

§. 419. 
Durch die eben postulirte Erklärung und 
Deutung soll die Handlungsweise der Staatsglieder 
die, zum ßehiiff^ des Gleichgewichts ihrer Frey- 
heiterforderliche, Richtung erhalten, soll ihre 
äufsere Wechselwirkung unter sich so geregelt 
werden, dafs sie den Forderungen des Rechts- 
gesetzes enL«5preche. Natürlich mufs also jene 
in der Form von Regeln oder Gesetzen ausge- 
drükt werden, und der Inbegriff aller der, von 
der Staatsgewalt gegebenen , Regeln wodurch 
das allgemeine Rechtsgesez> nach der objektiven 
Sphäre seiner Anwendbarkeit in Hinsicht des 
Freyheitsgebrauchs der Staatsglieder unter sich 
entfaltet, ausgesprochen ist, der Inbegriff der- 
jenigen von der Staatsgewalt aufgestellten Gesetze, 
welche bestimmen, was in alleti Artcfn von 
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Privatverhältnisßen der Staatsglieder, und bey 
alleq Modifizirungen jener Privatverhältnisse 
Rechtens sey 9 ist die positive Civil- (oder 
Privatrechts-) Gesezgebung. — Dasjenige , 
dessen Vorstellung die Civilgesezgebung zu rea- 
lisiren bestimmt, ist das Daseyn und das Bedürf- 
nifs des Daseyns zureichender Normen, wonach 
der Umfang des Reclitsgebieths eines jeden 
Staatsglieds unter allen seinen Privatverh'ält- 
• nissen, sowohl von ihm selbst, als auch vom 
Staate bemessen werden könne, und der Zwek 
der Civilgesezgebung ist also kein anderer , als 
der, dafs durch, sie jeder Staatsbürger in den 
Stand gesezt werde, das Gebieth der ihm recht- 
lich gebührenden Freyheit mit Sicherheit zu 
erkennen , und dafs der Staat selbst in ihr einen 
bestimmten Mafsstab habe, wonach er jede in 
dem Rechtsgebiethe der Einzelnen etwa eintre- 
^ fende Kollision zu reguliren, und in welcher 

bestimmten Rechtssphäre er Alle und jeden Ein- 
zelnen wirklich zu schützen habe. — Da sich 
die ganze Th'ätigkeit der Staatsverwaltung darauf 

, I konzentrirt, jedes einzelne Staatsglied und Allein 

der ihnen gebührenden Rechtssphäre zu sichern, 

> die Vollständigkeit dieses Schutzes aber in Anse- 

hung ihrer Objekte der Natur der Sache nach 
bedingt ist, durch eine eben so ricjitige als 
entschöpfende Bestimmung des zu Schützen- 
den, so ergibt sich hieraus ^''on selbst, dafs die 
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Civilgesezgebung, — • in wieferne sie für die '^ 

einzelnen Staatsglieder den Erkenntnifsgrund % 

dessen , wofür sie den Schuz des Staats anzu^ 

sprechen befugt seyen, und für die Staatsgewalt 

selbst den IVIafsstab dessen, was siez« schützen 

habe , liefern soll — die Hauptgrundlage der 

ganzen Staatsverwaltung ausmache , dafs die 

Zwekmaf>igkeit der lezteren zuoberst abhänge, 

von der Zwekm'äfsigkeit der Civilgesezgebung. 

§. 420- 
Dasjenige Gesez, welches kopxistiremen 
freyen Wesen , um d^r Möglichkeit ihrer Ko- 
existenz als freye Wesen willen , sich im Ge- 
brauche ihrer' Fr eyheit durch die Möglichkeit 
ihrer gegenseitigen Freyheit zu beschränken 
gebietet, ist das allgemeine Bedhtsges^ z : die 
Normen # nach welchen jedes Staatsglied die 
individuelle, um der Möglichkeit der gleichen \ 

Freyheit aller Staatsglieder willen nothwendige, 
Grenze seines Freyheitsgebrauchs in allen seinen 
Modifikationen zu bemessen habe > sollen in 
der Civilgesezgebung aufgestellt wierden ; das 
oberste Prinzip, von welchem alle Civilgesez- 
gebung ausgehet, und, nach welchem die innere l 
Sanktion jeder Einzelnen ihreir Bestimmungen * 
bemessen werden mufs> ist sonach eben jene*, 
allgemeine Rechtsgesez; denn die Civilgesez- 
gebung ist zufolge ihres Begriffs und ihres Zweks 
nichts weiter> als die Normirung der Anwen- 

I 



i 



V 

<• 






154 

Privatverhältnissen der Siaatsgüeder, ui 
alleo Modifiiirungen jener Priviiiverl. 
Rechtens sey * ist die positive Ci^'" 
Privatrechts-) Gesezgebting. — ! 
dessen Vorstellung die Civilgesez^'e! ■ 
lisiren bestimmt, ist das Da.«eyn lu' 
nifs des Daseyns zureichender Hai- 
der UmFang des RechLcgebiuil. 
Staatsglieds unter allen seinen 
' nissen, sowohl von ihm selb-t 
Staate bemessen werden kunt' 

der Civilgesezgebiing ist al-o 

der, dafs durch, sie jedrr 

Stand gesezt werde, das C 

lieh gebührenden Freylii 

erkennen, und dafs dei 

bestimmten Mafsstab • 

dem Rech tsgebi etile > 

lende Kollision zu 
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• ^"'•f^ate , und präsumtiv- 
^^ ä e r. Jede mpgliche 
^^ r Subjekte , als blofser 
"'^'"ipt, als welche sie in det 
'^ zu berüksichtigen sind, 
^•^^en auF die Bedingungen 
, welche Bedingungen — ^ 
•«■if^ne, als sie in der Sinnen weit 
f* durch andere feeye Wesen, 
'Sinnenwelt , gestört werden 
0^ i'\ echte zu denken sind , und 
" » t e genannt werden , weil der 
rkung mit dem Menschwer- 
n fallt. Dieser Urrechte, welche 
aller übrigen erwerbbaren Rechte 
gibt es nurzwey: nämlich das 
Fortdauer der Freyheit und Unan- 
des Körpers; als des Werkzeugs des 
esens, und des Repräsentanten der 
tkeit ; \ind das Recht , Kausalität in 
:r zu haben , oder das Recht auf die 
er eines freyen Einflusses in die übrige 
weit 9 das Recht auf die übrigen Objekte 
■inenwelt wirken zu dürfen. Der ganze 
dieser beyden Urrechte , mit allen daraus 
tbaren Rechten , ist es also , auf dessen 
timmung sich die Aufgabe der Civilgesezge- 
ng, zufolge ihres Begriffs und Zweks, aus- 
.efam und Wschränkt. Jeder Mangel in Aus* 
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düng des allgemeinen Rechtsgesetzes auf gege* 
bene Rechtssubjekte und Rechtsobjekte; jedes 
Civilgesez mufs also in einer besonderen Regel 
eine Bedingung jener Anwendung aufstellen , 
und diese besondere Regel kann nur unter der 
Voraussetzung gültig seyn, dafs sie eine richtige 
Subsumtion unter die allgemeine Regel des 
Rechts ausdrükty und in soferne der Forderung 
der lezteren entspricht Was die positive Civil«- 
gesezgebung dem aligemeinen Rechtsgesetze 
hinzuzufügen hat, ist blofs die Modalität seiner 
Anwendbarkeit, und ihre allgemeinste Maxime, 
aus der alle übrigen fliefsen , kann dahin ausge- 
drüfct werden: in allen Bezjiehungen der Wech« 
Seiwirkung der Staatsglieder diejenige Grenze 
aufzusuchen und festzustellen , worauf der 
Freyheitsgebrauch jedes Einen, damit ein glei* 
eher Freyheitsgebrauch aller übrigen in dersel- 
ben Beziehung möglich sey , beschränkt werden 
müsse. 

§• 421. 
Die Subjekte, für deren Freyheitsgebranch 
die nöthigen Begrenzungsnormen in der Civil- 
gesezgebung aufzustellen sind , sind alle , 
physische und juridische (z. B. vom 
Staate anerkannte Gemeinheiten, Korporationen, 
Gesellschaften), wirkliche (sowohl physisöh 
vorhandene, als abwesende^ oder als solche 
zu behandelnde (z.B. fremde, während 
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ihres Aufenthaltsr im Staate , und präsumtiv- \ 

künftige) Staatsgliedjer. Jede mpgliche 
Wechselwirkung dieser Subjekte , als blofser / ^ 

Rechtssubjekte überhaupt , als welche sie in det 
Civilgesezgebung nur zu befüksichtigen sind, 
xnufs Beziehung haben auf die Bedingungen 
ihrer Persönlichkeit > welche Bedingungen — ^ 
jedoch nur in soferne, als sie in der Sinnenwelt , 

erscheinen , uiid durch andere fceye Wesen , 
als Kräfte in der 'Sinnenwelt , gestört werden 
können ^ als Rechte zu denken sind , und 
darum Urrechte genannt werden, weil der 
Akt ihrer Bemerkung mit dem Menschwer- 
den zusammenfällt. Dieser Urrechte , welche 
die Grundlage aller übrigen erwerbbaren Rechte 
ausmachen I gibt es nurzwey: nämlich das 
Recht auf die Fortdauer der Freyheit und Unan- 
tastbarkeit des Körpers , als des Werkzeugs des 
Verrtunftwesens, und des Repräsentanten der 
Persönlichkeit ; \ind das Recht , Kausalität in 
der Natur zu haben , oder das Recht auf die 
Fortdauer eines freyen Einflusses in die übrige 
Sinnenwelt 9 das Recht auf die übrigen Objekte 
der Sinnenwelt wirken zu dürfen. Der ganze 
Inhalt dieser beyden Urrechte 9 mit allen daraus 
ableitbaren Rechten , ist es also > auf dessen 
Bestimmung sich die Aufgabe der Civilgesezge- 
bung, zufolge ihres Begriffs und Zweks, aus- 
dehnt und beschränkt. Jeder Mangel in Aus* 
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» 

Füllung dieser Bestimmungssphäre ist Lücke, 
jede AusscWeifung' fiher diese Sphäre hinaus 

• ist Überladung der Civilgesezgebujig. 

§. 422. 

Das Recht auf die Fortdauer der Freyheit 
und Unantastbarkeit des Körpers mufs^ als jedem 
StaatsgUede in gleichem Grade zuständig , aus- 
drüklich in der Civilgesezgebung gesezt, und 
es müssen darin alle diejenigen Beschränkun^ea 
des Freyheitsgebrauchs vorgezeichnet werden, 
wodurch die Koexistenz jenes Rechts bedingt 
ist; CS mufs also jede unmittel- oder mittelbare 
' Einwirkung eines Rechtssubjekts , blofs als 
solchen , auf das andere untersagt werden, 
I wodurch dieses persönlich beschädigt, 

* , verlezt oder vernichtet , oder wodurch die Frev- 
1 heit seiiter Person überhaupt , oder auch nur 
' der gesezmäfsig freye Gebrauch derselben in 

irgend einer Hinsicht , wider seinen Willen 

aufgehoben oder gestört würde. Diese Beschrän* 

kungen lassen sich leicht entziffern und die 

Sphäre innerhalb dieser Beschränkungen macht 

/ * den, mit der Freyheit Aller verträglichen, sonach 

[ " der allgemeinen Regel des Rechts entsprechen- 

} den , Umfang des unterstellten Rechts aus. Auf 

dessen eben bestimmten Umfang mufs allen , im 
vorigen §. bezeichneten , Rechtssubjekten der 
gleiche Anspruch eingeräumt werden, mit Aus- 
schlufs jed^r Rüksicht auf die Modalität . der 
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Geburt , als welche nur auf Vorurtheilen beruhen T 

könnte» und den Gesetzen der Moralit'ät wider- 
sprechen würde » g^g^n welche der Staat in ' 
keiner Artseiner Gesezgebung anstofsen darf. — • 
Die vollständige Entschöpfung des Inhalts des 
zweyten, voraus bestimmten > Ürrechts ist hin- 
gegen um so schwieriger, je vielfältiger die 
möglichen Arten der Einwirkung eines Rechts- 
subjekts auf die übrige Sinnenwelt sind, hey 
. welchen die Möglichkeit einer gleichen Freyheit ' 
Aller interessirt ist. Dennoch lassen sich auch 
für jenen Zwek allgemeine Gesichtspunkte 
bestimmen , welche die zwekentsprechende 
Durchführung des fraglichen, Details erleichtern. 

§. 425. 
Alle Objekte » worauf irgend ein Rechts^ 
Subjekt einwirken kann, lassen sich in 2 Klassen 
theilen : sie sind nämlich entweder andere 
Personen, in wieferne auf sie, des vorhin 
erwähnten, durch ihre Persönlichkeit begrün- 
deten Ürrechts unbeschadet , eingewirkt werden 
darf; oder Sachen, die entweder noch herren- 
los, oder bereits okkupirt sind. Auf eine andere 
Person einwirken > heifst Ursache einer (indi- 
viduellen oder fortlaufenden ) positiven oder 
negativen Handlung auf Seite derselben seyn« 
Nun soll der ganze Umfang dieses Rechts der 
positiven Einwirkung auf andere Personen von 
Se]^ eines Rechtssuhjekts ^ blofs als solchen. 
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durch die Civilgesezgebung bestimmt werden ; 
diese hat sonach vorerst allet mit der Möglich- 
keit der Freyheit Aller verträgliche, dem Sit« 
tengesetze nicht widerstrebende » Arten von 
Kausalitätsverhältnissen , in welche Personen 
unter sich treten können, als znläfsig festzu* 
stellen, dann aber auch die rechtlichen Bedin- 
gungen und Arten der Erzeugung eines jeden 
dieser Verhältnisse , die Sphäre seiner rechtli- 
chen Wirkung und Dauer, die rechtllchen^Arten 
seiner Beendigung und Folgen zu bestimmen. 
Arten der unterstellten Verhältnisse sind: z.B. 
das Eheverhältnifs ; in gewisser Hinsicht das 
Verhältnifs zwischen Eltern und Kindern jeder 
^\Tt; alle Privat -Dienst -und Leistungs - (z. B. 
Bürgschafts • Mandatar-Depositar -Verlags- ) Ver- 
hältnisse; das Verhältnifs von Gemeinheiten jeder 
erlaubten Art; das Verhältnifs jeder Gesellschaft 
*f<^ ' zu erlaubten Zwecken (z. B. der Handels -der 

Assekuranzgesellschafteu) u. s. w. — Der Inbe- 

griff aller dieser Bestimmungen macht das Per- 

son'enprivatrecht aus, mit dessen voUfitän- 

I digen Zeichnung ein Haupttheil der Bedingungen 

einer Gemeinschaft freyer Wesen, als solcher t 
entschöpft ist , und welches jedem Staatsgliede 
die Normen seiner zuläfsigen , positiven , 
unmittelbaren oder mittelbaren Einwirkung 
auf die Personen aller übrigen Staatsglieder 
pbt« von deren Befolgung das Gleichgemcbt 
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der Freyheic in einer Hinsicht die Folge aeyn 

mufs. 

Anmerkung. In d»t FertoneiipriTttiMLt gehSrt z. B. 
»ach die Beuinnuing Jet Utntaagt dai R«cht«, *aina 
Gadinken (müDdlicli oder (chriftlicb) miizntlMilen. 
Dl die Möglichkeit des Belleben* der Rechte «Der 
Übrigen die einzige Scbtalike für Jen Gebrauch de« 
nntentellten Rechts von Seite jede« Eiozelneti leyn 
kinn, lo folgt von »elbtt^ dab jeder Gabrauch dessel,* 
ben all rechttieb luil&ig anerkannt werden mä$te^ 
wodilrch keinem Rechte eine« AotlerEn zu niho 
getreten wird f au* vrelchem Geticbttpunkte einzig 
die potitiveBeitiiDniiiiig der Schnnkeajenei Gebrauch* 
in der Civilgeietgebaag auagehen darf , jedoch mit 
gleicher RUksicht darauf, daü die Recbte aller Übri' 
> gen bedingt leyen durch die Möglichkeit des Beliehen! 

des unierstellten Rechts jedes Einzelnen mit uud neben 
jenen. Weitere Beitinimungen hierüber können aUen- 
blls nor in da* Gebieth der'Politeygeseigebung 
gehören. 

§. 424. 

Die Einwirkung auF Sachen kann nur 
xnr Absicht haben , um solche, ganz oder zum 
Theile. unmittelbar oder mittelbcir, auf unbe>' 
stimmte oder bestimmte Zeit, seinen beliebigen 
Zwecken (überhaupt, oder auch nur gewissen 
beliebigen Zwecken) unterzuordnen. Gerade 
bey dieser Unterordnung aber ist der Freyheits* 
gebrauch endlosen Kollisiopen unterworfen, 
wenn er nicht an bestimmte Bedingungen gebun- 
den ist , durch welche die Übereinstimmung 
B*hi Stattsknnat 11. Abth. 11 
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des allseitigen Freyhettsgebrauclis ia der unter- 
stellten Hinsicht begründet wird. Das nächste 
Geschäft der Civilgesezgebung ist aUo , die , 
den allseitigen Freyheitsgebrauch der Staatsgtie- 
der hinsichtlich jeder tnögUchen Einwirkungsart 
auf Sachen in Übereinstimmung setzenden. 
Normen aufzustellen, demnach zu bestimmen, 
in -welchen, dem Rechtsgesetze entsprechendeut 
Arten a ) solche Sachen , die noch herrenlos 
sind , den Zwecken Einzelner und b.^ solche 
Sachen , die bereits Zwecken von Rechtssub- 
jekten untergeordnet sind, den Zwecken anderer 
in allen vorhin berührten, ModiBkationenimter- 
geordnet werden können, d. i. die rechtlichen 
Modalitäten, unter welchen herrenlose Sachen 
erworben, und bereits im Besitze oder Eigen- - 
thunae belindliche Srichen (auch schon beste- 
hende Rechte) von ihren Inhabern auf andere- 
Subjeklezum Besitz,e, Eigenthume oder blofsen 
Gebrauche übertragen werden oder übergehen 
können , den Umfang des Besitzeigenthum^ 
und Gebrauchsrechts in seinen zuläfsigen Modi- 
fikationen , endlich dessen Beendigungsarten und 
Folgen festzustellen. Der Inbegriff aller dieser 
Bestimmungen macht das Sachenrecht aus* 
mit dessen EntschöpFung , — wozu freylich 
eine, in alle die vielfaltigen Einwirkungsarten 
auf Sachen .und Rechte, und die daraus sich 
entwickelnden Terhältnisse der einzelnen Fri- 
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vaten unter einander tief einctrinzehde > scharf 
durchsuchende und bestimmende, mit reicher 
Erfahrung untersttizte , Rechts^philosophie ge« 
hört , — die Zeichnung der Bedingungen einer 
Gemeinschaft freyer Wesen , als solcher , iki 
einer Hinsicht vollendet ist, (und in j^der Hin- 
sicht vollendet wäre, wenn nur darauf, dafs 
jene Bedingungen von Allen und zu aller Zeit 
frey willig erfüllt würden , mit Sicherheit gerech- ' 
net werden könnte). 

§. ^ 425. 
Die Hauptabsicht, von welcher bey allen 
jenen Bestimmungen auszugehen ist , mufs 
dahin ^ehen , die Handlungsweise der Staats- 
glieder so zu normiren , dafs zufolge dieser 
Normen nicht nur das Begehren eines Jeden in 
Hinsicht der Objekte der Sinnenwelt dahin , 
dafs auch den Übrigen Objekte ihres Begehrens ■ 
verbleiben, beschränkt sey, sondern dafs auch 
die Kausalität Aller, wodurch jenes Begehren 
sich wirksam äufsert, sich gegenseitig vertrage, 
dafs die Verstattung der Einwirkungsart auf 
Personen und Sachen für Alle gleich sey, dafa 
der Umfang des Rechfs eines Jeden bedingt sey 
durch die Möglichkeit des Bestehens der Rechte 
aller Übrigen , und dafs; relative Rechte und 
Verbindlichkeiten sich gegenseitig genau ent- 
sprechen , übrigens die Willkühr innerhalb der 
ihr geseztein rechtlichen Schminken fl-eyen Spiel^ 
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räum bebalte # wodurch die Wccbselwirkung 
im gehörigen Grade der I^egsamkeit bestehen 
könne. Hat die Civilgesezgebung alles das ent- 
schöpft I wodurch die Erreichbarkeit jener 
Absicht (soviel ihr> diese zu bewirken, durch 
ihren Zwek geboten wird) bedingt ist, so mufs 
auch jedes Staatsglied durch sie in den Stand 
gesezt seyn, zu bemessen, was in allen seinen 
Privatverhältnissen zu seinem Freyheitsgebiethe 
/ gehöre, in welcher lechtli^iien Art er dasselbe, 
soviel an ihm ist, zu behaupten, zu erweitem 
. oder zu beengen vermöge , und auf wessen 

Schuz er rechtlichen Anspruch habe /so muCs 
die Staatsgewalt in ihi* einen bestimmten Mafs- 
stab der Beurtheilung haben , in welchem Rechls- 
gebiethe jedes einzelne Siaatsglied von ihr zu 
I, schützen sey , und sie hat also ihrem (im §. 4^^ 

I angegebenen) Zwecke vollkommen genügt. 

; . §• 426. 

Weil es aber nicht in der Aufgabe der 
-. Civilgesezgebung liegt und liegen kann , die 

individuelle Rechtssph'are jedes einzelnen Staats- 

r ^ glieds in Concreto zu bestimmen , sondern nur, 

die zureichenden Normen, wonach jedes seine 

i " —J'""'^ individuelle Rechtssphäre und die Zuläfsigkeit 

ihrer Modifikationen zu bemessen habe, aufzu* 
stellen , so ergibt sich als unerlafsliche Maxime 
für sie von selbst, dafs sie Jede Einlassung auf 
mögliche Modifikationen individueller Fälle in 
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Concreto sorgfältig zu vermeiden habe, — weit 
fiie eben darch jene Einlassung den Grund zur 
Unmöglichkeit ihrer VolUtändigkeit legte , und 
nur die» nach ihr handeln sollende, Praxis in 
Verlegenheiten sezte , wegen der unvermeid- 
lichen Differenzen konkreter Fälle,* die sich 
ielten gleich seyn werden, und eine Gesezge- 
bung , die aus einer noch so grofsed Anzahl 
individueller Entscheidungen besteht, immer 
gerade die unvollständigste seyn wird. -— Dage« 
gen nur darauf Bedacht nehmen müsse, ihren 
Normen in dem Sinne' die möglichste VolUtän- 
digkeit zu geben , dafs nie ein konkreter Fall 
vorkommen^ könne , welcher nich( mit Sicher-, 
heit unter jene subsumirt werden könnte, und 
in der einen o^er der anderen eine feste Norm 
der Entscheidung fände. Diese Vollständigkeit 
wird vorzüglich erleichtert werden diitch das 
feste Verfolgen eines , n^ch richtigen Prinzipien 
vorgezeichneten , Systems , i^elches bey der 
^ ganzen Civilgesezgebung als Grundlage anzu- 
nehmen , und konsequent durchzuführen i^t. 
Jene Prinzipien aber liefert das natürliche 
Privatrecht # als welches eigentlich nur durch 
den Staat seine äufsere Sanktion erhalten 9 und 
zum positiven Rechte erhoben werden soll;' 
indem das Recht der Menschen schon vor und 
waS^x allem Staate begründet und gültig ist, 
and durch den Staat nur geltend gemacht 
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werden soll, mithin die Civilgesezgebung, da 
sie blol3 zum Zwecke hat , das , was geltend 
gemacht werden $o\\ , zxx bestimmen , ihren 
kihalt nur aus dem natürlichen Privatrechte xu 
entnehmen, und solches den ^gebenen äulseren 
Verhältnissen anzupassen 9 oder die um seiner 
Anwendbarkeit willen nöthigen Modifikationen 
hinzuzufügen hat , weswegen denn auch die 
Civilgesezgebung nur in dem Grade ihrem 
Zwecke entsprechen, und der inneren Sanktion 
theilhaftig seyn wird, in welchem in den von 
ihr adoptirten Modifikationen der wahre Gei^ 
des natürlichen Privatrecbts rein und, unver- 
fälscht wieder zu finden ist, 

Anmerkung. Weil es jedoch, dieser Erleichterasgen 
UDgeacktet » kaum zu erwarten seyn dUr&e > dafs gleich 
beym ersten Entwurf^ der Civil^esozgeburtg ihre Voll- 
stündigkeit im oben postulirten Sinne erreicht werde» 
so bewährt sich hier die Nothwendigkeit des , an 
einem anderen Orte schon aufgestellten 9 Postulats » 
dafs die gesezgebende ThStigkeit nie unterbrochen 
-werden dürfe , sondern fortwährend den etwaigen 
Lücken nachspühreu » und durch deren AosfÜUung 
die VoUuäodigkeit in atäter Progrefsion erhöben müMcu 

§. 427. 

So wie übrigens die Zwekmäfsigkeit der 
Civilgesezgebung in Ansehung ihrer Form 
gebunden ist an die , im ersten Abschnitte 
bereits gezeichneten , fof mellen Bedingungen 
einer zwekmäfsigen .Gesezgebung überhaupt» 
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so ist auch ihre materielle Zwekmäfsigkeit 
bedingt durch die , eben daselbst postulirteui 
altgemeinen Karaktere der Gesezgebung in An- 
sehung ihrer Materie» und es gelten vorzüglich 
bey. der Civilgesezgebung die Grundsätze ; dals 
in ihr nur solche Normen Baum finden dürfen, 
welche direkten Bezug haben auf die Begulie- 
rung des Bechtsgebieths der Staatsglieder , und 
dadurch auf Erreichung des Staatszweks , dafit 
durph sie der Freyheitsgebrauch der Staaitsglie* 
der nicht mehr beschränkt werden dürfe, als er 
um der Möglichkeit der Übereinstimmung der 
Fi:eyheit Aller willen beschränkt seyn mufs» 
dafs endlich die Beschränkung für Alle nur 
gleich seyn dürfe, mithin Alle gleichen Gesetzen, 
und durch diese gleichen Schranken zu unter- 
werfen. Allen, ein gleicher Umfang der Frey- 
heit, gleiche Bechtsansprüche der Form nach 
zu gestatten seyen, Hierbey ist jedoch ausdrük- 
licfa zu bemerken , dafs es eine unmittelbare 
Folgerung aus dem Postc^late des Gleichgewichts 
der Freyheit sey : dafs c?er Freyheitsgebrauch 
derjenigen Klasse von Bechts.^^ibjekten die sich 
im vollen' Besitze des nätürlicl^en Kausalitäts* 
Vermögens befinden, in Beziehung; auf dieje- 
nige Klasse von Bechtssubjekten , dene^n dieser 
volle Besiz noch nicht geworden , odev ohne 
ihr Verschulden ent,zogen ist (z. B. in Bezie- 
hung auf nnmütidige , Personen weiblichen 
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Geschlechts f blöd ^ oder wahnsianige , atxwe« 
sende u. s. w.) soweit beschränkt werden müsse, 
dafs er mit dem Freyheitsgebrauche der leite- 
ren im Verhältnisse des (Gleichgewichts stehet 
und dafs denn die, aus dieser Ansicht geAos« 
senen Beschränkungen der ersteren Klasse kei- 
neswegs eigentliche Privilegien oder Vor- 
rechte der lezteren Kbsse zu nennen, sondern 
als wahre , dem aligemeinen Becht^gesetze ent- 
sprechende , gesezUche Begeln in Hinsicht 
eigener Klassen von Hechtssubjekten anzuse- 
hen seyen , deren Mangel sOgar ein Verstols^ 
gegen das Bechtsgesez , oder wenigstens eine 
wesentliche Lücke in dessen Entfaltung und 
Anwendung wäre« Nur dann , wenn im gegen- 
seitigen Fr eyheitsgebrauche solcher Personen« — <- 
bey 'denen i ob sie gleich zu verschiedenen 
Ständen gehören, dennoch ein natürlich -glei^ 
ches Kausalitätsvermögen vorauszusetzen ist -— 
ungleiche oder unverhäUnifsn^äfsige Beschrän«^ 
kungen^ statuirt würden , würden die Mefarbe- 
schränkungen des einen Theils zu Gunsten des 
anderen eigentliche Privilegien oder Vorreckte 
zu benennen seyn ; und solche Privilegien müssen 
aus einer Civilgesezgebuqg , welche auf den 
Karakter der Zwekmäfsigkeit Anspruch macht > 
schlechterdings entfernt bleiben» weil durch sie 
die unerlaf^licbe Forderung der formalen Rechts- 
^ gleichheit » das Gleichgewicht der Freyheit 
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gestört, somit durch ihre Verstattung der eigent- 
lichste Zwek der Civilgesei^gebung , und des 
Staats selbst i^'ereitelt würde. 

§. 428. 
Man kann übrigens den Gmndsaz nicht 
oft genug wiederholen , dafs die Vollständigkeit 
und Güte einer Civilgesexgebung gar nicht zu 
bemessen sey nach der Me/ige ihrer Deiailbe«^ 
stimmangen , und der ängstlichen Theilung der 
(nicht sehr z^lreichen) Gattungen von Rechts- 
verhältnissen^ in alle, durch 2^rsplitterung auf* 
findbare, Arten derselben, also gar nicht nach 
der Extension derselben , sondern vielmehr 
nach der , dem Zwecke derselben entsprechen* 
den. In lension ihrer Normen, durch lichtvolles 
Umfassen alles Speciellen in den nöthigen Gat- 
tungsbestimmungen , durch eine, die Subsum- 
iion m&glichst erleichternde, Einfachheit und 
Deutlichkeit dieser Bestimmungen « und Rein- 
heit von alleä heterogenen, und in andere Zweige 
der Gesezgebung gehörenden Verfügungen, Eine 
so geartete , das allgemeine Rechtsgesez eben 
so umfassend al^ einfach objektivere nde, Civil- 
gesexgebung witd ihrem Zwecke' am voUstän* 
digs^en genügen , - und mit vollem Rechte den 
unerlafstichen örundsaz , dafs keine Entschul- 
digung aus Unkenntnifs ihrer Normen , je statt 
finden dürfe , 3e;um Gesetze erheben können, 
Uneriafslicfa ist dieser Grundsaz ,. weil » wen% 
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irgend Jemand im Staate die rechtlichen Gren- 
zen seiner Einwirkung auf die Person und Sache 
des Anderen nicht kennen dürfte , es dann 
unmöglich wäre , eine Rechtsverletzung des 
Anderen ihm zu imputiren , und an ihm zax 
bestrafen. Je weniger sich nun diese Unmög- 
liclikeit mit der Erreichbarkeit des Staatszweks 
verträgt, desto unentbehrlicher ist jenes Gesez» 
welches jedoch nur bey der vorausgesezten Ein- 
fachheit der Givilgesezgebung, ija Verbindung 
mit dem bereits vorgeschlagenen Mittel, die 
Gesetze zur Keuntnifs aller Staatsglieder zu 
bringen^ und ununterbrochen darin zu erhalten, 
wirklich geltend gemacht zu werden vermag. 

§. 429. 
Bey der, im §. 419 bereits nachgewiesenen, 
Gröfse und Wichtigkeit des Einflusses derGivil- 
gesezgebung auf die ganze Verwaltung des Staats 
und die Erreichung: seines Zweks dürfte sich 
ferner von selbst ergeben , da(s die höchste, 
Gewalt eines Staats, welche auf den Karakter 
der Energie und Selbstständigkeit, wie sie soll, 
Anspruch macht , weder die Feststellung ver* 
bindlicher Rechtsnormen durch blofse' — in 
der Begel äufserst schwankende, und ungleich 
öfter durch Vorurtheile und IrrtHtimer, als durcft. 
den ächten Geist der Zeit geleitete^ — Gewöhn^ 
beiten als zuläfsig anerkennen, noch das Recht 
Akt Gesiezgebuiig für irgend eine Klasse von 
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Staatsgliedern oder Gegenstäi^den anderenHänden 
aufser ihr , ab ein eigenes Recht überlassen 
dürfe« Denn dieFeststellung einer neuen Rechts- 
norm, oder die, Abänderung einer schon beste- 
henden durch Gewohnheit könnte doch 
nur dann gut geheifsen werden, wenn jene Fest- 
stellung oder diese Abänderung durch den Zwek 
der £iviigesezgebung geheischt war. £s ist 
aber eine tadelnswerthe Unthätigkeit d^r gesez- 
gebenden Gewalt , wenn sie den Forderungen 
ihrer Bestimmung nicht durch ihre Selbsttha- 
fcigkeit genügt 9 sondern es auf den Zufall 
ankommen läfsty ob die Staatsbürger, vonihr<^m 
QAlürlichen Recbtsgefühle geleitet , diejenige 
Handlungsweise^einschlagen, wodurch die innere 
Gültigkeit eines sogenannten Gewohnheitsrechts, 
bedingt ist» wenn sie sich da, wo sie positiv 
handeln sollte , auf ein blofses Niöhthaadeln 
beschränkt, woraus auf die Bedingung der äus- 
seren Gültigkeit einesGe^ohnheitsrechts, nämlich 
auf ihre stillschweigend« Einwilligung, in An- 
sehung ihres Anfangs^ sowohl als ihres Umfan* 
ges, immer nur sehr unsicher geschlossen werden 
kann. Dieselben Gründe entscheiden gegen die 
Zuläfsigkeit der Anerkenntnifs .einer , den Ge* 
setzen gleich geltenden , Kraft sogenannter 
Präjudizien. — Die bisherige Anerkenntnifs 
einer Bildung verbindlicher Rechtsnormen durch 
Gewohnheit und Präjudia^ien war sichtbar ein 
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blofser Notbbehelf gegen'die (um mich des gelin- 
.desten Ausdniks zu bedienen) Gemächlichkeit 
der gesezgebenden Gewalt, dessen eine StaatSr 
gewalt, die ihrer Pflicht genügen will, nicht 
bedürfen kann, und ieaeAnerkeDnlnifs ge>ezUch 
heischen« hiefse nur, der Gemschllchkeit der 
gesezgebenden Gewalt freyes Feld stipuliren. 

5. 430- 

Dafs die gesezgebende Gewalt, ohne steh 
der gröfstenFAichtvernachläfsigung schuldig zu 
machen , und sich selbst ihrem eigenen Wesen 
nach zu Vernichten, des Bechts, der Gesezge- 
bung auch nur Für einzelne Klassen von Staats- 
gliedern tmd Gegenständen sich nicht entäufsem 
dürfe, kann keiner Nachweifsung bedürEien; das 
einzige, was sie ohne Pflichtvernachläfsigung 
and Gefahr für sich selbst geschehen hissen dar^ 
ist: dafs die Glieder' von Familien, Gemeinhei- 
ten und Gesellschaften — durch Familiengemein- 
heits>und Gesellscbaftsstatuten —r ihrem gegen-' 
«eiligen Freyheitsgebrauche unter sich dieje- 
nigen Grenzen setzen« wodurch die Erreicbaog 
ihres erlaubten gemeinschaftlichen Zweks be- 
, dingt ist, ohne jedoch hierdurch in dem gesez- 
mäfsigen Freyh«iL«gebrauche der übrigen physi* 
sehen oder jurisdiächeo Staatfglieder seine Mo- 
difikation zu bewirken. Der Grand der GeMat- 
tung dieser Autonomie — welche übrigens für 
alle Klassen der unterstellten Recbtssubjekte 
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gleich seyn tniifs — bestellt darin: well der 

Freyheitsgebrauch jeder Person , in sofeme er 

nicht auf andere Personen aufser ihr einfliefst, 

f aufser dem Gesichtspnntcte des Staats liegt, somit 

eigentlich gar nichtObjekt derRegulierung durch 

den Staat seyn kann. Der. Freyheitsgebrauch 

der Glieder einer juridbchen Person f als solcher» 

unter sich, unterliegt daher auch lediglich 

der Bestimmung dieser Glieder selbst, soweit 

jener sich auf die Freyheit anderer Personen 

auDer ihr nicht erstrecket; denn soweit liegt 

er aufser dem , vom Staate zu berüksichtigenden» 

Bechtsgebiethe. Die oben (§. 422.) postulirte 

Bestimmung durch die Civilgesezgebung des 

Staats kann daher nur Bestimmung seyn , theils 

derjenigen Verbindungen , welche im Staate 

zuläfsig seyen, theils der Rechtsnormen für 

diese Verbindungen , welche auf den Fall gelten 

«ollen, dafs'die Glieder der Verbindung, als 

solche« ihren Freyheitsgebrauch unter sich nicht 

selbst regulieren , von ihrer Autonomie keinen 

Gebrauch machen. Dadurch^ dafs die autono* 

mischen Bechtsbestimmungen sich nur auf den 

• Freyheitsgebräuch der Glieder einer juridischen 

Person unter sich selbst, aber nicht auf die 

Freyheit anderer Bechtssub jekte aufser ihr , noch 

auf aufsergesiellschaftliche Verhältnisse unter 

sich selbst erstrecken dürfen» ist zugleich Umfang 

und Grenze des Rechts der Autonomie festgestellt. 
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•§. 4^1. 

Das allgemeine Rechtsgesez ist für alle 
rechtsfähigen Wesen gleich verbindend; die, 
dasselbe auf Privat Verhältnisse richtig anwen* 
denden • Normen müssen auch unter allen Um- 
ständen ausführbar seyn, und können nur durch 
Vermehrung oder Verminderung der Objekte 
einer Erweiterung oder Verengung, sonst aber 
keiner weiteren wesentlichen Modifikation nach 
Veränderung der" Umstände unterliegen ; denn 
die Forderung des Bechtsgesetzes ist unter allen 
Umständen eine und dieselbe, gebietet fiir alle 
Vernunftwesen, die frey koexistiren wollen » 
unbedingt, und ist eben so unveränderlich als 
unerlafslich. Wenn daher gleich mehrere der 
übrigen Zweige der Gesezgebung einer Verän- 
derung aus Veranlassung veränderter Umstände 
in Verhältnisse unterliegen mögen, weil die 
Gestalt der lezteren auf das Materielle der 
ersteren wesentlichen Einflufs hat, so gilt diefs 
doch , die schon erwähnte Erweiterung oder 
Verengung ihrer objektiven Sphäre abgerechnet, 
keineswegs von der Civilgesezgebung , weil ihr 
Prinzip von äufseren Umständen ganz unab- 
hängig, über dieselben erhaben, und selbst in 
seiner Anwendung mehr bestimmt ist, die 
Modifikationen der Verhältnisse und Umstände 
zu leiten, als durch solche geleitet zu werden» 
Diese Ansicht führt zu der weiteren Bemerkung: 
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clafs die Civilgesezgebnng im ganzen Umfange 
des Staats 9 nur eine seyn könne» demnach 
Partikular civilgesezgebungen für einzelne 
Theile desselben Staats unzuläfsich seyen, eben 
darum , weil der Freyheitsgebrauch aller Staats* 
glieder an allen Orten des Staats gleichen Normen 
seiner Verträglichkeit unterliegt, und die Ver- 
schiedenheit dieser Normen die Einlleit der 
ganzen Staatsverwaltung, ihre Einfachheit und 
Konsequenz höchst nachtheilig stören müfste. 
Zudem existirt kein zureichender Grund zur 
Duldung der unterstellten Partikulargesezge- 
bungen, denn entwedersind diese wesentlich 
verschieden, oder dem Wesen nach sich gleich, 
und nur in Aufsendingen different« Im 
ersteren Falle müfste ein Theil derselben auf 
irriger Grundlage beruhen , und es ist fiir sich 
klar , dafs die gesezgebende Gewalt diesen Theit 
nicht dulden dürfe; im lezteren Falle aber 
könnte ohnediefs der Herstellung der Einheit 
kein durchgreifendes Hindernifs im Wege stehen, 
da auch nicht einmal die Klug*heit die Beybehal* 
tung einer Einrichtung billigen kann, welche 
so offenbar der Erreichbarkeit des Staatszweks 
mehr hinderlich als forderlich ist. 

i 

Anmerkung* Gar häufig pflegen Schi^iftsteller , der Er- 
fahrung nach , die Politik racch hinvireg als Dispen- 
sationsgrund zur Dulduipg der Bildung von Civil- 
rechtsnormen durch Gewohnheit» Pr'ijudizfen » uitd 
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zur Bejbdialtttng b«suWeiid«r pAnikuUrciTilgeiee- 1 
gebungtn vorzawenden« Unmöglich aber kann dio 
Politik» wenn man ibr irgend einen richtigen Begriff 
unterfegt» zum Dekmantel inkonsequenter» der Ein- 
heit der Suauverwaltung nachtheiliger» derSch'wSche 
der Menschen ungebtihrlich frdhnender» £in« 
richtungen gebraucht werden. Ich yerstehe unter 
Politik die Wirksamkeit einer» den unerlafslicben 
Forderungen des Rechts huldigenden » Klugheit in 
Auswahl der Mittel » wodurch der wahre Suatszw^ek 
am sichersten und leichtesten erreicht werden kann* 
Was diese Erreichung behindert» kann also die Politik 
nnmögUch billigen* Zudem ist in der Civilgesezge* 
bung nicht sowolil die Rede von Auswahl der Mittel 
zur Erreichung des Staatszweks» sondem'vielmehr von 
der Bestimmung d^s^en , was das Recht der Staatsglieder 
snyy was der Staat geltend zu machen habe^ also von der 
Detaillirung des eigentlichen Inhalts des Staatszweks 
(aus welchem Gesichtspunkte die Civilgesezgebung 
als conditio sine qua non der 'Staatsverwaltung er« 
scheint) ; es hat sonach bey ihr die Politik im erwlbn- 
ten Sinne gar kein Feld ihrer ThStigkeit. Wollte 
man aber eine besondere Politik der Civil ge. 
fesgebung heischen» so könnte diese nur bestehen 
in der ThUügkeit einer » immerhin dem Rechtsgesetze 
untergeordneten » Klugheit in Auswahl der Mittel» 
Wodurch der (im $. 419. bestimmte) besondere Zwek 
der Civilgesezgebung am leichtesten» aber auch am 
sichersten erreicht werden könnte; dafs nun aber die» ^ 
im Eingange dieser Anmerkung berUhne» Duldung 
tind Beybehaltung keineswegs geeignet sey » die £r- 
Teichbarkeit des ^wdis der Civilgesezgebung za 
erleichtern und zu sichern) und Überdiefs derBestim* 
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muQg der gesoxgebcfaden Gewalt vfiäm^ttche^'id^ite 
voraus ?ur GenUge erwiesen sejn« Fflf c|ie Umwiut- 
delbarkeit richtiger OcutungCQ des tUgemeiiien IVt<^^^" 
gesetze^ unter allen Umstlnden und Vefhlltnissen, 
oder richtiger (und nur,Tou der Ümwandelbarkeit 
solcher kann die Rede sejn) Normen des Civil- 
rechts liefert den sprechendsten faktischen ' l^eWeis 
'das römische Civilgese^buch ; denn dib » iii 'ihm 
enthaltenen* richtigen Normen der unterstellten 
An find 9 aller Verlnderungenr äulserer Yerh^nisse 
ungeachtet gültig geblieben» und werden e^ ewig 
bleiben. Nur das Heterogene in ihip y und nur seine 
irrigen Anwendungen des Rechtsgesetzes müssen hin* 
wegfallen » und werden auch sicher in dem VerhSlt- 
nisse hinweggewörfen werden » in welchem die £in« 
siclit in dos wahre Wesen des Rechtsgesetzes und in den 
V reinen Zwek der Civilgesezgebung gesteigert werden 
-wird» und diefs konnte und kann auch nicht anders 
kommen y da richtige Deutungen des allgemeinen 
Rechtsgesetzes eben so » wie dieses selbst » den £.jprak* 
ter der Allgemeingtiltigkeit und Beharrlichkeit i|i sich 
selbst tragen* 

§, -432. 

Eines der unerla&licbsten Mittel, cler Civil- 
gesezgebung die, ihrem Zwecke genügende, 
Reife zu sichern , und 2u bewirken , dafs sie zu 
allen Zeiten ihre objektive Sphäre richtig aus- 
fülle, ist die ununterbrochene Thädgke^t der 
gesezgebenden Quelle selbst, und die Verpflich- 
tung sämmtlicher Justizbehörden im ganzen 
Umfange des Staats, jeden $ich ergebenden 

Behr Staatskunst. II. Abrh. 12 
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AediJtfi£äll ttnverzüglich zu ihrer Kenntnifs zu 
brkigaii , fül^ welchen nach reifer Überlegung die 
vorhandenen Gesetze keine ausreichende Norm 
zu gewahren scheinen, desgleichen jene auf 
lede , in der Theorie oder Praxis sich erhe- 
bep4l^,;;lwonUrpverse aufmerksam zu machen. — 
(Einje Ciyilg«»€z,gebung entspricht ihrem Zwecke 
um so weniger, je mehr gegründete Kontroversen 
sie Rauiti gibt; denn sie soll ja Jeden in den 
Stand setzen, den 'Umfang seines Rechtsgebieths 
bestimmt zu bemessen; jede gegründete Kontro- 
verse über ihre einzelnen Normen läfst oder sezt 
ihn aber darüber gerade in Zweifel.) — Jene 
Verpülchitung der Justizbehörden scheint mir 
wenigstens das natürlichste und wirksamste Mit- 
tel zu seyn , die Gesezgebungskonimission zu 
veranlassen, dafssiedie sich ergebenden Lücken 
in der Civilgesezgebung ausfülle, das Dunkle 
erhelle, das Unbestimmte näher bestimme, das 
Komplizirte vereinfache, dem Einfachen den 
- vermifsten Grad der intensiven Erweiterung 
gebe, uiad so die Civilgesea&gebung im ununter- 
.brochenen Fortschreiten ihrer Vollendung näher 
führe. 

Anmerkung. Stellt man unter den IVIafsstab der hier 
gezviclineten Bedingungen einer zwekm'äfsigen Civil- 
gesezgebung die bestehenden Kodices des Civilrechts, 
so dürfte an ihnen noch manches erwünschliche vet- 
miftt werden ; denn alle , selbst die neuesten 
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nicht aDsgenommeit, kr'in^ehi y manclier anderen 
Mängel nicht zu e;edenken t mehr oder weniger an 
Un Vollständigkeit und Überladung zugleich, in soferne 
in ihnen 9 eines Theils^ manche, dem Gebiethe der 
Civilgesezgebung augehörige , Gegenstände gar 
nicht, oder doch nicht entschöpfend norroirt» anderen 
Theils aber manche Gegenstände , die anderen Zweigen 
der Gesezgebung angehören, in ihr Gebieth gezogen, 
oder wenn sie auch dahin gehören ^ dennoch aus 
fremdartigen Gesichtspunkten behandelt sind ; in so*, 
ferne ^ie endlich , bey häufiger Jndividualisirung der 
Normen , deren es nicht bedarf, einer , ihrem Zweck« 
förderlichen , umfassenden Simplizität entbehren ; den 
sprechendsten Beweis liefert die Yeiflegenheit der 
Richter, welche nach ihnen Jlecht sprechen sollen, 
und^ die Menge von Kontroversen, welche über ihr^ 
Normen w^irkjich obwalten« — Ubtigens bemerke 
ich noch: dafs ich nur aus Nachgiebigkeit für den 
herrschenden Sprachgebrauch, und um Mifsverständ« 
nisse zu vermeiden, den Ausdruk„Civi]ge8ezgebung<* 
beybehalten habe, dafs ich aber, indem ich diesen 
Ausdruk ftir das. Was er bezeichnen soll» weder 
karakteristisch noch passend halte^^ ungleich lieber 
den unterstellten Zweig der Gesezgebung unter der 
«ififachen 3«nennung „ Recht sgesezgebyingV 
den übrigen Zweigen der Gesezgebung, z« B, der 
Strafgesezgebung , der Pölizey-der Finanzgesezgebun^ 
an die Seite gestellt hätte. Meine Grunde hierfür 
werden aus der Vergleichung der Tendenz der zulezt 
genannten Zweige , mit jener des hier behandelten 
Zweigs der Gesezgebung von selbst hervorgehen. 
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T i t e 1 I I. , 

Von der Civilrechtspflege. 

No tbwendigkeit — - Begriff — Zwek und 
Sphäre der Civilrechtspflege; allgemeine 
Anforderungen an dieselbe , Prinzipien der 

Organisation und Instruktion der Civil- 

i ^ 

I .rechtspAege« 

^. 435. * 

Die Civllgesezgebung bestimmt nicht das 

individuelle Bechtsgebieth jedes Staatsglieds 

in concretOf und kann solches der Natur der 

Sache nach unmöglich bestimmen t sondern gibt 

i eigentlich nur die Bedingungen dieser Bestim«' 

mung^ indem sie die Regeln aufstellt, nach 
•welchen bey dieser Bestimmung zu verfahren 
sey , überläfst es aber cilsdenn einem Jeden» 
durch Subsumtion unter jene Regeln den Umfang 
seines individuellen Rech tseebieths unter allen 
Verhältnissen 4ind Modifikationen selbst auszu« 
mittein ; sie ist nur der Wegweiser» un ter dessen 
Anleitung jedes Individuum » worauf und wie 
weit sein Recht sich erstrecke, erkennen, und 
die, durch die Möglichkeit der Freyheit Aller 
postulirte , Grenze seines Freyheitsgebrauchs 
finden kann und soll. Je befriedigender diese 
Anleitung ist, d* i. je vollkommener die Civll- 
gesezgebung den Bedingungen ihrer Zwekmäs« 
. . sigkeit entspricht, desto weniger wären gegen- 
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seitige Störungen der Staatsglieder in ihrem 
Rechtsgebiethe und Genüsse durch sich selbst 
zu besorgen, wenn nur mit Sicherheit darauf 
gerechnet werden konnte, dafs jedes Staatsglied 
bay jeder seiner Einwirkungen auf die Person' 
ttnd Sache des Anderen jene Regeln gehörig 
berüksichtigen j unter die Normen seiner Frey« 
heit in jedem Falle ihres Gebrauchs g^gen Andere 
richtig subsumiren würde. So^ lange ai^er die 
Menschen mit Unbesonnenheit — * deren Begriff 
schon die Vernachläfsigung gegebener Hand- 
lungsnormen umfafst -*- zu handeln fähig sind» 
und so lange der, den richtigen Takt der Sub« 
sumtionsfunktionen so nachtheilig störende « 
EinHufs des Eigennutzes und der Leidenschaften 
jeder Art auf die Urtheile der Menschen nicht 
gänzlich unter drükt zu werden vermag , so 
lange findet auch jene Rechnung durchaus nicht 
statt , so lange mufs man vielmehr darauf gefafst 
seyn > dafs die Staatsglieder entweder aus Man- 
gel gehöriger Berüksichtigung der gegebenen 
Rechtsnormen, oder in Gefolge irriger Subsum- 
tion unter dieselben im gegenseitigen Gebrauche 
ihm: Freyheit koUidiren , dafs sich ihre Rechts- 
aii^rliyi6 gegen einander durchkreutzen werden. 

§. 434. 
Jene Kollisionen auszucrleichen , oder, diese 
sich durchkreutzenden Ansprüche in Überein» 
."^timmung^u bringen , darf nicht der Thäiigkeit 
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der Privaten selbst überlassen werden ; denn , 
ob auf diesem Wege eine friedliche Aus- 
gleichung Plaz greifen würde, wäre in jedem 
Falle äufsert zufällig , daMer eben sowohl mög- 
lich, da£s jede Kollision jener Art in eine Fehde 
ausftrtete , worin der Sieg sicher auf Seite phy- 
sischer Stärke und Li^t , zufallig aber nur 
zugleich auf Seite des Rechts stehen würde. 
Beydes, sowohl die Möglichkeit der Befehdung 
der Staatsglieder unter sich, als auch die ZufaU 
ligkeit des Siegs auf Seite des Rechts« stünde in 
geradem Widerspruche mit dem Zwecke des 
Staats, und der Bestimmung der Staatsgewalt, 
die Rühe unter den St<iatsgliedern zu sichern, 
und die Geltung ihres Rechts zu verbürgen. Jene 
Möglichkeit kann qber nicht anders aufgehoben, 
und'- die Erreichbarkeit des SiaatszweTcs, zu 
welchem jedes Staatsglied, als solches, zusam- 
menstimmen mufs, nicht anders hergestellt wer- 
4en, als dadurch, daC« jedes Staatsglied Verzicht 
leistet auf den Gebrauch seiner eigenen Kraft 
zur Durchsetzung seines Privaturtheils über den 
Umfang seiner Rechte, und die Entscheidung 
darüber der Staatsgewalt anheimstellt, deren 
eben bemerkte Bestimmung für sie die Verpflich- 
tung mit sich führt, in jedem Falle einer Bechts- 
kollision unter den Staatsgliedern unmittelbar 
einzuschreiten , jene durch Subsumtion unter 
die gegebenen Rechtsnormen auszugleichen, und 
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demnach jedem sein Recht unausbteib'Uch - zu 
gewähren. So gewifs jener Veraicht d«r Prira- 
ten auf Selbsthülfe (in der Regel), und diese 
Garantie des Rechts durch die öffentliche Hülfe 
des Staats unerlafsliche Bedingung der Erreich^- 
barkeit des Staatszweks ist, so ge>^ifs ist die^ 
Nothwendigkeit der eben postüUrten Funk- ' 
tion der Staatsgewalt! als des, die Erhaltung des 
inneren Friedenfs verbürgenden, Snrrogats der 
Privatselbsthülfe , jedem Zweifel enthoben. 

§. 435. • 

Diejenige Wirkungssphäre der Staatsgewalt,' 
welche dahin geht, jede in Wechselverhältnisse' 
der Staatsglieder sich erhebende>. Kollision ihrei^ 
Rechtsansprüche a) nach Mafsgabe der Civilge^' 
setze zu entscheiden, und jedem das, was ihnl^ 
dieser Entscheidung gemafs zu seinem Rechte 
c^ebührt, unfehlbar zuzutheilen, heifst die Ci* 
vilrechtspflege. b) — Dasjenige, dessen 
Vorstellung die Realisirung der von dieser Wir- 
kungssphäre umfafsten, Funktionen motivirt, d,i, \ 
der Zwek der Civilrechtspflege ist die 
ge^ezmäfsige Verträglichkeit der gegenseitigen 
Rechtsansprüche der Staatsglieder in conci^eto, 
die wirkliche Übereinstimmung ihres Frey- 
heitsgebrauchs 9 die konkrete Bestimmtheit 
des, den Einzelnen vom Staate zu schützenden» 
Rechtsgebieths« In wieferne das vom Staate 
seinen Gliedern zu schüfz^ende durch die Civil- 
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geseegebongitiabstraeUD» durch die Civilrechts* 
pAege ab^r auch (für die zweifelhaft gewordenen 
Fälle) in concreto bestimmt wird » in soferne 
ergänzen sich beyde in Feststellung der Objekte 
des Staatszweks ; in wieferne aber die Civ^l- 
rechtspflege den > über den wahren Umfang des 
Bechtsgebie^h« Einzelner eingetretenen i Zustand 
der Ungewifsbeit aufhebt, und jedem das recht* 
lieh- Seine peremtorisch zugetheilt, ist sie zu- 
gleich ^ Bedingung nicht nur, sondern selbst ein 
Haupttheil des Schutzes, und je wesentlicher ein 
Jeder dabey interessirt seyn mufs, dafs der Um- 
fang seines Bechtsgebielhs in allen Fällen darauf 
erhobener Ansprüche der Gerechtigkeit gemäfs 
festgestellt, und ihm vollständig zu Theil werde, 
desto deutlicher mufs der hohe Grad der Wich* 
tigkeit dieses Zweigs der Staatsverwaltung Jedem 
einleuchten» 

a) Es versteht sich wölil von selbst, dafs eingetretene 
Pvecbtslollidönen 9 .die jedoch von den Partheyen ) 
selbst sogleich wieder friedlich ausgeglichen wer- 
den , (wozu sie allerdings befugt sind y da sie unleug* ~ 
bar über die Sph'ire ihres Rechts zum Behufe ihrer 
Verträglichkeit disponiren können) jene ThStigkeic 
der Staatsgewalt nicht ansprechen ; denn unter der^ 
hier bei timniten ^ Voraussetzung fällt der Grund det 
l^inschreitens der Staatsgewalt, somit auch das Ge» 
gründete hinweg; die Kollision hört rechtlich auf zu 
existiren » und e$ gibt also hierbey nickte mehr^ 
was der Staat auszugleichen hittte. Dieselbe Ansicht 
rechtfertigt den , im Gcbiethe der C i v i 1 rechtspflege 
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bereits gellenden^ Oruncistz : wo lein Kriger ist» 
cla ist auch Lein Ricliter« 
b) Die Gewalt des Staats, RechtsloUisioncn im Wechsel- 
rerhlhnisse der Suatsglieder durch Erkenntnisse nach 
den Gesetzen auszugleichen^ heifst die Gerichts- 
barkeity nnd umfafst auch in soferne das R^cht 
der y.ollst^eckung jener Erkenntnisse , als oLne 
diese Vollstreckung die Ausgleichung d^r Rechtskolli« 
sionen nicl^t wesentlich vollendet ist ^ und die Civil- 
rechtspflege den, zur Vollziehung der Civilgesetze 
bestimmten f Zweig der Staatsverwaltung bildet. Was 
aber die CivilrechtspAege nach ihrem oben bestimmten 
Begriffe ausfchliefsr, ist das» was man ihr bisher 
unter dem sehr uneii;entlichen Namefi einer Juris- 
dictiouis voluntariae seht ungebührlich zugetheilt 
hat. ' Uneigentlich ist dieser Name» weil auf dieje- 
nige Regierungsth*4ti^Leit, welche sich durch BestSIt- 
tigung und Vollführung gewisser» nicht streiti- 
ger» Geschäfte äufsert» die Benennung »»Gerichtsbai- 
y»keit'' in keiner Hinsicht pafst; und es Icann nicht 
Verkannt werden» dafs» nach einer richtigen Ansicht 
» und Sonderung der Veryiraltungsgeschifte itach Mafs» 

gäbe ihrer Zwecke» die hier berührte Regierungs- 
thatigkeit nur der Sphäre der PoUzey angehöre » wi« 
an seinem Orte gezeigt werden wird« Ein Staat t 
dessen Verwaltung gehörig geordnet ist » kennt keii^e 
Jurisdictionem voluntariam» erreicht aber demunge- 
achtet den» dieser bisher vorgestekten » Zwek» nur 
in einer wirklich da^u geeigneten Sphlre seiner 
Thatigkeit« 

5- 436.- 

Die eigen tbümliche Sphäre der Cirilrechts- 
pflege wird durch das Objekt und die Intension 
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ihres Zweks abgegrenzt. Das Objekt ihres Zweks 
sind alle • im Wechselverhältnisse der Staatis^- 
glieder eing'etretene ( von diesen nicht selbst 
friedlich beygelegte ) HechtskoUisionen , alle, 
durch einen Widerstreit der Rechtsansprüche 
verahl^fsten , Störungen im Gleichgewichte der 
Freyheit; die gesezmäfsige Ausgleichung jener 
Bechtskollisionen y und Wiederherstellung des, 
auf die unterstellte Art gestörten , Gleichgewichts 
der Freyheit, macht die Intension ihres Zweckes 
aus. Alles demnach wodurch die Erreichung 
dieses Zweks bedingt ist^ d« i. die Eealisirung 
aller , zur gesezmäfsigen Schlichtung erhobener 
Rechtsstreitigkeiren , und dazu , dafs jedem 
Staatsgliede der Besiz desjenigen Rechtsgebiethsi 
welches ihm dieser Schlichtung zufolge gebülirt, 
unausbleiblich werde, erforderlichen Funktionen 
tind Anstalten , mit wenigen Worten, die pünkt- 
liche und vollständige Vollziehung aller Civilge« 
setze, durch richtige Anwendung derselben auf 
alle streitig gewordenen Fälle ihrer Anwendbar* 
keit , und Herstellung des durch sie geheischten 
Rechtszustandes, gehört zur Sphäre derCi vil- 
rechtspflege ; alles andere liegt aulser 
ihren Grenzen, Fremd ist ihr also jede Thä- 
tigkeit, welche z. B« auf Behinderung künf- 
tig - möglicher Rechtsstreitigkeiten oder Verlez- 
zungen, oder auf Bestrafung der lezteren, 
seye» sie auch noch so gering, gerichtet ist; 
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denh diese Thätigkeit ist , nach einem richtigen 
Sonderungsprinzipe der Staatsverwaltungsge* 
Schäfte , für andere Zweige der lezteren geeig- 
net; einheimisch in ihr ist dagegen jede Wirk« 
samkeit, welche die Ausgleichung wirk- 
lich erhobener Rechtsstreitigkeiten 9 die 
Herstellung des wirklich streitig ge- 
wordenen Rechtszuständes den Fordor 
rungen der Civilgesetze gemäfs bezielt. 

§. 437. 
Die Befi^gnifs sowohl als die Verpflichtung, 
im Wechselverhältnisse der Staatsglieder einge» 
treteue RechtskoUisionen auszugleichen , und 
danach jedem sein Hecht zu gewähren, lassen 
sich allein aus dem Zwecke des Staats und dem 
Wesen der Staatsgewalt konsequent ableiten ; 
denn jene Befugnifs und Verpflichtung sind nur 
gedenkbar als Mittel zur Geltung des Rechts; 
diese Geltung ist aber nur Zwek des Staats und 
Aufgabe der Staatsgewalt» somit kann auch nur 
die Staatsgewalt als das einzige Subjekt jener 
Befugnifs und Verpflichtung anerkannt werden » 
weil nur diese befugt ist , die Mittel zur Geltung 
des Rechts zu realisiren 9 und hinwiederum die 
Staatsglieder y als solche, die Regulierung ihres 
Rechtsgebieths und Vertheidigung desselben 
gegen grundlose Einsprüche von der Staatsge- 
walt zu fordern berechtigt sind, welchem Rechte 
der Staatsglieder die bezeichnete Verpflichtung 
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der Staatsgewalt entspricht» so wie durch die 
bezeichnete Befugnifs der Staatsgewalt i die 
Pflicht der Staatsglieder , ihre Rechtsstreitigkei- 
ten durch die Staatsgewalt schlichten zu lassen 
begründet' ist. Da nun kein Staat^glied einer 
Privat Verpflichtung sich unterziehen darf, und 
gültig unterziehen kann» welche mit der» ihm 
gegen den Staat obliegenden, Pflicht 
unverträglich wäre, und wodurch die Rechts- 
spliäre des Staats in Beziehung auf dasselbe will- 
kührlich beengt würde» da selbst^ die Staatsge- 
walt von dieser Rechtssphäre nichts gültig verge- 
ben kann» so folgt unstreitig, dafs kein Staats- 
glied eine andere Gerichtsbarkeit über sich gültig 
anerkennen könne» als die des Staats, und dafs 
es in einem wohlgeordneten Staate nur eine 
Gerichtsbarkeit » nämlich die des Staats, geben 
dürfe. Zu den Rechtsgründen» woraus dieses 
Resultat hervorgeht » gesellt sich aber auch die 
Forderung der Klugheit» welche die Einheit 
im Justizorganismus^ des Staats » als die unerlaCs- 
liehe Bedingung des Einklanges und der Energie 
in der Rechtspflege j» und als das schiklichste 
Mittel darstellt, die Erreichuiig des Zweks der 
Rechtspflege im Staate zu erleichtern und zu 
sichern ; denn unmöglich könnte die Staats- 
gewalt diegesezmäfsige Regulierung Aes Rechts- 
zustandes derjenigen Staatsglieder verbürgen» 
welche die Ausgleichung ihrer Rechtsstreitig- 
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keiten von anderen Subjekten aufser ihr (oder 
ihren Organen) zu gewärtigen Glätten, und 
-wenn auch diese Subjekte in Ansehung der 
unterstellten Funktionen unter der Aufsicht der 
Staatsgewalt stünden , so Vräre dennoch auf jeden 
Fall dadurch der rasche Gang der Rechtspflege 
gehemait, die Übersicht erschwert, der KreifSf 
welchen die ZentraltriebFeder bestimmt, und 
welchen die, durch diese gelenkten ^ Kräfte 
beschreiben, nachtheilig durchkreuzt, der Or- 
ganismus zu sehr kompUzirt , und die Einheit 
der Interessen und Gesinnungen der Staatsglieder 
gestört , welche Hindernisse und Übel sämmtlich 
durch die postulirte Einheit des Justizorganismus 
im Staate durchgreifend gehoben werden. 

Anmerkung, Zufoige dieses $« in jede , aus einer an« 
deren Quelle, il% der des Staats, geflossene Art der 
Gerichtsbarkeit, alsQ 2. F*diegeif tliche-Lehen* 
und Patrimonial gerichtsbarkeit überhaupt , wie 
' solche bisher bestanden , absolut unzulüfsig im Staate, 
und es existirt auch gar kein gültiger Grund für solche 
Arten der Gerichtsbarkeit ; denn weder das kirehliche-, 
noch das Lehen - und Gutsherrliche Verhllltnirs ist von 
der Art, dals es seiner Natur nach die Geltend» 
machung des Rechts derjenigen Staatsfi;lieder, welche 
zugleich Kirchendiener sind, oder in einem beson* 
deren Lehens - und Gutsverbande stehen , unmittelbar 
zum Zwecke hätte, wodurch jene Arten der Gerichts* 
barkeit, als Mittel zu diesem Zwecke ^ doch nur 
gerechtfertigt, oder worin sie nur einen zureichenden 
Grund ihres Bestehens finden könnten, Sie sind viel« 
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^s ^ melur ganz überfliilsi'g y und di« Hechte det Staats 

ungebührlich beschr'jinkend , weil alle Staatsglieder y 

* * 

, schon ah solche , die Schlichtung ihrer Rechtsstrei- 

tigkeiten in allen iliren Verhältnissen vom Staat« 
V > zu gewärtigen berechtigt und verpflichtet 

' sind. Audi ist es bekannt > dafs die Patrimonialver« 

fassang ursprünglich keine eigentliche Gerichtsbarkeit 
I ^mfafst^ , sondern lestere erst allmählich in ihre 
Sphlre zog 9 in Zeiten» wo die Verwaltung des Staats 
und die ThXtigkeit der Rechtspflege in ihm äufserst 
lückenhaft und unzureichend war; damals mag sogar ' 
die Patrimoniaigerichtsbarkeit ein zwekmäfsiger Noth* 
behelf zur Ausfüllung der vom Staat« gelasseneu Lücken 
* gewesen seyn. Dieser Grund fällt jedoch jezt ganz 

i! hinweg 9 wo der Staat den Umfang seiner Rechte und 

PflichtenikenntV denselben auszufüllen bereit ist 9 und 
es mufs son^h 4^ Gegründete jcKt auch mit jenem 
Grunde um so mehir hinwegfallen » je wesentlicher 
dasselbe den Staar in seinen rechtmäfsigen Operationen 
, . . für die Erreitliung seines Zweks behindert, — Vin- ' 

dizirt sich doch in neueren Zeiten der Staat unbedenk- 
^ lieh z* B. aus dem Gebiethe der Lehen herrlichkeit 

das Recht auf Militairdienste der Vasallen . und zwar 
^ ' mit Recht y weil der Staat selbst diejenige Sicherheit 

zu gewähren hat die man sich ehemals durch die 
/ yerbindliehkeit zu Kriegsdiensten von Lehenherren 

erkaufen mufste y weil sonach heut zu Tage der Grund 
jener Militairverbindlichkeit gegen Lehenherren » als 
solche, gänzlich hin wegfällt. Warum sollte der Staat 
nicht ebenmäfsig aus dem Gebiethe der Lehen - und 
Patrimonialverfassung die Gerichtsbarkeit sich vindi- 
zircn fiürfen und müssen i da doch der Staat unleugbar 
aelbst auch allen seinen Gliedern eine vollständige 
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Rechtspflege, za ^ewShten hftt $ tomk f^xt alles GtSnA 
der Gericht spflichtigkeit gegen blofse liehen - un4 
Gatsherrnebenmäfsig hinwegfällt? Oder, wer möchtf 
' jezt noch behaupten , dafs die Justizgewalt in ihrem 
ganzen Umfange weniger ein a uss chlie f se nder 
Bestaudtheil dei Staatsgewalt wäre , als dio 
Militairgdwalt? Doch! in Staaten» in welchen der 
Trieb nach Erhöhung der Zwekniäfsigkeit ihrer Ycp^- 
waltnng lebendig isr, ist der Anfang in Aufhebung 
jener Inkonsequenz bereits gemacht, und es läfst sich 
hoffen , dafs dieses Beyspiel bald häufiger werde nach» 
geahmt werden. 

§. 438. 
Den Gliedern eines Staats miifs, da sie nur 
um der Sicherheit ihres Rechts willen solche 
sind, natürlich alles daran gelegen seyn, dafs 
vor Allem jede , durch , unter Menschen l^auni 
vermeidliche^ Kollisionen eingetretene, Udge- 
wifsheit über den Umfang ihres individuelleii 
Rechtsgebieths ur^verzüglich aufgehoben, daCs 
jedem der Besie des ihm wirklich gebührende» 
Rechtsgebieths gewährt werde, und dafs jedes 
die Überzeugung liaben könne, dafs ihm sein 
Recht unter allen Verhältnissen unverkürzt werde 
zuerkannt und zugetheilt werden» Dieses erste 
Bedürfnifs der Staat5;glieder zu befriedigen, ist 
die Aufgabe der Civilrechtspflege ; die allge- 
meinen Anforderungen an dieselbe konzentrireH 
sich demnach dahin: dafs sie jeden , ihre Thätig- 
keit ansprechenden , Rechtsstreit der StaatsgUe« 
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der unter sich, in der möglichsten Schnelligkeit 
und mit strenger Gesetzesangemessenheit ent* 
scheidet und ihrer Entscheidung unfehlbaren 
Effekt gebe. Die Bedingungen aber , um diesen 
Anforderungen zu genügen, sind: das Daseyn 
einer, der Erfüllung jener Aufgabe gewachsenen 
Thatkraft^ die Anregung und Erhaltung der 
nöthigen Energie in ihr, und die Sicherung ihrer 
vollständigen Gesezmäfsigkeit durch die mög- 
lichste Verstopfung aller Quellen rechtswidriger 
'Urth^ile , nämlich : der Nichtanwendung d^ 
Gesetzes aus Vorsaz, oder Fartheylichkeit, aug 
Unwissenheit, Nachläfsigkeit, Leichtsinn oder 
Übereilung, oder aus Irrthum. Es ist für sich 
klar^ dafs nur durch Realisirung dieser Bedin« 
gungen in den Staätsgliedern die oben bemerkte 
Überzeugung und die HolTnung begründet wer* 
den könne, dafs alle möglichen künftigen Rechts- 
nrtheile, die in ihren Angelegenheiten gespro- 
chen werden dürften , nur so ausfallen können , 
wie sie selbst nach dem Rechtsgesetze sie würden 
sprechen müssen. Eben diese Bedingungen sind 
es daher, welche durch die Organisation 
und Instruktion des, nach §• 393 zur Er- 
reichuug des besonderen Zweks der Civilrechts* 
pflege (als des ersten , im Gesammtzwecjce des 
Staats enthaltenen, Mittelzweks) erforderlichen 
eigenen Civiljustizdepartements reali* 
sirt werden müssen. 
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§s 459. ' 

Aus Aer Anwendung dett über den Orga* 

ni&mus jedes Verwaltung sdepartemenis voraus 

( in den $. $. 599 — 4^4* ) bereits aufgestellten, 

allgemeinen Grundsätze auf die Organisa« 

t i o n des Civil jnstizdepartemeots insbesondere 

ergibt sich: dafs leztere damit beginnen müsset 

zum Behufe der Civilrechtspflege eine« zu dem 

subjektiven sowohl , als objektiven Umfange 

ihrer Geschäftssphäre im richtigen Verhältnisse 

stehende, Anzahl gehörig qualifizirter Subjekte 

anzustellen« um dadurch die 9 zur Ausfüllung 

jener Sphäre erforderliche , Thatkraft herbeyzu- 

schaffen, und in Wirksamkeit zu setzen: dafs 

bey der Auswahl dieser Subjekte nach d^n « in 

jäen $• $* 412 — 414 gegebenen, Regeln für die 

Auswahl der Verwaltungsorgane verfahren werden 

ist eines der ersten und wirksamsten Mittel, 

Unwissenheit, Leichtsinn und Partheyliohkeit 

von den Funktioaen der Civilrechtspflege entfernt 

zu halten. Um nun aber die Geschäftsmasse 

der Civilrechtspflege zwekmä|sig vertheilen zu 

können § mufs fürs erste das ganze Gebieth dea 

Staats in bestimmte geographische Bezirke 

abgetheilt, und in jedem ^dieser Bezirke ein 

(individoelleSf pder juridisches) Subjekt» als 

Qrgap zur unmittelbaren Anwendung und Voll* 

Ziehung der Civilgesetze im ganzen Umfange 

dieses Bezirks / angestellt werden. Der Mafs* 

B«hr 6taottkun9t IL Abth. 13 



Stab jener Abtheiiung ist das richtige Verhältnifs 
zwischen der Thatkraft eines» seinem Geschäfte 
gewachsenen, und arbeitsamen (individuellen, 
oder juridischen) Subjekts, und der wahrschein- 
lichen Menge und Intension der durch den Zwek 
der Givilrechtspflege geheischten , Geschäfte* 
Diese Wahrscheinlichkeit aber darf nicht nur 
nach der Zahl der ßechtssubjekte^ sondern mufs 
auch nach dem Grade der Vielfältigkeit und Ver* 
wiklung ihrer Verhältnisse , nach dem Grade 
ihrer Gesezkenntnifs, und der Simplizität oder 
Leidenschaftlichkeit, der Rohheit oder Bildung 
ihres Karakters bemessen werden ; denn die Er- 
fahrung lehrt, dafs z. B« unter den Bewohnern 
von Städten , meistens eine iingleich gröfsere 
Misnge von Rechtsstreitigkexten obwaltet 9 als 
unter einer gleichen Anzahl von Landbewohnern, 
und dafs selbst wieder unter den verschiedenen 
Landdistrikten eines und desselben Staats oft 
ein anfllillender Unterschied in ^ik unterstellten 
Hinsicht statt finde , welche Erscheiiiung nur 
ii^ den angegebenen Hüksichten ihren wahren 
Erklärungsgrund hat. Sollte man aber die geo- 
graphische Gleichheit der Gröfse jener Be- 
zirke vorziehen , so müfste wenigstens die Zahl 
der in jedem aufzustellenden Justizorgane nach 
den bemerkten Rüksichten verschieden bestimmt 
werden , um jenes geheischte richtige Verhält- 
nifs nicht zu vernachläfsigen , was ohne grofsen 
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Nachtheil für den Zwek der ClWlrechtspflege 
nie geschehen dürfte. 

§. 44Ö. 
Die » in jedem dieser Bezirke zur unmittel* 

barj&n Anwendung der Civilgesetze in vorfallen* 
den Rechtskollisionen, und deren Vollziehung 
auFgrestelltent Subjekte bilden (mit den ihnen 
beygegebenen Aktuarien , Schreibern und Die« 
nern) die F r i m a rbehörden des Civil justizde* 
partem^ntSf die Gerichte erster Instanz; die 
Kompetenz einer jeden dieser Behörden mufs 
erstrekt werden auf alle , unter den Bewohnern 
des ihr angewiesenen Bezirks ohne Ausnahme 
sich erhebenden , Recht^streitigkeiten , desglei* 
chen auf alle« von Bewohnern anderer Bezirke 
und von Fremden gegen >i;ne, oder auf die in 
dem fraglichen Bezirke befindlichen Objekte 
erhobenen, Rechtsansprüche : mit wenigem. Alle 
Funktionen welche zur Erreichung des Zweks 
der Civilrechf^frfiegjp in dem fraglichen Bezirke 
unmittelbar geheischt werden , gehören zu ihrer 
Sph'are ausschliefsend , weil eine solche umfas- 
sende, jede Konkurrenz heterogener Gerichts* 
behörden ausschliefsende, Einheit der Rechte 
pAege die unerlafsliche Bedingung ist , unter 
welcher nur das Civiljustizdepartement seiner 
Aufgabe mit derjenigen Zuverläfsigkeit und 
Energie, welche mit Becht von ihr gefordert 
wird, genügen kann, weil eine solche Einheit 
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das schiklichste Mittel , die Erreichbarkeit des 
Zweks der Civilrechtspflege zu erleichtern » und 
zu sichern 1 daher dessen Gebrauch von der Klug- 
heit wie von dem Rechte gleich geboten ist. 
Gleich wie übrigens diese Einheit an sich schon 
ans dem Grundsatze fliefst, dafs es nur eine 
Gerichtsbarkeit 9 nämlich die des Staats selbst 
geben dürfet so fliefst hinwiederum aus jener 
Einheit die Ünzuläfsigkeit eines privilegir* 
ten Gerichtsstands für was immer für eine 
Klasse von Personen in einem zwekmäfsig zu 
verwaltenden Staate; denn jedes Privileg der 
Art f wodurch nämlich gewisse Klassen von Per- 
sonen von dei: Kompetenz der Frittiarbehörden 
in den , von ihnen bewohnten 9 Bezirken eximirt 
werden 9 ist unverträglich mit der eben geheisch* 
ten umfassenden Einheit der Rechtspflege! hebt 
die formale Gleichheit des Rechts unter den 
StaatsgUedern auf^ beljistigt widerrechtlich die 
nicht privilegirten Klassen in ikren Rechtsstrei* 
tigkeiten mit den Eximirten , und ist von jedem 
gültigen Grunde eben so sehr entblofst, als ent- 
schieden es nur dem Vorurtheile und leerer Ein* 
bildung möglich ist 9 sogar mit Aufopferung 
eines wesentlichen Grads der Sicherheit 9 in der 
Ausnahme von den regelmäfsigen BehördeUt odel: 
in der unmittelbaren Kompetenz von Behörden 
eines ganz au(serwesentlichen9 höheren Ranges 
f inen, reellen Vorzug oder Yortbeil zu finden. 
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Anmerkang« Sollten in gewissen Distnkteu des Staate 
' gc-wisse Klassen von Verhältnissen ( z, B« Handels- 

wechsel - Bergwerksverh'ditnisse n, I. w.) in einem 
besonderen Grade der Ausdehnung f Menge und Ver* 
"wiklung obwalten , so» dafs aus der abgesonderten 
Behandlung der hierbey eintretenden Rechtskollisionea 
durch eigene Subjekte eine wesentliche Beförderung 
d«s Zweks der Rechtspflege mit Grund zu erwarten 
' stünde» so dürfte hierdurch die Aufstellung eigener 
(z* B. Handels- Wechsel- Berg>} Gerichte an sich schon 
liinreichend gerechtfertigt seyn ; niy mUfsten auch diese 
nicht als getrennte und für sich bestehende Gerichte» 
sondern nur als integrirende Glieder und Branchen 
dar ordentlichen Primär Justizbehörden behandelt wer* 
den» und am innigsten schiene mir mit jenem postn« 
lirtenPrinzipeder £inheit die unterstellte Beförderung 
dadurch vereinigt werden zu kchinen » dafs den ordent« 
liehen Primarbehörden so viele Subjekte» als mit der 
Behandlung der fraglichen Objekte ausschliefsend be« 
auftragte» Glieder derselben beygegeben würden, alt 
wie viele zum Zwecke der unterstellten Beförderung 
erforderlich sind« 

$. 44*- 

Je wesentlicher die Geltung des Rechts der 
Staatsglieder bedingt ist durch absolute Gerech« 
tigkeit in Regulierung ihres streitig gewordenen 
Rechtszustandes» desto weniger kann es die 
Staatsgewalt bey der alleinigen Anordnung der 
erwähnten PrimarJ£istizbehörden bewenden las* 
seuy desto einleuchtender ist das Bedürfnifs 
einer Sicherung gegen den möglichen Irrthum 
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oder die Unkunde, die Nachräfsig- oder Parthey- 
lichkeit von Seite jener Primarjustizorgane , 
durch Etablirung einer Aufsicht über die Ge- 
schäftsführung der lezteren und Anregung einer 
aolchen Wirksamkeit, wodurch jede mögliche 
Gesezwidrigkeit in den Funktionen der lezteren 
' unverzüglich wieder berichtigt, und die gefor« 
derte Gerechtigkeit möglichst sicher gestellt 
werde. Das natürlichste Mittel , dieses Bedürf- 
nifs zu befriedigen, ist die Anordnung einer 
eigenen Mittet j ustizbehörde# mit der 
Bestimmung , jede^ g^g^^i die Funktionen und 
Erkenntnisse der Primarjustizbehörden erho« 
bene, Beschwerde durch abermalige Untersu* 
chung und Entscheidung der fraglichen Rechts* 
Streitigkeiten unverzüglich zu erledigen^ und 
überhaupt das Verfahren der FrimarbehÖrden 
ununterbrochen zu beobachten, und im Gleise 
strenger Gesezmafsigkeit zu erhalten. — um 
aber die erforderliche Schnelligkeit jener Erle* 
digung und eine zwckmäfsige Energie dieser 
Aufsicht möglich zu machen , mufs das Gebieth 
des Staats (nach Beschaffenheit seiner Ausdeh- 
nung) in Hinsicht der Civilrechtspflege in be- 
stimmte K reif se ^ — deren jeder so viele der, 
im §. 4^9 erwähnten, Bezirke umfafst^ als 
von einer zur Aufsicht bestimmten Behörde 
durchgreifend übersehen und besorgt werden 
können -^ getheilt, und dann die unterstellte 



.'itf 



! 



199 

JustizbeKörde so oft perspniRzirt i^erden> als 
in wie viele Krellse das Gebieth de« Staats ge*- 
theilt ist» soy dafs das Giviljustizdepaitementiii 
jedem Kreifse sein eigenes« der ÄuifüUü|Eig des 
durch die bezeichnete Bestimmung .^egeheuen 
Wirkutigskreilses gewachsenes» Mi^celo^^gan der 
gefordertea Art besitxe. , I>er Umfang jedes 
Kreifses ist dann die Sphäre der ausediUefsenden 
Kompetenz der in ihm aufgestellceoi IMitteljtistiz- 
Behörde» als der ^weyten Geri€htsinstan:(> 
welcher alle Primarj^tizbebörden der »VQndem.» 
setben Kreifse umfafsten^ Bezirkte imterzuordnoi 

sind* . ' - "* ^- ■ • 

w-i §.- .442. .. . ' 

Zm: Vollendimg' dei Organismus des Civil- 

4tt9ti!kde{)artements^ mufs endlich ejjie oberste 

oder Zentralciv^iljastizbehö'rde leüablirt 

werden^ mit der Bestimmung» über «ämmtliche 

Mitteljustizbehörden imaiittelbar» und dadurch 

zugleich mittelbar über alle betreffenden Primat^ 

befaörden » ' die Aufsicht zuführen, alle» ge^en 

die Ennktionen oder Ecfceniitnissc der» ihrer 

Sphäre singaehorigen» JV&lielbehördän* erhobenen» 

Beschwdnten >in dritte^r^und höchster In* 

d^fiz eu schlicblen » überhaupt die Au Wendung 

und Vollziehung l der Ctvilgesetze im ganzen 

Gm£%wigejit€s Staats eu leiten » ihre Pünktlichkeit 

und Vollständigkeit zu verbürgen » und in allen 

Lebensäufserungen des Ci^iljustizdepartements » 
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die ^ttze Sphäre deiner Wirksamkeit hii^aroli^ 
und in allen Richtungen und Distanzen dieser 
Sphäre^ die pÖthige Einheit 9 Regheit und Zi?v^eJc- 
mäf^gkeit s&u sichern* — Durch diese KrÖffntmg 
einer ^zweyt^aligen Durchsicht und ßeurtheiluxig 
des Vexlahtf^ns und der Erkenntnisse der Primär- 
civUjustiz^bellörden 9 oder was dasselbe ist, durch 
diesBAnriräming einer dreyfachen Instanz wird 
detff «oöglilihefn Fehltritten der Unkunde od^r des 
Irrthiim«V'^^i^' Nachläfsig- oder Partheyliohkeit 
der Richter in Ausliegung des Gesetzes« oder in 
der SubsüimtkNi unter dasselbe und desse^ Anwen* 
düng 9 in dem Grade begegnet 1 dafs darauf die 
Staatsglieder allerdirigs di^, vollkommene Über- 
tengMngjVXjn dev-Get-echtigkeit der richterlichen 
Entscheidung ihrer Recbtsbäadel und der Riegu^ 
iijEiriijig ihres ßechtszustandes in concreto bauen 
4it)ijihenr nnd^vwird überdiefs durch die« im 
(§, 4^7, Inäher bezelchnetifn i Funktionen des 
( eben daaelb^t poitulirteo ) Zenfcralstaat^s* 
:rathts^ffir die unterbrochetie nicht, nurt soii* 
dern selbist ihrer Vollendung immer melir ent* 
.gegetJreifende « Odicmdiieir » Xhätigkeit tuid 
-Zftvekmäl^igkeiti dieses organischen Habens des 
Civil justizdeparusmentSji bo wie für d^sen har- 
monisches Eingreifen in das Leben der übrigen 
Verw^ltungszweige , die befriedigende Garantie 
geleistet/ so läfst sich nicht absehen t wAs zur 
vollständigen Qualifikation der Civilreehtspflege 
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zur Erreichung ihres Zweks, ia soweit jene 
auf der Art ihrer Organisation beraht, noch 
irgend vermifst werden könnte. 

§. 443. 

Allein .eine weitere wesentliche Bedingung 

der Erreichbarkeit des Zweks der Cinbrechts- 

pflege ist eine, diesem Zwecke entsprechende 1 

vollständige Instruktion für die Organe des 

Civiljustizdepartements sowohl überhaupt, als 

auch in ilicen drey Artikulationen insbesondere, 

d. i« ein eben so richtiges, als ausreichendes 

Regulativ der Tendenz , der Maximen und 

Bedingungen, der Objekte und Formen ihrer 

Funktionen im Allgemeinen sowohl, als in ihren, 

durch die besondere Bestimmung der erwähnten 

drey Klassen von Behörden geheischten, Modi- 

fikationen» Zufolge dieses Begriffs der Instruk-» 

iion mufs diese ausgehen von der Zeichnung der 

•Tenden^n derThätigkeit der unterstellten Organe 

überhaupt ,. M^elche keine andere seyn kann, ab 

die Wirksamkeit für vollständige Erreichung 

des, iDaL§w 4^^^^^^°^^^^ Zweks der Civilrechts- 
pflege» DaXs alles > wodurch die gerechte und 
gtozU^e ifUf^Uichung entstandener Bechtskol» 
üf Ionen* im Privatverhültn^se der Staatsglieder 
Wiese9)^^ l^e4tDgt ist, in natürlicher Ordnung 
4Uid Konsequenz möglichst entschöft, alles aulser- 
wesentliche hingegen enttv^eder abgeschnitten , 
oder doob io möglichster Kürze behandelt^ dals 
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jeder streitig gewordene Bechlszustaod mit dem 
wenigsten Zeitverluste gesezmäfsig bestimmt, 
und dieser Besimmung gemäfs wirklich geordnet 
werde, ist, als Inhalt und Objekt aller Thätig- 
keit des Civitjustizdepartements , die Quelle und 
dasNormativaller, in der Instruktion für dasselbe 
aufzustellenden , Maximen and Formvorschriften 
seiner Funktionen. 

§. 444. 

Leztere zerfallen in zwey Gattungen : näm- 
lich in Rechtssprüche und deren Effek- 
t u i r n n g. M^*> übrigen Funktionen müssen 
zwekgemäfse IVlittel für eine dieser beyden seyn, 
und erscheinen daher als untergeordnet und 
präparatorisch; die tauglichsten Mittel für jene 
beyden Zwecke zu bestitomen , und dadurch die 
Zwekaiäfsigkeit jener beyden Gattungsfuntitionen 
selbst zu sichern, ist daher die Hauptaufgabe 
für die unterstellte Instruktion. — Die Bedin- 
gung der Wirksamkeit 4&r fraglichen Organe ist 
das Daseyn von Rechtsstreitigkeit^i unter solchen 
ßechtssubjekten , welche auf die richterliche 
Hülfe des Staats Anspruch. haben, nnd die Auf- 
forderung der ersteren zu deren Schlichtung; 
eben diese macht das Objekt ihrfer' ThStigkeit 
aus. la sofeme aber mehrere Streithftndel unter 
sich in Verbindung stehen, oder mehrere PrifBa»- 
□ für eine Streitsache zugleich 
yn können , mufs Fü^ Falle der 
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ersteren Art« Ordnung tind Vorzug der Behand* 
lung, und für Fälle der lexteren Art, eine« jeden 
Juris^iklionskonflikt abschneidende, Auskunft^ 
norm festgestellt werden« . In soferne auch meh- 
rere Personen bey einem Rechtsstreile in ver- 
schiedenen Verhältnissen inieressirt^eyu könneUi 
die Wahrheit ^lieses Interesses hergestellt t und 
es jeder Parthey gestattet werden mufs, sich 
eines rechtskundigen Beystandes zu bedienen t 
und gegen wirklich verdächtige Richter sowohl 
als gegen* muth willig veranlafste Frozefskosten 
zu sichern , müssen die Erfordernisse der Legi* 
timatioh zur Sache, die Bedingungen und Art 
der Theilnahme zuläfsicher Streitgenossenschäft, 
Intervention , Litisdediuntiation , Nominatiön f ^ 
und Addiktion, die Enrchten und Hechte deri 
als solche anzuerkennenden, Beystände, die 
Erfordernisse zuläfsiger Perhorreszenz der Rich- 
ter und die für solche Fälle eintretende Kompe» - 
tenz, die Bedingungen der Kautionsanträge und 
die Normen in Ansehung der Prozefskosten be- 
stimmt werden. Endlich eignen sich zum gene- 
rellen Theile ^ev Instruktion allgemeine Vor- 
schriften über die Verstattung des wechselWeisen 
rechtlichen Gehörs der Partheyen, und die Sicher-* 
heit der unverfälschten Aufahme ihrer Vorträge, 
über die Form der leztereil, über Aktenein«* 
siiht, Ladungen > Ungehorsam, und dessen, der 
Natur der vorhergegangenen Auflageil in ihrer 
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Beziehung auf dep Zwek der Rechtspflege em* 
sprechende « Wirkungen » über die Bedingungen 
und Wirkungen der Rechtshängigkeit > und die 
^ hierdurch motivirte Thätigkeit der Richter, 

5- 445* 

Die Funktion des Recht Sprech ens f als 
der Aufstellung der Schiufsfolge aus einer unter* 
nommenen Subsumtion des gegebenen Falls 
unter das , darauf anzuwendende , Gesez ist 
bedingt durch das Fixirtseyn der Merkmale aes 
gegebenen Falls, weil die Subsumtion auf der 
Identität der Merkmale des lezteren mit den 
Merkmalen des im Gesetze unterstellten Falles, 
o^er mit .dem Subjektbegriffe des Gesetzes 
^ V beruht. Das nächste Objekt des speciellen Theils 
der unterstellten Instruktion ist also die Bestim* 
mung , wie zum Behufe der £ruirung der Merk* 
male der» in den Rechtsstreitigkeiten gege* 
benen , Fälle sowohl in der l^egel (ordent« 
lieber Prozefs) » als auch ausnahmsweise 
in besonderen Fällen (summarischer, possesso- 
r ischer , exekutiv - Wechsel • Konkurs - Prozefs ) 
zu verfahren sey. Die Hauptrüksicht dürfte bey 
dieser Bestimmung dahin zu richten seyn , dab 
durch diese den Partheyen zwar zur Ausführung 
ihrer gegenseitigen Rechtsprätendonen der 
nöthige Spielraum gelassen ^ aber auch jede 
absichtliche Verzögerung oder Chikane von Seite 
derselben oder ihrer Bey stände abgeschnitteh , 
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dafs die Willkühr der Partheyen sowohl als der 
Bichter hierbey auf die , durch den Zwek einer 
energischen Rechtspflege geheischte , Grenze 
beschränkt werde. — Bleibt nach jener Ausfüh- 
rung noch ein Zweifel über die Existenz und 
Wahrheit, oder die eigentliche Beschaffenheit 
der, auf die Subsumtion einfliefsenden , Merk« 
male des vorgelegten Falls > so mufs vor allem# 
weil nun noch nicht mit Sicherheit subsumirt 
werden kann , die Herstellung jener Punkte 
bewirkt werden, ( Beweisin terlokut), welche 
in der Regel demjenigen aufzulegen ist» der 
den Staat auffordert , das von ihm behauptete 
Recht gegen die Ansprüche eines Anderen zu 
garantiren , und welcher sowohl der Kläger, 
als auch der Beklagte in Ansehung seiner Ein* 
reden seyn kann. 

Auch in Ansehung der zuläCsigen Beweis- 
mittel, und der Form ihres Gebrauchs sowohl, 
als der Leitung des ganzen Beweisverfahrens 
sind in der fraglichen Instruktion die zwekmäs* 
sigen Normen aufzustellen , und ihre Zwekmäs* 
sigkeit wird unstreitig darauf beruhen, dafs durch 
aie Richter und Partheyen genöthigt werden, 
auf 46m natürlichsten» sichersten und kürzesten 
Wege dem Ziele der gesuchten Gewifsheit ent- 
gegenzugehen. Als zulälsig dind alle jene Be- 
weismittel zu erklären « wodurch nach der 
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Kator der Sache die gesachte Gewifsheit ; nicht 
etwa in einer , nur auf die subjektive Überzea« 
gung des Richters , als einer Privatperson » 
berechneten , sondern in einer objektiven (d. i« 
die Eigenschaften der allgemeinen Mittheilbar- 
keit an sich tragenden) Art erhoben werden 
kann. Nur in Ansehung der Beweisführungsart 
durch Eidesabiegung ist zu bemerken: 
Qafj, .^ da der Eid lediglich eine solche Erklä- 
rung ist 9 durch deren Beschaffenheit ein0 
grössere Zuversicht auf die Moralität des 
Erklärenden erwekt werden soll — der Staat 
sich desselben nirgends als eines Entschei- 
dungs'mittels bedienen dürfe , wenn auch 
nur einer der streitenden Theile seiner An wen* 
düng widersprechen sollte f weil der Staat t 
dessen ganze Existenz ein allgemeines Mifs- 
trauen in die Moralität der Menschen voraus- 
seztf und darauf beruht^ rechtswidrig handeln4^# 
indem er eigenmächtig und willkührlich die 
Rechte seiner Glieder ihrer Moralität oder Ün- 
moralität 'gegenseitig Preifs gäbe. Wäre viel- 
leicht die Ausmittlung ohne den Eid nicht 
bewirkbar > so müfste die Abvi^eisung der aufge- 
stellten Rechtsprätension erfolgen f weil der 
Staat von ihrer Rechtlichkeit nicht überzeugt 
wärde. Sobald aber die Parthey in die An wen* 
düng des Eides einstimmt, es mag nun der 
Richter in der Eigenschaft eines Erfüllungs-oder 
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Beintgungseides denselben auflegen « oder es 
mögen sich die Partheyen denselben Wechsel- 
seiiig deferiren , so ist er ein gültiges Entschei« 
dnngsmittel ; denn jeder kann , nach dem 
Grundsati^e : volenti non fit injuria # als unbe^ 
schränbter Disponent über seine Rechte , die 
Entscheidnng des geforderten Rechts von der 
Moralitat des Anderen abhängig machen ; imd 
daraas folgt« dafs die Eidesdelation ohne die^ 
in der Praxis beliebte > Einschränkung statt 
finde, a) \ 

a) m« 8, Thomtt Lehrb» d« natUrl« RcchttwiflsoiucliAft» 
(Frankf. i8o3.) §. 268. S69. 

Anmerkung. Zufolge des« in der Iten Abtheilung 
$. 2ii u* Si2, aufgestellten 9 Postulats rotifste in 
einem zwekm'ifsig verfafsten Staate der» durch ein 
Interlokut geforderte» Beweis» unter Leitung des 
Kichters» einer von den Parfbeyen selbst gewählten 
Ansabl von Personen (Jury) geführt » und Ton dieser 
das Resnlut der Beweisführung aasgemittelt werden» 
worauf et%\ der Richter das Gesex auf den vongelegten 
Fall anzuwenden hatte» wenn nicht die Partheyen 
■selbst» was ihnen allerdings frey steht» und bleiben 
muf&» auf di^ Person des Richters auch in Ansehung 
der Ausmittlung der streitigen Thatsache kompromit- 
dren. Die Gründe dieses Pottnlatt sind am atig^ 
lllfarten Orte angegeben, • 

§.447. 

Ist die Existenz oder Nichtexistenz $ die 
Wahrheit oder Unwahrheit des behaupteten 
Falles aasgemittelt # ist die wirkliche Beschaf- 
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fenheit seiner zweiFelhaften Merkmale dnrch 
den geführten Beweis aufser Zweifel gestellt, 
dann steht der Subsumtion und SchtuMolge- 
rung, welche lediglich Sache des Richters ist, 
nichts mehr im Wege , und ein sehr wirksames 
Mittel , den Bichter bierbey za dem gehörigen 
Grad von Aufmerksamkeit, Umsicht und Ge- 
wissenhaftigkeit zu bestimmen , ist die Ver- 
pflichtung desselben (in allen 3 Instanzen) dem 
Ausdrucke seiner Erkenntnisse die Motive der- 
selben hinzuzufügen, und sie selbst auf diese 
Weise zu rechtfertigen. Aber auch der Unthä- 
tigbeit des Richters und der Willkühr desselben 
in Verzögerung der endlichen Entscheidung 
der vor ihn gebrachten BechtsstreitigkeiteD mu(s 
gehörig begegnet werden , was nur dadurch 
durchgreifend geschehen kann , dafs nach Be- 
schaffenheit der Rechtsstreite (je nachdem sie 
itSmlich zu einem Beweisverfahren kommen 
oder nicht) eine bestimmte Zeit festgestellt 
wird , binnen welcher ein jeder geendigt seyn 
müsse , widrigenfalls die Klage über versagtes 
Recht als unmittelbar gegen den Richter 
begründet anzunehmen' wäre. 

Aameikung, Die eben geUeücbte f etutetf uog iit aller- 
dingi mtiglicb, da die zuläTtigen, aber Die la iibec* 
«clireitenden , VecbindlungeD und die Termine für 
dieee tn iaa beyden Stadien dei FroEMse« gcuati 
bejtimmt le^a milHen» somii die Zeit« bienen 
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welcher |edtt beendigt teyn linn ^ mit Einrechaan^ 
einer billigen Frist fdr die Erwigung del Erkdnntnictea, 
gar wohl zu berechnet! ist^ Notly/^endig ht }en« 
Feststellung 9 weil ohne sie die Wirksamkeit aller 
Ubrigeiiy auf die £eschleunigutig der Rechtspflege 
berechüeteh» Mittel willkiihrlich vereitelt werden 
könnte. Hit RükiicUt auf GeschäftsUberhaufühg darf 
hier nicht entgegetigtfitellt werden f weil eine solche 
withliche Überhäufung p nach dem ünerlafslichen 
Poatulate eine« richtigen YerhSltnisses zwischen der 
Thatkraft und der Sphäre eines Geschtftsorgans« in 
der Regel nicht soll statt finden dürfen , und im Falle 
jene Uberhäu^mg nut zufillig und momentan seyn 
sollte f ausnahmsweise Dispensatioii gegen die Be- 
schränkung durch jenes Zeitmafs eingeholt und ortheilt 
werden ktnd. 

$. 448. 

Alle diese Vorschriften werden diktirt durch 
den Zwek , das Ansgleichungsgeschäft der 
BechtsstreitigkeiteH gehörig zu ordnen , und 
den Gang desselben auf eine regelmäfsige # die 
Ausschweifungen möglicher Ghikane von Seite 
der Partheyen , und zwekwidrigen Unitriebes 
von Seite der Richter abschneidende > die Regu- 
lierung des Rechtszustandes der Staatsglieder 
heilsam befoi^dernde ji Bahn zu beschränken. In 
wieferne jedoch « nach dem Zeugnisse der £r- 
ftbrung, so viele f man kann sagen ^ die meisten 
Rechtskollisidnen lediglich ihren Ursprung 
haben io einer tJnkunde oder Mifsverständnifs 
der Ges^tzje < in dem Unvermögen * richtig zu 

Behr Staatskunst* 11^ Abth I4 
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^bsumiren 9 oder in einem Irrthutne über die 
\irahre Beschaffenheit faktischer Verhältnisse^ 
aber welche sich durdh wdichselseltige Mitthei- 
lungen zu verständigen , die Partheyen sich 
nur nicht selbst die Hände bieten wollen, in 
wieferne sich daher die gegründete Hoffnung 
schöpfen läfst > ^lafs es in den meisten Fällen 
nur einer Aufhebung dieser Quelle oder Veran- 
la^^sung der BechtskoUision bedürfe, umleztere 
selbst aufgehoben zu sehen; in soferne wird •— 
als das natürlichste Mittel , den Zwek der 
Hechtspflege auf dem leichtesten und kürzesten 
Wege ohne Schmälerung der nöthigen Sicher- 
heit zu erreichen t — dringend die Verpflich- 
tung jedes Bichters erster Instanz geheischt , 
in jedem Falte einer vor ihn gebrachten Klage 
vorerst beyde Partheyen über die Punkte , wor- 
auf es dabey eigentlich ankömmt, summarisch 
genau zu vernehmen, und sie , wenn die Sache 
so beschaffen ist , dafs jezt schon mit Sicherheit 
subsumirt werden kann, durch gründliche Be- 
lehrung: über die wahre Beschafl^enheit und 
Ausgleichungsnorm ihrer streitigen Vei^hältnisse 
in die Lage zu setzen, dafs sie selbst über ihre 
Angelegenheit richtig au subsumiren und zu 
urtheilen vermögen, um auf diese Weise, oder 
durch , der Forderung des Bechtssich möglichst 
annähernde, Vorschläge gegenseitiger Nachgie* 
bigkeit , den Widerstreit ihrer Ansprüche zu 
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heben» und das Aufhören ihrer Koliision durch 
Besiegung ihrer Quelle auf dem Wege der Ver- 
nunft> zu bewirken^ auf jeden Fall aber erst 
alsdenn, wenn dieser ernstliche Versuch einer 
gütlicheü Ausgleichung nicht zürn Ziele führte, 
den Streit in den Weg des einschlagenden Pro- 
zesses einzuführen. Dafs bey jenem Versuche 
aller Zwang ausgeschlossen bleiben müsse, ^ 
dürfte sich zwar von selbst verstehen ; wenn I 

jedoch iii Gefolge jener summarischen Verneh- 
mung die blofse Frivolität einer Parthey en t- -J 
schieden vorläge, so hätte der IVichter —-da j 
unter dieser Voraussetzung aller Grund zu einem 
•weiteren Verfahren hinwegpällt — nun ohne 
weiteres den Bescheid in erlassen, welcher in 
Ansehung seiner Wirkungen dem, in Gefolge 
eines förmlichen Verfahrens erlassenen i^ Urtheile 
gleich zu achten wäre, 

Annaerkang. Zwar dnthalttii beynahd die äidtten 
ProzefsordnUDgen die Anweisung der Richter «nf den 
voiläufigeä Versuch zur Güte ; «Hein wer sollte nicht 
wissen » wie iiachliirsig und oberB'ächlich diese ^nwei- 
tung in der Praxis befolgt zu werden {»flege? Den* 
*noch ist diese Einrichtung unverkennbar so natürlich» 
dem Zwecke der Rechtspflege so sehr zusagend » und 
ihre vortheilhafte Wirksamkeit » niich dem Zeugnisse 
der Erfahrung » in den wenigen Staaten » in welchen 
sie mit Nachdruk gehandhabt wird , zu sehr entschie« 
den , als dafs sie nicht allgemein mit demselben Nach« 
drucke durchgeführt sä trerdcni verdiente« lÜflir scheint 
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Ubrigenf zu ihrem Bebufe nicht einmal die Aufstel- 
lung eigener sogenannter Friedensrichter geheischt zu 
^ werden 9 sondern vielmehr zwekm'äfsig 9 das Ausglei« 

chungsgeschaft der Rechtskollisionen auf dem bezeich- 
neten Wege der Güte der Spahre der Primarbehörden 
des Civtljustizdepartements y vrohin dasselbe seiner 
Natur und seinem Zwecke nach gehört , zu belassen^ 
und nur bey Bestimmung des objektiven um fanget 
dieser Sph'äre auf den durch die unterstellte Verpflich- 
tung veranlafsten » GeschHftsznwachs •— der jedoch in 
einer anderen Hinsicht die Geschäfte selbst wieder 
mindert -— die nÖthige Küksicht zu nehmen« Ein 
wirksames Mittel 9 der unterstellten Anweisung pfak- 
tischen Nachdtuk zu geben ^ möchte die Verpflichtung 
der erwähnten Primarbehörden seyn^ ihre Verhand- 
lungen zum Behufe «der gütlichen Ausgleichung 
1^ der Rechtsstreitig^keiten in einem wesentlichen Ans- 
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[ zuge jedesmal zu Protokoll zu nehmen, und dieses, 

t als einen wesentlichen Bestandtheil der Akten bey einer 

^ . ' etwaigen künftigen Appellation an die Obergerichte 

mit einzusenden 9 auf leztere zur besonderen Auf- 
merksamkeit darauf 9 und Riige der hierunter etwa 
bemerkten Nachläfsigkeity so wie zur jälirlichen Öffent- 
liehen ( tabellarischen ) Bekanntmachung der 9 von 
den Primarbehörden bewirkten 9 gütlichen Ausglei- 
chungen f und zur Ausgleichung derjenigen Behörden 
zu instruiren 9 deren kluge ThUtigkeit hierin beson- 
' dcrs hervorsticht» . . 

§.449. 

Ist, wegen evidenter Frivolität einer Par- 
they, der im Entstehen begriffene Prozefs durch 
einen Bescheid sogleich niedergeschlagen^ oder 
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ist, weil die Kollision durch den Versnöh der 
Güte nicht gehoben werden konnte > der Weg 
des Prozesses angetreten worden , so mufs , nach 
der vorausgesezten Organisation höherer Justis^ 
behörden und deren Bestimmung , jedem, der 
sich durch einen Bescheid derersteren Art, oder 
durch eine, entweder auf die Entscheidung des 
Rechtsstreits wesentlich einfliefsende , oder 
wirklich entscheidende , Verfügung des Rich- 
ters (d. i. durch ein Zwischen-oder Endnrtheil) 
widerrechtlich beschwert glaubt, verstattet seyii, 
diese seine Beschwerde bey der für ihn kompe« 
tenten nächsten Oberjustizbehörde iinzubringeni 
und deren Abstellung zu fordern. ( Dasselbe gilt 
von beschwerenden Verfügungen von Seite der 
IVI i 1 1 e 1 Justizbehörden in Beziehung auf die vor- 
handene oberste- oder Z e n t r a Ijustizbehörde.) 
Dafs dem möglichen Mi fs brauche dieser Ver- 
stattjmg begegnet werde , ist zwar durch das 
Recht wie durch die Klugheit gleich dringend 
gefordert; allein das bis jezt ergriffene Mittel # 
den häufigen Berufungen , und der darunter ver- 
borgenen , blofsen Zögerungsaussicht Einhalt zu 
thun , nämlich die Bestimmung einer sogenann- 
ten. Appe Hat ions «und Revision SS um&ie 
ist durchaus unzuräfsig« Denn die angeordneten 
liöheren Instanzen sind für nöthig erachtete 
Sicherungsmittel alles Rechts der Staatsglieder 
gegen die möglichen Fehltritte richterlicher 
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Trüglichkeit I und jeder im Suate (der Arme 
wie der Reiche) hat auf gleichen Grad der Siche- 
rung eine6 jeden seiner Rechte ohne Ausnahme 
in der unterstellten Hinsicht voUkomoEien 
gleichen An^pruch^ Die Quantität des Rechts t 
oder der Umfang der Materia eines Rechts ist 
liaip GesichMpunkt » nach welchem der Staat 
dep intensiven Gra4 seiner Sicherung bemessen 
dürfte f sondern das Hecht • dessen Objekt noch 
$o Ufibedeutend ist » mufs in gleichem Grade 
von ihm gesichert werden » wie das Recht t 
welches einen gröfseren materiellen Umfang hat. 
Warum sollte auch die minder vermögende Klasse 
von Staatsgliedern (die in mancher Hinsicht 
eigentli&h eines stärkeren Schutzes bedarf) nicht 
weiiigstens gleiche Sicherung ihrer (nur objek- 
tiv geringeren) Rechte gegen unbefugte £in- 
spirüclie Anderer vom Staate ans^usprechen befugt 
seyn , ^\s die mehr vermögende Klasse in Anse* 
hung ihrer (nur objekiv bedeutenderen) 
ii^echte ? Oder warum spUte selbst der {leiche 
wie der Ärmere im Re$itze eines materiell« ^e* 
fingeren Rechts nicht in gleichem Grade vom 
JStaate gesichert werden ^ als im Besitze eines 
^teriell - gröfseren ^ d^ sich doch die Rechte 
9Q sich und ihrer Form nach vollkoounen gleich 
sind# und der Staat jedes Recht, als soiphes# in 
gleichem Gr^de zn geiyäh^-en h^t ? 
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^ §. 450. 

Ist irgend ein Mittel zulä&ig , um den 
hänfigen Berufungen Einhalt zu thun> so darf 
dasselbe durchaus nicht , wie das eben erwähnte, 
eine Verlet^ng der formalen Rechtsgleichheit 
enthalten , sondern mu(s. Vielmehr t ohtie die 
Gleichheit der Sicherung der Rechte Aller zu 
stören , nur darauf berechnet seyn , der blofsen 
Ver^ögerungsabsicht und Chikane einen wirksa« 
men Zaum anzulegen t also nur dem wirklichen 
Mifsbrauche der Berufungsbefngnifs zu begegnen, 
und in soferne dieser dennoch nicht ganz unter« 
drükt zu werden vermöchte i wenigstens den , 
der durch die Verzögerung leiden könnte, gegen 
diesen Nachtheil gehörig zu wahren^ Ein Mittel 
dieser Art dürfte die gesezliche Bestimmung 
seyn , dafs jeder, dessen Bemfung durch das 
erfolgende Erkenntnifs als grundlos verwor* 
fen ^würde » schuldig sey , seinem Gegentheile 
nicht nur alle , durch die Berufung veranlafsten^ 
Kosten , sondern auch jeden , ihm durch die, * 
Verzögerung erweislich veranlafsten, Schaden 
und erweislich entgangenen Gewinn zu ersetzen, 
und dafs darauf im fraglichen Erkenntnisse aus« 
dräklich' zu sprechen sey. Diesfe Bestimmung 
welche unverkennbar die Sanktion des Rechts* 
gesetzes für sich hat, würde, bey dem untec 
Menschen vorherrschenden Eigennutze, die Chi- 
kane am kräftigsten bezähmen , und , indem sie , 
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dem rechtmä feigen Gebrauche der Beru« 
fungsbefugnifs ungestörlen LauFlieffe, und der 
, formellen Gleichheit ihrer Subjekte, nicht zu 
nahe träte 9 nur dem Mifsbrauche derselben 
entgegenwirken # und« im Falle dieser dennoch 
•tatt fände t wenigstens die widerrechtlichen 
^ Folgen desselben wieder aufheben. Der Ge- 

brauch dieses. Mittels dürfte daher um so unbe- 
denklicher an die Stelle des im vorigen %. erwähn- 
ten traten # je mehr dasselbe den Forderungen 
(les Rechts und der |Uugheit in gleichem Grade 
entspricht, 

In der unterstellten Instruktion sind ferner 
SU bestimmen die Arten der gegen ergangene 
richterliche Verfügungen xuläfsigen IVechtsmit- 
tel t die unerstreklichen Fristen ihrer Ein - und 
Ausführung , um den Verzug möglichst zu be- 
schränken, ihre Suspensivkraft , die» aus dem 
Zwecke ihrer Gestaltung zu entwickelnden % Be- 
dingungen ihrer Form u^d Materie (z. B, qb? 
/ unter welchen Vprau^et^un^en ? und mit wel- 

phep Wirkungen Noya geltend gemacht werden 
düjrfen?)^ die Verbind^chkei^ der QberrichteCf 
das eingewAiidte flecht^miuel 4 we^in dessen 
UnStatthaftigkeit SQgleich einleuchtet, unmittel- 
bar zu verwerfe^, dasQebieth der im entgegen- 
geseztepF<g^lIe :^qlä(sigen Verhandlungen mit ihren 
Terminen! die Form der Erkenntnisse, und 
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endlich die Zeit , binne# welcher jede Berufung 
erledigt seyn müsse. In die Sphäre dieser In- 
struktion eignet sich — nebst der> schon bey 
einer anderen Gelegenheit bemerkten , Verpflich- 
tung der Oberjustizbehörden zur Anzeige der, 
in der Givilgesezgebung etwa entdekten , Unbe- 
stimmtheiten und Lücken bey der Gesezkom- 
mission — ferner die Impulsirung einer , auch 
aufser den Fällen erhobener Beschwerden nöthi- 
gei;!, Aufsicht der Oberbehörden auf sämmtlichei 
ihnen unmittelbar oder mittelbar untergeord« 
neten, Behörden, wie solche durch die, in den 
$$.44^ ^^^ 44^ gezeichneten, Bestimmungen 
dieser Oberbehörden geheischt wird , um durch 
Sie und durch die « in Kraft derselben zu erlas- 
senden^ Ordinationen jeder Abweichung von 
der gesezlichen Bahn z. B. durch das Ein- 
schleichen sogenannter Gerichtsobservanzen und 
Präjudizien, jeder wesentlichen Ungleichheit in 
Anwendung derselben Gesetze, und jedetn Ein- 
treten einer NachVäfsigkeit und Erschlaffung, 
überhaupt alles dessen j was dem Zwecke der 
Civilrechtspflege nachtheilig oder hinderlich ist, 
mit Nachdruk zu begegnen. Öftere Einforderung 
und Durchsicht der Akten über solche Rechts- 
streitigkeiten, die durch den Weg der Berufung 
nicht an die höheren Instanzen gediehen sind, 
und üb^r solche Verhandlungen , wodurch begin- 
nende Streitigkeiten gütlich beygQle^t 'vmrden , 
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(um auch hierbey keitft Mifsbräuche einreifsen 
] 2U lassen)^ strenges Halten über Einsendung der^ 

nach den §§. 4JL5 und 4I6 zu fordernden Geschäfts- 
register, und pünktUehe KontroUirung derselben» 
desgleichen von Zeit zu Zeit anzuordnende , im 
achten Geiste der Tendenz der Civilrechtspflege 
durchzuführende» Visitationen dürften alsschik- 
liehe Mittel für den Zwek jener Aufsicht nicht 
zu verkennen seyn, 

§. 452. 
Zwar haben sSmmtliche Civiljustizbehörden 
aller drey Klassen den Zwek der Civilrechtspflege 
zu ihrem gemeinschaftlichen Zi^le ; allein inner« 
halb dieser Sphäre hat jede jener drey Klassen 
dennoch ihre eigene Mittelbestimmung, wodurch 
einige Modifikation in der äufseren Behandlungs- 
art ihrer Geschäfte geheischt wird. Diese Modi- 
fikation besteht darin, dafs bey sämmtlichen 
Mittelbehörden , so wie bey der oberslen- 
oder Zentralbehörde des Civi}justizdeparte^ient:s 
ein koliegiaiisches, bey allen Primarbehör* 
den desselben hingegen ein individuelles 
Verfahren statt Hnde, so zwar» dafs, wenn auc^i 
eine solche Primarbehörde wegen der Gröfse 
des ihr angewiesenen Geschäftsbc^zirks aus meh- 
reren Gliedern (eigentlichen Richtern) bestehen 
sollte» dennoch die Geschäfte derselben von 
iezter^n nicht koUegialisch « sondern nur indi* 
viduell» d* u so behandelt werden , dafs jedes 
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derselben einzeln und selbsistHadig Rechtsstrei* 
tigkeiten schlichtet und richtet^ welche unter 
jene Glieder entweder nach einem Tucnus, oder 
nach gewissen Klassen von Objekten zu verthei- 
len sind« Die für diesen Instruktionspunkt in 
Ansehung aller Verwaltungsdepartements und 
ihrer dreyfachen Artikulation überhaupt im 
^« 4^^ bereits aufgestellten Gründe sind hierher 
voUkdmmen anwendbar, und bedürfen demnach 
keiner Wiederholung, -— Ob ii^ der ersten 
Instanz von den Partheyen nur mündlich, 
oder zugleich schriftlich zu vcirhandeln sey ? 
iiiufs -— da die Zwekmäfsigkeit des einen oder 
des anderen sich nur nach der individuellen 
Beschaffenheit jedes einzelnen Falles , nämlich 
nach dem Grade seiner Einfachheit oder Verwik* 
iung bestimmen läfst -^ dem Ern^essen des Rieh* 
ters überlassen bleiben , und nur demselben zutr 
Pflicht gemacht werden, darüber, sobald die 
Verhandlungen zur Güte beendigt sind, aus* 
^üklich zu verfugen« Als ein vorzügli ch wirk- 
sames Mittel aber, die Funktionen des Richters 
auf die Bedingungen ilirer Zwekmäfsigkeit zu 
beschranken , und allgemeines Vertrauen auf die 
Agenz der Civilrechtspflege zu erwecken und zu 
erhalten, empfiehlt sich die Publizität jener ^ 
Verhandlungen in jedem Faller Eben so ent- 
schieden ist di^ grö(sei:e Zw^niäÜBigkeit blofs 
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schriftlicher VerhancUungea in den beyden höhe- 
ren Instanzen«^ 

%. 455. 
In Hinsicht auf die z w e y t e Gattungsfanb' 

tipn des Civiljustizdepartements (§. 4440 ^^^ 
sich die unterstellte InMruktion zu beschäftigen 
mit Bestimmung derjenigen Klasse von Justiz- 
behörden^ welche, als unmittelbare VoUziehungs- 
-Organe , den Effekt jedes definitiven Richter- 
«prucha^zu verbürgen haben, — der Bedingungen 
des Eintritts ihrer exekutiven Thätigkeit (Rechts- 
kraft)^ -^— des , noch im Stadium der Exekution 
etwa zuläfsigen , Verfahrens , — der Subjekte 
jnnd Objekte, gegen welche, und der Reihe, 
in welcher gegen jene die Vollziehung zu ver- 
hängen, •— der Mittel, durch welche die Voll- 
2iehung zu bewirken ist, und der Stufen im 
Gebrauche dieser Mittel , — endlich des Zeit- 
raums , in welchem die Exekution einer jeden 
rechtskräftigen Sentenz vollendet » und der strei- 
tig gewesene Rechtszustand jener Sentenz gemäfs 
faktisch wieder geordnet seyn müsse , als womit 
der Zwek der CivilrechtspAege für jeden ein- 
zelnen Fall ihrer Thätigkeit erreicht ist. — ' Den 
Schliifs der Instruktion für die Civilrechtspfiege 
bildet endlich die Normirung der Thätigkeit 
des Zentralstaatsrathsy in /wieferne das 
Civiljustii^departement gleich allen übrigen Ver- 
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■waUüngsdepartements die Thätigkeit dieser 
Zentralstnaubehörde, zufolge der im §. ^QT, 
gezeichneten, Aufgabe dieser Behörde, anspricht. 
Die Tendenz dieser Normen ergibt sich aber 
aus eben dieser allgemeinen Zeichnung des Wir> 
kungskreifses des Zeutralstaatsraths, und ist über- 
diefs durch die , im $. 44^* postnlirte , Einwir* 
kung dieser Zentralbehörde auf das Leben des 
Civiljustizdepartements insbesondere , bereits 
näfaer bestimmt. 

Anmerkung, Ton einet Gericlits- Sieinpel- und Tu- 
Oidnungkann in einem zwekmariig Terwalteteu Staats 
keine Kede leyn; denn in einem tolehen Staate wird 
du Getammtbedtirfnil'« lui Realiiirung eioeTi ihiem 
Zirecke entaprecbendcn , Civilrecttspflege in die 
Totalsumme der, von den StaiEtgliedecn tat Beilrai- 
tnUe illei StaatsbedilrfniMe lu eibebenüen , BcytrUge 
oder Steuern mit eingerechnet, und unter dieser Vor- 
■tuietzung exiitirt ichlechterdin^ kein gültiger Grund 
xnr Einftlhrung eines lolchen Stempel», oder tut 
Erhebung betonderer Gscichtilixen , deren Bf itag 
(idi ohnehin nicht eitimal beaitmmt berechnen lifit, 
und) nach WillkUhr beitimmt, eben io luMlig den 
Aufwand für die CivilrechtipBege Uberiteigen ^ alt 
nntet detDselben zurlikbleiben kann , daher jene Erbe- 
bnng «ine Ungerechtigkeit entweder gegen die ein- 
lelnen Staateglieder oder gegen den Staat »elbst ent- 
halten murt. Au* diesem lezteren Gründe können 
die in den wirklichen Staaten bettehenden Gericliti- 
Stempel- und Taxordnnngen , ■«! bat unter der Tor- > 
auetetiung, dah der Aufwand (UcdieGiTilrechtapflege. 
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indk Totolsteuenanini« nkht eingpredtnet ujf nicht 
£Ur zwekm2fsig erlurnnt werden , weil ficht wegen 
der Zufilligkeic det Ertragt t kein fettet Prinzip fUr 
die Beitinimung der Gr5(te der Taxen denken IXlst^ 
mithin das Staatsganze oder die einzelnen Staattgliedtr 
einer gefährlichen WillkUhr hierunter Preifs gegeben 
aindy was in einem wohlgeordneten Statte nie der 
Fall seyn darf« Dafi die GUrichutaxea ^ «nch alt 
Mittel der ProzeCtsucht Einhalt sa tfaun^ Huren Zwek 
g;röfstentheilf verfehlen^ demnaeh auch tob dietet 
Seite nicht zo rechtfertigen teyen f lehrt die tiglick« 
Erfahrung, gleich wie auch def Staat auf jeden Fall 
einet ungerechten Mittel« für jenen Zwek sich nicht 
bedienen darf. Die ziüSCsigen Mittel» Rechtskolli«> 
jionen und Streitigkeiten zuvorzukommen » die Prozefs« 
tucht zu bctchrllnken (d%ren nfthere Beitimroung und 
Anwendung eigentlich in das Gebleth der Polizey 
gehört) müssen f um eben to wirkaam alt gerecht sa 
seyn , lediglich darauf berechnet Werden » die Kennt* 
nils der Ci vilgesetze 9 und lebendige Achtung fUr dat 
Recht zu erwecken 9 zu erhalten und zu steigern , der 
Lei den Schaft aber durch die f dem Rechte des Beklagten 
▼ollkommen entsprechendci Verbindlichkeit des muth* 
willigen Klägers» jenem allen durch den Proseft veran« 
lafsten Schaden und entgangenen Gewinn zu ersetzen ^ 
einen verh'ältmfamärsig'en Damm entgegtnzntetsen« 
(Unter der Rubrik von Prozedskosten können dther 
nur die Auslagen für Rechtsbeyst'inde^ Zeugschaften 
tt. d. gl. und der eben erw*ähnte Ersaz vorkommen)« 

§* 454- 

Durch eine» nach den hier im Granctrisse 
gezeichneten 9 Prinzipien roUständig dorehge- 
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führte , Orgai^isation und Isstrnktioii der Civil» 
rechtspil^ge mufs den gerechten Anforderungen 
an lextere vollkommen gehügt werden ; denn jene 
Organisation und Instruktion stehen unter sich in 
derjenigen lebendigen uild harmonischen Wech- 
ßelwirkung> wovon die vollständige Erreichung 
des Zweks der Civilrechtspflege nothwendig das 
Resultat seyn nmfs. Durch jene Oraganisation 
wird nämlich die, zur Erreichung dieses Zweks 
erforderliche, Tbaticraft in Bereitschaft gesezt, 
dieser Thatkraft durch jene Instruktion der zwek- 
gemkfse Impuls und die fechte Richtung ihrer 
Tendenz gegeben , und hinwiederum durch die 
Art jener Organisation für die praktische Fort- 
dauer jenes Impulses ,' und dafür, dafs die Sphäre * 
jener Tendenz vollständig ausgefüllt werde , die 
befriedigende Garantie geleistet. Mit diesem 
Daseyn einer , der Erfüllung der Aufgabe der 
Civilrechtspflege gewachsenen , Thatkraft , mit 
diesen Anstalten zur Anregung und Erhaltung 
der nöthigen Energie in ihr, und zur Sicherung 
ihrer Zwekmäfsigkeit, durch möglichste Ver- 
stopfung aller Quellen, rechtswidriger Urtheile» 
sind aber alle Bedingungen einer, ihrem Zwecke 
entsprechenden, Civilrechtspflege realisirt, und 
mehr kann in dieser Hinsicht von den Staatsglie* 
dem nicht gefordert, mehr von der Staatsgewalt 
nicht geleistet werden^ Die Gesammtheit jener 
Anordnungen verbürgt — soviel diefs unter 
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Menschen bewirkbar ist$ also in einem , d^r 
Überzeugung der Staatsglieder genügenden , 
Grade > und in der ihres Vertrauens würdigsten 
Weise — die gerechteste und möglichst schnellste 
Ausgleichung der unter den lezteren entstandenen 
Bechtsstreitigkeiten f die unverzügliche Wieder- 
herstellung des ^ durch Rechtsirrungen gestörtent 
Gleichgewichts ihrer Freyheit, die konkrete 
Bestimmtheit und Zutheilung des» jedem Ein- 
zelnen gesezlich gebührenden, und vom Staate 
ihm zu schürzenden Bechtsgebieths, und hier- 
mit ist die Aufgabe der Staatsgewalt, als C i vi 1- 
Justizgewalt, gelöfst, der Staat zur Errei- 
chung seines Entzweks, in soferne diese durch 
Realisirung des Mittelzweks der Civilrechts- 
pflege bedingt ist, vollständig qualiiizirt« 
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Vierter Abschnitt. 

Von der S t r a f g e s e z g e b u n g und 

Strafrechtspflege. 

T i t e 1 I. 

Von der Strafgeaezgebnng. 

Begriff — Nothwendigkeit — Zwek und 
Sphäre der Strafgescz^bung; JlauptpriBzipieu in 
Ansehung i)irer Form und Materie« 

- t 

§. 456. 

Durch Aufstellung zureichender Normen 9 nach 
welchen jedes Staatsglied die individuelle , um 
der Möglichkeit dergleichen Freyheit allerStaats« 
glieder willen notb wendige , Grenze seines Frey* 
heitsgebrauchs in allen seinen Modifikationen , 
oder was dasselbe ist, sein Recfatsgebieth unter 
allen Verhältnissen bemessen könne und ^olle» 
und durch ungesäumte Regulierung des, in con-* 
creto etwa zweifelhaft und streitig gewordenen» 
Rechts der Staatsglieder jenen Normen gemäfs, — » 
mit einem Worte^ durch Realisirung einer, 
ihrem Zwecke genügenden, Civiigesezgc- 
b«ng *und C^vilrechtspflege , wird der 
erste , im Entz wedce , des Staats enthaltene , 

Bebr Staatskunst II. AbtK 15 
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JMittelzwek erreicht , nnd ein Haupttheii der 
Sphäre der Staatsverwaltung ausg^üllt; denn 
durch erstere wird jedes Staatsglied in den Stand 
gesezt, zu wissen 9 was ihm zu seinem Rechte 
gebühre , auf wessen Scbuz durch den Staat es 
rechtlichen Anspruch habe; und, indem durch 
leztere das gesezmäfsige Rechtsgebiech eines 
jeden Staatsglieds in jedem Falle eines darüber 
eingetretenen Streits ausgemittelt, und gegen 
nngegründete Einsprüche sicher gestellt 
wird» ist eben damit die Aufgabe des Staats« da 
sich diese auf die Sicherstellung des Rechts seiner 
Glieder konzentrirt » zu e i li e m Haupttheile ge- 
Vöfst. Eine Gattung der dem Rechte drohen- 
den Gefahren : nämlich die Gefährdung aus rechts- 
losen Eilvsprüc'hen ist kräftig besiegt, das 
^Recht und dessen Genufs gegen diese gehörig 
gewahrt. — Allein ^ine ungleich grofsere Gefahr, 
womit aufserdem das Recht der Staatsglieder in 
ihrem Wechselverhältnisse unter sich bedroht 
wird, ist die, in der Natur # nicht rein vernünf- 
tiger , sondern zugleich sinnlicher Wesen aller* 
dings gegründete, Möglichkeit — (nicht nur 
gegenseitiger rechtsloser Einspräche , wofür je* 
doch zuweilen sehr scheinbare Gründe vor- 
handen seyn können , sondern selbst) — gegen- 
seitiger, von allem, selbst Scheingruiide enl» 
blöfster, den Rechtsnormen vielmehr geradezu 
widersprechender, wirklicher Eingriffe in 
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ihr, alssolchesj anerkanntes Rechtsg^ebieth, mit ^ 

feinem Worte : die Möglichkeit wahrer Rechts- 
verletzungen. 

§. 456. 
Solange das Rechtsgebieth der Staatsglieder, 
einzeln sowohl , als in ihrer Gesammtheit , gegen 

diese Gefahr seiner Verletzung nicht* so viel 

diefs durch menschliche Wirksamkeit möglich, 

gesichertt ist, ist auch die Aufgabig des Staats 

nicht gelÖfst, dieser vielmehr um so weiter von 

seinem Ziele entfernt, je gröfser die Gefahr ist, 

womit das, vom Staate geltend zu machende, . > 

Recht seiner Glieder durch mögliche Verlez- 

zungen bedroht wird; denn Gefährdung des 

Rechts ist der gerade Gegensaz seiner Geltung 

und Sicherheit. Macht nun die vollständige 

Bewirkung dieser Rechtsgeltung und Sicherbeijt 

das Objekt der Staatsverwaltung aus, so gehört 

es auch entschieden zur Sphäre ihrer Wirksam^ 

keit, die Möglichkeit der Rechtsverletzungen 

zii bekämpfen , die durch sie begründete Gefahr 

zu entfernen. Die Behinderung aller, durch 
Rechtsverletzungen unter sich möglidhen , StÖ* 

rungen des Gleichgewichts der Freyheit der 

Staatsglieder ist also der z w e y t e, im Entzwecke 

des Staats enthaltene , Mittelzwek und die Rea- 

lisirung des ersteren , durch Erreichung des 

lezteren augenfällig bedingt. Aufser allem Zwei» 

fei ist demnach die Verpflichtung der St^atsge- 
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walt , ' das Recht der Staatsglieder gegen mögliche 
Verletzuneen zu sichern, und ihr Rechte alle, 
zur Erreichung dieses Zweks erforderlichen tind 
im Umfange ihrer Gewalt liegenden, Mittel in 
Anwendung tu bringen. 

. §. 457. 
Rechtsverletzungen (im oben be- 
stimmten Sinne) von und unter Menschen, 
welchen einmal ein zureichender Mafsstab der 
rechtlichen Grenze ihres gegenseitigen Freyheits- 
gebrauchs gegeben ist, sind nur erklärbar ab 
Produkte eines , die Stimme der Vernunft über- 
wiegenden , Einflusses der Sinnlichkeit auf die, 
ihren Handlungen zu Grunde lieigende, WillensJ- 
bestimmung, und eben dieser Einflufs muls 
als die nächste Quelle aller Rechtsverletzung^en 
anerkannt werden. Mit dieser Erkenntnifs der 
unmittelbaren Quelle aller Rechtsverletzun- 
gen ist aber auch zugleich der Richtpunkt der* 
jenigen Thätigkeit der Staatsgewalt gefunden, 
welche die unmittelbare Sicherung gegen 
mögliche Rechtsverletzungen aller Art zu ihrem 
OBjekte hat; diese Thätigkeit mufs nämlich — 
' nachdem die, die Vernunft, der Staatsglieder 

zunächst ansprechende Anweisung ^der recht- 
lichen Grenze seines Freyheitsgebrauchs für 
jeden, für sich allein unvermögend ist jeden 
verletzenden Austritt aus dieser Grenze abzuhal- 
ten v — zunächst darauf geri^^tet werden , jene 
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unmittelbare Quelle der Bechtäi^erlet^ungen ab« 
Kuschneiden; tind dieCs ist nur dadqrcb X-^i he.- 
wirkeai dafs unmittelbar der Sinolich- 
keit e.ntgegeng6wirkt , dafs ihr eia, ^hreq 
Kinflufs auf die Willensbestimpiung bis zu der« 
mit d^r .Rechtssicherheit aller anderen vertrag- 
Jicben, prenze beächrankendesj, t^fg^gevriclü 
entgegengesezt , und dadurch ihr .ym-^m^^xti^ 
Ausbeuch möglichst, unterdrükt ^ird. 
§. 458. 
,; , pasjenige, dessen Vorstellung nB,rJej^i(nden 
bestimmen kann, in das anerkannte Kechtsge- 
bieth eines Anderen ohne allen Rechtsgrund ein* 
zuschreiteni murs irgend ein sinnliches Gut 
und dessen Erreichung, (die'neesnunzur Befri&> 
digung der Hab- der Kach-der Eifersucht, oder 
irgend einer anderen Leidenschaft), mufs das 
Objekt irgend eines sinn liehen Begehrens 
seyn; dean, was nur durch Rechtsverletzung 
eriieichbar ist, kann nie Objekt eines vernünf- 
tigen Begehrens $eyn, vrobi aberJäfst ^ichs 
nach dex -Najur des Menschen annehmen^, da^ 
sein sinnllchfis Begehrungsvermögen durch VOE- 
steUungeOj welche sejnem Gefühle ^der Last 
entspreche »> mit B&yseitsetzung aller rechtlichen 
Höksicht, zur WirkliciirnfV^hang der .pbje^te 
jeaec Vorstellungen fortgetrieben werd&f wenn 
anch der Weg zu dieser.Reftltfirung ein»&ccbt4' 
verktzung »ejcn soUt*. -Er«ch«iiiung«n,Ai«s^ 






t 



230 

Art können und werden so lange statt finden, 
als es möglich bleibt , durch den Weg von Rechts. 
Verletzungen nur sinnliche Güter zu erreichen» 
nur Gefühle der Lust zu befriedigen. Das 
liatürlichste und nächste Mittel, Erscheinungen 
jener Art nicht mehr zur Existenz komipen xu 
lassen, wäre demnach die Veranstaltung, daß 
eine Rechtsverletzung nie mehr nur Mittel zur 
Erreichung eines sinnlichen Guts, zur Befriedi- 
gung eines sinnlichen Lustgefühls seyn könne, 
sondern auch unausbleiblich ein sinnlich^ 
Übel, das Ge/ühl der Unlust oJer ^es Schmer- 
zes zur nothwendigen Folge haben müsse. Durch 
diese Veranstaltung würde die Möglichkeit der 
Rechtsverletzungen in ihrer Urquelle bekämpft; 
denn, da nur sinnliche Güter und Lustgefühle, 
Objekte eines sinnlichen Begehrens seyn 
können , sinnliche Übel und Schmerzgefühle 
hingegen Objekte eines sinnlichen Abscheues 
seyn müssen, so könnte, bey jener Veranstaltung, 
eine Rechtsverletzung von sinnlichen Wesen 
nicht mehr gewollt, si^ müfste vielmehr von 
denselben verabscAeut werden, weil ihre, ufiter 
jener Vorau5<$etzung nothwendige , Folge, näm* 
lieh sinhk'die^ Übel und Schmetzg^föhl, für 
sinnlich* W^eri nothwendig Objekt des Ab- 
scheuen seyn mufs. * Die, zur Untemehmmig 
einer Aeefatsverletznng in dem Menschen begiii- 
netxife,''Lu5t müfste durch die Vorstellung jener 
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ihrer unausbleiblidien Folge auf der Stelle in 
Unlust verwandelt, das Begehren .einer Bechts- 
verletzuog, oder eines, durch eine solche erreich- 
baren, Objekts, müfste durch jA« VoTäellnng» 
als der des Gegentheils von dtetem Objekte^ 
unmittelbar in Abscheu gekehrt , und vom Üb«fi- 
tcitte in Handlung abgehalten werdeb. 
§. 459. ' 
Das Knüpfen eines sinnlichen Übels oder 
Schmorzgefühls an jede Hechtsverlet^ling, als 
deren absotutnoth wendige Folge, witre sonach ' 
dae, den ElnAufs der Sinnlichkeit auf die Wil- 
lensbestimmuagbis zu der , mit der Rechtssicher- 
heitaller anderen verträglichen, Grenze beschrän* 
kende , die rechtsgefährliche Äufserung der 
Sinnlichkeit niederschlagende « Gegengewicht, 
indem durch dasselbe das sinnliche Wesen, die 
Realisirung eines, durch Rechtsverletzung er- 
reichbaren, Objekts sich zum Ziele zu setzen« 
seiner Natur nach verhindert, und sogar die 
Unbedachtsamkeit bis zu dem, zur rechtlichen 
Sicherheit aller übrigen erforderlichen, Grade 
von Aufmerksamkeit angetrieben , somit die Ur- 
quelle aller Rechtsverletzungen unmittelbar be- 
kämpft , ^md , soweit diefs psychologisch mög- 
lich ist, abgeschnitten würde. — So gewifs nun 
die Staatsgewalt verpflichtet ist, dem Rechts- . 
ztlstand« der Staatsgtieder g«gen mögliche Ver- 
letzung«! voüe Sicherheit zu gewähren , so 
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gewifs mvXß sie auch verpflichtet und berechtigt 
seyni vor allem Anderen die eben bezeichnete V^er- 
anstaltnng ins.Werk tm setzen »weil, nur'dbrch 
AofliebUDg^ ^B\ Entstehitngsgrundes möglicher 
Bechtsverktt^ngen diesen zunächst und un« 
ttf i ttetb'at^^btgegengewirkt werden kann« und 
weil eben diese Aufhebung ein t den Forderungen 
des Reishts wie der Klugli^eit in gleichem Grade 
ent^prbdb^ndea) Mittel ist, die Integrität des 
Heoht52QStand6d der Staatsglieder zu erhalten» 
weil durch jene Veranstalt«ing die Beobachtung 
des Becbtsgesetzes selbst in das Interesse der 
Sinnlichkeit gezogen, und das Begehrun^ver- 
mögen Aller, auf eine recht^gemäfse Schranke 
beengt wird. Jene Veranstaltung wird aber ins 
Werk geseztt dadurch, dafs sinnliche Übel als 
unausbleibliche Folgen möglicher Rechtsverlea- 
Zungen , den Staatsgi iedern xam voraus ange- 
droht werden. Dergleichen sinnliche Übel, als 
vom Staate aasgehende, Folgen wirklicher Redit»- 
verletzungen, heifsen S träfe n^im eigentlichen 
Sinne) und der Inbegriff aller Strafandro« 
hungen gegen mögliche I^.echtsverlez« 
Zungen ist die Strafgesezgebung. 

§• 460. 

Da die Bestimmung der Staatsgewalt ihre 

Verpflichtung enthält, den Staatsgliedern die 

volle Integrität ihres Rechtsgebieths zu gewSh« 

ren^ folglich zu verhindern, dals gar keine 
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HecbtsvierUtzungen wirklich werdea, und die 

Stfa£andiohung gegen diese, der bisherigen Ätis- 

£ührung'£ttEblge> ei^ uoerlafsliches Mitteilst, 

dem Exisbsntwerdfeii von . Rechtsverletsungeu 

vridcsam zu begegnen, so erhellt wohl in einem 

hfthen . ' iGrade die Nothwettdigkeit der 

Stra%esezgebiiDg , deren Zvrek kein anderer 

«st, al«etneo, d«r Erscheinung vgn La fsioAen 

des Recjits vorhergehenden , psychologi* 

sehen Zwang (durch Androhung sinnllpher 

Übel) zu begrüadAa , durch ihn d^in, Begehruogs* 

vermögen Alter , die , um der rechtlichen 

Sicherheit t Alter willen npthwendigei Schranke 

zu setzen:, zu verhindern, dafs je ein Bechtssub- 

jekt- im Staate von einem, eeiper Glieder an 

9eim«m-Re«hteverlestwerde„— Alles, wodurch 

die Erreichung dieses Zweks auf dem hier 

beaeiehneten Wege bedingt ist, gehört 

zur Sphiire der Strafgesezgebung; «lies Andere 

U^t aufser ihrem Sebiethe. Bedingt, ist aber 

die Erreichung dieses Zwejks auf d«m bemerkten 

■Wege dadurch, dafs ein, ^einCAl. bestimmten 

Zwecke entsprechender, p^yc^Alogischer Zwang 

gegen alle möglichen Verletzungen der Rechfte 

aller , im Staate gegebener Rechtssubjekte in 

WirksatukiBit gesezt, dafs alle möglichen Arten 

von Verletzungen aller Arten des Hechts, mit,' 

dem Zwecke der Androhung genügendei^, Strafen 

wirklich bedroht sey^n. Die Strafgesezgebung 
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ist abo^nur dann des Kai akters der Vollständig- 
und Zwekniüfsigkeit theilnaftigt wenn sich, 
1^ keine Klasse von Staatsgliedern je zur Realistrang 

\ irgend einer Art von Rechtsverletzung versucht 

^ * sehen kann , ohne sich durch jene mit einer ver- 

! hältnifsmäfsigenStrafebedroht zu wissen, wenn 

^ ^ keine Verletzung des Rechts irgend eines Rechts« 

Subjekts im Staate vorkommen kann, welche 
i nicht durch das Gesez mit der gehörigen Strafe 

bedroht wäre. Ausgeschlossen sind dagegen von 

dem Gebiethe der StraFgesezgebung , durch ihren 

^ Begriff und Zwek selbst « alle jene Bestim^mungen, 

welche entweder nicht gegen Verletzungen 
des Rechts (sondern z. B. geg^n Übertretungen 
des Sitten- oder desK i r c h en geset2^es u. s« w«) 
gerichtet sind , oder welche nicht in die Kate* 
gorie'des hier u nterstellten psychölogi- 
sehen 2^anges gehören; denn Bestimmungen 
der ersteren Art« so wie die Bestimmung an* 
derer Mittel zum ^ wecke der Behinderung 
von Rechtsverletzungen, liegen entweder ganz 
\ ^ aufserdemGe^iethederGesezgebungdesStaatSf 

oder gehören wenig^ens einem a n d e r e n Zweige 
der Gesezgebung an. 

§. 461- 
.^ So entschieden aber auch die Volbtändig- 

keit der StraFgesezgebung durch Erftillung der 
eben bezeichneten Anforderung ^n dieselbe 
bedingt ist, so ist es demioch weder möglich. 
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noch rathsam , sich in der Strafgesezgebun^ auf 
alle die Individualitäten t unter welchen die ein- 
zelnen Arten von Rechtsverletzungen in con- 
creto voikommeo können , einzulassen , und 
nach denselben die Strafandrohung zu verviel- 
fältigen; denn bey den konkreteo Fällen sind 
Modifikationen ins Unendliche möglich, und 
eben darum ist ihre entsohöpfende Vorherbe- 
stimoiung unmöglich. Würde sich aber die 
Strafge^ezgebiing auF einzelne mögliche indivi» 
duetle Modifikationen konkreter Fälle einlassen, 
so müfste durch sie die, nach ihr handeln sol- 
lende , Franis wegen der , dennoch unrenneid- 
iicben , Differenzen der wirklich gegebenen 
Fälle nur in Verlegenheit gesezt werden, und 
eine yoll?tändigkeit der StraFgesezgebang in 
diesem Sinne bliebe ewig unerreichbar. Dem 
Po5tulate ihrer Vollständigkeit im oben angege- 
benen Sinne wird vielmehr schon dadurch 
genügt, wenn alle Arten von den verschiedenen 
Klassen von Hechtssubjekten , and gegen die 
verschiedenen Klassen vonRechtssubjekten mög- 
licher Rechtsverletzungen ihren karakteristi- 
sehen Merkmalen nach bestimmt , und , mit 
Rüksicht auf die beyden Grade subjektiver 
, Hechtswidrigfceit, nämlich den. bösen Vorsaz 
und das Versehen, so wie auf Art and Grad 
der Mitwirkuttg und des Effekts a% mit den, 
ihrem Zwecke angemessenen, Strafen bedroht, 
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aber auch, — um die Staatsglieder nicht der 
Willkühr der Exeikutioosorgane der StraFgesez^ 
gebung in deren Anwendung Pr^ifs zugeben^— -* 
diejenigen generellei) Grundsätze und Normen 
aufgestellt werden» nach welchen die bezeich- 
jueteii Organe die vorhandene 3^afandrohung 
auf die einzelnen konkreten Fälle nach ihren 
gegebenen individuellen Eigenheiten' richtig« 
-und miü einer , dep Einflufs ihrer Willkühr 
abschneidenden » Zwekmäfsigkeit anzuwenden 
haben* 

a) sUmlicIi mit Rültsicht auf die unmittelbure 
SelbstbewirkuDg der Verletzung, oder die mittelbare 
oder Beywiriuing zu derselbej[i , detgleich^n auf die 
Vollendung oder Umarnehmung des Verbrechens; 
des blorsen .Versucht erwähne ich, und zwar t^i-^ 
sichtlich darum » nicht y weil , wenn gleich die Straf- 
barkeit nicht sowohl an dem Effekte einer.' Terbreche* 
rischen Handlung » als vielmehr an dieser Handlung 
selbst haftet y dennoch » in Gefolge des im J. 469. 
aufgestellten Begriffs einer Strafe 9 die Escistenz einer 
* Rechtsverlbtznng die Bedingung iit% , Eintritt« ein« 
jSfrafe ist 9 weswegen ich den blofsen V-^rsuch einet 
Verbrechens > in £ri[nanglung der Bedingung einer 
eigentlichen Strafe » iu das Gebieth d^r Polizey ver« 
weisen zu müssen glaube. 

Anmerkung. Die zulezt *beregte , Anforderung an die 

Strafgesezgebung ist Ausflufs ihrer Bestimmung » zu» 

gleich hinreichende Norm ihrer Anwendung auf vor« 

kommende Fllle ihrer AnwendbiArkcit zu seyn, und 

' dieser ihrer Bestimmung wird sie am tchiklichsten 
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gfliiU|;ent w«nntie, incIerFoTm tinn Einl«i tang 
lUejenigen PriDzipien eban to iiai, ili entschSpfiSni 
■ufiMlIt) durch deren Befolgung die, Umpi G«i.ete 
«nupTecbenda ■ Anwendung dertElben bedingt itu 
Da diese Prinzipien , der N'tur der Sache nacb i die- 
lelben ftya müssen , von welchen die 5trafge°ezge- 
bung selbst geleitet vriid, it> wird dfcse darauf Be- 
dacht nehmen müssen , in der bemerkten Einleituap 
den riebtigen Kanon ihres eigenen Wesens 'aDfinnel» 
]«n, -welcher in einer anderen Hinsicht zugleich zum 
Kriteniun ihrer Zwekmilfsigkeit dient. 

§. 4«2- 

Jede äurf:erUch erscheinende, oder wir- 
kende , aus der Willkühr des Menschen hervor- 
gehende . Handlung oder Unterlassung , wodurch 
in dfts wirkliche Rechtsgebieth eines Anderen 
ohne allen Bechtsgrund eingeschritten wird, ist 
eine Rechtsverletzung, und so gewlfc 
durch jede solche H^indlnng eines Staatsglieds 
(im weitesten Sinne) gegen die anderen das 
Gleichgewicht der Freyheit gestört , das vom 
Staate za sichernde Recht gekränkt , also der 
zwischen dem handelnden und dem Staate beste» 
hende Vertrag gebrochen wird , so gewifs hat 
die Gesezgebung auf ihrem Standpunkte 
jede Verletzung des Rechts eines Staats-' 
glieds io wie des Staatsganzen selbst darch ein 
Staatsglied* als ein Verbrechen zu bezeich- 
nen, und, als solches, mit Strafe za bedrohen a). 
In die Reihe von Verbrechen gehören also nicht 
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1) blofse Gedanken and Gesinnungen; 2) blofs 
thiemche» und ganz unwillkührliche Kraftäus- 
serungen und Unterlassungen ; 3) sittliche und 
kirchliche Illegdlitäten ; 4) EingrifFe in das 
Rechtsgebieth eines Anderen mit Bewilligung sei- 
nes rechtlichen Inhabers, b.) Auf dem Gebietbe 
der An Wendung der Strafgesezgebung hinge- 
gen sind *(was hier nur um des Gegensatzes 
wollen bewirkt wird ) nur die « gegen vorhan- 
dene Strafgesetze von den Staatsgliedern unter- 
nommenen, Handlungen (oder Unterlassungen) 
wirkliche Verbrechen und Handlungen, welche» 
wenn gleich an sich Rechtsverletzungen^« aber 
doch in der Gesezgebung nicht mit Strafen 
bedroht sind , können auch nicht am Staatsbür- 
ger ab Verbrechen angesehen und gestraft wei^ 
den. Es ist aber eine unverzeihliche Lücke in . 
der Strafgesezgebung , und also eine schwere 
Fflichtvernachläfsigung von Seite der Staat^e- 
waltt wenn irgend eine, vom Staate zu behin- 
dernde # Rechtsverletzung möglich ist» 
die nicht in jener mit Strafe bedroht wäre« 

t} Auf die gröfsere oder geringere Wichtigkeit dee 
Rechts , welches verlezt werden kaon » kömmt es d«* 
bey eben so wenig an » als auf die QuantiUlt der 
Verletzung, sondern jede (also %uch die geringste) 
Verletzung des ( auch minder w^ichtigen ) Rechts 
eines Anderen ist Verbrechen , und als solches mit 
Strafe zu bedrohen ; denn jedes Recht soll vom 
Staate in gleichem Grade gesichert werden« 
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b} .Dann eben, jane Bewilligang tat i*t Reclmgmnd; 
nur dirf dag Eragliclie R«cl>t der eigenen Will« 
kübr des Berecktigien nicbt tnixagto (wi4 x, B. 
da* Recht Über teih Lebeo)) oder dieiec uicbt untS, 
big »ejn Eur freyen Dirpaiitioii üLer licU selbti, 
oder du Seinige , was i. B, bey Kindern, Wabii> 
tinnigea u. i. w> der Fall itt. ' 

§. 465. ' 
Rechtsrerletzangeo , und also auch Ver- 
brechen , zerFallen 1. ) in Staats- und P r i- 
vatverbrechen , je nachdem unmittelbar der 
Staat selbst, oder ei^ Schnzgenoase desselben 
an seinem Richte vei^ezt wird; a). 2.) in ge* 
sn«ine und besondere, je nachdem durch 
Nichterfüllung der jedem Gliede des Staats, als 
solchem überhaupt, oder der, einem Gliede 
des Staats, als einem wirklichen Organe des 
leztern, gesezlich obliegenden, Verbindlichkei- 
ten, Rechte anderer verlezt werden, oder, je 
nachdem Rechte , wel<^e den Staatsgliedem 
entwed«: als solchen überhaupt, oder, welche 
ihaeti, als besonderen Organen des Staats, zu- 
stehen, verlezt werden ; endlich 5.) in posi- 
tiv e> Ab Bichtverletzende wirkliche Äqfse- 
rai^en der Tfaätigkeit , und negative, als 
Rechtverletzetide Nichtäufsernngen der Thätig 
keitj oder Unterlassungen gesezlich schuldiger 
Leistung b). — Als Subjekte von möglichen 
Verbrechen sind auf dem G^biethe der Strafge- 
sezgebung zu betrachten , und als solche in 
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ihrer EinleitDiig zu bezeichoen , alle Recbcs- 
subjekte , die einei Hechtsveiletzucg Anderer 
fähig find , und gegen welche das Strafrecht 
durch den Zwek des Staats begründet ist. Diefs 
sind aber, das Staatsoberhaupt allein ausgenom- 
men c), alle, der Zurechnung fähigen, wirk» 
liehen d), präsumtiv -künftigen e), und tem- 
porär dafür geltenden f) Glieder (Individnen) 
des Staats. Ausgeschlossen sind also unmündige 
Kinder, Geisteskranke, Personengemeinheiten« 
als solche g). Fremde > die nicht als temporüre 
Unlerthanen gelten (z. B. Gesandte anderer 
Slaate»), und endlich die Gesatumtheit der Staats- . 
glieder selbst h). 

• ) Mittelbar wird freylich durch jede Yewhf 
ziing: d«t Reell» äiiier Privirperson imStiBto, m^leicb 
. auch dieser »elbd vetlezt , -weit dics«r durch den 
•BtiTgecrenrag ein Recht darauf bat, dirs kein Red» 
irgend einel ieinei Glieder durch Jm andere verlest 
weide, und eben diace Anücht ttt ^t eigentlich« 
Grund de» £trafrechu der StaaugcwaU gcgeit_ Privat- 
verbrechau. 

h) Dab in dat 3tira£gei4xgeb4iBg' Jiäe jtintbpiluBg, 
vria tie hier liegt, nic^C TonuVommeh'bnMJcbe, lon-i 
dem nur die , ditrch sie begründeten , Arten von 
Terbrechen atifzuzihlen leyen, dUifte sich von aelbtt 
vtntehen. Die von einigen beliebte, Abtheilune 
der Vec brechen in Civil-uD^Crim'inalTerbrecheu 
bat durchaus keinen Grund, wie der (laiitulcigiicbe) 
Antdnik : Crimi naiver blechen, «n lieh vcbon lehre 
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e ) Daijenigs Subjekt , ( oder die)eDig«n Subjekte ) , 
welchem die Auiübung der Stutigewilt toh det Gb- 
Mmmtheit »eine? Glieder übiitngen i«t, keiia zwjr 
•llerdiiigi auch die Keehte de» VoJt» uad einEelner 
Glieder datielben vedetien , uud zwar in einem (elir 
hohen Mafte, darch Nich gebrauch oder Milibmuch 
derSuawgewdt, und durch Handlungen als «b»o- 
lute Priv»tpei»on, wo es, wedet der Form noch 
dem Inhalte nach als öffentljclie Person (Obarberr) 
bandelt ; dlein die nothwendigen tigtaeu Mittel 
um Recbtarerletzungen to» »einer Seite ru begeg. 
nen, mii..en in der Kon»iiiution de« Staau nie- 
dergelegt und beiummt »eyn , und diese Klasie von 
Rechitvecletzungen liegt darum aufiar dei; Sphiie der 
S tra fgeaezgeb u ng. 

d) Die.« mögen «ich im In» - oder Analande befin. 
deu , wenn nur die Objekte der Recht. Verletzung 
Mitbarger, oder der hiimiiche Staat, oder ein solcher 
dritter Staat oder deisen Bürger aind, mit welchem 
der heimitcheSuat ein rechtliches Verhaliniftgeschloi^ 
«en, und »ich in Gefolge dctaen lur Bestrafung der, 
an ihm oder den Seinigen begangenen, Rechttvef^ 
leciungen anheiichig gemacht hat, 

e) Unter den prltumtiv r künftigen, Staatsgliedem 
verstehe ich hier die (ainer Zurechnung ftiliigen) Kia- 
der SUatibUrgerlicher Eltarn, welche noch nicht in 
die Zahl eigentlicher Staatsglieder eingetreten tind , 
von denen aber der Staat Torauiseit, dab sje künftig 
eintreten werden. Diese muf* der Staat um der Mög- 
lichkeit seiner eigenen, ziemlich gl aichmäfs igen , Fort- 
dauer willen einstweilen als Genouen »eines Schutze« 
behandeln , aber auch gegen mögliche Recht9vetlez- 
Zungen von ihrer Seite die wiiklichan Staajsglieder 

Bchi Stuiskunn. H. Abih. 16 
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fichem» weil er aufserdem jene^ um der Erreich- 
barkeit seines Zweks willen j gar nicht dulden dürfte. 
Aus drelem Grunde » und nur in sofeme unterliegen 
auch die » noch zur Zeit nur präsumtiv • künftigen » 
Staat tglieder dem Strafrcclite der Staatsgewalt. 

f ) Z. B. Fremde » nur eine Zeitlang im Staate sich 
aufhaltende) Priratperfonen» 

e) Eine Personen gemeinheit » als solche 9 ist ein 
blofser Begriff » Ton dem eine Verletzung undenkbar 
ist. Wenn daher auch die Mehrheit oder auch alle 
Glieder derselben zu einer Rechtsverletzung konku^ 
riren » «o ist doch die kollektive Einheit selbst nicht 
Verbrecher 9 sondern blofs die 9 das Recht verletzen-, 
den» Ixkdividuen, als solche , sind es; die ein- 
zelnen Gesellschaftsglieder handeln auch nicht als 
solche» sobald ihre X^ätigkeit auf einen 9 'vom Ge- 
sellschaftszwecke Terschiedenen » Zwek gerichtet ist. 

h) Dasselbe 9 was eben von der Personengemein- 
heit gesagt ist 9 gilt auch von der Gesammtbeit der 
Staatsglieder, als Gesammtbeit» in Ansehung welcher 
noch Uberdiefs Grund und Zwek der Strafandrohung» 
SO wie die ]Vll5g]ichkeit » diese" zu realisiren , hinv^eg- 
fällt. Uberdiefs mag die Gesammtbeit sich zwar wohl 
gegen sich selbst versündigen können » allein 
sich selbst kann sie nicht un.recht thuen » und 
verHihrt sie gegen das , von ihr zur Gewalts Übung 
bevollmächtigte 9 Subjekt» weil es die Sphlre seiner 
Vollmacht nicht ausfüllt» oder überschreitet» so be- 
dient sie sich nur ihres Rechts; dafsaber gegen dieses 
Subjekt» so lange es seine Vollmacht» ohne sie zn 
überschreiten» erfüllt» verfahren werde» ISfst sich 
ätwar von einzelnen Gliedern des Staats » libet nicht 
von deren Gesammtbeit denken» 
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§. 464- 

Als Objekte möglichter Rechtsverletzun» 
gen sind in der Strafgesezgebung zu be- 
rük^ichtisjen , alle, durch irgend ei nenr Zweig 
der Gesezgebiing des Staats begründeten, nnd 
darum durch den Staat zu schützenden , Rechte, 
-welche , und in sofern diese nicht schon auf 
andere Weise durch den Staat sicher gestellt 
sind. Hierhin gehören aber alle> durch die 
Konstitution sowohl, als durch die organische 9 
insbesondere die Civil- und die übrigen Zweige 
der Gesezgebung — (mit alleiniger Ausnahme 
der P o l i z e y gesezgebung , weil die , durch 
diese zunächst begründeten > Rechte schon auf 
andere Weise sicher gestellt sind) begründeten 

Rechte des Staats, d. i. der Gesammtbeit Seiner ' fH 

Glieder, als solcher, und seines Oberhaupts 1 
der Staatsbeamten und Diener, als solcher, end« 
lieh aller derjenigen juridischen (z. B. vom 
Statte anerkannter Gemeinheiteiji oder Gesell«* 
Schäften) und individuellen Privatpersonen > 
welche beständige oder temporäre (fremde, im 
Staate sich aufhaltende) Schuzgenossen des Staats 
sind. — Für das Gebieth der Anwendung ^ 
cler Strafgesezgebung sind dagegen in dieser als ^ 

ausgeschlossen zn bezeichnen , die, durch einen 
besonderen Rechtsgrund — als z. B. durch ein 
öffentUches Urtheii des Staats, entweder gana^ 
(wie z. B. bey einem Geächteten),, oder zum 
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Theile (wie x. B. bey einem blofs für ehrlos 
erklärten) aufgehobenen > oder durch eigene, 
in Ermanglung desSchutzes durch denStaat recht- 
liche Nöthwehre begründenden, Angriff erlo- 
^ scheuen Rechte der Schuzgenossen. 

* . , §• 465' 

DeB Mafsstab , welche Erscheinungen in der 

Strafgesezgebung als Verbrechen zu bezeichnen» 
und mit Strafe zu bedrohen seyen? bilden die 
objektiven unrd subjektiven Bedingungen oder 
Merkmale einer (durch Strafandrohung verhüt* 
baren) Rechtsverletzung. Die objektive 
Bedingung einer Rechtsverletzung ist: die wirk- 
liche Äufserung einer , mit dem Bestehen eines 
gesezUch begründeten» und wirklich vorhan« 
denen Rechts eines Schuzgenossen unverträg- 
Jichen , Th'ätigkeit, oder die ^ mit dem Bestehen 
eines solchen Rechts unverträgliche. Nichter- 
erfüUung 'einer gesezlichen Verbindlichkeit^ 
\ gleichviel, ob jene Thätigkeit (oder Nichter- 

füllung) den rechtswidrigen Effekt wirklich 
vollständig zur Folge hatte t oder ob derselbe 
nach dem natürlichen Kausalzusammenhange 
daraus vollständig hätte erfolgen müssen» aber 
blofs wegen äufserer Hindernisse zum Theil 
unterblieben ist, und gleichviel, ob jene Thätig- 
keit unmittelbar auf «Hervorbringung des rechts- 
widrigen Effekts, oder nur mittelbar , durch 
Beförderung der direkten Wirksamkeit eines 
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anderen, daraufgerichtet war. Die subjek- 
tive Bedingung einer^ als Verbrechen zu be- V^ 
trachtenden , Rechtsverletzung ist die Ermang- 
lung alles* Rechtsgrundes für jene Thätigkeit * 
oder Unterlassung. Verhütbar durck Strafan- 
drohung ist endlich jede Bechtsverletzung, welche 
im Zustande der Zurechnungsfähigkeit unter- 
nommen werden könnte. 

§. 466. 

Damit nun die Subsumtion der Exekutions- 
organe der Strafgesezgebung einen gesezlich 
bestimmten Wegweiser habe, müssen in jedem 
einzelnen Strafgesetze mit der möglichsten 
Genauigkeit die einzelnen wesentlichen Merk- 
male der Thatsache angegeben werden^ welche 
die bestimmte Strafe zur rechtlichen Folge haben 
soll. Unter dieser Voraussetzung bedarf es dann 
blofs einer juristisch strengen Ausmittlung der, 
in jedem konkreten Falle eines Verbrechens ent- 
lialtenen >- Merkmale , um , nach Mafsgabe ihrer 
Identität mit den in diesem oder jenem Straf- 
gesetze bestimmten, Merkmalen > über das dar- 
auf anzuwendende Gesäz aufser Zweifel zu seyn. 
Weil aber die Strafbarkeit einer Rechtsverlez- 
zung auch subjektiv bedingt ist durch die 

psychologische Möglichkeit der Einwirkung der (l 

Strafandrohung auf den Verletzenden, da aufser 
diesem Falle der Zwek der Strafandrohung hin- 
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wegfällt I so sind in der Strafgesezgebung eben« 
mSrsig die Beurtheilung^gründe des Daseyns oder 
der Abwesenheit dieser subjektiven Bedingung, 
die Regel dar Vermutbung ihres Daseyns im 
AUgemenfieni unddieeinzelnenZustqnde, welche 
als die Ztireclinangsfähigkei( ausschliefsend an- 
gesehen werden sollen, aufz.ustellen und zu be- 
zeichnen. In soferne auch in der Übertretung 
eines und desselben Strafgesetzes eine, die An- 
wendung desselben nothwendig modifizirendet 
Verschiedenheit statt finden kann , welche sich 
entweder in dem Verhältnisse des Erfolgs zur 
rechtswidrigen Handlung, oder in der Art der 
£inwirkung auf Realisirung des gesezwidrigen 
Erfolgs, oder endlich in dem psychologischen 
Grunde der Handlung selbst aufseilt, ist es ferner 
nothwendiges Bequi^t der Strfifgesezgebung -^ 
wenn auch in den einzelnen Strafandrohungen aut 
jene Verschiedenheiten der Übertretung Büksicht 
genommen wird , wie es geschehen solt-r- die- 
jenigen Merkmale festzustellen , nach welchen 
der Richter in einzelnen konkreten Fällen zu 
bemessen habe, ob ein Verbreclien als unter- 
nommen oder vollendet, wer als (physischer 
oder intellektueller) Urheber, oder aU (Haupt- 
Neben • unmittel • mittelbarer - gj^nereller «^ speci- 
eller- physischen-oder intellektueller) Gehülfe» 
oder als Begünstiger eines Verbrechens zu 
betrachten, ob dasselbe aus b|>fsem Vorsatze 
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oder Versehen, oder aus Konkurrenz von 
beyden zugleich geflossen sey ? 

§. 467. 
In sofern überdiefs bey konkreten Verbrechen 
die rechtliche Nothwendigkeit einer Abände- 
rung (Milderung oder Schärfung) der gesezlich 
bestimmten Strafe > oder der Auffindung: einer 
Äwek- und^verhältnifsmärsigen Strafe bey Über- 
tretung unbestimmter Strafgesetze, oder 
bey einer Konkurrenz von Verbrechen ein- 
treten kann , wird nicht minder durch die Be-^ 
Stimmung der Strafgesezgebuug, vollständige 
NoEm für die Strafrechtspflege zu seyn, und 
jeden Einflufs richterlicher Willkühr abzuschtiei*> 
den, erheischt, dafs in ihr Gründe und Mafsstab 
jener Abänderung so wie dieser Auffindung mit 
der gröfsten Genauigkeit bestimnu seyen, und 
es* ist für sich klar, dafs die Strai^sezgebnng 
nur durch entschöpfende Erfüllung der hier 
(§•§. 4^6* 4^7.) an sie gestellten Forderungen, 
der so eben bemerkten Bestimmung derselben, 
auf ^ eine, das Interesse der Staatsglieder ^ des 
Staatsoberhaupts und ihrer Exekutionsoj^ane 
selbst gleich befriedigende, Weise zu genügen 
vermöge^ gleichwie es sich von selbst verstehen 
dSrfte, dafs jene Gründe und jener Mafsstab 
demselben Prinzipe angetnessen seyn müsse, 
von welchem die Gesezgebung bey ihren Straf*« 
itidrobiiM^n überhaupt ausgeht > und ausgehen 
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soll. So wie nun die Gesezgebung selbst nach 
der Verschiedenheit der, von ihr in abstracto 
unterstellten, Merkmale Rechte verletzender 
Äufserungen ihre Strafandrohung modiiiziren 
mufs, so wird sie auch den Strafrichter zu einer 
Sirafänderiing verpflichten müssen , wenn an 
den ausdrüklich bestinimten Merkmalen einer 
(unter ein bestimmtes Strafgesez zu subsumiren- 
den) konkreten That, an welche insgesammt 
die ordentliche Strafe geknüpft ist, ein Mangel 
extsiirt, — und diefs ist der Fall, wenn die 
Existenz aller im Gesetze bestimmten Merk- 
male nicht juridisch gewiCs ist > d. i. 
wenn entweder die N ichtexlstenz gewisser 
Merkmale jiiridiech gewiff, oder die Existenz 
gewisser Merkmale juridisch zweifelhaft ist, — 
oder, wenn zu den ausdrüklich bestimmten Merk- 
malen in der konkreten That ein weiteres, die 
Strafbarkeit .erhähendes, Merkmal hinzutritt. 
Die erstere Voraussetzung ist der rechtliche 
Grund einer Milderung, die leztere der recht- 
lich^ Grund einer Schürfung der Strafe. Der 
Malsstab der Milderung der Strafe ist der Grad 
des Einflusses der ermau2:elnden Merkmale auf 
die Bestimmung der t im Gesetze angedrokten 
Strafe , ip. Ansehung . ihrer Quantität oder 
Qualität, oder in Ansehung' beyder ztigleicb. 
Der Marsstab der Str^ferhühnng ist der lalU 
gemeine Mafsstab alier StrafandrobttEug^ na«li 
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den Normen seiner Anwendung auf konkrete 
Fälle. 

§. 468. 
Diese Normen seiuej: Atnypnänng sind fol- 
gende: 1) Je wichtige^das Recht isty auf dessen 
Verletzung eine Handlmig gerichtet ist, (ein 
Recht ist aber mehr oder weniger wichtig, je 
nachdem dasselbe mehr oder weniger Bedingung 
der ungestörten Wirksamkeit des Menschen ist) , 
je mehr Hechte, in einem und dorn nänälichen, 
oder in mehreren Subjekten , durch eine Hand- 
lung verlezt werden , endlich je gröfser die 
Verpflichtung des Subjekts ist, die Verlet£ung 
zu unterlassen , desto gröfser mufs ihre Bestra- 
fung seyn, und umgekehrt, a) 2) Rechtsver- 
letzungen aus böfsem Vorsatze sind strafbarer, 
als Rechtsverletzungen aus Versehen. 5). £in 
vollendetes Verbrechen erfordert das ganze Mdfs 
der , ihrem Zwecke angemessenen , Strafe. Je 
näher die Unternehmung des Verbrechens an 
dessen Vollendung grenzt , desto strafbarer ist 
dieselbe , und umgekehrt« Der Urheber ist 
sträflicher, als de^ Gehülfe ^ und dieser ist straf- 
barer, al& der Begünstiger. In Hinsicht der 
verstkleden^n Arten der Urheber aber gilt die 
Bregel i je mehr die Handlung des llrlidi)er& zur 
£xisten;z des Verbrechens beyirug , 'desto straf- 
barer ist er; je mehr fertüer die Beyhülfe.zwQ 
Existentwerden des Verbrechens gewirkt hat> 
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desto strafbarer ist der' Gehülfe, 4) Bey jeder 

Konkurrenz von Verbrechen in einem Subjekte 

entscheidet die Begeh die Strafe eines jeden 

Verbrecheos y es mag nun durch eine , oder 

verschiedene Handlungen begangen seyn , mufs, 

und zwar nach ihrem ganzen Umfange (unter 

Voraussetzung aller Merkmale ) zur Anwendung 

kommen. Ist aber diefs nach der Natur der vei> 

schiedenea Strafen unmögliche so mufs die volle 

Strafe eines Verbrechens, und zwar jene, 

welche das gröfste Übel enthält , angewendet 

werden , verbunden mit einem schärfenden 

Zusätze , um auch den übrigen übertretenen 

Gesetzen, so viel möglich, Genüge zu leisten. 

• ) Die St'JtL«, Fettigkeit und der Dmfaiig der illegalen 

Triebfeder kinti msiaM Eiadilen* auf d» Maff 

der Bettrafung keinen EJnfliiEi haben, tbeilt, -woil 

uiefat die Triebfeder eiaas VerbrEcheni , tondero 

lediglich die verbcechcriacbe Aeufterüng telbit, Grund 

und Objekt der Beatrafang iac , tbeilii weil Jone 

Qualitiicn der Triebfedern Stufserlich nicbt abaoIuE 

. erkennbar ainilf cpmit die Herttelliing ilurar. jiuidi- 

, acbea Gsirifflieit utunöglieli iit. 

5- 469- 
Fragt man' nun aber nach dem allgeqacioeii ' 
VIafsft^beialler.£trafandnohung selbst , dd4 ist# 
lach > dem allgemeinen Frinzipe , welches — 
ils die, die Willkühr des Ge^zgebere selbst 
regetodt^, und das richtige VerhnUnifs der Strafe 
tur Aecbtsverletzung in abstracto sowohl als in 
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concreto sichernde « Norm -<— die Urbeslimr 
xnung der Quantität und Qualität der , ror* 
ausgesezten Verbrechen entgegenzusetzenden « 
Strafe zu leiten habe ? 50 kann wohl nicht 
geleugnet werden , dafs der einzig richtige 
Weg, zur gesuchten Erkenntnifs zu geüangen« 
nur seyn könn^ die Betrachtung des Zweksder 
Strafe > und ihrej Bestimmung, Mittel zur Er- 
reichung dieses Zweks zu seyn ; der Zwek der 
Strafandrohung ist die Integrität des rechtlichen 
Zustandes t Verhütung möglicher Störung des* 
selben durch Verletzung; diese Verhütung soll 
auf dem hier unterstellten Gehietbe bewirkt 
werden durch Verwandlung des möglichen Be* 
gehrens einer Rechtsverletzung oder eines durch 
solche erreichbaren Ob|i&kts in Abscheu, und 
durch Erregung der, zur rechtlichen Sicherheit 
maller übrigen nöthigcin 9 Aufmerksamkeit im 
iiandeln , mittelst der Vorstellung eines sinnli- 
chen Übels i eXs ^der nothwendigen Folge der 
realisirten Verletzung ; die Strafandrohikng soll 
^Iso das Mittel seyUf jenes mögliche Begehren 
in Abscheu ^u verwandeln t oder w^mgstens 
aufzuheben 1 %Vi behindern , daf» es nicht in 
Handlung übergehe, und die Aufinerksamkeit 
bis zu dem bemerkten Grade zu spannen* Die 
. xiDth wendige und natürlichste Aoforderung an 
iäie Strafgesezgebung ist demnach: die Strafan« 
drolmng so zu qualifizii^n 9 dafs durch sie jener 
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Effekt so zuverläfsig, als möglich, bervor^e« 
hracht werde , dafs «ie möglichst sicheres Mittel 
jjox Erreichung des bemerkten Zweckes sey. 
Es fragt sich also i wodurch diese Qualifikation 
der Strafandrohung^ bedingt sey? 

§. 470. 

Sie ist dadurch bedingt , dafs sie für den 
böfsen Willen sowohl , als für die Unbedacht- 
samkeit ein $ nach psychologischen Gesetzen 
zureichendes , Gegengewicht bilde , d. i. ein 
solches V welches weder unter d^em Gewichte 
des böfsen Willens und derUnbesonnenheit zurük- 
bleibt> noch dasselbe unverhältnifsmäfsig über* 
wiegt ; denn erstcres würde seinem Zwecke 
nicht genügen, für lezteres aber wäre, da — - 
wenn irgend eines — das gleiche Gegengewicht 
acbon hinreicht, kein Grund vorhanden, so wie 
k^infester Bestimmtingsgrund für seine Grenze; 
«ie bildet aber dann das Gegengewicht der gefor- 
derten Art , wenn sie jede , von Seite eines 
Siaatsglieds^ künftig mögliche , Verletzung des 
cl\echts oder der Rechte eines von ihr zu schüz- 
zenden Subjekts durch gleiche Kränkung der 
Aechte des Verletzenden selbst bedingt, wefm 
sie an jede rejcbtverletzende Äufserung die Er- 
duldung eines > dem in der Rechtsverletzung 
bezielten sinnlichen . Gute entgegengeseztenv 
sianlicben Übels, als'noih wendige Folge knüpft, 
ymtm sie jeden rechtswidrigen Eingriff in die 
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Rechtssphäre eines Anderen mit einem gleichea 
Bioschreiten in das Recbtsgebieth des Eingrei- 
fenden selbst bedroht, wenn sie, mit einem 
Worte, Gleiches mit Gleichem (im angegebenen 
Sinne^ vergilt; denn, da im Momente der Ver- 
suchung zu einer Rechtsverletzung die reelle 
Existenz des durch sie erreichbaren Objekts 
gewifs der vorherrschende Wunsch ist, und eben 
darum nur das Gegentheil davon das am meisten 
gefürchtete Übel seyn mufs , so kann auch nur 
durch die Vorstellung von ge^Visf^en Erfolge des 
geraden Gegentheils in jenem Momente die 
Wirkung hervorgebracht weiden , dafs der 
Wunsch der reellen Existenz jenes Objekts auf- 
gegeben werde , oder dafs er wenigstens sich 
nicht in Handlung setze; die Wirkung dieses 
Wunsches findet nur in jener Vorstellung 
vom geraden Gegentheile eine Gegenwirkung, 
wodurch jene sicherer aufgehoben werden mufs, 
als es von der Vorstellung eines anderen, selbst 
grÖfseren, Übels erwartet werden könnte , weil 
dieses Gegentheil in jenem Momente das , in 
concreto am meisten gefürchtete , abo das rela- 
tiv -gröfste Übel ist. So gewifs Ferner bey 
jedem Menschen die Sorge für die Sicherheit 
seiner Rechte vor Anderen vorauszusetzen Istj 
so gewifs wird er auch durch jene Art der Straf- 
androhung bestimmt , dieselbe Sorge für di« 
Sicherheit der Rechte Anderer vor ihm zu tragen. 
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weil darch jene Strafandrohung jede Verletzung 
der Hechte Anderer dnrch ihn, zugleich Verlez:- 
znng der seinigen wird, er daher nie, ohne 
gleiche Gefahr für sich selbst, unbesonnen gegen 
Andere handeln, oder absichtlich diese gefähr« 
den kann , eben diese gleiche Gefahr für ihn 
selbst aber unter allen Umstanden das in con* 
creto wirksamste Mittel seyn mufs, ihn zu der» 
zur rechtlichen Sicherheit aller Anderen nÖthi* 
gen, Besonnenheit und Rechtlichkeit zu bestim- 
men« Eine^ nach dem Grundsatze der Wieder« 
Vergeltung modißzirte , Strafandrohungsweisa 
berechtigt also zu der gegründeten Hoffnung, 
' dafs ihr Zwefc im höchsten , durch den Weg 
des psychologischen Zwanges überhaupt mÖgli« 
eheuy Grade von Zuverläfsigkeit werde erreicht 
werden. 

Anmerkung« Die Lehre , daf« dem Verbrecken ein 
(Überhaupt) gröfseres Übel, als der durch jenes 
XU erwartende Vortheil ist^ entgegenzusetzen, und 
dann nach den, im $*'468 bestimmten > Momenten 
zu modifiziren sey » ist meines Erachtens Für die 
Strafgesezgebung sehr unzureichend ^ da siö dieser 
blofs^ine formelle Bedingung y aber. weder die Quali- 
tSty noch den Anfang und das Ende des anzudrohen- 
den gröfserti Übels zu erkennen gibtt somit die Will.** 
kühr nicht ausreichend determinirt; wohingegen die» 
im f* angegebene > Bestimmung sowohl fiir die Qua- 
lität als Quantität ( mit ihren Modalitäten ) der aazu* 
drohenden Strafe einen befriedigenden Mafsstab ge- 
Tvährt» Die Strafandrohung ist zwar Sichernngsmitt^ 
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▼OT künftig Hberhanpt nSglichen Verbrechen , Äiuft 
aber eben darum» damit tie solches sey^ so einge^ 
richtet werden, dafs sie. jeden einzelnen Bürger » des 
' künftig zum Verbrechen versucht werden könnte 9 in 

concreto abschrecke > verhindere i dasselbe zu bege- 
hen« Diese Qualität kann aber die Strafandrohung 
nur dadurch erhalten» dafs sie nach dem Prinzipe 
der rechtlichen Vergeltung modifizirt wird; denn nur 
unter dieser Voraussetzung kann und wird sie 9 ob* 
gleich in absracto aufgestellt f auch die konkrete Wir- 
kung hervorbringen 9 die sie hervorbiingen soll; 
wäre sie aber nicht auf diese ihre Wirksamkeit in 
eoncreto mitberechnet 9 so würde sie noth wendig 
ihren Zwek verfehlen 9 also selbst zweklos seyn. (Wie 
übrigens die Wiedervcrgeltung bey einem Verbrechen 
ans Versehen (culpa) von jener bey einem Verbre- 
chen aus ^fsem Vorsatze (dolo) sich unterscheide > 
ist bereits im $. 63 j m. Systems der reinen Staats- 
lehre erörtert). 

§• 471. 

Eine* so qualifitirte Strafandrohung bewährt 
sieh aber auch als das * der Forderung der Qe^ 
rechtigkeit wie der Klugheit gleich entspre- 
chende, Mittel zu dem unterstellten Zwecke; 
denn die Befugnifs überhaupty dem Angriffe auf 
Rechte Zwang entgegenzusetzen > ist ohnediefs 
aufser Zweifel, und demjenigen, der nach denisel* 
benGesetze^ welches er selbst aufstellte^ behandelt 
wird, geschieht offenbar Recht. Die Klugheit 
aber fordert, dafs der zu wählende Mafsstab der 
Strafandrohung ein «olcher sey, durch welchen 
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lieVeihillnifsmäfsigkeit zwischen Verbrechen 
i Strafe soviel möglich begründet und ge- 
liert; 2) die Erreiehbarkeic des Zweks der 
aiiindrohung, soviel diels iin Wege despsycho* 
iscben Zwanges möglich i't, verbürgt* uad 
Icher 3) Für den Gesezgeber sowohl als Richter 
iktlsch wirklich anwendbar ist. Der ersten 
:ser AnforderuDgen leistet der« im vorigen §. 
Inzirte , MaTsstab mehr , als jeder andere 
ikbare, Geniige * indem derselbe zunächst auf 

fragliche Verhältnifs berechnet, eben dieses 
rhältnifs uro so mehr sichert , je genauer 
selbe in abstracto wie in concreto angewendet 
rd; denn es soll ja Gleiches mit Gleichem 
gölten werden. Däfs der zweyten jener 
forderungen durch den unterstellten Mafsstab 
lügt werde« ist im vorigen §. hinreichend 
gethan. Die praktische Brauchbarkeit 

geforderten Mafsstabes für Gesezgeber und 
:hter erhellt aber daraus, dafs derselbe die 
tlkühr' des ersten wie des lezten sowohl in 
sehung der Qualität als des Anfanges und der 
mze der Quantität der* jedem Verbrecher 
genznsetzenden , Strafe hinreichend deter- 
lirt, durch Bestimmung einer, in abstracto 
rohl, als in concreto hinreichenden , Erkennt- 
fquelle jener Qualität und Quantität} diese 
Lenntnifsquelle ist nämlich das, vom Gesez« 
ler im Begriffe vorausgesezte , oder dem 
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Richter in Facto gegebene, Verbrechen selbst« 
freylich nicht dem blofsen Namen, sondern 
seiner Natur uni seinem Wesen nach ; denn 
sobald gewisse Bechte als verlezt , oder gewisse 
Übel, als dem Anderen zugefügt, im Begriffe 
vorausgesezt , oder in facto gegeben sind, so 
weifs auch der Gesezgeber undBichter, welche 
Rechte dem Verletzenden , und in welchem 
Mafse sie ihm zu entziehen, -welche Übel und 
in welchem; Mafse sie ihm zuzufügen seyen; 
und diefs mufs bey jedem 'Verbrechen Statt 
finden, da der Gesezgeber nur Hechtsver- 
letzungen als Verbrechen bezeichnen* und 
tpit Strafe bedrohen darf. 

§. 472. 
Einige Beyspiele mögen zureichend seyn« 
die praktische Anwendbarkeit des aufgestellten 
Mafsstabes nachzuweisen, und zugleich auf den 
Geist seiner Anwendung aufmerksam < zu 
machen. Die Natur und das Wesen aller denk- 
baren Verbrechen z. B, gegen den Staat . 
besteht darin : dafs durch sie die Rechte der 
Gesammtheit der Staatsglieder auf das ungestörte 
Fortbestehen der Sicherungsanstalt für ihren 
Bechtszustand , und der ( mehr oder minder 
wefentlicben ) Bedingungen ihrer Wirksamkeit 
verlest werden ; die ■ ' nach dem po.'tulirtea 
Malsstabe diesen Verbrechen entgegenzusez- 
zende, Strafe wäre sonach Aufhebung aller 
Bthf Sukukimn II. Äbih. 17 
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Sicherung für die Verbrecher selbst^ Erklärung 
ihrer Hechtslosigkeit, Ausschliefsung derselben 
vom Staate, welche, %. B* in Ansehung ihrer 
Dauer und anderer begleitenden Modifikationen, 
gar wohl dem Grade des Verbrechens angepafst 
werden kann. (Was bey der jetzigen Einrich- 
tung der Staaten jener Ausschliefsung folgen 
müsse? davon später. — Ferner die Natur z, B. 
von Verstümmlungen des Körpers , besteht in 
Zufügung von Schmerzen , Aufhebung des natür- 
lich • vollständigen Körpergebrauchs, und der 
vollständigen Erwerbs- oder Genufsfähigkeit, 
den Rechten des Verlezten zuwider; die, da- 
gegen anzudrohende, Strafe wäre nach jencrra 
'Mafsstabe die Zufügung verhältnifsniäfsiger 
Schmerzen, (z. B. durch Schläge) verbunden 
mit Aufhebung der Freyheit (Gefängnifs in , zu 
dem Grade der Verstümmlung verhäUnifsmä^- 
siger, Dauer und Schwerf ) und Schadensersaz. — 
Das Wesen der Nothzucht , als eines Verbrechens, 
besteht in einem gewaltsamen Eingriffe in das 
Urrecht einer Person auf die Freyheit und Unan- 
tastbarkeit ihres Leibes , und (nach Umständen) 
in ihr Recht auf die Voraussetzung ihrer Mora* 
lität, und auf deren Folgen. Die, ihr entgegen* 
zusetzende , Strafe wäre sonach Zufügung von 
Schmerzen (als eines, dem Wollustgefühle ent- 
gegenstehenden, Übels) verbunden mit kurzem, 
aber (z.^B. durch besondere Fesseln) erschwertem, 
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GePängnisse, und (nach Umständen) ^Schadens- 
ersaz, nach vorgängiger öffentlicher Aufteilung 
mit einer, mit passender Inschtiit versebenen , 
Tafel. — Diese wenigen (absichftidh dämm, 
weil bey ihnen die Wiedervergeltniig aflißchwie- 
rigsten ausführbar hätte scheinen körnien, ge^ 
wählten) Beyspiele mögen zureichend seyn , dia 
praktische Brauchbarkeit und den. Gei^t der An-« 
Wendung des postulirten Mafsstabes zif zeigen , 
welcher, wenn gleich nicht ein machematisch-ge* 
naues — das überhaupt unmöglich ist — doch un- 
verkennbar ein richtigeres Verhältnifs zwischen 
Verbrechen und Strafe bestimmt, als jeder andere^ 
nnd in jenem Geiste aufgefafst, das Geschäft 
des Gesezgebers und des Richters am befrie- 
digendsten leitet und unterstüzt» für welche 
übrigens in der generischen Natur eines 
jeden Verbrechens^ als eines Eingriffes in die 
Freyheit Anderer, die Entziehung oder Beschrän- 
kung der Freyheit des Verbrechers t als gerechtes 
Mittel der genaueren Ausgleichung des Verhält- 
nisses zwischen Verbrechen und Strafe , so wie 
als gerechtes Surrogat für manche specielle Arten 
der Vergeltung , die durch die Rüksicht auf die 
Forterhaltnng des Staats unräthlich seyn oder 
werden könnten , vollkommen begründet ist. 

§. 473. . 
Die, im ebeh bestimmten, Geiste durch- 
zuführende » Vergeltung jeder Rechtsverlez- 
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zoDg ist sonach der (keineswegs durch Gründe 
der Moral» sondern lediglich des Rechts und 
der Klugheit motivirte) allgemeine Mafsstab aller 
Strafandrohung 9 die Norm der Urbestimmung 
der Quantität und Qualität der, den Rechtsver- 
letzungen entgegenzusetzenden, Strafen» durch 
welche die Recht- Zwek - und Veilrältnirsmäfsig- 
keit der lezteren mehr, als durch jede andere 
Norm begründet wird, und, die Forderung 
aufstellen, da(s die Strafe im Verhältnisse mit 
dem Verbrechen stehen , und nach dem Geiste 
des Verbrechens eingerichtet seyn soll» und 
dennoch die Vergeltung im erwähnten 
Sinne nicht als den Mafsstab der Strafandrohung 
anerkennen wollen, hiefse sich selbst geradezu 
widersprechen. — Allein eine sich hier unmit- 
telbar aufdringende, und unumgängliche Frage 
ist: findet diese Vergeltung ohne alle Ein- 
schränkung statt? oder hat sie eine bestimmte 
Grenze? und welche ist es? — Das Straf- 
recht der Staatsgewalt, als ein gegründetes, geht 
unstreitig so weit, als sein Grund; dieser ist die 
Bestimmung der Staatsgewalt, die Rechte der 
Staatsglieder zu sichern. Durch welche Strafen 
die Realisirung dieser Sicherheit bedingt ist, 
diese ist also auch — so ist man vorläufig im 
Allgemeinen zu schliefsen berechtigt — die Staats« 
gewalt anzuwenden befugt« Allein fürs erste ist 
zu bemerken, dafs man nicht behaupten könne. 
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dafs die Realisiruog jener Sicherheit durch irgend 
Mne besondere Stxafart absolut bedingt, 
noch, dafs jene Sicherheit durch irgend eine 
Strafart absolut erreichbar sey; denn die 
Erfahrung lehrt, dafs selbst diejenigen Verbre- 
chen, gegen welche die möglichgröfste Strafe 
angedroht ist, demungeachtet begangen, und 
dafs hinwiederum dieselben Verbrechen unter 
gleichen Verhältnissen durch minder schwere 
Strafandrohungen verhütet werden. Die Staats- 
gewalt, schliefst man weiter, ist also doch wenig- 
stens befugt, diejenigen Strafen anzuwenden » 
durch welche nach richtigem Urtheile möglichen 
Verbi'echen im möglich wirksamsten Grade hß* 
gegnet wird* Auch diefs ist im Allgemeinen 
wahr. Untersucht man aber Eigenheit und Um- 
fang jener Befugnifs genauer, so mufsman, in- 
dem man ihrer Urquelle nachspürt, auf den 
unleugbaren Grundsaz stofsen: dafs *— so wie 
entschieden die Staatsgewalt sich überhaupt nicht 
willkührlich aller und jeder Mittel zur Erreichung 
ihres Zweks, sondern nur solcher Mittel 
bedienen darf, deren Gebrauch innerhalb der 
Qr^nze ihrer Gewalt liegt, wozu sie durch den 
Grund ihrer Gewalt berechtigt ist, und zu deren 
Gebrauch sie von dem, sie bevollmächtigenden, 
Subjekte auktorisirt werden konnte -^ so auch 
die Staatsgewalt unter den Klassen möglicher 
Strafen sich nur solcher Strafen, als Mittel 
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xn ihrem Zwecke, bedienen dürfe, deren Ge* 
brauch die Grenze ihrer GewaU nicht übersteigt, 
zu deren Gebrauch sie im Übertiagungsvertrage 
berechtigt werden konnte. Die Grenze der ihr 
übertragenen Gewalt ist also auch zugleich die 
Grenze dep« ihr mit jener übertragenen, Straf- 
rechts, ond dieses steht in seiner Anwendting 
unter der allgemeinen Bedingung aller Wahl der 
' Mittel zum Staatszwecke. 

§. 474. 
Fragt man nun aber: welche Mittel durch 
den Übertragungsvertrag der Suacsgewalt nicht 
&ur Disposition haben gestellt werden können, 
und welche daher auch nicht, als zu ihrer Dis- 
position gestellt, somit aufser den Grenzen ihrer 
Gewalt liegend , zu betrachten seyen? — (denn 
uns interessirt hier nur die negative Seite) — 
so kann die Antwort darauf nur in dem Umfange 
der eigenen Dispositionsbefugnifs der Übertra- 
genden übersieh selbst gefunden werden; denn 
worüber ich selbst zu disponiren nicht befugt 
bin» darüber kann ich auch einen Anderen zu 
disponiren nicht ermächtigen, darüber kann also 
auch auf jeden Fall der Andere, der nur durch 
mich ermächtigt ist , zu disponiren nicht befugt 
seyn. — Nun kann zwar jed$r Mensch über 
den ganzen Umfang seiner Rechte, waa deren 
Geltung betrift, disponiren, und es läfst sich 
allerdings annehmen, dafs Jemand sage : ich 
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5etze die Geltung meiner Rechte -zum Unter« 
pfände der Sicherheit der Anderen vor mir ein^ 
worüber aber kein Mensch gültig disponiren 
kann , ist die Urbeding^ung aller seiner Hechte 
und seines Dispositionsvermögens selbs(> nämlich 
seine physische Existenz, und es läfst sich 
schlechterdings nicht annehmen , dafs jemand ver« 
nünftig sage: ich setze mein Leben zum Unter» 
pfände der rechtlichen Sicherheit Anderer vor mir f 
ein ; denn dasjenige, was Urbedingung aller Dispo- 
sition ist| kann unmöglich durch eine Disposition 
seilest gültig aufgegeben werden, und, wenn auch 
eine solche Disposition, als Erscheinung, möglich 
wäre , so dürfte dennoch der Staat nie dieselbe 
acceptiren, da der Staat, als Personene^inheit, un- 
leugbar selbst der Verbindiichkeitdes Hechts- und 
Sittengesetzes unterliegend, nichts gegen dasselbe 
unternehmen darf, die Annahme jener Disposi- 
tion aber, als einer im höchsten Grade Rechts * und 
Sittengesezwidrigen That, selbst höchst Rech ts- 
und Sittengesezwidrig wäre. Da nun -^ seitdem 
der Glaube an den göttlichen Ursprung der 
Staatsgewalt verschwunden ist — der einzige 
Rechtsgrund aller Staatsgewalt nur in einem 
(ausdrüklichen oder stillschweigenden) Bevoll- 
mächtigungs-oder Übertragungsvertrage gefunden 
werden.kann « die bevollmächtigenden oder über- 
tragenden Subjekte selbst aber, als vernünftige 
Wesen , über ihre physische Existenz nicht gültig 
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disponiren , mithin auch eine Di^positipnsbefug- 
nifs darüber der Staatsgewalt nicht gültig über- 
tragen können , diese auch eine Dispositions- 
befugnifs der Art nicht einmal acceptiren dürfte, 
so folgt unbestreitbar , dafs der Gebrauch solcher 
Mittel , die auf die Vernichtung der physi- 
schen Existenz irgend eines Staatsglieds gerichtet 
sind» aulser den Grenzen der Staatsgewalt 
% lieget dafs sonach diese derTödtung eines Staats- 
glieds sich nicht ab eines Mittels zum Staats- 
zwecke bedienen , dafs sie keine That durch die 
Tödtung des Thäters bedingen dürfe, mit einem 
Worte*: — dafs die Todesstrafe durchaus 
unzuläfsig sey; weil diese Art der Strafe der 
allgemeinen Bedingung eines zuläfsigen Mittels^ 
zum Staatszwecke ermangelt, weil die Staats- 
gewalt zu deren Gebrauch im Übertragungsver» 
trage nicht ermächtigt werden konnte, also das 
Fundament ihrer Strafgewalt bis dabin nicht 
reicht« 

Annierlcuog* Herr Feuer back sagt in •« Lebr« 
buche de» peiolichen- Rechts (41^ Aufl«) §. 35» >kSo» 
y,fern «in« Person du^ch erklärten Willensakt Rechte 
^, aufgehen kann , hebt die ^rlaubnifs zur La^ion 
i^von Seite des Verlezten den Begriff des Verbrechens 
^,auf^ Volenti non fit injuria« Nur mnfs das Recht, 
,9 gegen welches, der Erlaubnifs gemäfs, die Hand- 
,^lung gerichtet ist| der ( rechtlich ) möglichen Dis* 
„Position des Verlezten unterwotfen seyn» Ist das 
^»Recht an sich der freyen WillkUhr des Berechtigten 
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,>enuogeu b)^ so ist die Erlaubnifc ohne rechtliche 
ly Wirkung. *< lu der Note b) hierzu sagt er dann: 
y,Au3 diesem Grunde nehme ich jezt gerne meine ehe* 
jymaliee Behauptung von der Straflosigkeit derTödtung 
,, eines Menschen , der den Tod verlangt, zuruk,<< — 

Es -wird mir erlaubt seyn, zu folgern : ist das 
homicidium in Tolentem commissum aus dem von 
Herrn Feuerbach angerdhr((en Grunde — -weil 
nämlich das Recht über das Leben der freyen Will« 
liühr de^ Berechtigten entzogen y weil es nicht der ' 
( rechtlich ) ;möglichen Dicposition des Menschen 
unterworfen ist -^ ein Verbrechen y so hat die Staats- 
gewalt durchaus kein Recht zur Todesstrafe 9 weil 
ihr, eben aus dem angerührten Grunde» unmöglich 
ein solches Recht, weder mittel -noch ^mittelbar , 
weder ausdrliklich noch killschweigend , übertragen 
seyn kann » und sonst keine Quelle jenes Rechts ge- 
denkbar > gleichwie es fUr mich unerkl'ärbar ist» wie 
man» nach jener Voraussetzung » noch die Todes* 
strafe a]s zul'jfsig ansehen könne» Ich sage ferner t 
hSlt man die Staatsgewalt für berechtigt zur Todes- 
strafe, 90 kann man ohne grofse Inkonsequenz den 
Selbstmord nicht für eine unrechtliche noch unmora- 
lische That ausgeben ; denn es liefse sich nicht abse- 
ben» warum die Menschen» "wenn sie zu Gunsten 
Anderer über ilor eigenes Leben sollten disponiren 
können — ^ diefs sezt aber das Recht zur Todesstrafe 
von Seite der Staatsgewalt nothwendig voraus — diefs 
nicht auch zu' Gunsten ihr^ individuellen Lage soll- 
ten thun könnent Eine» in Ansehung des hier 
relevanten Punkts durchgreifende» Dispa- 
rittt der hier gegeneinander gehaltenen Fälle durfte 
kaum nachgewiefsen «u werden yermögen. 
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§. 475. 
Das Resultat der eben aufgestellten Erörte* 
rung befafst zugleich die Antwott auf die, im 
^* 475- aufgeworfene, Frage: dafs nämlich die 
(rechtliche) Vergeltung, als Mafs^tab, aller 
Strafandrohung , dennoch nicht ohne alle Ein- 
schränkung statt finde, vielmehr blofs auf die 
bürgerliche Existenz, als ihre ausschlies- 
sende Sphäre, eingeschränkt, somit durch Ver- 
nichtung der bürgerlichen Existenz ihre 
äufserste Grenze erreicht sey, — dafs dem- 
nach an dem Morde eines Staatsglieds blofs die« 
darin enthaltene, Vernichtung der Existenz einer 
Staatstürgers, als eines solchen, von der 
Staatsgewalt, durch Aufhebung der Bürgereigen- 
schaft des Mörders, d. i. durch dessen Aus- 
schliefsung vom Staate rechtlich bedroht and 
vergolten werden könne, die Vergeltung der 
Vernichtung eines Staatsglieds , als eines 
Menschen hingegen , als aufser den Grenzen 
der Staatsgewalt liegend, einer höheren Straf- 
gewalt zu überlassen sey. Diese Antwort findet 
auch in der Natur der Sache ihre volle Rechtfer- 
tigung } denn die Menschen unterliegen der 
Staatsgewalt nur, in wiefern sie Bürger sind, 
d. i« Glieder einer, zur Geltung ihres Bechts 
errichteten , Gesellschaft. So wie nun das Straf- 
reellst keiner Gesellschaft j als solcher, über ihre 
Glieder weiter gehen kann, als bis zum Aus- 
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ßtofsen aus der Gesellschaft , weil damit die 
äufserste Grenze der , durch den Grund der Ge- 
sellschaftsbefngnifs bezeichneten, Sphäre erreicht 
ist a)j so kann auch das Strafrecht des Staats 
nicht weiter gehen, als bis zum Ausschliefsen 
vom Staate, weil die Strafbefugnifs des Staats, 
als einer Gesellschaft zu dem bemerkten Zwecke, 
an dieselbe Grenze gebunden , und kein Grund 
erfindlich ist , durch welchen die Sphäre der 
Befugnifs dieser besonderen Art von Gesellschaft 
über jene^ durch den Begriff, die Natur und das 
Wesen jeder Gesellschaft , als solcher , gezo- 
gene > Grenze hinaus erweitert würde; denn da 
nicht die Urbedingung der Rechte selbst, 
sondern nur die Geltung der Rechte > positi« 
ves Produkt des Staats seyn kann, und soll, so 
kann> nach einer natürlichen Folgerung auf den 
Gegensaz , nur ein Grund seiner Befugnifs , die^ 
Recht s^eltung zu entziehen > nicht aber 
auch ein Grund der Befugnifs, die Urbedin* 
gung der Hechte selbst aufzuheben, für ihn 
gedacht werden; und, dafs eine besondere Ein- 
willigung der zum Staate geeinigten Subjek|^^ 
zur Disposition auch über die Urbedingung 
ihrer Hechte nicht unterstellt werden dürfe , 

ist voraus erwiesen, 

* 

a) So z* B. htt auch die Kirche (eine positiv religiöie 
Gesellschaft } , als solche , ihr Strafrecht iiie über die 
Ausschliefsuiig yoo der Kirche, den Kirchen* 
bann, ausgedehnt* 
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§• 476. 
Der seiner bürgerlichen Existenz ver- 
lustige — und dieCs wäre, 2!ufolge des po^tuluv 
ten Strafgesetzes , der Mörder ( so wie der Ver- 
brecher am Staate unmittelbar) von dem Augen« 
blicke der begangenen That an «— ist eben 
darum, weil an ihm die Eigenschaft eines Staats- 
glieds verschwunden, somit auch der Staat für 
ihn nicht mehr Staat ist, auch nicht weiter von 
diesem Staate strafbares Subjekt, und die 
Staatsgewalt kann gegen ihn ^ als strafende 
Gewalt, nicht weiter wirksam seyn , sondern 
lediglich als Fol izeygewalt, das ist, sie mufs — 
da ihre Verbindlichkeit fortdauert , den Staat 
und seine Glieder vor künftig etwa möglichen 
Verletzungen von Seite des Ausgestofsenen tax 
sichern, der psychologische Zwang aber, nebst 
dem , dafs seine Unzulänglichkeit faktisch 
bewährt, hier nicht mehr anwendbar ist — 
n'unmehr gegen den Ausgestofsenen,. dent um 
jener Sicherung willen nöthigen , physischen 
Zwang anwenden , welcher jedoch , zufolge der 
voraus bezeichneten Grenze der Befugnifs der 
Staatsgewalt überhaupt, ebenmäfsig nicht in 
der Tödtudg des Ausgestofsenen , sondern hoch« 
stens in dessen lebenslänglicher Detention in 
einer ^ die Möglichkeit seines Entjcomm^ns 
durchaus aufhebenden , Art bestehen kann. 
Denut dafs irgend ein Fall möglich sey, in 
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welchem der Staat sich und die Seinigen gegen 
einen ausgeschlossenen Verhrecher schlechter- 
dings nicht anders, als durch seine physische 
Vernichtang. absolut sichern könne; ist, wie 
ich schon an einem anderen Orte bemerkt habe, 
eine , der StaatskraFt widersprechende , und 
darum falsche , und keiner Rüksicht werthe 
Behauptung, — Die TÖdtung eines Verbrechers 
kann diesem allem nach, vredA als Strafe, 
noch alsPolizeymittel, in irgend einem 
Falle rechtlich stattfinden. 

Anmetkung. Ndi daiio, 'wenn irgend ein Verbrecher 
^e , tnr Bemlcbtigung t^iner Ferion vom Stiate be- 
■aftfagten , Diener durch die Alt teioer WldeneElich- 
keic in den Fall einer abaoluteii Nothwehre 
vecwzte, könnte der Fall g einer Tädtung vorkommen, 
vrenn n'jmlicb leztere lich (elbit niclit anders retten 
kömaen , all durcli de« ersteren physljcbe Vernicb- 
lung; dieie Tödtung erfolgt aber dann durcbaits nichi 
•ui dem Grunde eine« vom Staate übertragen en Recht* 
snrUidiung, nicht unter dem Tittl einer Strafe oder 
eines Foliaej-miitelt , londern üt reine Folge de». 
Recht« zur Nothvrebre in «ich ,. welche« hier lediglich 
nach den Grundsätzen de« Recht* lur Noihwehr* 
tiberbaupt lu beurtheilen i«t. 

§. 477. 
Dem allgemeinen Einwände, dafs die An- 
drohung der Rechtslosigkeit , der Ausschliefsung 
vom Staate mit ihren Folgen ( der VermÖgens- 
konfiskation und der lebenslänglichen Detention 
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nämlich) » kein zureichendes AbochiecknngS' 
mittel von Verbrechen der unterstellten Art seyo 
werde , setze ich die allgemeine Bemerkung 
entgegen; daf« keine Strafart. selbst die quali- 
fizirteste Todesstrafe nicht, als absolutes 
Sicherungsmittel vor Verbrechen gelten köntoe; 
den Beweis liefert die. in der Erfahrung gege- 
bene . faktische Existenz solcher Verbrechen, 
welche selbst mit der härtesten Todesstrafe 
voraus bedroht waren ; und dann die Freyheit 
des Menschen, mit welcher er sich selbst über 
den möglich gröfsten psychologischen Zwang 
absolut hinwegsetzen kann , und wodurch es 
denkbar wird, dafs Menschen, durch die leben- 
digste Vorstellung selbst der möglich härtesten 
Strafe vom Begehen eines Verbrechens nicht 
abgehalten werden können. Auf dem Gebiethe 
der Wirkung durch psychologischen Zwang kann 
und mufs man aber nur solche Gemüther vor- 
aussetzen, welche für die Wirkung des psycho- 
logischen Zwanges empfänglich sind, und diese 
Empfänglichkeit kann als allgemeine Regel (von 
der nur höchst seltene Ausnahmen, als Austritte 
aus der gewölmlichen Menschennatur . statt 
finden) unterstellt werden. Solche Gemuther 
werden nun, dem höchsten Grade psychologi- 
scher Wahrscheinlichkeit nach, durch die Ein- 
gangs erwähnte Strafandrohung von den tmter- 
ftellten Verbrechen sicher abgehalten werden , 
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wenn nur die Einwirkung dieses psychologi- 
schen Zwanges auf sie nicht durch die Hoffnung 
der Nichten tderkung geschwächt wird ; diese 
Hoffnung, ^Is Hoffnung der Straflosigkeit > ist, 
im Gegensatze vom psychologischen Zwange f 
psychologische Befreyung , (Entfefslung von 
jenem Zwange), iind solange also diese Hoff» 
nung bey den Gliedern ein^s.Staats Baum findet » 
läfst sich, von keiner Strafandrohung die Gröfse 
ihres wirklichen Effekts in concreto vorherbe- 
stimmen , weil diese lediglich von dem, durch 
die individuellen Umstände einer verbrecheri- 
sehen That begründeten ,' gröfseren oder gerin- 
geren Mafse jener Hoffnung abhängt. Nur soviel 
läfst sich im Allgemeinen bestimmen, dafseine« 
nach dem Mafsstabe der rechtlichen Vergütung 
bemessene, Strafe vor einem Verbrechen ungleich 
zuverläfsiger sichern wird , wenn dessen Nicht- 
entdeckung kaum gehofft werden kann , als eine, 
jenen Mafsstab noch so sehr überschreitende , 
Strafe , wenn auch nur mit einiger Wahrschein- 
lichkeit auf die Verheimlicliung des Verbrechers 
gerechnet werden kann. — ^ Hier wird voraus- 
gesezt, dafs durch die Veranstaltungen und die 
Thätigkeit des Staats die Rechnung auf die Ver- 
borgenheit irgiend eines Verbrechers so sehr, 
als es unter Menschen möglich ist, aufgehoben 
sey, und unter dieser Voraussetzung wird die 
Eingangs erwähnte Strafe erklekliches , je zurei- 
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henderes AbschreckuDgsmittel vor den unter- - 

teilten Verbrechen seyn , als, beym Mangel 
ieser Voraussetzung, selbst die tmrtesie Todes- 
trafe. So lange aber diese yorau5setzang in 
en wirklich gegebenen Staaten mangelt, bleibt 
s im Grunde eitles Bemühen, die Wirksam- 
tit verschiedener Arten'von Strafandrohungen 
aileinander zu vergleichen, weil hier die Wirk- 
amkeit der einen j wie der anderen Art, ala 
a." Bedingte, eben sosehr dem Zufalle über> 
issen ist, aU es an der Bedingung mangelt. 
Von der hieraus Für den Staat resultirenden 
laxime in der Folge. ) 

§. 478. 
Die Entziehung aller rechtlichen Sicherheit, 
ie Ausschlief^ung vom Staate ist dem allem 
lach die höchste Strafe, Trelclie von der 
Staatsgewalt in der Strafgesezgebung angedroht 
werden darf, und diese höchste Strafe (deren 
rvöfse und Gewicht nur von demjenigen ver- 
lannt werden kann, der den Werth des Staats 
etbst nicht kennt) ßndet nur gegen Mörder, 
ind gegen Verbrecher am Staate unmittelbar 
etbst statt. Innerhalb dieser Grenze «ind eben 
mancherley Arten von Strafen zuläfsig, als 
!S mancherley Klassen von Rechten gibt , welche 
■erlezt werden können , gleichwie gegen solche 
^erbrechen , wodurch mehrere Klassen von 
(echten, oder die Rechte mehrerer Subjekte » 
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zugleich verlezt werden, die Androhung einer 
gleichartig kombinirten, oder verbäUnirsmäfsig 
gesteigerten Strafe durch das deduzdbctet .Prinzip 
aller Strafandrohung geboten ist. -r- Natur der 
Sache und Grund aller Strafandrohung bes^eich* 
nen diejenigen Individuen^ welche s^Ib^t 
Rechte Anderer verletzen , oder ( mehr oder 
weniger, unmittel- oder mittelbar) dazu mit* 
wirken, als diejenigen Subjekte, gegen welche 
die Strafandrohung ausschliefsend g^ipbtet 
werden dürfe. Ausgeschlossen von ihr müssen 
daher bleiben alle diejenigen Subjekte, die 
nicht mit dem Verbrecher, als solchem, 
im Verhältnisse stehen , wenn sie gleich übrigens 
mit seiner Ferso^ sich (z. B. als Gatte, Kinder, 
Verwandte, Erben, was deren Person betrifft) 
in der nächsten Beziehung befinden mögen \ denn 
diese Beziehung an sich kann unmöglich Schuld- 
haftigkeit begründen; ohne leztere kann aber 
auch keine Strafe statt finden. — Von einer 
Verjährbarkeit der Verbrechen (oder viel- 
mehr der Strafen) kann endlich in einer fcwck- 
mäfsigen Strafgesezgebung gar nicht die Bede 
seyn, indem für jene , wenn auch nicht die Hoff- 
nung der Straflosigkeit durch sie genährt würde, 
auch nicht ein einziger haltbarer Grund erfind- 
lich ist. 
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§. 47!>- 
So wie übrigens die Natur der Sache lehrt, 
daf«in!firn^rdem EinfBchen beginne, und dann 
znm Zn^ammengesezten Fortschreite, dafs man 
diejenigen Bestimmungen vorhergehen lasse, 
Welche fiJer andere Bestimmungen als nothwen- 
dige Voraussetzungen dienen , so wird aach die 
StraFgesesgebung der Forderung , dafs sie nätür* 
lieh geordnet sey, am richtrgstendadurchgenü- 
gen , dafs sie (nach vorausgeschikter Einlei- 
tung* m. s. die Anmerkung zum $. 4^1.) mit 
entscIiöpFender AnFstellung der BegriFFe der ver- 
schiedenen Arten- inögticher Verbrechen gegen 
Privatpersonen (Individuen) ond der denselben 
angemessenen StraFeo den AnFang macht, unter 
diesen selbst wieder die einFachen Rechtsver- 
letzungen vor den kombinirten berüksicbtigt, 
dann zu den , gegen juridische Privatpersonen 
Riögiicben > Verbrechen übergeht, demnächst 
die, gegen die verschiedenen Klassen von Oiga- 
oen und organischen Behörden des Staats, und 
von den ersteren möglichen, Verbrechen be- 
stimmt, und endlich mit den, gegen den Staat 
selbst möglichen , Arten von Verbrechen , und 
den StiaFandrohungen gegen diese schliefst ; denn 
nur durch diese Ordnung kann den Fordefiingeo 
jener Fiämis.sen Füglich entsprochen werden. — ^ 
Dafs endlich von der StraFgesezgebung alle Hand- 
Uingeti f in welchen nicht die wei^entnchen 
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Merkmale «iner 'Hechtsverletzung ühtii* 
hauptsieb vorfinden, auszuschliefsen seye» , und 
dafs es einer genauen Untersuchung bedütfe, ob 
gewisse VerletÄungen in die Klasse von Privat- 
oder Staatsverbrechen gehören? scheint sich 
zwar von selbst zu verstehen * jedoch nicht oft 
und nachdrüklich genug erinnert werden zu 
liönnem. a) 

a} So z. B. dürfte es noch immer einer strengeren Prüfung 
bedürfen f ob M U n z verbrechen , Duelle u« s* w« 
in die Klasse von Staats • oder Privatverbrechen gehö* 
ren ? Desgleichen , ob überhaupt der Selbstmord y die 
Amtserschleichung und Simonie » die Selbstbefreyung 
aus .dem Gefingnisse y das Verfassen einer sogenannten 
Schmähschrift , deren Inhalt wahr in, die Blasphemie« 
der Zinswucher y die Sodomie » did Blutschande « 
die zwanglose SchwUchnng (Stnprnm)y der Konku- 
binat» die Kuppe! «f^ und dergleichen, in die Kate- 
gorie von Verbrechen aufzi^nehmen seyen? Indem, 
so evident auch das Unmoralische au den genann«* 
ten Handlungen , uud die Pflicht der Polizcyy sie 
zu berüksichtigeuy seynmagy es dennoch sehr schwer 
seyn dürfte i an denselben die wesentlichen Merkmale 
w^ii'klicher Rechtsverletzungen, als welche 
doch nur in der Strafgesezgebung des Staats 
zu berüksicbtigen sind » nachzuweisen« 

§. 480. 

Eine, von dier ausschliefs^nden ^ aber ent- 

6chöpFenden Rüksicht auF alle Arten möglicher 

Rechtsverletzungen geleitete f deren Merkmale 

eben so präzifs als klar bestimmende, in der 
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bemerkten Ordnung und nach dem voraus be- 
stimmten Mafsstabe durchgeführte » zugleich die 
Gerechtigkeit ihrer Anwendung sichern de 9 Straß» 
gesezgebung wird ihrem , im §» 460- aufgestellten, 
Zwecke nicht minder, als ihrer Bestimmung, 
zureichende Norm für die Strafrechtspflege selbst 
zu seyn , gebührend genügen ; denn eine so 
qualißzirte Strafgesezgebung bewährt sich nach 
allen Regeln der Psychologie als entsprechendes 
Mittel, das Begehrungsvermögen der Staatsglieder 
auf die, mit der Sicherheit des Rechts Aller 
verträgliche, Grenze zu beschränken , ihre Sinn- 
lichkeit von rechtsverletzenden Aufserungen ab- 
zuhalten , und die materielle Thatigkeit der 
Strafrechtspflege ihrem Zwecke gemäfs zu regeln, 
also zur Integrität des Rechtszustandes, so viel 
auf dem Wege des psychologischen Zwanges 
möglicn ist, mitzuwirken. Je weniger indessen 
die Gröfse der Schwierigkeit verkannt werden 
kann , allen aufgestellten Bedingungen der Zwek- 
mäfsig - und Vollständigkeit der Strafgesezgebung 
zu genügen, je weniger also zu erwarten ist» 
dafs schon das erste oder Urprodukt derselben, 
bey aller Sorgfalt in seiner Anlage , und bey 
aller Konsequenz in seiner Ausführung , auf 
den Karakter äer Vollendung werde Anspruch 
machen dürfen, desto deutlicher wird auch hier 
das Bedürfnifs der Permanenz der Gesezgebungs- 
kommission (so wie des gesezgebenden Korps in 



I 

i 



J 



277 

einer Düarchie) einleuchten, um die, im Laufe 
der Zeit durch die Vorfälle der Praxis sich ent* 
deckenden, Lücken in der StraFgesezgebung 
aiuszuf üllen , die sich ergebenden Mängel ient<r 
weder in Bestimmung der Merkoiate der Yet^ 
brechen, oder in der Zwekmärsigk^itidet ihnen 
entgegengesezten Strafen » ihrer Qualität und 
Qoan tität nach , oder in den Regeln ihrer An wen^ 
dimg TM verbessern, und so diurchfortyirährende 
Aufmafksamkeit und ununterbrochene ThStig« 
keit die Strafgesezgebung der Vollkommen* 
heit immer näher zu bringen. 

§. .481. 
Die Strafgesezgebung soll einen« der Er- 
scheinung von Läsionen des Rechts vorher- 
gehenden psychologischen Zwang begründen, 
sie solt durch die Vorstellung bestimmter Übel, 
womit sie jede künftige Rechtsverletzung auf 
den Fall ihrer Existenz bedroht, den Kei2& zu 
Rechtsverletzungen niederschlagen, und auf diese 
Art bewirken , dafs keine Rechtsverletzung« zur 
Existenz komme. Eine der unerlafslichsten 
Bedingungen , dafs dieser Zwek der Strafgesez- 
gebung ^reicht werde , ist also wohl unstreitig 
die : dkfs sie selbst zur Kenntnifs aller derjenigen 
gebracht werde t welche durch si e von Verbre- 
c^enlabgehalten werden sollen ; denn unmöglich 
kmn eine Drohimg wirken auf Jemanden , der 
sie' nicht kennte furzen sie also gar nicht wirk- 
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lieh Droliung ist , und eine nicht gehörig kund 
gemacluer tind dem Gedächtnisse jeder neuen 
Generation von Staatsgliedern sorgfältig einge* 
prägte 9 Stt^afgesexgebung müfste nothwendig 
ihrefii "eigentlichen Zwek » Bechtsverletzungen 
psycbolo^ich. XU verhüten, ganz verfehlen« 
Sollte man sich aber mit dem allgemeinen Be- 
firufst«cyn dier Staatsgi ieder^ dafs auf jedes Ver- 
brechen unausbleiblich eine Strafe folgen werde, 
genügen wollen, so bedürfte es keiner Straf- 
gesezgebung, sondern einer blofsen Instruk- 
tion der Organe der Strafrechtspflege ^ wie ßie 
vorgekommene Verbrechen xu bestrafen hätten; 
darin aber- erschiene die Staatsgewalt nicht als 
strafende, sondern als rächendet Macht, 
deren es nur darum zu thuen wäre, sich wegen 
eingetretener Rechtsverletzungen zu rächen ^ 
nicht aber darum, keine Hechtsverletzung ein- 
treten KU lassen. Je entschiedener jedoch die 
Bestimmung der Staatsgewalt ihr gebietet, %n 
verhindern, dafs Rechtsverletzungen wirklich 
zur Existenz kommen,, dafs sie je zu strafeQ 
brauche^ |e Weniger sie , um dieser ihrer Pflicht 
zu ^nügen, der Strafandrohung eMbebren 
kann, je weniger aber die Strafandrohung t aU 
solche, ohne dafs sie jed^m Staatsgliede leben- 
dig vorsdiwebte , die in ihr bezielte Wickmig 
hervorbringen kann, desto mehr mtifi^tte ein- 
leivchten , dafs die Staatsgewalt bey keinmn 
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Zvireige der Gesetzgebung weniger, als bey der 
Strafgesezgebung (deren K^enntnifs bey vorkom* 
inenden Fällen ihres Bedarfs und ihr^t Wirk* 
«amkeit nicht durch Andere ersezt werden kann) 
von dem Gebrauche der, in den §. §. 382 — 387 
vorgeschlagenen , Mittelj um jene ^den Staats» 
gliedern nicht nur kund zu thuen , sondern 
auch in einem stets let^nd^en Andenken der« 
s^ben zu erhaltmi , ohne^auffalleide f Atcjttver« 
nachläfsigung sich d^easiren koniiei 

Ar n.ar er Muja^., W«t 4ie^»cBUgk«ji ^iwfri 

Strafg^sezgebimff ia Ansehung ihres £^n£^f«e« auf di«^ 
Erreichung des Staatszweks 9 eifller^ uud anderer Seht 
die Masse «^onüngerechtigkeiten» womit eine schlechte 
Strafgesezgebung auf die, nach ihr zu richtenden ^ 

'^ VSÄer drUkt, nur einigennafsen erwSgty der wirtf 
Ruinen miis s^n ob des hohen Grads voti liid^el^tt^ ^ i^bl- 
«h^ sieh bisher so vidfUtigini Gebietlvdie^s Zfvreigtr 

der Geseagebung zeigte > ;un4i welcher. d^fil^co^H^^ 4^ 
rohf sten Barbiq^^y i ein » mit der Farbe df s ^Ile^ts 
«ibertUnchtes 9 U^rgeheuer» nicht nur bis zum i^ten 
Jahrhundert^e beybehielt» sondern auch nocli das erste 

Dezennium desselben überleben liefs«-«— Dochf kann 

- • « , ' ' , .... 

man wohl auch nur einen gesunden Begriff ^ott 

ISfcn^^esgebung roraussetzefi bey Regi^irungeu ^ in 

4 > • s'^efeif l/mfiuig hlbchstens die Äe^tügdehrtea^ und. di« 

.'i-u>.iit<4Wr|klirdü;eri»ti«ch sogenannten)- peinliclien Richtec 

. ^^ ^^p Strafkodex kennen » alle übrigen .Staatsglie^dej^ 

aber itiit ihm unbekannt seyn dürfen? 
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Titel II. 

VfO nder Strafrechtspflegc. 

Nothweiidielteit «— Bci^riff *- ^wek und 
Sphäre der Straf rechts pßegc. Hanptainf ord e« 
rung;eti an dieselbe. Organisation und In* 
ItrnlLtion d^r Strafrecht8pfteg;e, 
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/lOat-di Me f in Aet StraFgesexgebotig 
enthaltenen f Drobnngen- gegen-Rechtgrertetzun» 
genioli^HleriEinilQfs der Sinnlichkeit aller Staats- 
gliede^ älif Aic Art ihrer Wechselwirkung bis 
zu der, durch die allseitige Rechtssicherheit 
derselben gieforderten, Grenze begrenzt, sollen 
die Staatsglieder, sich. nie dem Rechtsgesetze 
zpiyid^'9l^lb;ehandel|it bestimmt, soU)ed<$ von 
ihhens verhindert werden, die> in ihm zur 
ünterttet^mung einer Rechtsverletzung sich je 
etwa regiende , Lust in Handlung übergehen zu 
lassen. Es ist nun aber wohl für sich einleucb- 
tend^dafsdie, durch die gesetzlichen Drohungen 
^rzeugtcfj» Vorstellung sinntich^jjp ]p\)üel an 
^ich diefs nicht bewirken könne mid werde, 
wenn nicht !tn dieser VorsteUung ^lasiBewufst* 
seyn hinzutritt, dnh diese sibnlichen Übel in den, 
5^on der Drohung unterstellten, f^ällen unaus« 
bleiblich erfolgeit» dals die t)rohungeii# 
sobald ihre Bedingungen gegeben würden, un* 
fehlbar werden realisirt werden. Diese 
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feste ^Überzeuguiig von dem unfehlbaren und 
^usnahilhlosen Erfolge der Bealität jener Drohun- 
gen istt» der Natur der Sache nach, die uner« 
lafsli^che Beengung des. Eintritts der 9 In Auf- 
stellung der lezteren behielten I .Wirkung 9 und 
darum die Bewirkung jener festen Überzeugung 
nnerlafstichles Mittel zur Erreichung des bemerk- 
ten Zwt^ks aller Strafandrohung. Um aber diese 
feste Übersettgnhg in alleii Staatsgliedern zu 
bewiirken^ reicht der. Atisdruk der Drohung 
allein, d; i. die Ankündig.'ang jencfs uofehl- 
barenf Erfolgs im Gesetze , nicht hin , sondern 
müfi^ vkklaehr ^ die Drohung selbst p e r s o n i-r 
fizirty;die:Gewifsheit ihrer Bealität auf eine 
in die,Sinn;e£»Uende Art dargestellt und verbürgt 
werdet;« denn nur unter dieser Voraussetzung 
läTst '^h mit »Zuverlafsigkeit auf allgemeine 
Begründung der postulirten Überzeugung rech- 
nen; und. je entschiedener die Pflicht der Staats- 
gewak^ den..35^$k der Strafandrohung a^u rjea- 
li^reh'i duir^h :d^n Eüti^wek des Staats selbst 
ausgef^färocbti^^B^/desi^ deutlicher springt die 
Noibwendig^eit in die Augen , dafs die Staats- 
g^^alfc V lim-^r Bedingung jener Healisirung zu 
gehügen, diis^ben bezeiiphnete Mittel hierzu jijns 
HTttk sTiftzen müsse. * , ^p 

li » Dife Strafandrohung wird personifizirt , diöT 
Gtiwilsheif ihrer Bealität auf eine in die Sinnet 
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fallende f ^objektive) Art dai^estellt unfl ver* 
bürgt, durch (der Wirklichkeit eines Verbre«i 
chens Torausgehende) Etablirung einer That* 
kraft 9 bestimmt» jede, im Gebiethe des Staats 
mögliche» Übertretung der Strafgesetze zu be- 
achten , zu untersuchen » mid den Gesetzen 
gemäfs zu bestrafen» durch Veranstaltung ein^» 
die Strafgesetze unausbleiblich anwendenden und 
. vollziehenden j Wirksamkeit. Die Summe dieser» 
durch die Merkmale des Begriffs der Anwendung 
und Vollziehung' 'der Strafgesezgebung geböte* 
nen» Funktionen bildet den Begriff der Straf* 
reohtspflege» als derjenigen besdnddren Wii^ 
kungssphäre der Staat5gewalt, oder desjenigen 
besonderen Zweigs der Staatsverwaltung» der 
darauf gerichtet ist» bey jeder» im Gebieüie des 
Staats eintretenden > LSsion des Hechts die 
gesezliche Drohung unausbleiblich zu realisi- 
ren. — - Zu der » in der Stra%esezgebung an 
sich enthaltenen» subjektiven Nötbigm^ 
auch die» zur Geltung der ersterett" erforderliche» 
objektiveN^thigutig« hinzuzufügen» d^n»» in 
dem Ausdrucke der Strafandvohting liegend^iy 
subjektiven psychologischen Zwang lidorch* Ob« 
jektivirung des^lben* mittelst Exekution der 
Drohung zu ergänzen» oder mit anderen Wiritetf^ 
die in der Ankündigung der Strafen bezielte 
Wirksamkeit durcli BeaHsiirung de)* Drohung in 
jedem Vfm ihr moter^eliten Falle zu vollende» y 
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da$ ist: den geaezlichen Drohungen diejenige 
Kraft zu leihen, aenjenigeti (exekutiven) Nach* 
druk z\x geben ^ ohne welchen ihr Zwek, alle. 
Staat«glieder von jeder» durch sie künftig mog* 
liehen Rechtsverletzung wirklich abzuhalten ^ 
kaum erreichbar wäre» ist der eigentliche und- 
einzige Zweki aller Straf rechtspflege i und da 
die Reali^iiruiig dieses ihres- Zweks 6ich durch 
sich seihst als unumgängliches Mittel zur Er^ 
reichung des Entzweks des ^ Staats bewährt, so 
kann äici£inr^i|ittE^-der Strafrechtspflege .unter' 
di« ZweigederSuatäterwaltutog keiner weiteren^ 
Hechtfäjdgvmg bedürfen. 

' AnmerViiug.' Die £rtt«^ifcileiih^t ilor QailitXt d«t 
£txsitmibispBfig/6 i wie.ckrCirikecltt^ftege, •r^sBAt*^ 
Jicha^ Zvrei'^ dfer Staauv<»rwaltiin^ k|i seyn \ 'ri%t 
wolil yc|ii ffelbst deii^ von xnancherlev grundlosen 
Folgen begleiteten 9 Fehler, welchen der gemeine 
Sprachgebrauch dadurch begeht y daft er die Justiz» 
hehörden von (^Vorzugsweise sogenannten) Adiiii* 
Ais^rvtiv- «teilen trennt, und lettere den ersieren 
g1ei<A8«iti gegenüber &tell& DaTs es aber lieuc ' 
SU Xag.> noch Regierung ^be, welche In ^er !that 
glauben Lönnlen ^ dffa irgend etwas westntlichtdr^ti^ 
.Administration eines Staat« gehör^k. als die Rcbhts- 
pflege» ]{,önnte mani ohne ihre gänzliche Regierungs-^ 

Unfähigkeit Tor&iiszusetzen^, unmöglich annehmen. 

... , t* •.• , f ■ ■ 

Jed^ in^ider ScrafgesezgetmngalrVerbrecheii. 
bezeichnete y^«i«id mit S^^h bisdiohte Handlang 
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(oderUoterlasi^Qng) von Seite irgend eines i der 
Stra^ewaU des Staats unteriiegenden , Subjekts 
ist Objekt der Strafrech tspfl^e, und alles das, 
wodurch die Erreichung ihres, im vor herge- 
benden $• bezeichneten 9 Zwi^ks bedingt ist« 
gdiört zur Sphäre ihrer Thätigkeit^ bedingt ist 
aber die Erreichung ' des unterstellten Zweks 
dadurch, dafs keine Drohung des Gesetzes in 
irgend einem von ihr unterstellten Falle als 
leere unwirksame Drehung erscheine, dafs also 
keine Handlung der erwähnten Art je zur Existenz 
kommen könne 1 ohne die ihr angedrohte Strafe 
unausbleiblich zur Folge zu haben, da& jedes 
tibertretene Strafgesez ohne Ausnahme pünktlich 
und vollständig vollzogen werde* Durch diese, 
faktisch bewährte , ausnahmlose Realität jeder 
gesezlichen Drohung "soll und wird der Grad 
ih^er Wirksamkeit immer mehr und mehr 
ethqht 9 der zum Begehen eines Verbrechens je 
Versuchte immer nachdrüklicher vom wirkli- 
chen Begehen desselben zurül^ehalten , gerade 
dadurch aber der Zwek der Strafrechtspfl^e 
immer vollständiger erreicht, ihre Sphäre, also 
immer pünktlicher ausgefüllt , aber auch die 
Gelegenheit ihrer Äufserung durch ihre eigene, 
Thätigkeit immer seltener werden; tmd eben 
diefs ist der lezte Entzwek aller Strafe , aller 
Andmhüng.'utid Zufüf ung derselben.! denn das 
Gesez droht nichts um wirklich strafen zu 
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können » sondern vielmehr» damit der Fall seiner 
Drohung gar nie eintrete, und' die Strafrechts- 
pflege straft nie, um zu strafen, sondern damit 
die Bedingung ihrer strafenden Thätigkeit nie 
'mehr wiederkehre, da mit Niemandens Recht 
je mehr verlezt werde. Es ist der eigeothüm- 
liche Karakter der Strafrechtspflege, durch die 
Pünktlichkeit ihrer Funktionen * den Stoff ihr^ 
künftigen Handelns in seinemKeimezu vernich*, 
ten, und die Verminderung oder Vermehrung 
der Objekte ihrer Thätigkeit ist der sicherste 
Mafsstab des Grads, in welchem sie ihren Zwek 
erreicht, oder nicht. 

§. 483. ^ 

Die Quelle der Befugnifs, im Wephselrer- 

hältnisse der Staatsglieder mögliche Rechts- 
verletzungen mit Strafe zu bedt'ohen, und wirk- 
liche Rechtsverletzungen der Art mit der 
angedrohten Strafe zu belegen, kann nur in dem 
Zwecke und Wesen des Staats und der Staats- 
gewalt gefunden werden; denn jene Befugnifs 
ist nur erklärbar als Korrelat der Verpflichtung, 
Verletzungen des Rechts zu verhindern , das 
Recht überhaupt' zu sichern, weil Strafandro- 
hung und Zufügung nur als Mittel zur Siche- 
rung des Rechts sich rechtfertigen lassen. Eben 
diese Verpflichtung , das Recht überhaupt zu 
sichern ist aber nur begründet durch den Zwek 
des Staats , so wie der Gebrauch des bezeichne- 
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ten Sicherungsmiuek nur in der Aufgabe des 
Staats enthalten ist ; leztere ist sonach das ein« 
's ige, zur Strairechtspflege » wie zur Strafan« 
drohung im Staate verpflichtete und berechtigte, 
Subjekt , weil die Staat<:glieder nur von ihr die 
Gewahre ihres Rechts zu fordern befugt, und 
nur den von ihr vorgekehrten , Slcherungsmit- 
lein sich zu unterziehen verbunden sind» 
welcher Befugnifs und Verbindlichkeit von Seite 
der Staatsglieder jene Verpflichtung und Berech- 
tigung der Staatsgewalt entspricht. So gewib 
nun die Staatsgewalt die , um der Erreichung 

ihres Zweks willen erforderlichen , Funktionen 

» 

(unmittelbar 9 oder mittelbar durch die von ihr 
dazu angeordneten Organe ) selbst verrichten 
soll 9 und dessen , wozu nur sie bevollmächtigt 
oder beauftragt ist» sich nicht gültig begeben 
kann, sowenig sich ferner, aufser Her bezeick« 
iteten, irgend eine andere Quelle des Strafrechts 
über Staatsglieder, als solche, gedenken läfst, 
sogewifs also jeder, nicht voh der Staatsgewalt 
selbst ausgehende, Titel der Befugnifs zur 
Übung eines $trafrechts über Staatsglieder, als 
solche , von allem zureichenden Grunde entblöfst 
seyn muls , eben so entschieden ist die absolute 
Unzuläfsigkeit irgend einerKriminaljurisdiktlon 
im Staate, die nicht auf unmittelbarer Auktori- 
saiion .von Seite der Staatsgewalt beruht, und 
zwaf nicht nur aus Gründen des Hechts, son- 
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dem auch der Klugheit^ weit durch jede Juris* 
diktion der zulezt unterstellten Art die, um der 
'Erreichung ihres Zweks willen unerlafsliche » 
Einheit im Organismus der StraFjustiz gestört 
wird^, und noth wendig gestört werden mufs. 
Jnv einem zwekmäfsig verwalteten Staate — * ist 
das Resultat — gibt es also nur eine, und zwar 
absolut ausschliefsende, StrafrechtspJlege, näm- 
lich die des Staats selbst, und ihre objektiire 
Sphäre umfaßt die Totalität aller einzelnen 
Schuzgenossen des Staats ohne Ausnahme« 

§• 48Ö, 
Damit nun diese, innerhalb ihres ganzeto, 
eben bezeichneten, objektiven Umfanges, auch 
ihre subjektive Sphäre vollständig ausfiille, und 
dadurch ihrem Zwecke genüge, wird vor Allem 
erfordert: dafs durch ihre Thätigkeit und Ver- 
anstaltuiig die Möglichkeit , dafs irgend ein 
Verbrechen im Staate , und dessen Urheber oder 
Gehülfe verborgen bleibe, .soviel diefs durch 
menschliche Wirksamkeit möglich ist» aufge- 
hoben j und dadurch der Hoffnung auf Straflo* 
sigkeit aller Spielraum entzogen werde; denn 
es liegt in ^er Natur der Sache, und wurde 
bereits im $. 477 bemerkt, dafs» wenn der zum 
Begehen eines Verbrechens oder zur Mitwir« 
kung zu demselben Versuchte auch hur mit 
einiger Wahrscheinlichkeit darauf, dafs er, als 
Verbrecher oder Gehülfe , verborgen bleiben . 
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und Mmit straflos ausgehen werde # rechnen 
kann , eben dndurch die Wirkung der Strafan- 
drohung gröfstentheils Verschwinde, dals also 
die möglichste Vernichtung' einer solchen Rech- 
nung die allerwesentlichste Bedingung ,, die 
Wirksamkeit der Strafandrohui^g zu begründen , 
ausmache ; und wenn nun die Aufgabe < aller 
Strafrechtspflege sich dahin konzentrirt, die 
Wirksamkeit der gesezlichen Drohungen zu be- 
gründen i so mufs es in einem hohen Grade 
einleuchten» dafsjene, an die Straf rechtspflege 
gemachte, Anforderung schlechthin unerlafsUch, 
dafs jede weitere Wirksamkeit der Sträfrechts- 
pflege selbst durch Erfüllung dieser Anforde- 
rung absolut bedingt , diese sonach mit vollem 
Rechte allen anderen vorausgestellt sey; denn 
so lange die Hoffnung auf Nicbtentdeckung and 
Straflosigkeit statt findet, wirkt natürlich die 
Drohung nicht , fällt also* der subjektive Zwang . 
hinweg j und das, nur durch ihn verhütbare 
Verbrechen wird begangen werden ; wird aber 
auch nur ein begangenes Verbrechen wirklich 
nicht entdekt und bestraft , so fällt auch der 
objektive psychologische Zwang hinweg » die 
Hoffnung auf Straflosigkeit gewinnt aber dadurch 
die stärkste Nahrung, und Strafandroimng' und 
Strafrechtspflege sinken zu leeren Popanzen 
herab, von denen sich höchstens nur noch der 
Einfältige schrecken läfst. 
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Anmerkung. Man kann es den Regierungen nicht laut 
und nachdrUklich genug einpr'dgen» dafs TolUt'ändig« 
Realisirung aller der Veranstaltungen ^ wodurch die 
unausbleibliche Entdeckung jedes Verbrechens und 
seiner Urheber ohne Ausnahme bedingtist^ der oberste ' 
und Hauptpunkt seyt von welchem alles Unternehmen 
und jedes Strebei^ zum Besseren im Gebiethe des 
Sttafrechts nothwendig ausgehen müsse* Der zum 
Verbrechen Versuchte steht im Momente seiner Hoff» 
nung auf Verborgenheit über allem Ausdrucke und 
aller Personifikation der Drohung» und, der Strafge- 
sezcodex mag noch so vortref^ch» die Strafjustiz 
übrigens noch so zwekmüfsig organisirt seyn ^ das 
Verbrechen wird dennoch begangen > der Zwek des 
Staats in der Person des Verlezten vereitelt , die Schuz« 
pAicht von Seite des Staats nicht errüllt werden, 
Manetw'ige doch einmal ernstlich» welchen schweren 
Vorwurf jedes Verbrechen » das begangen werden 
konnte f für die Staatsgewalt enthalte ? Ob diese von 
demjenigen» dessen Recht auch nur einmal gegen Ver- 
letzung nicht geschüzt worden ist » auch noch fernere 
Leistungen zu fordern berechtigt sey? Wie sehr die 
Nicfatentdeckung auch nur eines Verbrechens die 
Wirksamkeit der Strafandrohung für eine unberechen- 
bare Menge anderer F'älle IShme ? Wie sehr dagegen 
jene Wirksamkeit durch mögliehtse Hinwegr'inmung 
aller Hoffnung auf Verborgenheit erhi>ht werden müsse ? 
und man wird kaum verkennen können » dafs ich mit 
vollem Rechte auf diesen lez(ern Punkt das höchste 
Gewicht lege« 

§• 487. , 

Weder die Tliätigkeit der Organe der Straf- 
rechtspAege» noch die mitwirkende Tliätigkeit 
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der Folizeyorgane kann jedoch allein zureichend 
seyn, jener Anforderung vollkommen zu genü- 
gen; denn eben diese ist ihrer Natur nach so 
sehr umfassend , und erheischt eine so allgemeine, 
so unausgesezte, und überall gegenwärtige Auf- 
sicht, welcher die Wirksamkeit einer, verhält- 
nifsmäfsig noch so grofsen Anzahl von Organen 
jener doppelten Art kaum gewachsen seyn dürfte. 
Die einzig erklekliche Veranstaltung zur Errei* 
chung des unterstellten Zweks wäre (nebst der 
Thätigkeit jener Oragane) die gesezliche 
Verpflichtung aller Schuzgenossen des Staats 
ohne Ausnahme, nicht nur jedes an einem von 
ihnen selbst begangene Verbrechen , sondern 
auch jede, ihnen zur Kenntnifs kommende, 
Thatsache, welche die Vermuthung für die 
Existenz eines Verbrechens begründet, oder auf 
die Entdeckung seines Urhebers oder Gehülfeo 
führen könnte, unverzüglich bey der kompe« 
tenten Strafrechtsbehörde zur Anzeige zu brin- 
gen , und zwar unter Androhung der Strafe des 
nämlichen Verbrechens, dessen oder seines Urhe- 
bers (erweifslich gehabte) Notiz, jener Ver- 
pflichtung zuwider 9 Jemand anzuzeigen unter- 
lassen hätte. Nur auf diesem Wege scheint mit 
die, der unterstellten Anforderungentsprechende^ 
umfassende und überall gegenwärtige Aufsicht 
realisirt werden zu können, und die Gerechtig- 
keit dieses Mittels unterliegt keinem Zweifel» 
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weil zufolge des Staatsvertrags jeder Staatsbürger 
die Verbindlichkeit auf sich hat, seiner Sei ts dem 
Staate zur Erreichung seines Zw^ks diejenige 
Unterstützung zu gewähren , die ihm für seinen 
Zwek unentbehrlich ist, und weil das vorge« 
schlagene Gesez nur die Erfüllung dieser Ver* 
bindliohkeit besonders anspricht , und ihre Er« 
füliung selbst sichern soll. Oafs aber die eben 
angeregte Unterstützung ron Seite jedes Staats- 
glieds dem .Staate zur Erreichung seines Zweks 
tmentbehrlich sey, ist unverkennbare Folge aus 
demPostuIate einer Aufsicht der bemerkten Art» 
die nur durch die Totalität der einzelnen Staats- 
glieder zu bewirken , und ohne welche die 
Möglichkeit der Verborgenheit eines Verbrechens 
und seines Urhebers , so viel diefs durch mensch- 
liche Wirksamkeit geschehen kann^ nicht aufzn* 
heben ist. 

§. 488. 
Man wende mir nicht ein^ dafs der\^ 
seinem Rechte Verl|ezte 9 in Gefolge seiner Dis« 
positionsbef ugnifs über die Geltung seines Rechts, 
dem Verbrecher verzeihen , demnach nicht an- 
gehalten werden könne , diesen anzuze^en ; denn 
daraus« dals jemand über die Geltung seines Rechts 
disponiren kann, folgt nur soviel» dafs er auf 
den Ersaz des ihm durch das Verbrechen zu- 
gefügten Schadens verzicht-en könne ; worüber 
aber der Einzelne nicht disponiren kann« ist 
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das Interesse der Gesammtheit der SUatsglieder, 
welche das Recht hat, zu fordern, dafs kein 
Verbrecher unbestraft bleibe, um der Folgen 
der Straflosigkeit willen auf das Ganze, und 
diesem Rechte kann der Einzelne nicht nur 
nichts vergeben, sondern er würde vielmehr 
durch Nichtentdeckung des Verbrechers dieses 
Recht der Gesammtheit verletzen, also selbst 
Verbrecher werden. Eine Mafsregel aber, welche 
jene5 gemeinsame Interesse Aller so wesentlich 
zu befördern geeignet ist, rechtfertigt sich w^obl 
eben dadurch selbst auch aus dem Gesichtspunkte 
der Klugheit« — Man wird das vorgeschlagene 
Gesez auch aus dem Grunde nicht tadeln dürfen, 
weil dadurch ein gegenseitiges Mi(^trauen unter 
den Staatsgliedern erzeugt würde; denn der 
Mensch, welcher durchaus rechtlich verfährt* 
hat nirgends Grund zum Mifstrauen auf Andere 
aus Veranlassung der unterstellten Verpflichtung. 
(Falsclie A ngaben gegen ihn , die auch ohne diese 
Verpflichtung gär wohl möglich sind , wird die 
Behörde gehörig würdigen ;) für denjenigen aber, 
der zum Begehen eines Verbrechens versucht 
seyn könnte, wird das Mifstrauen, welches er 
hab^n dürfte, ein neues Hindernifs in Ausfäh- 
rang seines Vorhabens , also ein die Absicht des 
Staats unterstützendes Mittel, nur nüzlich, nie 
schädlich, — IVJag auch die strenge Erfüllung 
der geforderten Leistung dem Gefühle manches 
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]VTeiischen Überwindung kosten; dieunerlafsllche 
Bürgerpflicht darf nicht dem indiv^idaellen Ge- 
fühle weichen. Scheut sich doch der Staat auch 
nichts so manche Lasten anderer Art seinen 
Gliedern aufzubürden, die ihren Gefühlen un- 
gleich gröfsere Opfer kosten; weil diese nun 
einmal dem Staate unentbehrlich sind« -^ Oder 
gibt es ein anderes, natürlicheres und durch- 
greifenderes Mittel, die Entdeckung jedes Ver- 
brechens im Staate und seines Urhebers zu ver- 
bürgen, als das vorgeschlagene? i 

Anmerkung» Die^ im $. 487. geforderte, geseziiche 

Verpflichtung gehört der Natur der Sache nach in die 

Strafgesez gebung selbst; warum ihrer erst hier 

Erwähnung geschah? erklärt sich hinlänglich aus dem 

Gange der Erörterung. Von jener Verpflichtung 

wären aber ausdrüklich zu eximiren : Bitern , Rinder^ 

Gatten 9 und die nächsten Verwandten bis zu einem ' 

zu bestimmenden Verwandtschaftsgrade; der Grund 
dieser Exemtion ist 9 weil die Verpflichtung der ge- 
nannten Personen zur Anzeige gegeneinander in der 
^VidernatUrlichkeit der gebotenen Handlungen > ein 
ainbesiegliches Hindernifs iiirer Erfüllung finden 
'Würde» 

§. 489. 

Die, der AnFord erun^:, dafs alle der Kraft ^ 

desStaats möglichen Mittel , tim kein Verbrechen f ' 

U|id keines Verbrechens Urheber und Gehülfen b 

unentdekt seyn ztl lassen, in Thätigkeit zu ^ 

setzen seyen , zunächst folgende Anforderung p 
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an die Strafrechtspflege ist: dafs nnverzüglich 
der wahre Thaihestand jedes zur Kenntnifs des 
Staats gekommenen Verbrechens, und über die 
Personen seines Urhebers so wie seiner etwaigen 
Gebülfen vollständige Gewifsheit hergestellt« 
sodann dasjenige Strafgesez, dessen Merkmale 
in der konkreten That gegeben sind , ohne Aus*» 
nähme darauf angewendet werde; denn die An- 
wendbarkeit jedes Gesetzes ist bedingt darch 
das Daseyn der^ in ihm vorausgesezten ^ Merk- 
male in concreto, und es müssen sonach die 
Merkmale der konkreten That vor Allem voll- 
ständig ausgemittelt werden, weil ohne diese 
Ausmittlung mit Sicherheit nicht subsumirt 
werden kann« Eben so natürliche Bedingung 
der Anwendbarkeit jedes Straf£:e$etzes ist die 
vorgängige Gewifsheit über das Subjekt» 
welches einem Verbrechen seine Existenz gab» 
oder dazu mitwirkte} denn nur der wirkliche 
Ürhebei: und Gehülfe eines Verbrechens ist im 
Gesetze mit Strafe bedroht» diese Drohung kann 
also auch nicht eher in Wirklichkeit übergehen» 
als bis das bedrohte Subjekt in concreto mit Ge- 
wifsheit aufgefunden ist« Die Unverzitglichkeit 
in Herste^llung dieser beyden Bedingungen ist 
geboten durch die Hüksicht « dafs bey dem min- 
desten Zeitverluste, erstens die Eruirune des 
wahren Thatbestapdes in gar vielen Fillen ganz 
-oder doch gi^öfstentheils unmöglich » und zwey- 
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tens die Auffindung des Urhebers und der etwai- 
gen Gehülfen, welche dadurch für ihre Entfer- 
nung Zeit gewinnen , um sehr vieles erschwert! 
'WO nicht ebenmäCsig unmöglich gemacht wird. 
Sind aber beyde Bedingungen der Anwendbarkeit 
eines Strafgesetzes vorhanden, dann mufs auch 
dasjenige Gasez, dessen Merkmale mit den auf- 
gefundenen Merkmalen der konkreten That 
identisch sind, unfehlbar 2uir^nwendung kom« 
men^ weil ohne diese Anwendung das Gesez 
als eine leere ^ kraftlose Drohung erschiene , ynd 
unmöglich diejenige Geltung und Wirksamkeit 
für die Zukunft haben könnte , welche zu begrün^* 
den , doch die nächste Bestimmung der Straf- 
rechtspflege ist# 

§. 490- 

Eben diese Bestimmung der Strafrechts- 
pflege erheischt es, da(s die Uatersuchung über 
jedes zur Existenz gekommene Verbrechen in 
möglichst kurzer Zeit vollendet, und 
jede Strafandrohung, in jedem gegebenen Falle 
ihrer Anwendbarkeit > ohne irgend eine 
Ausnahme^ und zwar öffentlich volUogep, 
und dafs dieser Vollziehung die möglichste Publi- 
zität gegeben werde. Die erste dieser Anfor* 
denmgen ist begründet durch die Rüksicht so- 
wohl auf die Möglichkeit, dafs irgend einSchuz^ 
genösse des Staats schuldlos ii| Verdacht, und 
dadurch in Untersuchung gekommen , und seiner 
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Freyheit beraubt worcleti sey> dessen ungebühr- 
liche Verlängerung in schreyendes Unrecht aus- 
artet; als auch auf den allgemeinen Erfahrungs- 
saz, dafsy je länger der Zwischenraum zwischen 
dem Bekanntwerden einer verbrecherischen That 
und der Ansicht ihrer ßestraFung ist, desto we- 
^ntlicher der, durch lezlere, faktisch bewirkte, 
Eindruk auf die übrige Menge unterschieden sey 
von dem, bey der rublizität jener Bestrafung 
vernünftig bezielten, Eindrucke, indem hier 
meistens Begnügen des Mitleids jede geeignete 
BefleKion über das Wesen der Strafe verdrängen, 
und dafs überhaupt die StrafrechtspAege ihrem 
eigentlichen Zi^le sich desto mehr, oder weniger 
nähere, je mehr Energie oder Langsamkeit in 
ihren Funktionen wahrgenommen wird« Die 
^weyte jdner Anforderungen rechtfertigt sich als 
* Bestimmung eines unerlafslichen Mittels für den 

Zwek der Strafrechtspflege j denn nur dann, 
wenn jeder Scbuzigenosse auf eine in di«e 
Sinne fallende Art überjseugt wird, dafs es 
mit jeder Strafandrohung vollkommen ernstlich 
gemeint, dafs der Hoffnung auf Straflosigkeit 
I auch nicht ein einziger Ausweg, «elbst der der 

Begnadigung nicht , übrig sey, --^ und diese 
Überzeugung wird nur bewirkt durch die 
Publizität der Exekution der angedrohten 
Strafe ohne irgend eineA us nähme — nur 
dann kann man zuversichtlich darauf rechnen. 
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dafs die Strafandrohung das, was sie soll. In der 
That bewirken, d» i. jede Lu^t zum Unterneh- 
men eines Verbrechens wirklich niederschlagen 
werde , wohingegen auch nur der leiseste Zweifel 
an dem wirklichen Erfolge der gesezlich ange» 
drohten Strafe auf die Existenz auch nur eines 
einzigen Verbrechens — und dieser ist nicht 
abzuwehren , wenn nicht jedes Verbrechen 
ohne A usn ahme dem Gesetze gemafs offen t* 
lieh bestraft wird — oder auch nur das allge- 
meine Wissen > dafs unter den Hoheitsrechten 
das Recht der Begnadigung einen Plaz finde, 
der Hoffnung auf Straflosigkeit einen Spielraum 
öffnet, dessen. Wirkung und Grenze nicht berech- 
net zu werden vermag ; dafs aber, so lange diese 
Hoffnung in irgend einer Art Ratfm findet, die 
Wirksamkeit aller Strafandrohung durchaus zu- 
fällig sey, Hegt in der Natur des Gegensatzes 
dieser Hoffnung zu dem Wesen der Strafandro- 
hung , und wurde voraus bereits erinnert. 

Anmerkung« Dafs es fUr die Staatsgewalt , unter Vor- 
aussetzung djs Oaseyns einer« iUrem Zwecke ent- 
sprechenden, Strafgesezgebung, kein Recht der 
Begnadia;ung 9 wohl aber y unter Voraussetsung einer 
«chlechteu StrafgesezgebuLng , füi: ^ie eine Pflicht 
der Begnadigung gebe, und wie weit diese reiche, 
Jiabe ich bereits in den §. 5- ^74 — ^79 «meines 
Systems der reinen Staatslehre bewiesen. Indem 
ich mich darauf beziehe, bemerke ich: dafs für jede 
Staaugewalt) der es Ernst ist, ihrem Zwecke zu 
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genügen , und also kein Recht irgenci eiiiM Sutu glieds 
rerletzeu tu lasten » aas dei^ hier aufgestellten Sätzen 
unmittelbar die uqerlafsliche Verbindlichkeit Aielsey 
mit der Publikatiou eines zwekm'ifsigen Stra^eses- 
buchf die ausdrük liehe Erklärung zu verbinden » daCs 
sie — weil mit der Aufstellung zwekmäfsiger Straf- 
gesetze aller zureichende Gmnd der Begnadigung 
hinwegfalTe — des sonst behaupteten Rechts da 
Begnadigung sich formlich und feyerlich begebe» 
sonach in keinem Falle« wie er immer beschaffen 
seyn möge , auf Begnadigung zu rechnen sey« Diesen 
Akt unterlassen y heifst eben so viel » als » die Wirk* 
Samkeit der Strafge«ezgehung dem Zufalle Preifs geben» 
was Niemand leugnen kann» der dem Gange des 
menschlichen Herzens in seinen leisesten Tritten zu 
folgen versteht« — Ob übrigens diejenigen ^ Vielehe 
die Heimlichkeit der Strafexekution in irgend 
einem Falle zu postuliren vermochten» dabey den 
richtigen Begriff vom Zwecke der Strafandrohung und 
ihrer Vollziehung nicht aufser Acht gelassen haben , 
gleube ich aus guten Gründen bezweifeln zu miisseo. 

Die ^ in den §, $. 486. 489. micl 49O aufge- 
stellten t Anforderungen an die Straf rech tspflege 
umfassen die vollständige Aufgabe der 
lezteren; denn^ sind alle der Kraft des Staate 
möglichen Mittel» um kein Verbrechen ^ und 
keines Verbrechens Urheber und etwaige Gehül- 
fen unentdekt seyn zu lassen» in stäter Tbätig- 
keitj wird unverzüglich der wahre Thatbe* 
stand jede$ Verbrechens » und die Gewifshtsit 
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über die Person seines Urhebers und seiner etwai- 
gen Gehülfen herg:estellt « wird en<llich die Un« 
tersuchung über jedes zur Existenz gekommene 
Verbrechen in möglichst kurzer Zeit vollendetf 
und jede Strafandrohung , in jedem gegebenen 
Falle ihrer Anwendbarkeit, ohne irgend eine 
Ausnahme öffentlich vollzogen , so mufs die 
Ankündigung der Strafen den höchsten Grad von 
Wirksamkeit, derer sie fähig ist , erhalten, so 
luufs der psychologische Zwang bis zu dem 
möglichst höchsten Grade seiner objektiven Aus- 
dehnung und Stärke gesteigert, sonach durch 
ihn je^es StaatsgUed von dem Unternehmen 
irgend eines Verbrecheos so sehr , als es auf 
diesem Wege nur ipimer möglich ist, wirklich 
abgeschrekt werden ; und eben hiermit wäre 
die durch ihren Zwek bezeichnete ^ Sphäre der 
Strafrechtspflege befriedigend ausgefüllt* Eben 
jene Anforderungen sind es also auch 9 welc^hen 
durch die Organisation und Instruktion 
des Departements der Strafjustiz t soll 
anders dieses j seineih Zwecke z^u entsprechen! 
gehörig qualifizirt seyn , vollständig genügt 
werden mufs, Dafs aber zumBehufe der Straf- 
Justiz ein eigenes« von jenen der übrigen 
Yerwaltuqgszweige geschiedenes 1 Departement 
im Staate etablift Verden iiiüsse, ist unmittel« 
bare Folge ^us dem ( voraus nachgewiesenen ) 
richtigen Theüungsprinzipe der * Staatsverwal- 
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tung überhaupt in besondere Zweige t d. L aus 
der spezifischen Verschiedenheit des eigenen 
(Mittel-) Zweks der Strafrechtspflege von den 
besonderen ( Mittel • ) Zwecken aller übrigen 
Departements, un'd der eignen, von der jedes 
anderen Verwaltungszweiges wesentlich differen- 
ten Art von ThStigkeit, mit welcher die Straf- 
rechtspflege zur Erreichung des Entzweks des 
Sitaats mitzuwirken bestimmt ist. 

Anmerkung. Fiir die Erscheinuog , dafs die Civil- 
jii&tiz und die Strafjustiz bis auf die neuesten Zeiten 
beynalie allgemein zu einem Departement vereinigt 
find y und durch dieselben Organe besorgt werden , 
irgend einen befiiedigenden Rechtfertigungsgrund £u 
£nden , dürfte um so schwerer werden ^ je deutlicher 
es auf den ersten Anblik einleuchten mufs , dafs 
beyde, -—den geroeinscLsftlichen Namen: ,»JustiK<<, 
und ihren Entzwek y der aber allen Verwahongs* 
zweigen mit ihnen gemein ist» allein ausgenommen» 
schlechterdings nichts miteinander gemein haben» 
dafs übrigens aus ihrer Vereinigung auch nicht ein 
reeller Vortlieil für eine von beydeo y w^ohl aber 
mancher Nachtheil der Verzögerung und Venvirrung 
für beyde resultire p und dafs selbst die B^ingungen 
der Geschiklichkeit für beyde so wesentlich verschie- 
den seyen f dafs sich dieselben » «Ikr Erfahrung zu- 
folge » nur sehr selten in einem Subjekte vereinigt 
vorfinden« — Dahingegen ist jene Erscheinung selbst 
hinreichender Grund zur Erklürungt warum man in 
solchen Staaten kaum etwas allgemeiner hört» als laute 
und bittere Klagen über unerträgliche Zögerung in 
Entschf iduDg der Rechtsstreitigkeiten , warum tausende 
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von Menschen ihrgn Rechten lieber ent^Agen wollen) 
als sich den Qualen einer solchen Civilrechts* 
pflege aussetzen y warum Lücken • und fehlerhafte 
Crimlnaluntersuchungen zu den gewöhnlichen, deren 
Jahre laqge Dauer zu den nicht seltenen Erscheinun- 
gen gehören» warum so viele Verbrechen unentdektf 
also auch unbestraft bleiben, aber auch die Zalil der 
Verbrechen im Ganzen genommen sich schrekllch 
mehrt? -— Kann, darf man annehmen^ daft solche 
** Regierungen sich je den Zwek ihrer Existenz in ein 

deutliches Bcwufsifceyn gebracht haben ? Und wird 
jenem Eknde auf andere Art w ese ntlich gesteuert 
wer4en könnep , als durch Trennung der Civil • und 
Strafrechtspflege > und jEtabiirung eines eigenen , ge* 
hörig besezten und organisirten , Departements Rir 
jede derselben? 

§. 492. 

Die Organisation des StraFjustiz« 
departements wird, um jenen bezeichneten 
Anforderotigen gebührend* zu genügen, damit 
beginnen müssen, dafs sie eine ^ zu dem subjfk« 
tiven sowohl, als objektiven Umfange des Ge* 
schäftskreifses der Strafrechtspfiege im tichtigeii 
Verhältnisse stehende» ThatkraBt aufbringe, durch 
Aufstellung einer, diesem Verh'filtnisse ent<^re^ 
chenden , Anzahl gehörig quaiÜizirter Subjekte^ 
deren Thätigkeit dem Zwecke der Strafrechts- 
pflege ausschliefsend gewidmet sey, und dann 
diese Thatkraft, mit Rüksicht auf die In -und 
Extension jenes Geschäftskreifses > so wie auf 
die^ zur Erhaltung der ODganisdien Wirkisam^ 
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Iceit nöthige» Stufenfolge , nach den ^ in dem 
Abschnitte von der organi$c)ien Gesezgebung 
Überhaupt^ und insbesondere in den $. §• 599-—' 
404 aufgestellten 9 Prinzipien zwekmäfsig ver- 
theile« Zum Belpufe dieser Vertheilung mufs 
ebenmäfsig, wie für die Civilrechtspfle^e , ^o 
auch für die StrafrechtspAege> das ganze Gebieth 
des Staats in eigene geographische Bezirke 
getheilt^ und in jedem derselben eine, mit der 
unmittelbaren Anwendung und Vollziehung der 
Striafgesezgebung beauftragte , eigene Behörde 
etablirt werden« Der Mafsstab für die Gröfse 
dieser Bezirke ist das richtige Verhältni(s zwi» 
sehen der Seh- und Thatkraft a) eines^ seinem 
Geschäfte gewachsenen « (physischen oder juri- 
dischen) Subjekts t und der wahrscheinlichen 
Menge und Intension b) der, für den Zwek 
der Straf rech tspAege erforderlichen, Geschäfte» 
und es dürfte sich von selbst verstehen , dals 
die geographische Gröfse derselben im umge- 
kehrten Verhältnisse stehen müsse mit der Gröfse 
der Schwierigkeit, das Thun und Treiben der 
Menschen in Beziehung auf deren rechtliche 
Sicherheit zu übersehen « und mit der » in äulse- 
ren Umständen mancher Art liegendetn» Anreiz« 
zung# Erleichterung und Begünstigung verbre- 
cherischer Unternehmungen« Sollte man aber 
auch hier Gleichheit der Gröfse in Hiifsicht auf 
Flächenraum und Menschenzahl vorziehen, so 
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miifste ebenmäfsig die Zahl der> in jedem Be- 
zirke aufzusrelienden, Justizbeamten nach den 
bemerkten Rüksicbte|i bemessen werden c), 

a) Waf ick hier unter Sehkraft verstehe» kann kaum 

einer MiMeutung unterliegen; ich verstehe nUmlich 
darunter das physische und intellektuelle Vermögen y 
das WechselTerhältnifs der Menschen mit einer Sch'irfe 
zu übersehen* welchjer kaum eine Rechtsverletzung 
und deren Urheber oder GehUlfen entgehen könnten, 

b) Die Menge und Intention der Geschäfte der Strafrechts- 
pflege in einem gegebenen Bezirke zum voraus zu 
berechnen 9 wäre «ine kaum zu löfsende Aufgabe» 
Trenn nicht blofs von dem wahrscheinlich zu beflirch« 
tenden oder zu hoffenden plus oder minus die Rede 
w'äre, und hierfür liefert theils die Erfahrung in der 
Vorzeit» theils die Natur der Sache einen ziemlich 
zureichenden Mafsstab; denn gedrängteres Zusam**- 
nienseyn» gröfsere Sitten! osigkeit und Irreligiosität, 
gröfsero Leidenschaftlichkeit» Rohheit oder Verbil* 
düng» Armuth und Gesetzesunwissenheit der Menschen» 
und dem unbemerkten Unternehmen von Verletzun- 
gen» günstigere Lockalverhältnisse lassen natürlich meh- 
rere , schwerere» und für die Untersuchung schwie- 
rigere Verbrechen mit mehr Wahrscheinlichkeit be- 
fdrchten» jils die entgegengesezten Verhältnisse, und 
nach solchen Rüksichten mufs das postulirte Verhält* 
nilt berechnet werden» welches sich Übrigens Wohl 
ehei: einem Übergewichte zu Gunsten gröf serer Energie 
und Vollständigkeit, ah zijir Gefaljr der Langsamkeit 
und Lückenhaftigkeit der Strafrechtspflege annähern 
clarf. 

e) In der Regel xlürften die Bezirke für die Stiafrechts- 
pflege gxöfser »ejn können » als jene für di« etsu 
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Insuaz d«r Civilrechtspflegs > und da leztere Lin'v^ie* 
derum gröfser seyn köniven f wenn di« Civilricliter 
nicht zugleich mit der Strafrechtspflege belastet sind 9 
'als im entgegengesezten Falle , somit auch Wenigera 
der lezteren zu besolden sind 9 so dürfte auf dies» 
Art der, den Finanzkammern durch die hier postulirte 
Sonderung der Straf- von der Civilrcchtspllege ervirack« 
sende 9 Schaden 99 (ich rede hier die gewöhn- 
liche finanzielle Sprache) << sehr unbedeutend 
seyn« Dieselben RUksichten finden statt in Ansehung 
der Sonderung der höheren Civil -und Stra^usriz- 
Instanzen« 

§. 493. 

Die, in jedem dieser bestimmten Bezirke 
zur unmittelbaren Aufsicht auf begangene Ver- 
brechen, zur Anwendung und Vollziehung der 
Strafgesezgebung aufgestellten, Subjekte bilden 
(mit den, ihnen bey -und unterzuordnenden 
Personen, z. B. Aktuarien , Gerichtsdienern) 
die Primarbehörden des StraFjusti zdepar« 
tements, die Criminalgerichte erster Instanz. 
Die Kompetenz einer jeden dieser Behörden 
mufs erstrekt werden anfalle und jede innerhalb 
des ihr angewiesenen Distrikts ,♦ von Wem 
immer, unternommene oder begangene Verbre- 
chen, so zwar, dafs jede Konkurrenz mit einem 
foro domicilii sive originis, selbst mit dem foro 
deprehensionis a) ausgeschlossen , das forum 
delicti commissi als das allein kompetente be- 
zeichnet wird. Der natürliche Grund dieser 
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Forderung ist, weil das forttm delicti commissi 
in der Regel aller der Requisitionen und Um* 
schweife nicht bedarf # wie jedes andere Forum, 
weil jenes das, zur entschopfenden Herstellung 
des Thatbestandes und zur Untersuchung über* 
haupt der Natur der Sache liach am meisten 
geeignete» Forum ist; sonach jene Einrichtung 
sich als ein« die Schnelligkeit und Energie der 
Strah'echtspflege wesentlich befördern des« Mittel 
bewährt« Die Glieder irgend eines besonderen 
Standes im Staate # auf den Fall hin, dafs sie 
Verbrecher seyn werden, durch Exemtion 
von der ordentlichen Kriminalgerichtsbehörde 
auch noch besonders zu pri vi legi reu, hiefse in 
der That dem Vorurtheile über alle Gebühr 
fröhnen , wenn auch nicht die Einheit der Straf- 
rechtspflege darunter leiden müfste« Rüksicht 
auf den Stand des Verbrechers , in wiefeine 
dieser nach der Strafgesezgebung auf die 
Strafe Einflufs haben könnte« zu nehmen « ist 
auch des ordetttlichen Kriminalrichters 
Pflicht. 

a) Den Ailchdgeii yexhtecttt, wo tt immer im Staat« 
entdekt werden mag« aufzugreifen« kfimi und 
mufs allen Strafrechti - und FoiizeybehÖTden tut PAicbt- 
gemaohc wetden « jedoch mit der Weisung« denaelben 
ohne weiteres au das forum delicti cemxnisti« tobald 
dieft bekannt ist^ autzuliefern« 

Behr Staatskuntt. It Abth. 20 
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5. 404. 
So wenig aber dem Zwecke der Civilrechts- 
pflege die Anordnung einer einzigen Instant, 
der Prima^behÖrde genügen kann « weil das Recht 
der Staaü^ieder gegen den möglichen Irrtham « 
oder die Unknnde * die Nacfaläfsig- oder Parthey- 
lichkeit von Seite der Primarorgane der Civii- 
justiz gesichert seyn niufs, welche Sicherung 
durch die Etablimng einer zweyfachen höheren 
Instanz auf dem natürlichsten We^e bezielt wird» 
eben so wenig « nnd noch weniger kann es die 
Staatsgewalt mit der Anordnung einer Primar- 
behörde# ab der einzigen Instanz, zumBehufe 
der StraFrechtspflege bewenden lassen ; denn auch 
die Primarorgane der StrafVechtspflege sind nur 
Menschen, die, als solche^ wenn auch nicht 
Unkunde oder Partheylichkeit von ihnen zu 
befürchten wäre> dennoch auf jeden Fall der 
Nachläfsigkeit in Entschöpfung der Untersuchung, 
und des Irrthums in der Subsumtion unter die 
Strafgesetze fähig sind , gegen welche das Ein- 
schlagen zureichender Sicherungsmafsregeln den 
Staat<:g1iedern um so dringenderes Bedürfnifs ist, 
je wichtiger die Rechte sind, um deren Fortbe- 
stehen , oder Beschränkung , wohl gar Vernich- 
' tung es sich hier gewöhnlich handelt» Dieselben 
Gründe also, welche die Errichtung der Mittel- 
und Zentralbehörde für die GivilrechtspAege, als 
Sicherungsmittel gegen die, von der Mensch- 
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lichkeit der Primarorgane zu befürchtende, Ge* 
fahr für das Recht der Staat5giiedery gebieten, 
fordern» und zwar in einem noch ungleich 
höheren Mafse, ähnliche Sicherungsmafsregeln 
gegen die Gefahr, welche aus ähnlichen mensch- 
lichen Schwachen der Primarorgane der Straf* 
Justiz den wichtigsten Rechten der Staatsglieder 
drohte und es dürfte sonach, während dem zur 
Sicherung der Gerechtigkeit in Auv<;gleichung der 
Rechtsstreitigkeiteh der Staatsglieder eine drey- 
fache Instanz eröffnet ist, die Errichtung einer 
gleichen dreyfachen Instanz^ zur Sicherung der 
Gerechtigkeit in Anwendung und Vollziehung der 
Strafgesetze, ohne grellen Widerspruch und auf- 
fallende Pflichtvernachläf^igung von Seite der 
Staatsgewalt nicht unterlassen werden können« 

§. 495. 
Die , aufser der Primarbehörde demnach zu 
errichtenden , beyden höheren Instanzen zum 
Behufe der Straf rechtspflege sind jedoch nicht 
als Berufungsinstanzen einzuführen, d. i. 
nicht als solche, deren Gebrauch der Willkühr 
(der freyen Appellation) der Inquisiten zu über- 
lassen wäre 9 — jeder Inquisite würde sich ihrer 
bedienen, wenn er noch so sehr seiner Schuld 
sich bewufst wäre , um nur die Exekution der 
Strafe zu verzögern, — sondern als eigentliche 
Revisionsinstanzen , d« i. als solche, denen 
däs# die strengste Gerechtigkeit für den Inqui- 
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«iten wie für sich postulirende, Ge^ez selbst 
(in jedem Falle • oder nur unter gewissen Vor- 
aussetzungen) die Revision der vom Kriminal- 
rlchter erster Instanz geführten ''Untersuchung 
und des von ihm gefällten Urtheils zur regeU 
mäfsigen Amtspflicht macht. Der Grund dieser 
Bestimmung und der in ihr enthaltenen Dispa- 
rität in Beziehung auf die Natur der beyden 
höheren Instanzen der Civilrechtspflege, liegt 
darin: bey Rechtsstreitigkeiten kömmt es 
lediglich an auf die subjektive Überzeugung jeder 
streitenden Parthey von der Gerechtigkeit des, 
in ihrer Sache gefällten Urtheils, und es hängt 
also von ihr ab , ob sie ihr Recht weiter suchen 
zu müssen glaubt; sie kann daher im lezterea 
Falle appelliren, sie kann aber auch ihr Recht 
fahren lassen , und auf ein Recht, welches ihr 
noch so entschieden zu gebühren scheint, ver- 
ziehten; der Staat kann und mufs sich dabey 
beruhigen , weil er dem Einzelnen die Geltung 
seines Rechts nicht aufzudringen braucht, son* 
dern sich damit begnügen kwn, ihm die zurei- 
chenden IVIittel dazu eröffnet zu haben. Ganz 
anders verhält sichs aber bey der Stra&echts- 
pflege; denn, dafs irgend ein Schuzgenosse des 
Staats schuldlos bestraft, oder auch nur mehr, 
als er es verdiente, bestraft yveTde, dürfte die 
Staatsgewalt nicht dulden., selbit dann nicht, 
wenn jener die ungerechte Strafe für gerecht 



*■ ^ ^ -" 



309 

Iiielte» oder sich ihr ohne weiteres willig unter« 
ziehen wollte. Die Staatsgewalt mufs hier nicht 
nur die Privatpersonen > sondern sich selbst gegen 
IVIifsbr^uch ihrer Gewalt schüts^en» utt9 dtrum, 
als solches Schuzmittel , die Revision der Krimi« 
nalnntersuchungen und Urtheile gesezlich anbe* 
fehlen , ohne dals es dazu einer Berufung bedürfe^ 
weil eine ungerechte Strafzufügung den gieraden 
Gegensaz ihrer Bestimmung > Rechte zu schützen» 
ausmachte. 

§. 496. 
Zur Erreichung jenes Zweks wird fiirs 
erste erfordert die Anordnung einer weiteren 
( Mittet- ) Behörde , mit der Bestiminung , 
jedes von der. Primarbehörde gefällte Straf« 
urtheiU (wie sich von selbst versteht, bevor 
dasselbe vollzogen wird) mit der Untersuchung« 
wfu^uf dasselbe gebaut ist » in Revision zu neh« 
xnexkt die allenfalls entdekten Mängel oder Lücken 
der Untersuchung verbessern und ergänzen zu 
lassen« und nach Mafsgabe des Resultats der 
Revision, das Urtheil der ersten Instanz zu be» 
siSttigen oder zu reformiren, und überhaupt 
darüber, ob die Primarbehörde ihrer Bestim- 
mung genüge, ob insbesondere kein V'erbrechen 
ununtersucht und unbestraft bleibe , ob die Voll- 
endung der Untersuchungen nicht ungebührlich 
verzögert werde? u. s. w. eine eben so wachsame 
als wirksame Aufsicht zu führen. Um aber die 
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gehörige Energie dieser Aufsicht und die zvrek- 
mSfüge. Schnelligkeit jener BevifioD möglich zu 
machen, müssen so viele der, im §. 4^2 postu- 
Urten, Besirke, uls von einer, zur Aufsicht 
und Revision bestimmten, Behörde durchgrei- 
fend übersehen und besorgt werden können , zn 
einem Kieifse geschlagen, und dann eben so 
viele Reriiioni^hehörden errichtet werden, als 
in wie viele Kreifse das Gebieth des Staats (nach 
Beschaffenheit seiner Au.sdehnuog und Bevöl- 
kerung) zum Dehufe der S trafrech t.«päege getheilt 
ist, so>'daft< auch das StraQustizdepartement in 
jedem dieser Kreiüse sein eigenes, derAasfüUung 
des , durch seine bezeichnete Bestimmung gezo* 
geneu, Wirkungskreifses gewachsenes) Mittel- 
Organ der geforderten Art besitze. Der Umfang 
jedes* dieser Kreifse ist dann die Sphäre der »ns- 
echliefsenden Kompetenz der, in ihmaufgesiell- 
ten, Miit^lhehörde der Strafjnstiz, als der er* 
sten Bevisionsinstanz in Strafsachen, wel* 
eher alle Frimarstrafjiistizbehörden der, von 
demselben iKreiEse umfafsten , Bezirke immiUeU 
bar unterzuordnen citid. 

AnmarLuiig. Sahr ibliohtUüb falb« 1(4 qben die For- 
dtrtung aufgelleilt, d«U j ed e Ton d«r FrimirbeliSrde 
gefiihrie KnmiDaluDKriucIiuDg und gedllte Senteni 
(üie;e cey koi demnaiorif ib oder ibatriklorMcb) von 
der Mittel behi^rile in Reviiioo genommen vrerJen 
tolle'; denn wodurch wSre sonn irgend ein Inlulpaie 
g(f on die mSglicben Febtiritte der FcinBijottitorgaB« 
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gt*icUnt1 VnA wodiucli wlte »eIbt^dia^Smugewllt 
ToaderGerecIitigkeitder Akte der lezteien versichert 1 
Mit acheint n, dar«, wie ich iclioo eianiat bemerkt 
habe, die Scutagewalt lieb «elb», aU «deiner, dio 
fiewirku Dg jener Reviaion in allen Fällen «chuldig 
ttj f und aito luch bey geringeren Verbiecliea ; denn 
' eine geringere Satte ist wahrlich darum nicht im 
geiiagttcn weniger (formaliter) inUrecht, weil li« 
(nateciell) geringer isti'iti^d der Riitgtr' iniifi aueli 
nich^die geringste Strafe widerrechtlich l«iden LSnuen» 
gleicliwie aber auch nicht das geringste Verbrechen 
, unbestraft bleiben roll, 

•_s- 497. 

In foferne es jedoch, tiacli der eigentliäm- 
liehen N'atar der StrftlreclitspAege, gar wobl 
möglich iät, dafs Fälle Torkommen , in -vrelch'en 
nicht mir die Ansmittlring völliger' Gewifsheit 
nber die Person des Urhebers und der GehiilFen 
eines Verbrechens, sondern auch, wegen der 
besonderen Konkurreirz von Umständen in d«r 
konkreten That eiheä V^'t-brechers * 'die Subsum- 
tion unter die Strafgesetze , oder die Festsetzung^ 
einer Strafe" bey unbekimäiten Strafgesetzen, 
sOlbheri^hWiellgkeiteii 'unterliegt, WeKsheselbst 
vbu-S^iee derOliederdererstenRevisitynnnstanz 
eihen wesenUioheti Dissens, entweder über das 
Vollendetseyh des Beweises * oder über die 
Gerechtigkeit der ancuwendenden Strafe , zur 
Folge haben, in ^Ferne erheiiicht derZwek, die 
Gei'edftigkeit jedeiStrafurtheils so viel möglich 
zu sit^etfiS^ tiM den Organismus desStrafjtistiz- 
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depanements zu voOeoden« die ebknm'äCsige 
Etablifung einer obersten oder Zentral* 
straf Justizbehörde^ mit der Pestimmung 
in jedem Falle ^ in welchem ein Drittheil der 
Glieder der ersten RevjsionsinsiaQz i entweder 
über da^ genügende Hergestellt^eyn des That- 
Bestandes # oder des Beweises in Ansehung des 
angeschuldigten Subjekts« oder über die Ange- 
messenheit der anzuwendenden Strafe dissentirt, 
Untersuchung und Strafurtheil zum ^weyten« 
male in {\evision zu nehmen t die Vollendung 
der^ erstf f e|i zu vefanlfissen , spdenn defifiitir 
zu e^itscheiden , überhaupt aber die Anwendung 
und Vollziehung der Str^fgesei^gebqng im ganzen 
fJmfange des Staats zu leiien , ihre Vollstän^ 
digkeit und PünktUchkeil zu verbürgen # und 
in allen Aufsernngeq des StraQustizdeparfemepls, 
in allen Richtungen und Distanzen sei^ier SphSre^ 
die nothige Einheit» llegheit und Z^wekmü&ig» 
keit zu sichern« 

Purch diese Anregung einer zweymaligen 
Früfqng r.und 3eurtheilung des Ver&hrena und 
der Erkenntnisse der Primarstrafiustizbehöiidien» 
oder was dasselbe ist t durch diese Anordnung 
einer doppelten ^erisionsinstanz \fird 
den möglichen Fehkritten der Nachläf^gkeit 
oder des^Irrthums (so wie auch der Unkunde 
und Fartheylichkeit) auf Seite dt r Qi^^jane der 
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Strafrecht9pflege in dar Anwendung und Voll- 
ziehung der Strafge^ezgebung y in dem Grade 
begegnet 9 daf« Staatsgiieder sowohl * als auch 
die Sföatsgewalt selbst allerdings darauf die ge» 
titigende Überzeugung von hinreichender Siehe« 
rung derStrafrechtspflege gegen möglichen Mtfs* 
brauch derselben gründen können, Istüberdiefs 
der» im §• 4^7. postulirteZentralstaatsrath 
organisirty und wird durch Erfüllung seiner t 
eben daselbst näher gezeichneten y Bestimmung 
die ununterbrochene i und selbst ihrer Vollen« 
dang immer iliehr entgegenreifende, ThKtigkeit» \ 

Gesez* und Zwekm'äfsigkeit des organischen 
Lebens des Straf Justizdepartements t sowiedessen 
Harnionie mit dem Leben der übrigen Verwal« 
tungszweige, befriedigend gar^tirt 9 so ist die 
Organisation der StrafrechcspAeg^ am Ziele ihrer 

Vollendung ; d^nn leztere ist , unter jenen Vor« j 

aossetzunjgen , zur Erreichung ihres Zweks, so \ 

viel darauf die Art iJirer Orgtnisation Einiluls 
bat f vollständig <juali(izirtr 

§• 499- 

Dem bisher gezeichneten , Organisiltus der 
Siraßrechtspfiege in seiner dreyCaohen Artlktda* ' 

tion den gehörigen Impuls , und seiner Thätig* 
keit die zwekgemäfse Richtung zu geben , ist# 
das Geschllftdto Instruktion der Strafrechts* 
pflege 9 welche , um ihre Aufgabe zu I6£sen , ^ich 
als richtiges imd ausreichendes Hegulativ 
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der Tendenz $ der Maximen und Bedingaog^n , 
der Objekte und Formen aller Funktionen der 
Organe der- Strafrechtspflege im Allgemeinen 
sowohl , als in jeder ihrer besonderen Artikala- 
tioneo XU bewähren hat. Zu diesem Ende wird 
jene Inaltuktion. ausgehen müssen von derBestimp 
mung des wahren Ziels , welches durch die über- 
einstimmende Thatigkeit aller jener Organe er- 
reicht werden soll» und dieses ist kein anderes i 
als dert im §. 4^ bestimmte, Zwek der Straf- 
rechtspAege; die Wirksamkeit für. vollständige 
Erreichung dieses Zweks ergibt sich sonach 
als ausseht tes^n de Tendenz der unterstellten 
Organe t und, dafs von dieseii alle^ das:geleistet 
werde, wodurch die Entdeckung und gesezp 
mäfsige Bestra£ung^einyeit jeden, voim Staate zu 
rerhütenden, Veifbrechens bedingt. ist ^ ist» als 
Inhalt und Objekt aller Thatigkeit des StraQustia;- 
departements , die Q«eUe und das Normativ allerg 
in der Instruktion ftir dasselbe aufzustellenden $ 
Vorschriften über die Materie tind Form aller 
seiner Funktionen. -^ Die Bedingung der Wirk- 
samkeit der fraglichen Organe^ ist die JExistenz 
von Yterbrechen ,■ unternommen oder begangen 
an solchen Subjekten , welche auf den Schux 
derSföatsgewalt Ansprucäi haben t und von 
sdlchen Subj^ten^ w^khe delr Strafgew^t de$ 
Staats unterliegen. Die unausbleibliche Entdek« 
kung und gesezmäfsijge gerechte Bestrafui^geinea 
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jeden Verbrechens der Art macht das Objekt 
ihrer Funktionen aus, deren es drey Gattungen . 
gibt: nämlich Erforschung jedes Verbre- 
chens ^er bezeichneten Art und seiner Urheber^, 
Strafurtheil jiind Vollziehung desselben. 
Alle übrigen {Funktionen sind diesen,. als IVtittel ^ 

für eine derselben untergeordnet, und die taug- 
lichsten Mittel für jene Zwecke zu bestimmen, ^ 
imd dadurch die vollkommene Gerecht ? und 
Zwekmäfsigkeit jener Gattungsfunktionen selbst 
möglichst zu sichern , ist sonach die specielle 
Aufgabe der erwähnten Instruktion. 

' §. 500. 

Zum Behufe der Erforschung jedes anter' 
nommenen oder begangenen Verbrechens mufs 
es jeder Frimarbehörde der Strafjustiz (in allen 
ihren Gliedern) zur ersten und besonderen Pflicht 
gemacht werden , auf jede mögliche Übertretung 
eines St|afgesetzesin dem ihr angewiefsenen Be- 
zirke den höchsten Grad von Aufmelrksamkeit 
zu verwenden, jedes Symptom, jede Spur einer 
solchen, Ühextx^mng genau zu beachten, und 
mit Festigkeit zu verfolgen, und sobald und so 
oft sich die iE^istenz einer solchen Übertretung, 
sey es nun diirch ihre eigene Aufmerksan^eit , 
oder die (unserer Voraussetzung nach Allen zur ' 

Pflicht gemachte) Anzeige eines Staatsglieds> 
yeroffenbart hat, ohne den mindesten Verzug, 
(besonder« in den Fällen, wo der mindeste Verzug 
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wirksam wird) zur Erforschung des Thatbe- 
Standes zu schreiten» d. L mit 2^uziehung der, 
a^ur objektiven Glaubwürdigkeit erforderlichen , 
Personen; nämlich eines Aktuars, der, allenfalls 
erforderlichen , verpflichteten' Kunstverständi- 
gen f und aufser diesem Falle zweyer unbeschoU 
teuer Zeugen ^a) , die Funkte aufser Zweifd zu 
setzen : ob irgend ein Verbrechen , welches, 
und unter welchen Umständen dasselbe. 
Begangen worden sey? b) zugleich aber auch 
nach dem Urheber des Verbrechens , und die 
etwa mit ihm konkurrirenden Gehülfen zu for* 
söhen , und die Sicherheit der Bemächtigung 
seiner , oder ihrer Personen zu beräksichtigen» 

•) Der höchfte Grad objeitiTer Gemftlieit, der in Aum* 
hong des Tbatbesundes |ed«s Yerbreclieas orkeiiclii 
wird« scheint mir» wo die»e der Natur der Sedie 
nach nothig sind» die Zuziehung von swey Konst« 
%'er5t8ndigen » und in Fiilen » wp man deren nicht 
bedarf, von zwey unbescholtenen Zeugei^ zur Auf- 
nahme und Berichtigung des Thatbet tapdet » als Siehe» 
rungsmafsregel der Gewifsheit» nothwendig zu machem« 

b) Die Merkmale einet Ycrbrecltens liberhaupt » • nnd dift 
jedes einzelnen Verbrechens insbesondere f niitsea 
zwar in der Strafgesezgebung selbst pigzüs'aMfjgefHhrt 
ityn, demungeachtet wird es die Instruktion ohne 
wesentlichen Nachtheü nicht unterlassen können » die 
wesentlichen Punkte « worauf bejr der Untersuchung 
des Hiatbestandes einzelner Klassen Ton Yerbrechen 
Küksicht zu nehnien »eji und welche hei^estdlt 
werden liiUssent so speciell und genau ^ als möglich 
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au&atllilen, ^e Foim cUt Vevfalireiit ätbtff und die 
Folgeu ihrer yemachlaftiguiig lu bestimmen« Die 
Gewifsheit des Thatbestandes ist ja die Grundbedin« 
gung alles weiterea Verfahrens der Straf rechtspflege» 
und die Realisiruug dieser Bedingung mufs also von 
der Instruktion mit aller niöglicheB Zirknmspektion 
^ bestimmt und gesichert werden« 

§. 501. 

Unter der, im vorigen §. bemerkten, Ver- 
Offenbarung der Existenz eines Verbrechens 
verstehe ich das Daseyn und die Wahrheit sol« 
eher Indizien 9 welche die Vermuthung für 
die Existenz einer , in der StraFgesezgebung be* 
drohten , That auf den Grad der Wahrschein« 
lichkeit erheben» und, um dieWillkühr der 
Organe der Strafrechtspflege hierunter zu regeln, 

^ hat die unterstellte Instruktion , soviel möglich» 
zu bestimmen , welche Thatsachen und Gründe 
in Beziehung auf die verschiedenen Klassen von 
Verbrechen als Indizien jener Art gelten sollen, 
und dafs , ehe noch etwas weiter geschehe , die ^ 
Wahrheit dieser Indizien an sich hergestellt 
werden müsse« Auf den Fall aber, dafs diese 
Wahrheit , und dadurch die verlangte Wahr** 
scheinlichkeit hergestellt sey , muls die Instruk« 

* tion es den fraglichen Organen zur Pflicht machen, 
von Amtswegen zur Untersuchung der That 
sowohl , ;ils ihres Urhebers fortzuschreiten^ 
ohne in irgend einem Falle den Impuls durcH 
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förmliche Anklage dts Verlezten zu erwarten ; 
denn in jedem Falle eines begangenen Verbre- 
chens ist das Gesez i welches übertreten wurde , 
selbst der Kläger, und hat die Staatsgewalt, um 
der Erfüllung ihrer Bestimmung willen » auch 
unaufgefordert die Partbey des Verlezten, cten 
sie schützen sollte« zu vertreten; diels geschieht 
durch selbstthätige Untersuchung, Bestrafung 
des Verbrechers, und Bewirkung des Schadens* 
ersatzes für den Verlezten , soweit dieser möglich 
ist, in natura, oder vermittelst eines Surrogats« 
Alles dieses ist die Staatsgewalt sich selbst, der 
Gesammtheit der Staatsglieder , und dem Ver- 
lezten insbewsondere , von Amts wegen schul* 
dig, um dadurch, nachdem sie das Existent* 
werden eines Verbrechens zu verhindern nicht 
vermochte, wenigstens folgeweise ihrer Schul- 
pflicht zu genügen. Die Vei^bindlichkeit eines 
Verbrechers zum Ersätze des, durch ihn ange- 
richteten Schadens ist eben so, wie seine Bestra- 
fung , an sich noth wendige Folge der verbreche- 
rischen That, welche Folge die Staatsgewalt 
eben so tmaufgefordert zu realisiren verpflichtet 
ist, als sie ohne Aufforderung das Verbrechen 
bestrafen mufs. Mag also immerhin der durch 
ein Verbrechen an seinen Hechten gekränkte 
selbst«, es sey diefsnun eine Privatperson , oder 
der Staat, oder eines seiner öffentlidwen Organe 
für sich oder für den Staat , die Anzeige des 
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Verbrechens gemacht haben ,- oder nicht , es 

mufs auf jeden Fall der kompetente Richter da^» l 

ZU seiner Kenntüifs gekommene^ Verbrechen 

von Amts wegen untersuchen, bestrafen; | 

und dem beschädigten Theile zum Schadenser- \ 

satze , soweit dieser möglich ist » verhelfen, -— * ' '. 

Die , in der erwähnten Instruktion als allein zu* 

läfsig zu bezeichnende ^9 Form des Kriminalpro- .. t^ 

zefses ist demnach die Form des inquisito- 
rischen Frozefses, und der Saz: „wo kein \ 
Kläger ist # ist auch kein Richter" findet im 
Gebiethe der S trafrech tspiiege keine Anwendung« 

§. 502, 
Auf den FaU> dafs die Existenz eines Ver- 
brechens aufser Zweifel gestellt, oder doch sehr 
wahrscheinlich ist, wenn auch Art und Beschaf« 
fenheit desselben noch nicht näher ausgemittelt 
seyn sollten , ist der Richter durch die Instruk- 
tion anzuweisen , unmittelbar seine Thätigkeic 
zugleich auf die Entdeckung seines Urheber« 
(und seiner etwaigen Gehiilfen) zu richten^ und 
sobald gegen ein bestimmtes Subjekt Verdachts-^ 
gründe eintreten, die Wahrheit dieser Gründe 
zu erforschen ; damit aber auch hierbey die % 

Willkühr des Richters geregelt sey, sind die 
Gründe , welche als Verdachtsgründe gelten 
sollen y sowohl im Allgemeinen» als auch, soviel 
diefs möglich ist, ihren speciellen Arten nach 
zu bestimmen , und die Mittel vorzuzeichnen , 
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welche xar Erforschung der Wahrheit jener 
Gründe gebraucht werden dürfen und solleo a). 
Sollten durch den Gebrauch dieser Mittel dio 
yorhandenen Verdachtsgriinde , als solche t be- 
währt werden / so ist der Richter zur Tornahme 
derjenigen Handlungen zu verpflichten, durch 
welche die Gegiuwart des Angeschuldigten vor 
Gericht zu bewirken ist , und Beschaßenheit 
rawohl) alsBedingung einer jeden dieser Hand- 
lungen zu bestitnmeii b). Mit der Vornahme 
einer dieser Handlungen beginnt die eigeotUdi^ 
gegen das, des Verbrechens oder der Theilnahmc 
daran verdächtige, Subjekt direkt gerichtete, 
Untersuchung, (sonst SpeciaLinquisition genannt) 
als deren Zwek die Erhebung des vorhandenen 
Verdachts zur vollständigen Gewifsheit , oder die 
gänzliche Aufhebung dieses Verdachts za be* 
zeichnen ist. Das Ceschäfit dieser Untersachung 
mufs demnach gerichtet werden auf das Auf- 
suchen und Bewahrbeilen alter der Gründet 
woraus entweder die Gewifsheit, dafs das ver- 
dächtige Subjekt das Verbrechen wirklich 
begangen, oder dazu mitgewirkt habe, oder die 
Gewifsheit, dafs es das Verbrechen weder selbst 
begangen, noch irgend dazu mitgewirict habe, 
als reines Resultat hervorgehen könne. 

a) Bey raanclicn Ariea tod VcriitecLm iit Jie Untenn- 
cbung it» Thatbesiandc) , nnd die ETfoTtchung det 
Subjcku nmhvreadig ibtti tl'tai nacfc Tcrbnadea, 
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worauf also die Aufmerksamkeit in der lastruktion H; 

ebehmlfsig zu richten ist» ^ 

h) Diese Handlungen sind z. B« Zitationi Kautionsfor« 
deruiig > Gefangennehmung f Haussuchung » Nach* 
eile , Erlassutig von Ste^briefen und Requisitorialen^ 
Beschlag der Güter 9 Bdiktalzitatiön und sicheres Ge- 
leit» Die Nothwendi^keit^ die Bedingungen der Vor- 
nahme der einen oder der anderen dieser Haiidlungen» 
SO wie die Art des Verfahrens dabey, in der Instruk- 
tion auf das genaueste zu bestimnün ^ bedarf wohl 

keines Beweises f gleichwie es aich von selbst ver- \ \ ^ 

stehen sollte | dafs das GefängniCs bis zum Vollzuge 
desUrtheils keinStrafgefän gni fs» undnieftirden 
Gefangenen mit mehr Übel verbunden Seyn dürfe f als 
ii5thig ist« um die Möglichkeit seiner Flucht zu ver- 
eiteln» also auch wegen Vermehrung det Anzeigen 
nicht gesch'itft Werden dürfe. — Das Dasejrn und 
die Unterhaltung zu diesem Zwecke gehörig qualifi- 
zirter Gefiagnisse in zureichender Anzahl am Sitze 
^ner jeden Frimarbehörde der Strafjustiz ist für lez* 
lere dringendstes Bedürfnifs^ doch» leider! fak- 
tisch noch lange nicht so sehr befriedigt ^ als in 
det Theorie anerkannt» 

Natur der Sache selbst führt darauf hin, 
defi Richter 9 auf dem Standpunkte der begin- 
nenden näheren Untersuchung > vor allem zu 
verpflichten zum Verhöre des Verdächtigen 
selbst, und ihm sowohl die Zwecke ab auch 
die Bedingungen desselben genau rorzüzeichnen, 
Erstere können keine andere seyn, als, entweder 
das G^ständnifs des Verdächtigen zu erhalten , 
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oder durch seine Antworten Beweismittel 
gegen ihn, zur Eruirung seiner Schuld, oder% 
für ihn, zum BehuFe seiner gänzlichen Ent- 
schuldigung oder wenigstens der Minderung 
seiner Strafbarkeit zu entdecken« Die Bedin- 
gungen de« Verhörs aber lassen sich in die ein« 
zige Bestimmung zusammenfassen : dafs dem 
Angeschuldigten weder kaptiofse noch sug- 
gestive Frd^en zu stellen seyeo a). Dafs die 
gegebenen Antworten fein und unv^erändertyoa 
einer verpflichteten , und von der des Richters 
verschiedenen 5 Amtsperson aufzunehmen seyen, 
ist für den Verhörten wie für den Verhörenden 
gleich nothwendige Sicherungsmafsregel; Der 
Verhörte bekennt nun entweder rein und unum* 
wunden^ dafs er das in Frage stehende Verbre- 
chen begangen, (oder dazu mitgewirkt) habe; 
oder, er bekennt zwar, beschränkt aber sein 
Bekenntnifs durch einen oder mehrere Umstände, 
welche alle, oder doch die ordentliche Strafe 
ausschliefsen ; oder er leugnet unbeschränkt und 
beharrlich. Im ersten Falle ist die Untersu- 
chung geschlossen , sobald das abgelegte Bekennt» 
nifs rechtsgültig ist; die Bedingungen 
dieser Rechtsgültigkeit find demnach in der 
unterstellten Instruktion eben so pünktlich als 
vollständig zu bestintmen. 

« 

i) Je gröfscr gewöhnlich die Verlegenheit' 3ef Hiditeriil 
Ansehung jeuer Quftlititeii der Fragen' äbt, und je 
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melir» bay aller ihrer Vorsicht > dennoch dagegen 
yerstofsen zu werden pflegt, desto dringender ist die 
Noth-wendigkeit y die Merkmale der bezeichneten Qua* 
lit'iten in 4er Instruktion für jeden einleuchtend zu 
be^immen^ 

§. 504. ) 

Im zweyten Falle ist, sobald das Bekennt« 
m£$ an sich die Bedingungen der Rechtsgültig- 
keit hat 9 die Untersuchung sodann lediglich zu 
richten auf entschöpfende Herstellung der Wahr- 
heit oder Unwahrheit des , oder der angegebenen 
beschränkenden Umstände. — Für den dritten 
Fall — so wie auch für den zweyten , wenn das 
Bekenntnifs an sich nicht rechtsgültig ist — • ist 
fürs erste der Gebrauch aller, auTser der Person 

des Angeschuldigten liegenden, Mittel, wodurch ' .4^ ^ {^ 

die gesuchte Gewifsheit über das Subjekt des 
Verbrechens erreichbar ist 9 anzuordnen 9 und 
^ttd diese Mittel, so wie die Bedingungen 
und Formen ihres Gebrauchs, sammt ihren 
Wirkungen im Allgemeinen sowohl , ab auch» 
50 viel möglich ist, in specieller Anwendung 
£tt bestimmen« Diese Mittel sind Au|^en* 
schein (Okularinspektion) nach Beschaffenheit 
der Sache unter Mitwirkung beeidigter sachver- 
ständiger Personen, Dokumente und Aus- 
sagen beeidigter Zeugen, Wird durch den, 
in vorgeschriebener Form unternommenen , 
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Gebraach des einen oder des anderen» oder 
mehrerer dieser Mittel zugleich die, nach den 
gesezlich bestimmten Wirknagen derselben zn 
beiHessende, vollständige Gewifsheit darüber, 
dafs der Angeschuldigte das Subjekt des Verbre- 
chens wirklich sey, hergestellt, so bedarf es des 
eigenem Bekenntnisses des le?^teren gar nicht. 
Hin zum Geschäfte der Subsumtion unter die 
Strafgesetze übergehen zu können. In soferne 
jedoch die' vollständige Aufhebung des vorhan- 
denen Verdachts nicht minder Zwek — und die 
Herstellung derGewifsheit^ da(s der Verdächtige 
das fragliche Verbrechen weder selbst begangen, 
noch dazu mitgewirkt habe , nicht minder Objekt 
der Untersuchung ist, als die £rhebiipg des 
Verdachts gegen das in der Untersuchung befan- 
gene Subjekt zur vollständigen Gewifsheit, in 
soferne mufs auch ein gleich sorgfältiger Gebrauch 
jener Mittel zum Behufe des ersteren Zweks — 
und ^war um so inehr« je mehr beyde Zwecke 
ihrer Natur naph innigst verbunden sipd^ uud 
je weniger de|: Richter ein Interesse habep darf, 
w<elches vor^ beyden Biesultat^n hervorgehea 
we^de? — ^.dem Richter ^ur strengsten Pftickt 
gemacht werden ,_ damit du^ch dessen Selbstthä- 
tigJLeit der ^ßptschuldigungs* wie der An- 

schuldigM^ugsbeweisin ^lelch<sinM^^ «• 

schöpft werde, 
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§. 505. 
Sollte, obf^leich die Existenz des Verbre« 
chens an sich gewifs , oder doch sehr 
wahrscheinlich ist, keines jener Beweismittel 
anwendbar seyn , oder doch durch den Ge- 
brauch derselben der Verdacht weder zur Ge» 
wifsheit erhoben, noch niedergeschlagen werden 
können, dann erst wird es nothwendig, die 
gesuchte Qewifsheit in der Person des Verdäch- 
tigen selbst näher zu erforschen. Deoa Ungehor- 
sam des Angeschuldigten, den er etwa durch 
verstoktes Schweigen , oder durch offenbare 
Widersprüche in seinen eigenen Aussagen, oder 
durch Vorbringen erwiesener positiver Lügen 
bewiefse , durch Erregung körperlicher Schmer- 
zen zu begegnen, mufs allerdings dem Richter 
gestattet werden ; nur sind ihm nicht nur Be- 
4inguDgen , sondern auch Z wek , (^rad und 
Grenze der Anwendbarkeit dieses Mittels genau 
vorzuzeichnen, um ^u verhüten , dafs dasselbe 
nicht in Tortur ausarte. Dafs aber die Erregung 
körperlicher Schmerzen, als Erpressungsmittel 
einer bestimmten, ihm nachtheiligen , Aussage 
von deia Angeschuldigten, — eigentliche Tor* 
tur — absolut unzuläfsig sey, ist vorlängst mit 
einer Evidenz erwiesen^ die miph jedes weiteren 
Beweises hierüber überhebt > und ich bemerke 
ntir noch , daf»^ die nämlichen Gründe den Ge* 
brauch einet, reellen oder wörtlichen Ter» 
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rition zu gleichem Zwecke (als ähnliches £i> 
pressungsmittel) in gleichem Grade verwerflidi 
darstellen« Als zuläfsige Mittel » den Ange- 
schuldigten zum Geständnisse der Wahrheit zn 
vermögen > bleiben demnach allein nqch übrig: 
erstens die KonFron tation , entweder 
zwischen ]Vlitbeschuldigten> oder zwischen An- 
geschuldigten und Zeugen-— (die Konfrontatioa 
zwischen Zeugen und Zeugen gehört zur Nor* 
niirung der Beweisführung durch Zeugen) — um 
entweder einen , aus dem Widerstreite verschie- 
dener Aussägen entstandenen! Zweifel durch 
den Versuch gegenseitiger Verständigung der 
Dissentirenten zu löfsen, oder, um den Leug- 
nenden dadurch , dafs ein Anderer ihm die Wahr- 
heit ins Gesicht sagt, zum Geständnisse zu be- 
stimmen. Zweytens die Vorlegung des Cor- 
poris delicti (wo diefs möglich ist), oder der 
gebrauchten Werkzeuge , oder anderer sinnlicher 
Merkzeichen der That. Aber auch die Bedin- 
gungen und Formen des Gebrauchs dieser Kon- 
frontation und Vorlegung sind genau zu be- 
stimmen j um jedem Mifsbrauche hierunter zu 
begegnen. Drittens der Reinigungseid« 
d. i. die eidliche Versicherung der Unschuld von 
3eite des Angeschuldigtem (Doch scheint mir 
die Ablegung dieses Eides nur als zureichender 
Grund zur Absolution von der Instanz 
gelten zu können ^ die Verweigerung derselben 
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hingegen denk reinen Geständnisse gleich geach- 
tet werden zu müssen. Die Gründe dieser 
Bemmmung, und der in ihr liegenden DLspacl- 
tätt können kaum einer Eiorteruog bedürfen), 
§. 506. 
Findet der Richter keine Objekte s^ner 
Setbstthättgkett mehr in Hinsicht auFdenZwek 
der UntersQchnng , so ist er anzoTreifsen , den 
Angeschuldigten zur Führung seiner Defension 
anfzufordero, die jedoch nur zum Zwecke der 
Abwendung >3der Milderung der Strafe selbst zu 
gestatten, und in Ansehung derer die Art der 
Zulafsigkeit eines Defensors zu bestimmen ist. 
Gehen aus dieser Defension neue, dem Ange- 
schuldigten vortheilhafte , Thatsachen hervor, 
deren Wahr - oder Unwahrheit nicht bereits 
entschöpftist, so sind die, dieser Entschijpfung 
entsprechenden, Beweismittel (z.B. Abbörong 
von Defensionalzeugen) in Anwendung zu brin- 
gen a). Für den Fall min , dafs auch die Defen- 
sion eingekommen» und das durch sie etwa ver- 
anlafste Verfahren geendigt ist, ist dem Richter 
durch die Instruktion zur Pflicht zu machen : 
dafs er ein FeyetHicKes Gericht konstitaire — 
durch Zusammenrtif von wenigstens 3 , und 
höchstens-?! nu$den%;orhandenen verschiedenen 
Ständen von ihm zu wählenden, ebeiT^ unpar* 
theyischen als unbescholtenen, Männern , deren 
gesunde UitheiUkraft bekannt ist b) '■ — diesem 
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^mmtliche, über den Thatbestani des Verbre- 
chens sowohl , als über die An* und Entschul« 
d igu n g deslnquisiten geführten« Beweise sammt 
des lezteren Defension , in geboriger Ordnung 

vorlege» den In quisicen selbst, so wie die etwai« 
gen Zeugen (die jedoch gleich bey ihrer ersten 
Abhörung beeidigt seyn müssen) unter Beziehupg 
auf ihren Eid* über alle wesentlichen Punkte in 
Gegenwart des unterstellten Gerichts abermals 
bestimmt vernehme, die Glieder des Geridits 
auf die, auf die Beurtheilung einfließenden« 
Gesetze , (deren Kodex vorzulegen ist) aufmerk« 
sam mache, und, diesem allem vorgängig, von 
ihnen die Entscheidung folgender Fragen ver- 
lange: erstens ob die Existenz des Verbre- 
^chensan sich gewifs? Zweytens: welche^ 
Verbrechen als begangen anzunehmen? Drit- 
tens: ob der Inquisite dessen schuldig sey, 
oder nicht? Viertenst ob und welche, 
gesezlich anerkannte, Milderungsgründe 
oddr Schärfungsgründe, als aufser Zweifel 
gestellt anzuerkennen seyen? 

a) Da , uuseret Voranscensuiig nach , die selbstdiScige Ent- 
scköpfuiig auck des Bntsc'lialdiguii gsbeweiaes 
surgeseziichen Pflicht des Richters gehört, so kann Dix 
die, demungeachtet postu^rte-, Gestattung einer 
besonderen Dcfension not in soferne ein Grund vor- 
handen seyn» als diese Dafension eine Art von Siche- 
Tungsmittel gegen die etwaige Nachräfsigkeit dss 
Richters, und tin UiitersttHzungemiital Ittx d«tto 
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pünktlichere Kotittollif ung der Th'itigkeit der Unter- 1 

rickter Tori Sehe der Revisionsbehörden bilden ^ 

kann; Dafs aber die Defension nur zu dem oben 
bemerkten Zwecke gestattet werden soll , hat seinen 
(^rutid in iet Absiebt auf Entfernung alles dessen, 
was ein^n aswekfoäfsig tascheti Gang der Untersu« 
chnng ienimen könnte y tind in der Toraussetzung ^ 
dafs dem Richter durch die Instruktibn selbst die 
Hände genug gebunden seyeny lün^ dem Angeschul- 
digten prüjudizirlichey Handlungen nicht y ohne dafs 
es der Zwei det Utfterstichung erheischt j vorzu* 
nehmen, 
h) Dafs jedes 6lied des Staats » welches von einer i'rimar^ 
strafrechubeh&rde zu eifleih Gericht def unterstelltet! 

An einberufen '#itd i dieiet FuAktiori linweigerlich i 

sich hl unterzieheä habe» ist gesezUchnIs unerliifsUche 
allgemeine Bürgerpflicht <u erklitren» von deren Erfül« 
lung nur erwiesene Krankheit odei^ spnstige legale 
Behinderung dis'pensiren könne. — Die Notliwen- 
digkeit der Eonstituirung eines Gerichts der,postu- 
lirten Art ist bereits in def erstell Abtheilung ^A^ 2\i 
mid ttt2 dArgethan; 

§. 507. 

Dais> durch die Stiinmemnehrheit ä^s er* 
wähnten Gerichts gefundene ( gehörig zu regi- 
strirende), Besühat ist die Ba(sis der richterli- 
<^en SübsnmtioiT» auf dereiü Grand der Richter 
nunmehr das Urtheil zu entwerfen hat. Als 
generelle Normen dieses Entwurfs aber sind fol- 
gende Prinzipien 9 die keine Ausnahme ge.stat* 
ten 9 aufzustellen; Ist die Existenz des Verbre*- 

Behr Staatskunst» II. Abth 22 
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chens und die Schuld des Inquiditen juridisch 
vollkommen bewiesen, so j^jauts ein kondem- 
tiatorisches Unheil erfolgen t und zwar darin 
auf die ordentliche Strafe des Gesetzes und den 
Ersaz des Schadens erkannt werden > wenn nicht 
das Daseyn solcher Umstände bewiesen ist , 
welche 9 der. Voraussetzung ungeachtet, alle, 
oder doch' die ordentliche Strafe ausschliefsen , 
oder im GegentKeile die Slraf^arkeit erhöhen. 
In dem einen oder dem anderen der leztern Fälle 
ist die ordentliche Strafe nach dem in der Straf- 
gesezgebunl^ aufgestellten Mafsstabe zu mildem 
oder zu schärfen , (jedoch immer mit Erkennung 
auf den Scfaadensersas. — * Ist die Existenz des 
Verbrechens f und dafs der Angeschuldigte das- 
selbe begangen habe , juridisch vollkommen 
I , gewifs, aber, ob es aus böfsem Vorsatze, oder 

Versehen geschehen sey? ungewifs, so ist auf 
jeden Fall vorläufig auf die Strafe des VerseViens 
zu erkennen, und die Vollendung des fehlenden 
Beweises ferner zu beachten. — Ist die Existenz 
des Verbrechens niciit juridisch vollkommen 
gewifs, so kann keine Verdammung statt finden^ 
dasselbe ist der Fall, wenn, obgleich die Exi- 
stenz des Verbrechens aufser allem Zweifel, 
dennoch der, gegen den Inquisiten vorhandene» 
Verdacht nicht zuT juridischen Gewifsheit erho* 
ben ist. Ist aber auch der Verdacht nicht voll- 
ständig aufgehoben, d. i. sind zwar ladidba 
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vorhanden, aber kein Beweis der Schuld be- 
grändet» und desseü Begründung auch gegen- 
wärtig nicht 2tt hoffen , %o kann blolse Absolu- 
tion voii der Instant erfolgen i als womit der 
Proasafs nbt süspeüdirt i^ird^ welcher, to wie 
sich mit den irorbalidenen Indicien neue verbin- 
den # die zur Erwartung eines Vollen Beweises 
befechtigeH > wieder aufgenömihen werden 
mufs (der so.Absolvirte ist der Poli:£ey zur 
genauen Beobachtung zu bezeichnen }. »^ Ist 
endlich det Vetdacht ihallkommen niederge- 
schlagen durch vollkottimeneti beweis der 
Unschuld des Inquisiten ^ so ist derselbe rein 
zu absolvlren^ 

Anmerkung. Der durch ein, vöifi Staate rerliUtbar^t, 
Verbrechen eiaW Bttrgto zugefügte Schale aollte auf 
jeden ^all vom Staate, so weit diefs möglich 
ist , ersezt werden ; denn wofür leistet der Bürger 
eeine Abgaben und Didnite ? \ix der Vei'brecker auf- 
gefunden, so hÜlt sich natürlich der Staat an ihn* 
Aber das. Nichtaüffinden des Verbrechers entbindet 
den Staat nieht von seiner Schulpflicht, und eben so 
Wenig die Uüvermögenheit des Verbrechers, 

%. 508* 
Das vonü Onterrichter entworfene Ürtheil, 
von welcher Art es auch sey , ist von Amtswe- 
g^>^ (§« 495.) mit den sämttitlichen Untersu- 
chun«:$akten an die erste Bevisionsinstanz der 
StroQustiz unverzüglich einzusenden , deren 
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Geschäft dahin zo instruiren ist« dafs $ie, die* 
von der Frimarbehörde geführte, Untersuchung 
sowohl ihrer Form als Materie nach pttnkt» 
lieh prüfe, die etwa in Ansehung der Form 
bemerkten Fehler von jener Behörde rärbes^ern, 
die in Ansehung der Materie etwa entdekten 
Lücken , soweit es nothwendig und möglich ist, 
ergänzen lasse, diesem vorgängig, und nach 
vorgenommener Würdigung der Subsumtion, 
das von der Frimarbehörde entworfene Urtheä 
entweder reformire > oder bestättige, und non 
das von ihr ausgesprochene oder sanktionirte 
Urtheil-^ je nachdem mehr, als zwey Drittheile 
ihrer Glieder dazu übereinstimmten, oder ein 
Drittheil dissentirte — im ersten Falle zur Voll- 
s&iehung ausstelle, im zweyten Falle aber , von 
Amtswegen, mit Begleitung der Akten beyder 
Instanzen, an die ZentralstraQutizbehÖrde , als 
zweyteRevision sinstanz , einsende , deren 
nach abermals unternommenerFrüfung der Form 
und Materie der Untersuchung gefälltes, Urtheil, 
als Urtbeil der höchsten und lezten Instanz, 
nun ohne weiteres in Vollzug zu setzen ist. — 
Die übrigen Momente der Instruktion derbeyden 
höheren Strafjustizbehörden ergeben sich von 
selbst aus der, in den $. §. 496 und 497 bereits 
gezeichneten Bestimmung derselben , gleichwie 
auch die Instruktion des Zentralstaatsraths in 
Beziehung auf das Strafjustizdepartement durch 
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«Qine« im $. 407 aDgegebeoe » Bestimmuag hin* 
rsächend' normirt ist. . 

■ t §. 509 

Diejenige Klasse von BshÖrcleh t welch« 
ZOT Vollziehung aller StrafurtWie miv am 
meisten geeignet scheint, und welche dalier ia 
der Instruktion für die StraFrechit'spAege mit 
ienelr Vollziehung ausfliegend beftufzuUsageD 
seyn dürfte, ist die der PrimarijtifaFjustiz- 
hetiÖrden ; denn kaum wird der Z^wek. der> VolU 
ziebang der Strafgesetze, nämlich die Wirksam« 
keit' der, in ihnen enthaltenen « prohongeb za 
begründen xmA'. zu. erhöhen.» '^«sentlicher 
befördert werden können , als dadurch , dafs 
dem sinnlichen Eindrucke , der durch die 
Ansicht oder das Bewofstseyn eines, in seiner 
]yä^e..bjegangenen, Verbrechens hervorgebracht 
wurde, durch die Ansieht der Vollziehung der, 
gegen dieses Verbrechen angedrohte» , Strafe 
unmittelbar begegnet wirdj und eben- die^ 
geschieht durch Vollziehung der Strafe in 
demselben Bezirke , in welchem das zu bestra- 
fende Verbrechen begangen ward. Dafs die 
Vollziehung jeder Strafe Öffentlich gesche* 
hen müsse, folgt eben daraus, und wurde schon 
Früher dargethan. Die Instruktion hat also die 
Formen dieses Öffentlichen Vollzugs zu bcstim- 
[pe|i.',a .wobey die Häuptriiksicht darauf zu 
nehmen ist, da& dureh seine Formen die VVürde 
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des Volizie)itiagsakt6 möglichst gehoben , die 
Erregung jedesi dem Zwecke fremden f Eindndcs 
nnd Gefühls, soWel thuplicht veraiie4en» dage- 
gen die HeAe:cion $ soriel mögUch ist , ^nf die 
Geltung und Realität der Stnifandrohungen 
konzentrirt werde a). Um aber der postulirteo 
's Publizität die nöthige Ausdehnung tU geben , 

und dadurch ihrem Zwecke ganz zu entsprechen, 
mufs die Vollziehung einer jjedefi Strafe mit 
Anführung de« Verbrechens qnd Gesetzes, durch 
öffentliche Blatter allen Sl9i|tsglieder.n kundge- 
macht^ und dadurch für Alle die Wirk^mk^it 
der dtraEait^ohungeq beurkundet werden b). 

« 

i 

. a) ^i|fi xiicUt uowirl^tanies Ajlittel hienu indch^ $ ey^ daß^ 
der Strafvollzi^l^uiig uomiLttelbar vorhergehend« » 
öffpndiclie Ablesen des, oder derStrafgetetz», dereo 
Drphung eben realisir^ 'yv'erdeii soll^ 9p v^ie exuec 
eiafachea &rzShluB0 der That | wodurch jenes G^ses 
übertre^ei^, ab^ fHch 45}^s^n l^ealiiirung not^iw^adig 

b) P4 eine r^iin «bsolvirende Sentex^^ tiur dann erfolgea 
l^aiin, "vy^enn die U^Bchuld de» Jnquisiten positir 
Vbllkomcpen biewieseil, oder wei^gat^nt al|er Yer» 
^cbt9gr\tn4 hinw^ggedUimt iH » f o scbeint mx der 
3t«{^t es deip £hr^ des l^teren ichul^ig zu sejriiy daÜs 
«uch jfde rfip absolyirende Sef^teaz fUe m^lichste 
Publ^^t'it erhalt9^ un4 die ^}xv^ des f o Absulvixten 
aus^riiklicl^ gesiphert vy^frde« Aber auch die f ublikitHt 
' einet, blofs yoxi der Instanz abspjvirendefi , Sentenz 
möchte in ifnancher Hinsiclit sehr zwekmifslg seyte. 
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§. 510. 
Dafs den Verhandlungen des, im ^. 506. 
postulirten, Gerichts, durch Gesialturig freyen 
Zutritts für Jedermann» ebefimä(siß Publizität 
ZU geben » — dafe für die Pri mar.bcjhördjBn des 
Strafjnstizdepartements ein individuelles, 
für seine Mittel behÖrden aber , so wie für die 
Zentralbehörde desselben ein kollegiali- 
sches Verfahren anzuordnen,— dafs endlich 
ein Maximum der Zeit zu bestimmen sey, 
binnen dessen die Untersuehung und Bestrafung 
jedes einiiftchen Verbrechens beendigt und'Unter- 
nommen seyn müsse» und dessen Überschreitung 
^ besonderer Dispensation bedürfi^ » — glaube ich, 
um Wiederholungen zu vermeiden, blofs bemer* 
ken zu dürfen , indem die Gründe dieser Postu* 
late theils aus den in dem Abschnitte von der 
organischen Gesezgebung aufgestellten Prinzi* 
pien an sich hervorgehen , theils aber auch bey 
ähnlichen Postulaten in Hinsicht der Civilrechts- 
pflege bereits ausdrüklich angegeben» und als 
zureichend bewährt worden sind« 

Anmerkung» D4rt die für den Zwek der Strafireclitt* 
pflege. itt einzelnen F'illen Yeranlafsten Kosten 
überhaupt demjenigen znr La«t za legen seyen f der 
eines Verbrechens , oder der Theilnahme daran schul- 
dig befanden worden ist y o Jer auch nur zum gegrün- 
deten Verdachte gegen sich die Veranlassung gegeben 
hat 9 lehrt die Natur der Sache. Dafs aber die Gerichts- 
insassent als solt^het zu den Kriminalkosten beyzd» 
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iragefi Apgehalten w^de^ f |e«t cntwedss itn Fehler 
der Fipanzve^waltuDg voraus^ da^isie picht, wieiie 
doch sollte I bey Berechnung des SuttsbedüxChisseSi 
und der ^^rntch zi; bemessenden Gröise dpr Statt« 
auflagen' überhaupt , ^uf den für den Zvftk der Sttif* 
rechtspAese erförderÜchen Aufwand Riiksic)it ge^iom« 
men habe, oder ist, iip FaU^ efitgeg^ng^sezur Vor- 
aussetziing offenbaret Unrecht. Laueres $fßt ^i 
3uj|tfgeY(ralt i^it sich selbst s|i Widerspruch y und der 
erstere Fall zeugt ypn lujordentlicher Staauiniu« 



haltung. 



§. 511, 
' r.Pdrph eine i nac^ den liier iin Qrviodrisse 
ge^ei«hn^teo Prilis^ipiisii ^\irc\kgelühttp i In- 
struktion wir4 die^ ziim Sehufe dfsr Su^- 
rfcbt5pfleg^ in Bereitschaft gestellte , Tbatknift 
ip dem lytafse impulsirt ^ und ^n derjenigen jM 
geieiteti von welcher dje möglichst nächst^ Er* 
reichupg des Zweks ^ev Strafrepht$pfiege 0%!^ 
Zuversicht erwartet werden kann; und ipdefD 
hinwiederum für ^ep prplftisphen ip^rfplg jefies 
Impulses i^nd je^ier Leitung t $p wie» für die 
ununterbrochepe Daue^ pri4 Zwekmäl^igl^^i^ 
dieae^ Erfolgs durch die , voraus vqrgescblagepey 
Art der Organisatiofi der Straf rech tipflege 
die befriedigende Garantie geleistet ist, bewähre» 
3ich beyde (die vqrgeschjagene Organisation und 
Instruktion) in ihrer |iarmopischen ^VechselW^ 
Ifung als die zureichenden Mi^el, deq g^F^chten 
Apfp.r gerungen au die Straf rech tsp|lege ypll^om* 



i, 



eiaes roH^tändigen Gebrauchs di 
kaum liegend ein Verbrechen : 
dessen Urheber oder Gehülfe 
straflos bleiben können, wird c 
bestand jedes Verbrechens» und 
über dessen Subjekt in mÖgliel 
aber auch mit zureichender Vort 
wird jedes Staats^lied gegen d 
schuldlos Strafe dulden zu müss 
gendem Mafse gesichert, aber i 
androhung, in jedem gegebenen 
wendbarkeit , ohne ^ii^nahme 
dadurch die Wirksamkeit jener 
dem Grade erhoben werden, 
Staatsglied von dem Unteinehm 
Verbrechens so sehr, als es auf] 
Wege möglich ist, wirklich a 
Stoffdes künftigen Handelns deri 
immer mehr verringert, das ß 
glieder also gegen mögliche yerl 
kräftiger und wirksamer gesiche 
Hiermit ist die Aufgabe der S 
Slrafjustizgewalt, gelöfst 
zur Erreichung seines Endz' 
diese durch Realisirnng des M 
Strafrechtspflege bedingt ist, vi 
fizirt. — Ist dieses, so darf icl 
nuug, den Vorwurf der Staatslt 
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der Rechtspflege in ihren liefden Zweigen ent- 
schöpft ua haben » zu den übrigen Zweigen der 
5iaat$verwaUung übergehen , deren Behandlung ' 
den Gegenstand der dritten nnd lezten Ab- 
(h<»ihing annnacht. 
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Nachtrag der in der ersten J 
zn verbessernden Drukfeh 

Von-ede S.XX, Zfeile 17 setie vor »p5te» hin 

— IQ Um: mnnen, mtl 

Seit« 18t Zeile 10 li»t im IcFteien, Itap: 

— — — if, lis»: im «riMren» •«!«.( 

— £44 — 7 Ue«I walubrnTt, >Utt; Wi 

— sSi. '— S )iM:Vervra)itloiui|g, tiitt:' 
~- &63 -r ß ^'*.)> uDian, li«i : Gcliuug 

— 207 — 20 lieai Schau -iMtti Sehet 

— 3o3 — 1 Uei; ücbereT»» tuus.ui 
~- 3o7 — 3 TOi} »»teil) lieai vprrktbftt 
p- Si3 ■^- g lie*: betUtigt h'jtie, »tat 

— 3a3 — >g liea; aerZeit, lUtt: .di< 
^ '3a4 ^T* 1 ^on unten) lietj eb;n, 
•^ir 338 — 6 lie»! innigBf, statt 1 eipi 
_ — -— a3 lieii des Gangelt «tatt; 

— 33ii —^ g 1i«)) nachitUuilet itatt: r, 
-r~ 33$ -!- JeziB Zeile t lie*: £iU|, ^latt 

Ven^ichnirs der in der zweyte 

zu verbessernden Drnkfel 

Seile 17 Zeil^ 1« liea: Vm^imma^^ «lait 
^^ fS ^ ^( ^ 12 lies: Icinea Mitt 

_ Ag -r 4 nndwo diehWoitnocl 

lies: Endzweki, itati 

^ 59 — £ von unten , llei : den ^ 1 

,», ,||3 — 5 — » — lies : yerwaltu 

•^ i£S — 4 lieii Bedingungeni sta 
••_ 14g .9 £ Tun unten 1 lies^ Ge 






me »57 Zeile .5 Ue»:.ibret Bwrerbang, »t^: Beneikiiig 



Stite 



i6a — 



-— ty2 — 



9 von unten , lies t den Umfang de« Bem^ 

Bigenüiums - und Gebrauchsredui 

1 1 von unten, lies/durch Familien^ GemuB. 

heits - n, «» w* 
" •—•—*— lies: eine, ftatt: seine 
1 7 lic«: undVcrhkItnissc, tuot; inVerhUtniise 
la lies: im, staut in 

d li... «utheik, mu. .„gttheilf 
l5 liet: Limdenuntiation 9 sutt; deman- 

tiation 

1 1 Von nn ten, lies: handelte, statt : handelnde 

21 lies: auch leztcre, statt: aiifleztere 

'— — a6 lies: Auszeichnung, statt: Ausgleichung 

a38 — 9 lies : bemerkt wird , tutt : bewirkt wird 

244 — ^ Jw: durch eigenen,' «ttattj durch eigene 
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1Ö3 — 
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2p6 — 

2\2 — 
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